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der Baufluchten , sowie das Bauen längs der Landstraßen
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Nr. I.

Gesetzes- und Vermdnungs
für das Großherzogchum Baden.

Karlsruhe , Montag den 5. Januar 1880.

Inhalt.
Verordnung und Bekanntmachung des Handelsmini st eriums : betreffend die Dicnstanweisnng für den

Fabrikinspektor ; des Finanzministeriums:  die Zollbezirke der Hauptsteuerämter Lahr und Freiburg betreffend.
Berichtigung.

Verordnung,

betreffend die Dienstanweisung für den Fabrikinspektor.

Im Einverständnisse mit Großherzoglichem Ministerium des Innern wird zum Vollzüge
des Z. 1395. der Deutschen Gewerbeordnung und des A. 2 der landesherrlichen Verordnung
vom 30. Januar 1879 (Gesetzes- und Verordnungsblatt Nr. VI.) verordnet, was folgt:

Der Wirkungskreis des Fabrikinspektors umfaßt:
1. innerhalb der durch die W. 139 5. und Z. 154 der Gewerbeordnung bezeichnten

Grenzen
a. die Aussicht über die Ausführung der die Beschäftigung der Arbeiterinnen und

jugendlichen Arbeiter betreffenden Bestimmungen der Gewerbeordnung(Z. 135 bis
139 n. und §. 154) ;

1». die Aufsicht über die Ausführung des Z. 120 Absatz3 der Gewerbeordnung,
betreffend die Sicherung der Arbeiter gegen Gefahr für Leben und Gesundheit,
soweit es sich um die Anwendung dieser Bestimmungen auf Fabriken und die
denselben gleichgestellten Gewerbebetriebe(Z. 154) handelt;

2. die Aufsicht darüber, ob die demZ. 16 der Gewerbeordnung und den dazu gehörigen
Ergänzungsbestimmungen(Gesetz vom 2. März 1874, Reichsgesetzblatt Seite 19)
unterliegenden gewerblichen Anlagen den Genehmigungsbedingungen entsprechen, wobei
namentlich die Einhaltung der mit Rücksicht auf die besondere Beschaffenheit des
Gewerbebetriebs und der Betriebsstätte zur Sicherung der Arbeiter gegen Gefahren
für Leben und Gesundheit festgestellten Bedingungen zu überwachen ist.

Gesetzes- und Verordnungs -Blatt 1880. 1
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8- 2.

Der Fabrikinspektor soll in dem ihm zugewiesenen Wirkungskreise nicht an die Stelle
der ordentlichen Polizeibehörden treten ; seine Aufgabe besteht vielmehr darin , durch Ergänzung
der Thätigkeit dieser Behörden sowie durch sortlansende Beobachtung derselben und durch
sachverständige Berathung des Handelsministeriums und der Polizeibehörden eine zweck¬
entsprechende und gleichmäßige Ausführung Her Bestimmungen der Gewerbeordnung und
der auf Grund derselben erlassenen Vorschriften zu bewirken.

Dabei soll er suchen, durch eine wohlwollend kontrolirende , berathende und vermittelnde
Thätigkeit nicht nur den Arbeitern die Wohlthaten des Gesetzes zu sichern, sondern auch die
Arbeitgeber in der Erfüllung der Anforderungen , welche das Gesetz an die Einrichtung und
den Betrieb ihrer Anlagen stellt , taktvoll zu unterstützen , die Interessen der Gewerbsunter-
nehmer einerseits mit jenen der Arbeiter und des Publikums anderseits auf Grund seiner
technischen Kenntnisse und amtlichen Erfahrungen in billiger Weise zu vermitteln und sowohl
den Arbeitgebern als den Arbeitern gegenüber eine Vertrauensstellung zu gewinnen , welche
ihn in den Stand setzt, zur Erhaltung und Anbahnung guter Beziehungen zwischen beiden
mitzuwirken.

Um sich von dem Zustande und Betriebe der seiner Aussicht unterstehenden Anlagen
eingehende Kenntniß zu verschaffen , hat der Fabrikinspektor dieselben von Zeit zu Zeit einer
Revision zu unterziehen . Die Revision ist besonders eingehend und in kürzeren Zwischen¬
räumen bei solchen Anlagen vorzunehmen , deren sachentsprechende Beaufsichtigung durch
technische Kenntnisse und Erfahrungen bedingt ist , welche bei den Polizeibehörden nicht vor¬
ausgesetzt werden können , sowie bei solchen Anlagen , deren Betrieb mit besonderer Gefahr
für die Arbeiter oder die Nachbarschaft verbunden ist.

Bei Anlagen , welche durch Ausdünstungen , durch Verunreinigung des Wassers oder des
Bodens oder aus andere Weise die öffentliche Gesundheit oder die Gesundheit der Arbeiter
gefährden , ist die Revision in der Regel in Gemeinschaft mit dem Bezirksarzte vorzunehmen.

8- 4.
Bei der Revision der seiner Aussicht unterliegenden gewerblichen Anlagen hat sich der

Fabrikinspektor vor Allem darüber Kenntniß Zu verschaffen, ob und in wie weit die Bestim¬
mungen der Gewerbeordnung und der Vollzugsvorschristen , beziehungsweise die Genehmigungs¬
bedingungen durch die Unternehmer vollzogen werden.

Auch hat er sich darüber ein Urtheil zu bilden , ob und welche Vorschriften etwa auf
Grund des Z. 120 Absatz 3 und Z. 139 a . der Gewerbeordnung im Interesse der Industrie
einerseits und der Arbeiter anderseits zu erlassen wären oder in wiefern sich eine Abänderung
bereits bestehender derartiger Vorschriften empfiehlt.
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8- 5.

Dem Fabrikinspektor stehen bei Ausübung der ihm übertragenen Aufsicht die amtlichen
Befugnisse der Ortspolizeibehörden zu ; derselbe soll aber polizeiliche Verfügungen , die mit
administrativem Zwang durchzuführen wären , nicht erlassen , vielmehr auf die Abstellung der
von ihm Vorgefundenen Zuwiderhandlungen gegen die Gewerbeordnung , die Vollzugsvor-
fchriften oder die Genehmigungsbedingungen sowie der sonst beobachteten Uebelstände zunächst
durch gütliche Vorstellungen und geeignete Rathschläge hinwirken.

Ist auf diesem Wege die Erfüllung der gesetzlichen Anforderungen nicht zu erreichen,
so tritt folgendes Verfahren ein:

1. Handelt es sich um die Beschäftigung der jugendlichen Arbeiter oder der Arbeiterinnen
(8 - 1 Ziffer 1 re. dieser Dienstanweisung ), so sind die wahrgenommenen Verstöße zur
Kenntniß des Bezirksamts zu bringen mft dem Ersuchen um Herbeiführung des
weiteren Verfahrens.

2 . Steht die Ausführung des Z. 120 Absatz 3 der Gewerbeordnung in Frage (Z. 1
Ziffer Id . dieser Dienstanweisung ), so hat der Fabrikinspektor in. denjenigen Fällen,
wo die auf Grund dieser Bestimmung vom Bundesrath oder von der zuständigen
Landescentralbehörde erlassenen Vorschriften nicht beachtet werden , an den Gewerbe¬
treibenden die nach Z. 147 Ziffer 4 der Gewerbeordnung vorgesehene Aufforderung
schriftlich zu richten und sofern derselben in der zu bestimmenden angemessenen Frist
nicht entsprochen wird , das Bezirksamt um weiteres Einschreiten zu ersuchen.

Handelt es sich um Einrichtungen , deren Herstellung für alle Anlagen einer
bestimmten Art noch nicht durch allgemeine Vorschriften des Bundesrathes oder der
Landescentralbehörde angeordnet ist , so hat der Fabrikinspektor beim Bezirksamt zu
beantragen , daß dem Gewerbeunternehmer die besondere Verpflichtung zur Herstellung
solcher Einrichtungen auserlegt werde . Vor Erlassung eines solchen Beschlusses hat
das Bezirksamt den Gewerbeunternehmer und den Fabrikinspektor zu hören und,
wenn eine erstmalig anzuordnende Einrichtung in Frage steht , das Gutachten anderer
geeigneter Sachverständiger einzuholen . Wird gegen den Beschluß des Bezirksamts
innerhalb der Rekurssrist Einsprache erhoben , so ist eine Entschließung des Bezirks¬
raths herbeizuführen . Der die Einrichtung anordnende Beschluß des Bezirksamtes
beziehungsweise des Bezirksraths gilt als eine Aufforderung im Sinne des Z. 147
Ziffer 4 der Gewerbeordnung.

3 . Zuwiderhandlungen gegen die gemäß Z. 16 der Gewerbeordnung festgesetzten Ge¬
nehmigungsbedingungen (Z. 1 Ziffer 2 dieser Dienstanweisung ) sind mit dem Ersuchen
um Abstellung zur Kenntniß des Bezirksamts zu bringen.

8- 6.

Der Fabrikinspektor ist unmittelbar dem Handelsministerium unterstellt (Z. 1 der landes¬
herrlichen Verordnung vom 30 . Januar 1879 ) ; derselbe hat beim Handelsministerium als
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das regelmäßige Organ sachverständiger Begutachtung zu fungiren , wenn es sich um die Er¬
lassung von Verordnungen , von allgemeinen Anweisungen oder von sonstigen wichtigeren
Verfügungen handelt , welche das der Aufsicht des Fabrikinspektors unterstellte Geschüftsgebiet
betreffen.

Von allen in den Bereich seiner Wirksamkeit fallenden Wahrnehmungen , welche für die
Handhabung der Gewerbepolizei und die Verwaltung des Gewerbewesens von Bedeutung
sind , hat der Fabrikinspektor das Handelsministerium in fortlaufender Kenntniß zu halten.

Geschäfte , welche über das der Aufsicht des Fabrikinspektors unterstellte Gebiet hinaus¬
gehen , dürfen vom Fabrikinspektor nur im Auftrag oder mit Genehmigung des Handels¬
ministeriums übernommen werden.

Alljährlich im Lause des Januars hat der Fabrikinspektor an das Handelsministerium
einen das abgelaufene Kalenderjahr umfassenden Jahresbericht über seine amtliche Thätigkeit
zu erstatten , welcher folgende Abtheilungen enthält:

I . Allgemeine kurze Uebersicht über die gesammte Dienstthätigkeit unter Angabe der
Zahl der vorgenommenen Revisionen und der auf Dienstreisen verwandten Tage;

II . Thätigkeit und Erfahrungen in Beziehung auf Beschäftigung der Arbeiterinnen und
jugendlichen Arbeiter;

III . Ausführung des Z. 120 Absatz 3 der Gewerbeordnung;
IV . die nach Z. 16 der Gewerbeordnung genehmigungspflichtigen Anlagen;
V . Mittheilung über Arbeiter - und andere Verhältnisse , welche für den Wirkungskreis

des Fabrikinspektors von Bedeutung sind , aber nicht zu den unter II .— IV . auf¬
geführten Gegenständen gehören.

Die Bezirksämter und die Ortspolizeibehörden behalten auch nach Ernennung des Fabrik¬
inspektors ihre bisherige Zuständigkeit in den gewerbepolizeilichen Angelegenheiten , welche
nach Z. 1 dieser Dienstanweisung der Aufsicht des Fabrikinspektors unterstehen ; sie haben
den Fabrikinspektor bei Ausübung seiner Amtsthätigkeit geeignet zu unterstützen , demselben
von dem Ausgang des von ihm beantragten Verfahrens sowie überhaupt von den zu ihrer
Kenntniß kommenden Mißständen in Fabriken und von Zuwiderhandlungen gegen die zur
Sicherung des Lebens und der Gesundheit der Arbeiter erlassenen allgemeinen und besonderen
Bestimmungen Nachricht zu geben.

Der Verkehr des Fabrikinspektors mit den Bezirksämtern und Ortspolizeibehörden ist
in den zur Zuständigkeit dieser Behörden gehörigen Angelegenheiten ein unmittelbarer.

8- 8.

Wo die Bezirksämter für ihre Thätigkeit in Angelegenheiten , welche der Aufsicht des
Fabrikinspektors unterstehen (tz. 1) , einer technischen Begutachtung oder Mitwirkung bedürfen,
haben sie in der Regel den Fabrikinspektor zuzuziehen.
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Namentlich ist vor Genehmigung der unter den Z. 16 der Gewerbeordnung fallenden
Anlagen eine Aeußerung des Fabrikinspektors jedenfalls dann einzuholen, wenn nach der
besondern Beschaffenheit des Gewerbebetriebs oder der Betriebsstätte Gefahren für Leben
und Gesundheit der Arbeiter zu befürchten sind.

Dadurch ist übrigens die Vernehmung des Bezirksarztes oder anderer technischer
Behörden oder sonstiger Sachverständigen, sofern dieselbe wegen der Natur der obwaltenden
technischen Fragen geboten oder angemessen erscheint, beziehungsweise von den Betheiligten
mit Grund beantragt wird, nicht ausgeschlossen.

Von allen Erkenntnissen über die Genehmigung zur Errichtung oder Abänderung der
in tz. 16 der Gewerbeordnung und den Ergänzungsbestimmungen hierzu bezeichnten Anlagen
ist dem Fabrikinspektor durch Mittheilung der bezüglichen Akten Nachricht zu geben. Auch
sind demselben aus Ersuchen die Akten, welche über früher errichtete Anlagen erwachsen sind,
zu übermitteln.

8- 9.
Die Ortspolizeibehörden sind insbesondere verpflichtet, dem Fabrikinspektor ans Ersuchen:

' 1. das Verzeichniß der von ihnen ausgestellten Arbeitsbücher(Z. 107 Absatz1 der
Gewerbeordnung) und Arbeitskarten(Z. 137 Absatz2 der Gewerbeordnung) und die
ihnen nach Maßgabe des Z. 138 Absatz2 der Gewerbeordnung erstatteten Anzeigen
vorzulegen;

2. bei der Revision gewerblicher Anlagen Beihilfe zu leisten;
3. Revisionen und Nachrevisionen bestimmter gewerblicher Anlagen vorzunehmen und

über das Ergebniß Mittheilung zu machen.

8- 10.
Mit den technischen Bezirksbehörden(namentlich dem Bezirksarzte, dem Kreisschulrath,

der Hochbauinspektion, der Wasser- und Straßenbauinspektion, sowie mit den amtlichen und
Vereinsdampfkesselinspektoren) hat sich der Fabrikinspektor hinsichtlich solcher Angelegenheiten
in's Benehmen zu setzen, welche den Wirkungskreis dieser technischen Behörden berühren.

8- ii.
Die Inhaber und Leiter der Fabriken und der in Z. 154 Gewerbeordnung aufgeführten

Anlagen, welche der Aufsicht des Fabrikinspektors unterliegen, sind verpflichtet, dem letzteren
den Zutritt zu denselben zu jeder Zeit, namentlich auch in der Nacht, während die Anlagen
in Betrieb sind, zu gestatten und soweit es sich um die unter Z. 16 der Gewerbeordnung
und seine Ergänzungen fallenden Anlagen handelt, auf Verlangen die Genehmigungsurkunde
nebst den dazu gehörigen Plänen und Zeichnungen vorzulegen(ß. 31 P .-S .-G.-B.).

8- 12.
Den Nachweis seiner amtlichen Eigenschaft führt der Fabrikinspektor durch Vorzeigung

einer vom Handelsministerium ausgestellten Legitimationskarte.
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Der Fabrikinspektor ist , vorbehaltlich der Anzeige von Gesetzwidrigkeiten , zur Geheim¬
haltung der amtlich zu seiner Kenntniß gelangenden Geschäfts - und Betriebsverhältnisse der
seiner Aufsicht unterstehenden Anlagen verpflichtet (Z. 139 d . Absatz 1 Gewerbeordnung ).

Karlsruhe,  den 2 . Januar 1880.

Großherzogliches Handelsministerium.
Turban.

Vät . Ballweg.

Bekanntmachung.

Die Zollbezirke der Hauptsteuerämter Lahr und Freiburg betreffend.

Seine Königliche Hoheit der Groß Herzog  haben nach höchster Entschließung
aus Großherzoglichem Staatsministerium vom 27 . Dezember v. I . Nr . 683 gnädigst zu
genehmigen geruht , daß zur Herstellung einer Uebereinstimmung zwischen den Bezirken der
Obereinnehmereien und Hauptämter bezüglich des Zolldienstes  vom 1 . Januar 1880 ab
die Gemeinden Bleichheim , Broggiugeu , Herbolzheim , Niederhausen , Nordweil , Oberhausen,
Tutschfelden und Wagenstadt von dem Hauptsteueramt Lahr getrennt und dem Hauptsteuer¬
amt Freiburg zugetheilt werden.

Dies wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Karlsruhe,  den 2 . Januar 1880.

Großherzvgliches Ministerium der Finanzen.
A . A . d. Pr.

Nicolai.
Vät . Roth.

Berichtigung.
In der Verordnung vom 23 . September v . I . , das Verfahren in Forststrafsachen betreffend , ist in der Ueberschrist IV.

(Gesetzes - und Verordnungsblatt Nr . XIUII . S . 649 ) statt : „W . 33 — 42 des Gesetzes " zu lesen : „88 . 33 — 47 - es Gesetzes " .

Karlsruhe . Druck und Verlag von Malsch ä- Vogel.



Gesetzes- und Verordmmgs
für das Großherzogthum Badem

Karlsruhe , Freitag den 9 . Januar 1880.

Inhalt.
Verordnungen des Ministeriums des Innern : die Einrichtung und Reinhaltung von Bierpressionen

betreffend ; des Handelsministeriums:  Floßordnung für den badisch -schweizerischen Rhein von Neuhausen abwärts
betreffend.

Verordnung.

Die Einrichtung und Reinhaltung von Bierpressionen betreffend.

Auf Grund der 87 u. und 94 des Polizeistrafgesetzbuchs wird verordnet:
Bestimmungen über die Einrichtung und Reinhaltung der Bierpressionen können durch

ortspolizeiliche Vorschriften getroffen werden.

Karlsruhe,  den 2 . Januar 1880.

Großherzogliches Ministerium des Innern.
Stösscr.

Vät . von Marschall.

Verordnung.

Floßordnung für den badisch-schweizerischen Rhein von Ncuhanscn abwärts betreffend.

Hinsichtlich des Floßverkehrs auf der Rheinstrecke von Neuhansen bis zur schweizerisch-
elsäßischen Landesgrenze unterhalb Basel wird im Benehmen mit dem schweizerischen Bundes-
rathe zum Vollzug des Artikels 2 der Uebereinkunft vom 10 . Mai 1879 , den Wasserverkehr
aus dem Rhein von Neuhansen bis unterhalb Basel betreffend (Gesetzes- und Verordnungs¬
blatt 1879 Nr . I X̂IV .), und auf Grund des Z. 148 Ziffer 1 des P .-Str .-G .-B . — unter

Gesetzes- und Verordnungsblatt 1880 . 2
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Vorbehalt der durch die beiderseitige Zollgesetzgebung bedingten Beschränkungen — verordnet,
was folgt:

8- 1.

Allgemeine Vorschrift.

Die Ausübung der Flößerei hat stets in der Weise zu erfolgen , daß Beschädigungen

und Hemmungen von anderen Flößen , von Schiffen , ferner im Betrieb von Ueberfahrten,

Fischerei -Anstalten , Bade - und sonstigen Anlagen thunlichst vermieden werden.

Das gleiche Verhalten haben die Führer von Schiffen und die Besitzer der erwähnten

Anlagen und Anstalten gegenüber den Flößereitreibenden zu beachten.

8. 2.
Bezeichnung der Floße.

Auf jedem Stamm oder Banholze eines Floßes muß das Zeichen des Eigenthümers in

üblicher Weise angebracht sein . Auch muß jedes auf der Fahrt begriffene Floß mit dem

Namen oder der Firma beziehungsweise dem Firmenzeichen des Floßherrn (Eigenthümer oder

Holzspediteur ) versehen sein und zwar derart , daß diese Bezeichnung in einer gleichzeitig

von beiden Ufern deutlich erkennbaren Schrift mit schwarzen 20 om hohen Buchstaben auf

einer 3 in hoch über dem Floß ausgestellten weißen Tafel oder auf einem in gleicher Höhe

zwischen zwei Stangen auf dem Floße ausgespannten Segeltuche , angebracht ist.

8- 3.
Bauart der Floße.

1 . Jedes Floß (Floßboden ) muß in allen Theilen fest und lenksam gebaut sein.

Zwei Bauhölzer auf einander zu binden ist nur bei höheren Wasserständen statthaft

und untersagt , sobald die Wassertiefe der Floßstraße in den Stromschnellen (Lausen , Gewilden)

an einer Stelle weniger als 70 ow beträgt . Das Unterschieben loser Hölzer unter den Floß¬

boden ist jederzeit verboten.
2 . Die Flöße dürfen höchstens 7,50in breit , an der breitesten Stelle gemessen , und

länger als 27 w nur dann gebaut werden , wenn mindestens zwei Stämme auf die ganze

Länge des Floßes durchreichen und in der Mitte des Floßes ein kräftiger Tragbaum ange¬

bracht ist . Auf der Strecke von Coblenz bis Rheinsulz darf jedoch die Breite der Flöße um

Iw , die Länge derselben um 10w größer sein.

3 . Die Flöße müssen so gebaut und dürfen nur soviel mit Oblast beladen werden , daß

sie mit ihrem tiefsten Theile nicht tiefer als 55 em im Wasser gehen.

Bei niederem Wasserstande muß dieser Tiefgang noch vermindert werden , so daß derselbe

stets mindestens 5ow weniger beträgt als die Fahrwassertiese an der seichtesten Stelle.

Stangenflöße dürfen nie tiefer als 30 vw im Wasser gehen.



II. 9

4 . Die Oblast darf nach keiner Seite über den Floßboden vorstehen und soll möglichst
gleichmäßig auf dem Floßboden vertheilt werden.

8- 4.
Ausrüstung und Bemannung.

! . Jedes Floß muß mit den nöthigen Rudern und mit mindestens einem zum Anhalten
und Befestigen geeigneten , in gutem Zustande befindlichen Seile , wenigstens 40m lang
und trocken 30 bis 35ir § schwer versehen und

2. auf der Fahrt
a . in der Rheinstrecke Neuhausen -Rheinsulz mit mindestens zwei,
d . in der Rheinstrecke von Schäffigen gegenüber Rhina bis Basel beziehungsweise

Hüningen
mit mindestens drei kräftigen , des Fahrens kundigen Flößern benannt sein , deren einer
als Floßführer bestellt ist.

8- 5.

Verhalten während der Fahrt im Allgemeinen.

1. Auf der Fahrt begriffene Flöße müssen unter sich einen Abstand auf der Rheinstrecke
oberhalb Laufenburg von mindestens 1 Kilometer , ans der Rheinstrecke unterhalb Laufenburg
von mindestens 2 Kilometer einhalten.

2 . Kein Floß darf in das Fahrwasser eines anderen Floßes einfahren.
Die Führer von aus der Aare auslaufenden oder am Rheinufer zur Abfahrt bereit

liegenden Flößen haben , wenn ein auf der Fahrt begriffenes Floß in Sicht ist , so lange
zu halten , bis das Fahrwasser auf die vorgeschriebene Distanz frei ist.

3 . Wenn sich während der Fahrt der vorgeschriebene Abstand vermindert , so muß das
in rascherer Fahrt begriffene Floß , wo immer thunlich , aus dem stärker treibenden Fahr¬
wasser abgelenkt werden , bis sich das vorausfahrende Floß wieder auf den bestimmten Abstand
entfernt hat.

8- 6.

Passiren von Brücken und Fähren.

1. Die Floßführer sind zur Beobachtung der für Brücken und Fähren bestehenden oder
noch zu erlassenden besonderen Vorschriften verpflichtet.

Die Führer von Fähren haben unter allen Umständen den aus der Fahrt befindlichen
Flößen auszuweichen.

Bei Annäherung eines Floßes an die Fährstelle muß das Fährschiff am Ufer bleiben,
bis das Floß passirt ist.

2 .
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8- 7.
Verbot der Floßfahrt bei Nacht, Nebel, Sturm u. dgl.

1. Während der Nachtzeit, und zwar von Sonnenuntergang bis ^ Stunde vor Sonnen¬
aufgang, ist die Floßfahrt untersagt.

Sie ist ferner einzustellen bei Nebel, Sturm, Schneegestöber und sonstigem Unwetter.
2. Wird ein Floß auf der Fahrt von der einbrechenden Nacht, von Nebel oder Unwetter

überrascht, so muß dasselbe an der nächsten hiezu geeigneten Stelle ans Ufer geführt, fest¬
gelegt und zur Weiterfahrt der Tagesanbruch, beziehungsweise Helles und ruhiges Wetter
abgewartet werden. In diesem Falle müssen mindestens2 Mann bei dem Floße als Wache
Zurückbleiben.

8- 8.
Beschränkung der Floßfahrt bei hohen und niedrigen Wafferständen.

1. Für die Beschränkung der Floßfahrt bei Hochwasser sind die bei Neuhausen, an der
Coblenzer Eisenbahnbrücke, am Pegel zu Waldshut, bei Rheinsulz, im Schlissigen gegenüber
Rhina, bei Sisseln, an der Rheinbrücke zu Säckingen, bei Kaiseraugst, am Pegel zu Basel
und am Hüninger Floßländeplatz angebrachten Marken maßgebend, in der Weise, daß die
Flößerei eingestellt werden muß, wenn das im Steigen begriffene Wasser den untern Rand
der Marke erreicht, und erst wieder begonnen werden darf, wenn das Wasser im Fallen
wieder unter den obern Rand der Marke gesunken ist.

Im Falle starker Anschwellung der Birs ist der Wasserstand an der Floßmarke am
Basler Pegel für die Beschränkung des Flößereibetriebs in der Rheinstrecke Rheinsulz-Basel
schon für sich allein maßgebend, wenn den Flößereitreibenden Nachricht über den Wasserstand
zu Basel von der dortigen Aufsichtsbehörde zugegangen ist.

2. Bei Niederwasserstand ist der Flößereibetrieb einzustellen, sobald und solange die
Tiefe in den seichtesten Stellen der Fahrstrecke weniger als 30 am betrügt.

8- 9.
Verhalten beim Festfahren.

Wenn ein Floß im Fahrwege festgefahren ist, so liegt der Mannschaft desselben die
Verpflichtung ob, durch die ihr zu Gebot stehenden Mittel, wie: Zuruf, Schwenken einer
Flagge, Absenden eines Boten, die Führer der etwa nachkommenden Flöße von dem Unfälle
unverzüglich in Kenntniß zu setzen.

Kann das Floß nicht alsbald wieder flott gemacht werden, so ist der nächst erreichbaren
Ortspolizeibehörde hievon schleunigst Nachricht zu geben. Die benachrichtigte Ortspolizeibehörde
wird erforderlichen Falls die betheiligten benachbarten Ortsbehörden von dem Unfall in
Kenntniß setzen und, vorbehaltlich des Kostenersatzes durch den Floßherrn, das Erforderliche
zur Beseitigung des Stromhindernisses verfügen. Ebenso ist zu verfahren, wenn das Floß
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zertrümmert wurde und die Hölzer nicht in der Nähe sämmtlich wieder aufgefangen und
gelandet werden konnten.

Ist zu besorgen , daß von dem festgefahrenen oder zertrümmerten Floß eine größere
Menge Hölzer abtreiben , so hat der Floßführer die Aufsichtsbehörde in Basel und den
Brückenmeister in Hüningen schleunigst , wenn und so weit möglich telegraphisch , zu benach¬
richtigen. 8- io.

Einbinde - nnd Anlandeplätze.

1 . Das Floßholz darf nur an solchen Plätzen , deren Benützung als Einbindestätte
polizeilich genehmigt ist , in den Rhein eingeworfen und zu Flößen eingebunden werden.

Die Genehmigung wird nicht ertheilt , wenn der Platz schon bei gewöhnlichen Anschwel¬
lungen des Rheins unter Wasser kommt oder nicht die Möglichkeit bietet , bei eintretendem
Hochwasser die gelagerten Hölzer vor dem Abtreiben rasch zu sichern.

2 . Das Einbinden und Zurichten der Flöße au den Einbindestätten muß so rasch als

möglich gefördert nnd mit der entsprechenden Mannschaft betrieben und das fertige Floß,
wenn Witterung und Wasserstand es gestatten , ohne Verzug abgeführt werden.

3. Im Bau begriffene oder sonst am Ufer liegende Flöße müssen stets in solider Weise
durch genügend starke Seile oder Ketten befestigt sein und bei herannahendem oder einge¬
tretenem Hochwasser während Tag und Nacht unausgesetzt bewacht werden.

4 . Wo nach der Beschaffenheit des Ufers eine solide Befestigung der Flöße überhaupt
oder bei Hochwasser nicht thunlich ist , dürfen Flöße nicht angelegt , beziehungsweise bei
drohendem Hochwasser nicht belassen werden.

5>. Die Flöße dürfen am User nur in solcher Breite und Stellung angelegt werden , daß
dadurch das Fahrwasser nicht eingeengt oder versperrt wird.

6. Die ständigen Anlandeplütze für die Flöße werden durch die Bezirkspolizeibehörde im
Benehmen mit der technischen Staatsbehörde und nach Einvernahme der Interessenten bestimmt.

7. Werden Flöße oder Flößhölzer vom Ufer abgetrieben , so sind die Besitzer derselben,
beziehungsweise deren Stellvertreter und Mannschaften verbunden , unverzüglich und auf
kürzestem Wege (wenn und so weit möglich telegraphisch ) nach der unterhalb gelegenen Strecke
gleichzeitig sowohl den Bezirkspolizeibehördeu als auch der Aufsichtsbehörde in Basel und
dem Brückenmeister in Hüningen hievon Nachricht zu geben. Auch haben sie ihrerseits alles

Dasjenige vorzukehren , was zur Abwendung größeren Schadens an Brücken , Useranlagen
und dergleichen geeignet erscheint.

8- ii.
Besondere Vorschriften für die Strecke Nheinsulz -Rhina , beziehungsweise das Passiven der StromschneÜe

bei Lanfenbnrg.

1 . Sämmtliche Flöße , welche durch den Laufen gebracht werden sollen, müssen an der
hiezu bestimmten Stelle , bei Rheinsulz , anlanden und hier festgelegt werden.
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2 . Ist dieser Platz mit Flößen vollständig besetzt, so muß die Flößerei in der Richtung
von Waldshut eingestellt werden , bis nach Ermessen der Aufsichtsbehörde (Aargauisches
Bezirksamt Lausenburg ) wieder Raum für weitere Flöße vorhanden ist.

3 . Das Ablassen der Flöße nach dem Laufen darf nicht früher als eine Stunde vor
Sonnenaufgang beginnen und muß 5 Stunden vor Sonnenuntergang eingestellt werden.

Sobald und so lange Flöße nach dem Lausen abgelassen werden , müssen die zum Auf¬
fangen der Flößhölzer unterhalb Laufenburg erforderlichen Mannschaften daselbst in Bereit¬
schaft fein.

Jeweils längstens bis Sonnenuntergang müssen sämmtliche durch den Laufen gelassene
Hölzer , auch jene , welche in die sogenannte „ tobte Waage " getrieben sind, aufgefangen und
am Ufer befestigt sein.

4 . Vor dem Ablassen bei Rheinsulz müssen die Verbindungen des Floßes so viel gelöst
werden , als nöthig ist , damit das Floß beim Eintritt in die starke Strömung aufgeht.

5 . Kein Floß darf von der Landungsstelle bei Rheinsulz abgelöst werden , bevor seit
dem Ablassen des etwa vorangegangenen Floßes eine halbe Stunde umflossen ist.

6 . Die Reihenfolge im Ablassen der Flöße verschiedener Eigenthümer richtet sich nach
der Zeit des Eintreffens der Mannschaften aus der Arbeitsstelle , nach der Lage und der
Anzahl der verschiedenen Flöße , im Zweifel nach der Zeit der Ankunft derselben bei Rhein¬
sulz . Ergeben sich bezüglich der Reihenfolge des Floßablassens Zwistigkeiten unter den
Betheiligten , so wird die Reihenfolge im einzelnen Falle durch die Aufsichtsbehörde (Bezirksamt
Lausenburg ) festgesetzt.

7 . Den Floßeigenthümern beziehungsweise Holzspediteuren bleibt es überlassen , sich
darüber zu einigen , an welchen Plätzen des Rheinufers jeder derselben die unterhalb Laufen¬
burg aufgefangenen Hölzer länden und die Flöße bauen will.

Im Falle sich unter den Floßeigenthümern beziehungsweise Holzspediteuren Hierwegen
Zwistigkeiten ergeben , so bestimmt die Aufsichtsbehörde die von den Einzelneil zu benützenden
Läudeplätze ; es ist denselben alsdann untersagt , an einer anderen Stelle des Rheinufers als
an der ihnen besonders durch die Aufsichtsbehörde bezeichneten das Holz zu länden und Flöße
zu bauen , wenn ihnen nicht durch besondere Umstände im einzelnen Falle die Benützung
dieses Platzes unmöglich gemacht oder namhaft erschwert war.

8 . Zu dem Anffangen oder Länden der Flößhölzer wie zu dem sogenannten Nachputzen
müssen taugliche und gut erhaltene Waidlinge (Kähne ) benützt werden.

9 . Auf die Anlandestelle bei Rheinsulz , wie auf die Einbindestelle bei Rhina finden die
Bestimmungen des Z. 10 dieser Verordnung Anwendung.

10 . Bei Nebel , Sturm , starkem Regen , Schneegestöber und bei strenger Kälte ist das
Durchlässen der Flöße bei Lausenburg verboten.



Besondere Borschriften für die Strecke von Rhina bis Nhcinselden.

Wenn bei niederem Wasserstande in dem Fahrwasser durch die Gewilde an einer Stelle
weniger als 60 ein Wassertiefe vorhanden ist, muß die Mannschaft der zwischen Rhina und
Rheinfelden fahrenden Flöße durch einen vierten tüchtigen Flößer verstärkt werden.

tz. 13.

Besondere Vorschriften für die Strecke Kaiseraugst -Basel -Hüningen.

In Basel und an dem elsäßischen Ufer bei Höningen dürfen die Flöße nur an den
hiezu bestimmten Floßländeplätzen angelegt werden . Wenn der eine oder andere dieser
Ländeplätze vollständig mit Flößen oder sonstigen Fahrzeugen besetzt ist , so müssen die ans
der Fahrt begriffenen Flöße bei Kaiserangst anlanden und dort so lange znrückgehalten
werden , bis an dem Lündeplatz , den der Floßführer benützen will , der Raum zum Anlanden
vorhanden ist.

Ebenso dürfen Flöße , welche in Basel angelegt worden sind , dann nicht nach Höningen
abgelassen werden , wenn und so lange der dortige Floßlündeplatz mit einer doppelten Floß¬
reihe besetzt ist.

Den Flößereitreibenden soll — soweit möglich — desfallsige Benachrichtigung durch die
Aufsichtsbehörde von Basel beziehungsweise den Hafenmeister in Hüningen zugehen.

8- 14-

Polizeiliche Aufsicht.

U Die Flößereitreibenden , Floßeigenthümer oder Holzspediteure , sind verpflichtet , ihre
Holzzeichen , sowie die Aufschrift , beziehungsweise das Firmenzeichen der Floßplakate (Z. 2)
in Zeichnung und Beschreibung zur Kenntniß der mit der Aufsicht des Flößereibetriebs
betrauten Staatspolizei - und technischen Behörden der beiderseitigen Staaten zu bringen.

2. Diese Behörden , beziehungsweise deren Organe sind befugt , jederzeit und an jedem
Orte eine Untersuchung der Flöße vorzunehmen ; auf deren Verlangen müssen auf der Fahrt
begriffene Flöße an der nächsten hiezu geeigneten Stelle zum Zwecke der Untersuchung an
das Ufer geführt werden.

3. Flöße , welche hinsichtlich ihres Baues , der Beladung , Ausrüstung oder Bemannung
den obigen Vorschriften nicht entsprechen oder sich sonstwie in einem sicherheitsgefährlichen
oder ordnungswidrigen Zustande befinden , dürfen ihre Fahrt erst nach erfolgter Abstellung
der Vorgefundenen Mängel antreten , beziehungsweise fortsetzen.



Einschreiten bei Zuwiderhandlungen.

Die Aufsicht über die Wasserstraße und die Einhaltung der floßpolizeilicheu Vorschriften
wird badischer Seits in polizeilicher Beziehung durch die Großherzoglichen Bezirksämter
Waldshut , Säckingen und Lörrach , in technischer Beziehung durch die Wasser - und Straßen¬
bauinspektionen Waldshnt und Lörrach geführt.

Die Ueberwachung im Einzelnen üben die Bediensteten der Staats - und Ortspolizei,
sowie der Wasser - und Straßenbauverwaltnng.

Die Staatspolizeibehörden (Bezirksämter ) werden , soweit ein öffentliches Interesse in
Frage steht , rechts - und ordnungswidrige Zustände hinsichtlich des Floßverkehrs nach Z. 30
des P .-Str .-G .-B . im Zwangswege beseitigen oder deren Entstehung verhindern , wobei in
den geeigneten Fällen ein Benehmen mit der technischen Aufsichtsbehörde Platz greisen soll.

Außerdem werden Zuwiderhandlungen gegen diese Floßordnung gemäß §. 118 Ziffer l
des P .-Str .-G .-B . polizeilich und strasgerichtlich verfolgt.

Endlich sind die Floßunternehmer und die Flößer im Falle eines Verschuldens zum
Ersatz der beim Betrieb der Flößerei verursachten Beschädigungen verpflichtet , wobei der
Floßunternehmer nach den Grundsätzen des bürgerlichen Rechts für seine Leute hastet.

8- 16.
Elnsührungstermiu.

Die gegenwärtige Floßordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Wirksamkeit.
Von diesem Zeitpunkte an werden die altern Ordnungen , namentlich die auf die Schiff¬

fahrt und die Flößerei bezüglichen Bestimmungen des Maienbriess (Neue Ordnung ) von 1808,
die Floßkehrordnung von 1808 , die Wochengefährtordnung von 1808 , die Steinsnhrkehr-
ordnung von 1808 , die Büchsengeldordnung von 1808 , die Schifferordnung für die Schiffer¬
meister von Laufenburg von 1812 und die bezüglichen Nachträge außer Kraft gesetzt.

Karlsruhe,  den ö . Januar 1880.

Großherzogliches Handelsministerium.
Turban.

V<it . Panther.

Karlsruhe . Druck uud Verlag von Malsch L Bogel.
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Karlsruhe , Samstag den 10 . Januar 1880.

Inhalt.
Verordnung des Ministeriums des Innern : die Behandlung der Kosten in den von den Bezirksämtern

zu erledigenden Strafsachen betreffend.

Verordnung.

Die Behandlung der Kosten in den von den Bezirksämtern zu erledigenden Strafsachen betreffend.

Nachdem die Verordnung vom 13 . Juli 1873 , Gesetzes- und Verordnungsblatt Seite
67 ff., außer Wirksamkeit getreten ist , wird für die Behaudluug der Kosten in den von den
Bezirksämtern zu erledigenden Strafsachen im Einverständnis mit dem Großherzoglichen
Ministerium der Finanzen folgendes Verfahren vorgeschrieben:

Nr. III. 15

Gesetzes- und Verurdnungs- Matt
für das Großherzogthum Baden.

In den von den Bezirksämtern zu erledigenden Strafsachen werden die erwachsenden
Untersuchungskosten vorbehaltlich des Ersatzes durch die zur Tragung derselben verurtheilten
Personen aus der Amtskasse bestritten und zwar entweder schon im Laufe des Verfahrens,
soweit die Bezirksämter durch die bestehenden besonderen Vorschriften bezüglich einzelner
bestimmter Arten von Kosten zur sofortigen Zahlungsanweisung ermächtigt sind , oder soweit
dieß nicht der Fall ist , nach Beendigung des Verfahrens nach vorheriger Dekretur des Ver-
waltungshoses.

s - 2.

Schon im Laufe des Verfahrens können von den Bezirksämtern unmittelbar zur
Zahlung angewiesen werden:

1 . Die Zeugengebühren nach Z. 1— 4 der Z .-G .-O . vom 29 . Oktober 1874 , Gesetzes¬
und Verordnungsblatt Seite 499 , und gemäß Verordnung vom 13 . Dezember 1873,
Gesetzes- und Verordnungsblatt Seite 218.

Gesetzes - und Verordnungs -Blatt 1880 . Z

*5
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k-/,

Formular I.

2 . Die Gebühren der zugezogenen Sachverständigen bis zum Betrag von 20 Mark
(Verordnung vom 13 . Dezember 1873 , Gesetzes- und Verordnungsblatt Seite 218,
und vom 7 . November 1874 , Gesetzes- und Verordnungsblatt Seite 586 ) .

3 . Die Zustellungsgebühren (Verordnung vom 11 . September 1879 , Gesetzes- und
Verordnungsblatt Seite 617 ) .

4 . Die Gebühren für die Begleitung Verhafteter (Verordnung vom 24 . Oktober 1874,
Gesetzes- und Verordnungsblatt Seite 513 ), sowie andere innerhalb des badischen
Staatsgebietes erwachsenen Schubkosten , soweit deren Anweisung nach der Verordnung
vom 13 . Juni 1873 , Gesetzes- und Verordnungsblatt Seite 79 , den Bezirksbehörden
überlassen ist.

5 . Kommandozulagen der Gendarmerie (Verordnung vom 23 . Januar 1873 , Gesetzes¬
und Verordnungsblatt Seite 14 ).

6 . Etwaige Einrückungsgebühren.
Für alle übrigen Ausgaben , namentlich auch für die nach Z. 5 und 6 der Z .-G .-O.

vom 29 . Oktober 1874 zu gewährenden Vergütungen ist die Dekretur des Berwaltungshofes

einzuholen . Hinsichtlich der Portokosten und Telegrammgebühren ist nach den bestehenden
besondern Anordnungen zu verfahren . ^

Z- 3.

Zu jeder unmittelbaren Gebührenanweisung ist ein bezirksamtlicher Beschluß erforderlich,

welcher im Concept wie in der Ausfertigung von dem die Untersuchung führenden Beamten

zu unterzeichnen ist . Der angewiesene Betrag ist aus dem Rande des betreffenden Akten¬

stückes augenfällig zu bemerken.

8- 4.

Sobald in einer Untersuchung Kosten erwachsen , sei es , daß der Betrag von dem Bezirks¬

amte unmittelbar angewiesen wird , oder dafür Ausgabsdekretur eingeholt werden muß , ist

zu den betreffenden Akten nach dem beifolgenden Formulare 1 sofort ein Kostenverzeichniß
anzulegen , in welchem nach Anleitung der Mustereinträge sämmtliche in dieser Untersuchung

entstehenden Kosten nach ihrer Zeitfolge im Einzelnen einzutragen sind.

Am Schluffe der Untersuchung sind die Spalten 6 und 7 des Kostenverzeichnisses zu

summiren . Sind nach dem vollzugsreis gewordenen Erkenntnisse die Kosten zu ersetzen und
ist der Ersatzpflichtige auch als zahlungsfähig zu betrachten , so sind den unmittelbar ange¬

wiesenen Beträgen noch die etwaigen Sporteln , Portokosten und Telegrammgebühren , sowie,

im Falle auf eine Haftstrafe erkannt wurde , nach dem Vollzüge derselben auch die Haftkosten
mit dem jeweils dafür bestimmten Aversalbetrage beizuschlagen . Erkannte Geldstrafen sind

hier innerhalb Falz vorzutragen.

V



Enthält das Kostenverzeichmß keine der Dekretier bedürftigen Beträge , so
wird im Falle des Z. 5, sobald das Erkenntniß vollzugsreif geworden und die etwa erkannte
Haftstrase erstanden ist, die Summe der Spalte 6 in die Heb rolle  und zwar in das nach
Z. 14 der Verordnung vom 3 . November k866,  Centralvervrdnungsblattt Seite ^ 25 , zu
führende besondere Hebregister — Spalte für Taxen , Sporteln und Stempel — , die
etwa erkannte Geldstrafe aber in die Spalte für Strafen und Stempelbußen auf den Namen
des Zahlungspflichtigen eingetragen . Daß dieses geschehen wird auf dem Kostenverzeichmß
unter Angabe des Hebregisters und der Nummer des Eintrages beurkundet.

8- 7.
Sind Kosten erwachsen , welche der Dekretur bedürfen , so ist darüber nach Formular 2

eine Kostenzufammenstellung  zu fertigen und solche nebst den zugehörigen Forderungs¬
zetteln mit den Akten dem Verwaltungshofe zur Dekreturertheilung vorzulegen.

Sind die Kosten zu ersetzen und ist der Ersatzpflichtige auch als zahlungsfähig zu
betrachten , so sind nach Anleitung der Mustereinträge auch sämmtliche in Spalte 6 des
Kostenverzeichnisses aufgenommenen Kostenbeträge , aber nur mit der Summe derselben , hierher
zu übertragen.

Die Summe aller dieser Kosten ist der nach Maßgabe des Erkenntnisses zu ertheilenden
Einnahmsdekretur zu Grunde zu legen , welche in der Regel an diejenige Amtskasse gerichtet
wird , in deren Bezirk der Zustellungspflichtige seinen Wohnsitz hat.

Die Konstatirgebühr ist nach dem zu erhebenden Gesammtbetrage mit 2 Pfennig für
jede darin enthaltene ganze Mark unter Angabe des Bezugsberechtigten dabei zu bemerken.

Ist aus eine Geldstrafe erkannt , so ist dieselbe auch in diesem Falle gemäß H. 7 und 14
der Verordnung vom 3. November ä866 , Centralverordnungsblatt Seite 126 , zu behandeln,
somit durch Aufnahme in das dafür vorgeschriebene besondere Hebregister der Obereinnehmerei
unmittelbar zur Erhebung zuzuweisen.

Ist nach dem Ergebnisse der Untersuchung ein Ersatzpflichtiger überhaupt nicht vorhanden,
oder ist ein solcher zwar vorhanden , aber zweifellos als zahlungsunfähig  zu betrachten,
so ist unter Hinweisung hierauf von dem die Untersuchung führenden Beamten das Kosten-
verzeichniß mit der Bemerkung abzuschließen , daß hiernach ein Ersatz nicht stattfinden kann.
In diesem Falle hat ein Eintrag in die Sportelhebrolle zu unterbleiben und eine Vorlage
an den Verwaltungshof nur dann zu geschehen, wenn noch Kosten in Ausgabe zu dekretiren
sind . (ß . 7 .)
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8- 9.
Die Vorlage zur Dekretur(Z. 7) hat in der Regel zu geschehen, sobald das Erkenntniß

vollzugsreif geworden, bei erkannter Haftstrafe aber, sobald diese vollzogen ist.

Karlsruhe,  den 7. Januar 1880.

Großherzogliches Ministerium des Innern.
Stösscr.

Vät . Heil.
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Bezirksamt Formular 1.

Koftenverzeichniß.
I . A. S . gegen . . . . . . . ..  wegen . . . . . ..

(nach dem aktenmäßigen Betreff der Untersuchung).

Jahr 18 . .
1. 2. 3.' 4. 5. 6. 7. 8.

6

iS
Beschluß

Gegenstand der Ausgabe.
Betrag.

Bemer¬
kungen.Tag. Nummer. dereits

ange¬
wiesen.

noch zu
dckreüren.

1 6 3. Dezbr. 18740 Zeugengebühr. 80
2 9 4- „ 18966 Sachverftändigengebühr. . . 5 —
3 12 6- „ 19871 Verpflegung im Spitale . . . — 4 50
4 13 7- „ 20116 Jusertionskosten. — 3 20
5 14 9- „ 21203 Zustellungsgebühr. — 60

zusammen . . 6 40 7 70
Hierzu kommt noch:

4 Sporteln . . 1,00
15 „ . . 2,00

-3,00 S.
9 Porto . . . 0,20

12 „ . . . 0,10 „
0,30 „4 Telegrammgebühr. . 1,20 „

4 60
ferner:

16 Haftkosten für 3 Tage ff 1 S 3
im Ganzen . . 13 90 7 70

7 70
21 60

Die nachA.-S . 15 erkannte Geldstrafe im Betrage von 5 Mark wurde in das Heb-
register III . (oderI. oder II.) für den Monat Dezember 18 . . Nr. 26 ausgenommen.

. . (Ort) . , den . . (Datum) . . . .
-

Großherzogliches Bezirksamt.
(Unterschrift.)
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Bezirksamt . Formular 2.

Kostenzusammenftellimg.

Z . A . S . gegen ic. . . . ( nach dem aktcnmäßigen Betreff ) sind nachver-
zeichnete Kosten erwachsen , welche nach dem ( A .- S . . . . ) ergangenen Erkennt¬
nisse vom ( Datum und Nummer ) iV. zu ersetzen hat . Derselbe ist
zahlungsfähig.

(Wurde die Untersuchung eingestellt , oder hat der Verurtheilte Vermögen erst zn hoffen, oder ist er für jetzt
und künftig als zahlungsunfähig anzufchcn , so ist die Ucberschrift dem entsprechend abzuändern .)

o
Gegenstand der erwachsenen Kosten. Betrag.

Bereits angewiesene Beträge. 13 90

L . Noch nicht bezahlte Forderungen , welche zu ihrer Berichtigung
vorerst dekretirt werden müssen.

1 I Spitalverwaltung in laut Beilage. 4 50
2 2 Expedition der . Zeitung laut Beilage. 3 20

Summe L . . . 7 70
Dazu obige . . 13 90

somit sind zu ersetzen . . 21 60
3 Vermögenszengniß des Ersatzpflichtigen ist angeschlossen.

Großherzogliches Bezirksamt.
(Unterschrift .)

Druck und Vertag von Malsch «L Vogel in Karlsruhe.
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Gesetzes- und Verordnungs- Matt
für das Großherzogthnm Baden.

Karlsruhe , Freitag den 30 . Januar 1880.

Inhalt.
Bekanntmachungen und Verordnung des Ministeriums des Innern : die Prüfung der Apotheker¬

gehilfen betreffend ; Anzeige von ansteckenden Krankheiten betreffend ; des Finanzministeriums:  die Rechnungsnach-
weisungen des Staatshaushalts für 1876/77 und beziehungsweise 1878 betreffend.

Berichtigungen.

Bekanntmachung.

Dir Prüfung der Apothekergehilsen betreffend.

Der Bundesrath hat am 5. Dezember v. I . beschlossen, den § . 3 Ziffer 2 der Bekannt¬
machung , betreffend die Abänderung der Bestimmungen über die Prüfung der Apotheker¬
gehilfen vom 1 . Februar 1879 (Gesetzes - und Verordnungsblatt '1879 Seite 1) und den
K. 4 Ziffer 2 der Bekanntmachung , betreffend die Prüfung der Apotheker , vom 5 . März
1875 (Gesetzes- und Verordnungsblatt 1875 Seite 147 ) in folgender Weise abzuändern:

Bekanntmachung vom 4 . Februar  1879.

8- 3-
2 . Das von dem Nächstvorgesetzten Medizinalbeamten (Kreisphysikus , Kreisarzt u . s. w.)

bestätigte Zeugniß des Lehrherrn über die Führung des Lehrlings , sowie darüber , daß der
letztere die vorschriftsmäßige dreijährige — für den Inhaber eines von einem deutschen
Gymnasium oder von einer im Sinne des ß . 90 Ziffer 2n der Wehrordnung vom
28 . Septeniber 1875 als berechtigt anerkannten Realschule erster Ordnung mit obligatorischem
Unterricht im Lateinischen ausgestellten Zeugnisses der Reise zweijährige — Lehrzeit zurück¬
gelegt hat oder doch spätestens mit dem Ablaufe des betreffenden Prüfungsmonats zurück¬
gelegt haben wird.

Gesetzes - und Verordnungs -Blatt 1880. 4
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Bekanntmachung vom 5 . März 1875.

8- 4.
2 . Der nach einer dreijährigen — für die Inhaber eines von einem deutschen Gymnasium

oder von einer im Sinne des Z. 90 Ziffer 2 a der Wehrordnung vom 28 . September 1875
als berechtigt anerkannten Realschule erster Ordnung mit obligatorischem Unterricht im
Lateinischen ausgestellten Zeugnisses der Reife zweijährigen — Lehrzeit vor einer deutschen
Prüfungsbehörde zurückgelegten Gehilfenprüfuug und einer dreijährigen Servirzeit , von welcher
mindestens die Hälfte in einer deutschen Apotheke zugebracht sein muß.

Karlsruhe,  den 5 . Januar 1880.

Großherzogliches Ministerium des Innern.
Stösser.

Vät . Nebe.

Verordnung.

Anzeige von ansteckenden Krankheiten betreffend.
Auf Grund des Z. 85 des Polizeistrasgesetzbuchs wird verordnet:
Von jedem Falle der Erkrankung an Cholera , Blattern , Puerperalfieber , Typhus und

Scharlach hat der behandelnde Arzt sogleich , bei den drei zuletzt genannten Krankheiten
spätestens am folgenden Tage , nach erlangter Kenntniß dem Bezirksamts des Aufenthalts¬
ortes des Kranken schriftliche Anzeige zu erstatten . Fälle von Blattern und Cholera in
Orten , die nicht Sitz eines Bezirksamtes sind , müssen außerdem sofort dem Bürgermeister¬
amt angezeigt werden.

Die Anzeige muß des Erkrankten Vor - und Zuname , Alter , Beschäftigung — bei
Kindern Name der Eltern — und Aufenthaltsort bezeichnen. Zählt der Aufenthaltsort mehr
als 3000 Einwohner , so ist auch Straße und Hausnummer der Wohnung und nebstdem
die Krankenanstalt anzugeben , in die der Kranke etwa ausgenommen wurde.

Bei Erkrankungen am Scharlach ist nur der erste in einem Hausstande vorkommende
Fall namentlich anzuzeigen und hat der Arzt nach erfolgter namentlicher Anzeige der fünf
ersten in einer Gemeinde von ihm behandelten Fälle , so lange die Krankheit in dieser Gemeinde
herrscht , nur am Schluffe jeder Woche die Zahl der in der Gemeinde vorgekommenen neuen
Erkrankungen dem Bezirksamte mitzutheilen.

Bei Masern , Keuchhusten , Diphteritis , Ruhr haben die behandelten Aerzte , sobald die
Krankheit in einer Gemeinde epidemisch auftritt , hiervon dem Bezirksamte Anzeige zu erstatten.

Karlsruhe,  den 9 . Januar 1880.

Großherzogliches Ministerium des Innern.
Stösser.

Vät . von Marschall.
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Bekanntmachung.

Die Nechliui>Isiiachweis»ugen des Staatshaushalts für 1876/77 und beziehungsweise 1878 betreffend.

Zufolge Allerhöchster Staatsministerialentschließung vom 22 . Januar d. I . wird nach¬
stehende Adresse der beiden Kammern der Ständeversammlung , die Rechnungsnachweisungen
über den Vollzug des Budgets sämmtlicher Staatsverwaltungszweige für 1876/77 (Ver¬
gleichung der Budgetsätze mit den Rechnungsergebnissen ), sowie die summarische Nachweisung
der in den Jahren 1877 und 1878 eingegangenen Staatsgelder und deren Verwendung
betreffend , zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Karlsruhe,  den 26 . Januar 1880.

Großherzogliches Ministerium der Finanzen.
MMer.

Vät . Thurn.

Durchlauchtigster Großherzog,

Gnädigster Fürst und Herr!

Die zweite Kammer Euerer Königlichen Hoheit  getreuen Stände hat die ihr vor¬
gelegten Rechnungsnachweisungen über den Vollzug der Budgets sämmtlicher Staatsverwaltungs¬
zweige für 1876/77 , sowie

1. die Hauptstaatsrechnungen nebst Betriebsfondsdarstellungen für die Jahre 1877 und
1878,

2 . die Rechnungen der Amortisationskasie , der Domänen - und Staatsgrundstockskasse,
sowie der Eisenbahnschuldentilgungskaffe,

3 . die Rechnungen der aus der Hauptstaatsrechnung ausgeschiedenen Verwaltunqszweiae
für die Jahre 1877 und 1878 ^

berathen und als richtig , auch die Darstellung der Betriebsfonds als mit den Rechnungen
übereinstimmend anzuerkennen beschlossen.
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Diesen Beschluß legen wir in tiesster Ehrfurcht vor dem Throne Euerer Königlichen
Hoheit  nieder.

Karlsruhe,  den 18 . Dezember 1879.

Im Namen der unterthänigst treu gehorsamsten zweiten Kammer der Ständeversammlung

Der Präsident:
A . Lamey.

Die Sekretäre:
Constantin Nopp el.
Klein.

Die erste Kammer tritt der vorstehenden ehrerbietigsten Adresse bei.

Karlsruhe,  den 14 . Januar 1880.

Im Namen der unterthänigst treu gehorsamsten ersten Kammer der Ständeversammlung

Der Präsident:
O b ki r che r.

Die Sekretäre:

Frhr . von Marsch all.
Ed . Koelle.

Berichtigungen.

Auf Seite 864 des Gesetzes - und Verordnungsblattes von 1879 muß cs Zeile 4 von oben „ je zur Hälfte"  uud Zeile
9 von oben statt „gereinigt und desinfizirt " heißen : ans geführt.

In der Verordnung vom 7. Januar 1880 , die Behandlung der Kosten in den von den Bezirksämtern zu erledigenden
Strafsachen betreffend (Gesetzes - und Verordnungsblatt Nr . III .) ist in Z. 7 Absatz 3 letzte Zeile statt „in deren Bezirk der
Zustellungspflichtige seinen Wohnsitz hat " zu lesen „in deren Bezirk der Zahlungspflichtige  seinen Wohnsitz hat.

. W II

Druck und Verlag von Malsch ä- Vogel in Karlsruhe.
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Gesetzes- und Verordnungs- Klatt
für das Großherzogthum Baden.

Karlsruhe , Donnerstag den 19 . Februar 1880.

Inhalt.
Gesetz: die Abänderung des Artikels 10 des Erwerbsteuergesetzes vom 25. August 1876 betreffend.
Bekanntmachung und Verordnung des Ministeriums des Großherzoglichen Hauses und

derIustiz:  die Ehehinderniffe nach russischen Gesetzen betreffend ; die Anschaffung von Kleidungsstücken für Verhaftete
betreffend.

Berichtigung.

Gesetz.

Die Abänderung des Artikels 10 des Erwerbsteuergesetzes vom 25. August 1876 betreffend.

Friedrich,  von Gottes Gnaden Großherzog von Baden,
Herzog von Zähringen.

Mit Zustimmung Unserer  getreuen Stände haben Wir beschlossen und verordnen,
wie folgt:

Artikel  1.

Der Artikel 10 des Gesetzes vom 25 . August 1876 , die Erwerbsteuer betreffend , erhält,
mit Wirkung vom 1 . Januar 1880 ab , folgende Fassung:

„Der gesummte erwerbsteuerpflichtige persönliche Verdienst aus dem Betriebe der Land-
wirthschaft wird , unabhängig von dem thatsächlichen Ertrage , nach dem Grundsteuerkapital
der sämmtlichen von einem Landwirthe auf einer oder mehreren inländischen Gemarkungen
bewirthschafteten Grundstücke (wobei der Waldbesitz außer Betracht bleibt ) bestimmt und , wie
folgt , angenommen:

wenn das bezügliche Grundsteuerkapital unter 15,000 S . beträgt , zu jährlich 500
wenn dasselbe 16,000 bis ausschließlich 30,000 -1L. beträgt , zu jährlich . . 1,000 A,;
wenn dasselbe 30,000 bis ausschließlich 50,000 S . beträgt , zu jährlich . . 1,500 S;
wenn dasselbe 60,000 S . oder mehr beträgt , zu jährlich . 2,500

für die ersten 50,000 S . und zu jährlich 1,000 S . für je weitere volle 50,000 S , Grund¬
steuerkapital.

Gesetzes - und Verordnungs -Blatt 1880. 5
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Personen, welche das 65. Lebensjahr zurückgelegt haben, ferner ledige Frauenzimmer,
Wittwen und von ihrem Ehemanne getrennt lebende Frauen bleiben für ihren persönlichen
Verdienst aus der Landwirthschast, sofern solcher nach obigen Bestimmungen den Betrag von
1,000 S , jährlich nicht erreicht, steuerfrei."

Artikel  2.

Das Finanzministerium ist mit dem weiteren Vollzüge beauftragt.

Gegeben zu Karlsruhe,  den 12. Februar 1880.

Ellstättrr.

Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl:
Jost.

Friedrich.

Bekanntmachung.

Die Ehchindernisse nach russischen Gesetzen betreffend.

Nach einer anher gelangten Mittheilung der Kaiserlich russischen Botschaft bei dem deutschen
Reich ist nach russischen Gesetzen die Ehe verboten:

1. zwischen Personen, welche bis zu dem durch die Vorschriften der orthodoxen Kirche
bestimmten Grade mit einander verwandt sind,

2. zwischen einem Angehörigen der orthodoxen Kirche und einem Nichtchristen;
desgleichen ist die Eingehung einer Ehe verboten:

3. denjenigen, welche die Priesterweihe erlangt oder ein Klostergelübde abgelegt haben,
4. denjenigen, welche 80 Jahre alt sind,
5. denjenigen, welche schon dreimal verheirathet waren,
6. denjenigen, welche sich in einer früheren, geschiedenen Ehe der ehelichen Untreue

schuldig gemacht haben.
Eine Dispensation steht bezüglich einzelner dieser Ehehindernisse nur den Erzbischöfen

zu. ^
Dies wird unter Bezug üuf den Z. 48 des Reichsgesetzes über die Beurkundung des

Personenstandes und die Eheschließung vom 6. Februar 1875 (Reichs-Gesetzblatt Seite 23)
und den Z. 24 des badischen Einführungsgesetzes dazu vom 9. Dezember 1875 (Gesetzes-
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und Verordnungsblatt Nr . XXXIV .) zur Kenntnißnahme der Standesbeamten hiermit
bekannt gemacht.

Karlsruhe,  den 29 . Januar 1880.

Ministerium des Großherzoglichen Hauses und der Justiz.
Grimm.

Veit . Kratt.

Verordnung.
Die Anschaffung von Kleidungsstücken für Verhaftete betreffend.

Im Einverständnisse mit Großherzoglichem Ministerium des Innern wird unter Auf¬
hebung der diesseitigen Verordnung vom 4 . Dezember 1873 (Gesetzes- und Verordnungs¬
blatt Nr . XXVII .) Folgendes bestimmt:

8-
Uuvermögliche Personen , welche in den Centralstrafanstalten  eine Freiheitsstrafe

zu erstehen haben , erhalten bei ihrer Entlastung aus der Strafanstalt , wenn sie die erforder¬
lichen Kleidungsstücke nicht besitzen, die nothwendige Kleidung von der Verwaltung aus Kosten
der Anstalt.

8- 2.
Mangeln einer unvermöglichen Person , welche in einem Amts-  oder Kreisgefäng-

niß  verhaftet ist , bei ihrer Entlassung die nöthigen Kleidungsstücke , so hat das Amtsgericht
thunlichst frühzeitig vor der Entlassung den Armenrath des Ortes , an welchem die letztere
erfolgen wird , durch Vermittlung des zuständigen Bezirksamtes von dem vorhandenen Bedürf¬
nisse in Kenntniß zu setzen.

Zn diesem Zwecke ist der Umfang des Bedarfs an Kleidungsstücken genau sestzustellen
und das hierüber anzufertigende Verzeichniß dem Ersuchschreiben an das Bezirksamt anzu¬
schließen. In demselben ist zugleich über die Heimaths - und Aufenthaltsverhältnisse des Ver¬
hafteten die erforderliche Auskunft zu ertheilen (Z. 1 der Verordnung des Ministeriums des
Innern vom 6 . Dezember 1872 ).

Ist im Augenblick der Entlassung dem Bedürfnisse noch nicht Genüge geleistet , so hat
das Amtsgericht die entlassene Person dem Armenrath des Entlassungsortes zur gutfiüdenden
Fürsorge zuführen zu lassen.

8- 3-
Ist eine unvermögliche Person in eine Centralstrafanstalt abzuliefern , so sind derselben

die erforderlichen Kleidungsstücke aus dem Vorrath des Amtsgefängnisses , vorbehaltlich der
Rücksendung , abzugeben.

l >-

» '
- ^
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Z. 4.
Auf Nichtdeutsche sowie auf Angehörige des Königreichs Bayern finden die Bestimmungen

der W. 2 und 3 keine Anwendung; denselben sind in solchen Fällen die nöthigen Kleidungs¬
stücke aus dem Vorrathe des Gefängnisses zu überlassen oder auf Staatskosten anzuschaffen.

Das Gleiche gilt von Angehörigen des Reichslandes Elsaß-Lothringen, solange das Reichs¬
gesetz über den Unterstützungswohnsitz daselbst noch nicht eingeführt ist.

8- 5.
Die unvermöglichen in den Amtsgefängnissen Verhafteten sind während der Dauer der

Strafzeit oder des Untersnchungsverhafts mit den erforderlichen Kleidungsstücken aus dem
Vorrath des Amtsgefängniffes zu versehen.

Karlsruhe,  den 11. Februar 1880.

Ministerium des Großherzoglichen Hauses und der Justiz.
Grimm.

Vät. Parisel.

Berichtigung.

In Nr. IV. auf Seite 22 des Gesetzes- und Verordungsblattes von 1880 ist in Zeile6 von unten statt behandelten
Aerzte zu lesen: behandelnden  Aerzte.

Druck und Verlag von Malsch L Bogel in Karlsruhe.

>»>
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Gesetzes- und Verordnungs
für das Großherzogthum Baden.

Karlsruhe , Donnerstag den 26. Februar 1880.

Inhalt.
Gesetz: den Verwaltungsgerichtshof und das verwaltungsgerichtlicheVerfahren betreffend.

Gesetz.

Den Verwaltnngsgerichtshof und das vermaltungsgerichtliche Verfahren betreffend.

Friedrich,  von Gottes Gnaden Großherzog von Baden,
Herzog von Zähringen.

Mit Zustimmung Unserer  getreuen Stände haben Wir beschlossen und verordnen,
wie folgt:

»Artikel 1.
Der Verwaltungsgerichtshof wird mit einem Präsidenten und der erforderlichen Anzahl

von Räthen besetzt.
Dieselben müssen zum Richteramte befähigt sein.
Die erforderlichen Ersatzrichter werden aus der Zahl der Oberlandesgerichtsrätheberufen.

Sie bekleiden ihre Stelle als Nebenamt auf die Dauer ihres Hauptamtes.
Sämmtliche Mitglieder des Verwaltungsgerichtshoses und die Ersatzrichter werden von

dem Großherzog ernannt.
Artikel 2.

Der Präsident und die Mitglieder des Verwaltungsgerichtshofeskönnen während der
Dauer ihres Richteramtes in keiner Weise im Verwaltungsdiensteverwendet werden.

Artikel 3.
Den Oberlandesgerichtsräthen dürfen für die Versetzung des Nebenamtes weder Funktions¬

gehalte noch Remunerationen verliehen werden.
Gesetzes- und Verordnungs-Blatt 1880.
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Artikel  4.

Für den Präsidenten und die Mitglieder des Verwaltungsgerichtshofes sind die Bestim¬
mungen der M 1 , 2 , 4 , 5 , 7 , 8 , 10 bis 18 des Gesetzes vom 14 . Februar 1879 , die
Rechtsverhältnisse der Richter betreffend , mit der Maßgabe anwendbar , daß diese Mitglieder
im Falle des Z. 5 auch auf eine dem Rang und der Besoldung nach gleiche oder höhere
Verwaltungsstelle versetzt werden können.

Artikel  5.

Der Disciplinarhof für die Mitglieder des Verwaltungsgerichtshofes besteht aus dem
Präsidenten und den vier dienstältesten Mitgliedern des nach Z. 15 des Gesetzes vom
14 . Februar 1879 für die Richter gebildeten Disciplinarhofes und aus dem Präsidenten und
dem Vorsitzenden oder dienstältesten Rathe des Verwaltungsgerichtshofes , oder bei deren Ver¬
hinderung aus den nach dem Dienstalter folgenden Mitgliedern des Verwaltungsgerichtshoses.

Die Veranlassung der richterlichen Entscheidung (Z. 5) sowie die Beauftragung des
Staatsanwaltes (Z. 17 ) geschieht durch das Ministerium des Innern.

Artikel  6.

Der Präsident des Verwaltungsgerichtshofes bezieht eine Besoldung von 8,400 Mark,
die übrigen Mitglieder haben die gleiche Besoldung mit den Räthen des Oberlandesgerichtes
und sind für die Besoldungen der Mitglieder die Bestimmungen der M . 1 , 2 und 4 des
Gesetzes vom 20 . Februar 1879 , die Besoldungen der Richter betreffend , maßgebend.

Artikel  7.

Im Falle der Verhinderung des Präsidenten führt , wenn nicht ein Vorsitzender Rath
als Stellvertreter desselben ernannt ist , der dem Dienstalter nach älteste Verwaltnngsgerichts-
rath den Vorsitz.

Artikel  8.

Das Verfahren vor den Verwaltungsgerichten richtet sich bis zum 1 . Juli 1882 nach
den Bestimmungen des Gesetzes vom 5. Oktober 1863 , die Organisation der inneren Ver¬
waltung betreffend , und der landesherrlichen Bollzugsverordnung vom 12 . Juli 1864 zu
dem genannten Gesetze, mit der Maßgabe , daß über Nichtigkeitsbeschwerden wegen Unzu¬
ständigkeit oder Gewaltsüberschreitung (Z. 92 Absatz 2 der Vollzugsverordnung vom 12 . Juli
1864 ) der Kompetenzgerichtshof unter Beobachtung der M 10 bis 13 des Gesetzes vom
30 . Januar 1879 , die Entscheidung von Kompetenzkonflikten betreffend , entscheidet und die
Nichtigkeitsbeschwerde auch von dem Vertreter des Staatsintereffes erhoben werden kann.

Artikel  9.

Die strafrechtliche oder civilrechtliche Verfolgung eines Beamten wegen eines in Aus¬
übung oder in Veranlassung der Ausübung seines Amtes vorgenommenen Handlung ist im
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Falle des Verlangens des dem Beamten Vorgesetzten Ministeriums an die Vorentscheidung
des Verwaltungsgerichtshofes gebunden . Das Verlangen kann nur so lange gestellt werden,
als in dem gerichtlichen Verfahren ein Endurtheil nicht verkündet ist . (St .-Pr .-O . H. 259,
C .-Pr .-O . Z. 272 .)

Eine Vorentscheidung ist nicht zulässig mit Bezug aus crvilrechtliche Klagen:
1 . gegen Richter , einschließlich der Bürgermeister , beziehungsweise ihrer Stellvertreter,

soweit denselben richterliche Funktionen in bürgerlichen Rechtssachen übertragen sind;
2. gegen Gerichtsnotare , Notare , Gerichtsschreiber und Gerichtsvollzieher;
3. gegen die Mitglieder der Grund - und Pfandbuchbehörden , einschließlich der in tz. 9

des Gesetzes vom 24 . Juni 1874 über die Führung der Grund - und Pfandbücher
in einigen Städten erwähnten Personen;

4 . gegen die Standesbeamten.

Artikel  10.

Nach Einkunft des Antrags auf Vorentscheidung werden die Akten durch das Gericht
unter Benachrichtigung der Betheiligten dem Verwaltungsgerichtshofe eingesendet.

Erachtet der Verwaltungsgerichtshof vor Fällung seiner Vorentscheidung noch tatsächliche
Ermittelungen für erforderlich , so kann er dieselben durch die Verwaltungs - oder Gerichts¬
behörden veranlassen.

Im Uebrigen findet das in Artikel 8 dieses Gesetzes bezeichnte Verfahren auch hier
Anwendung.

Artikel  11.

Die Vorentscheidung des Verwaltungsgerichtshofes hat sich auf die Feststellung zu
beschränken, ob der Beamte sich einer Ueberschreitung seiner Amtsbefugnisse oder der Unter¬
lassung einer ihm obliegenden Amtshandlung schuldig gemacht hat oder ob dies nicht der
Fall ist.

Eine Vorentscheidung der letzten Art ist für das Gericht , welches in der Sache zu ent¬
scheiden hat , verbindlich.

Eine Vorentscheidung der ersten Art steht weder dem Beamten in seiner weiteren Ver¬
teidigung vor dem Gerichte , noch dem Gerichte bei seiner rechtlichen Entscheidung der Sache
im Wege ; sie hat die Folge , daß die dem Gegner des Beamten durch das Verfahren vor
dem Verwaltungsgerichtshofe erwachsenen notwendigen Kosten aus der Staatskasse ersetzt
werden.

Artikel  12.

Ueber die Verpflichtung , die Kosten des Vorentscheidungsverfahrens vor dem Berwaltungs-
gerichtshofe zu tragen , entscheidet dieser Gerichtshof . Stempelgebühren werden in solchen
Fällen nicht berechnet und Sporteln nicht angesetzt.
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Artikel 13.

Die Bestimmungen über die Vorentscheidung des Verwaltungsgerichtshofes sind auch

anwendbar , wenn eine gerichtliche Verfolgung wegen Amtshandlungen gegen einen aus dem

Dienste bereits ausgeschiedenen Beamten oder gegen die Erben eines Beamten anhängig wird.

Unter den Beamten sind auch diejenigen , welche in mittelbarem Staatsdienste stehen,

einbegriffen.

Artikel 14.

Der Z. 161 des Einführnngsgesetzes zu den Reichsjustizgesetzen wird aufgehoben.

Artikel  15.

Die Artikel 4 und 5 dieses Gesetzes bilden einen Bestandtheil der Verfassung und des

Staatsdienerediktes vom 30 . Januar 1819.

Gegeben zu Karlsruhe,  den 24 . Februar 1880.

Stösser.
Friedrich.

Aus Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl:
Jost.

Karlsruhe . Druck und Verlag von Malsch <k Vogel
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Gesetzes- und Verordmmgs
für bas Großherzogthum Baden.

Karlsruhe , Samstag den 28. Februar 1880.
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Inhalt.
Gesetz: die Steuererhebung im Monat März 1880 betreffend.

Gesetz.

Die Steuererhebung im Monat März 1880 betreffend.

Friedrich,  von Gottes Gnaden Großherzog von Baden,
Herzog von Zähringen.

Mit Zustimmung Unserer  getreuen Stände haben Wir beschlossen und verordnen,
wie folgt:

Artikel  1.

Die direkten und indirekten Steuern, welche im Monat März l. I . zum Einzug kommen,
sind, soweit nicht durch neue Gesetze Abänderungen verfügt werden, nach dem seitherigen
Umlagefuß und nach den bestehenden Gesetzen und Tarifen zu erheben.

Artikel  2.

Wenn und soweit in dem Gesetze über die Feststellung des Staatshaushaltsetats für
die Jahre 1880 und 1881 eine Abänderung der dermaligen Abgabesätze der direkten Stenern
bestimmt werden sollte, hat eine Ausgleichung beziehungsweise der Rückersatz oder die Nach¬
erhebung der auf Grund des Artikel1 zu viel oder zu wenig erhobenen Steuerbeträge ein¬
zutreten.

Gesetzes- und Verordnungs-Blatt 1880. 77
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Artikel  3.

Das Finanzministerium ist mit dem Vollzug beauftragt.

Gegeben zu Karlsruhe,  den 28. Februar 1880.

MMer.
Friedrich.

Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl
Jost.

Druck und Verlag von Malsch L Bogel in Karlsruhe.
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Gesetzes- nick Vernrdiumgs- Matt
für das Großherzogthum Baden.

Karlsruhe , Freitag den 5 . März 1880.

Inhalt.
Gesetz: die Aufbringung des Kreisaufwandes betreffend.
Verordnung und Bekanntmachungen des Ministcriums des Innern:  die Behandlung der Einrückungs¬

gebühren für Bekanntmachungen der Bezirksämter betreffend ; die Ernennung der Bezirksrathe betreffend ; des Handels¬
ministeriums:  den Transport , explosiver , entzündlicher , ätzender und giftiger Stoffe auf dem Rheine betreffend ; des
Finanzministeriums:  Organisation der Bezirksfinanzstellen betreffend.

Die Aufbringung des Krcisaufwandes betreffend.

Friedrich,  von Gottes Gnaden Großherzog von Baden,
Herzog von Zähringen.

, Mit Zustimmung Unserer  getreuen Stände haben Wir beschlossen und verordnen,
wie folgt:

Artikel  I.

Das Gesetz vom 5. Oktober 1863 , die Organisation der innen : Verwaltung betreffend
(Regierungsblatt Nr . XIUV . Seite 399 ), erleidet folgende Aenderungen:

8-
Der Z. 43 erhält folgende Fassung:
„Die zur Deckung der Ausgaben des Kreisverbandes erforderlichen Umlagen (Z. 41

Ziff . 7) werden , wenn nicht besondere Gesetze etwas Anderes bestimmen , auf die einzelnen
Gemeinden des Kreises nach dem Verhältnisse ihrer Steuerkapitalien ausgeschlagen.

Als solche kommen außer den in das Gemeindekataster aufgenommenen Steuerkapitalien
in Anrechnung:

o. die Steuerkapitalien der Gemeinde selbst und derjenigen Anstalten , welche auf ihre
Rechnung unterhalten werden;

Gesetzes - und Verordnungs -Blatt 1880. 8
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d . die Erwerb - und Kapitalrentensteuerkapitalien der Stiftungen , soweit deren Ertrag

zur Förderung der Zwecke der Gemeinde bestimmt ist;
v. diejenigen Steueckapitalien , auf deren Beizug zur Gemeindebesteuerung die Gemeinde

in Anwendung der Bestimmungen des Z. 85 Absatz 4 und des Z. 86 der Städte¬

ordnung (Gesetz vom 6. Februar 1879 , Gesetzes- und Verordnungsblatt Nr . VII.

Seite 63 ) oder des Z. 85 der Gemeindeordnung (Gesetz vom 24 . Februar 1879,

Gesetzes- und Verordnungsblatt Nr . VIII . Seite 71 ) verzichtet hat.
Die Anrechnung der unter e bezeichnten Steuerkapitalien geschieht in dem gleichen

Maße , in welchem sie zur Gemeindebesteuerung gesetzlich beizuziehen wären , wenn sie derselben

überhaupt unterliegen würden.
Desgleichen kommt ein etwa in Anwendung des Z. 85 Absatz 3 der Städteordnung

gefaßter Gemeindebeschluß über gleichheitlichen Beizug derjenigen Steuerkapitalien , für welche

der Unterschied des Staatssteuerfußes weniger als fünf Pfennig von 100 Mark Steuerkapital

beträgt , bei der Bildung des Kreissteuerkapitales nicht in Betracht.
Abgesonderte Gemarkungen werden bezüglich der Kreisbesteuerung gleich den Gemeinden

behandelt . "
H- 2.

Zwischen die 43 und 44 wird folgender

§ . 43 n.

eingeschoben:
„Das Rechnungsjahr des Kreises ist das Kalenderjahr.
Das Kreissteuerkataster enthält die Steuerkapitalien nach dem Stande , wie sie der Fest¬

stellung des Gemeinde -Umlagefußes für das nämliche Jahr zu Grunde liegen beziehungsweise

zu Grunde zu legen wären . ,

Stenernachträge und Steuerrückvergütungen bleiben für den Kreis außer Betracht . "

8- 3-
Der erste Satz des Z. 47 erhält folgende Fassung:
„Die Kreisversammlung wird durch den Kreishauptmann im ersten Vierteljahr jedes

Jahres berufen und eröffnet . "

Artikel  II.

Das Gesetz vom 5 . Mai 1870 , die öffentliche Armenpflege betreffend (Gesetzes- und

Verordnungsblatt Nr . XXXII . Seite 387 ) , erleidet folgende Aenderungen:
Der Z. 32 wird aufgehoben.
Der Z. 33 wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:
„1 . Wenn der Jahresaufwand für die dem Kreise gesetzlich obliegende Landarmenpflege

die Summe übersteigt , welche dem Ergebniß einer Umlage von 0,4 Pfennig auf
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100 Mark Kreissteuerkapital gleichkommt , so hat den Mehrbetrag die Staatskasse
zu ersetzen.

2 . Der Ersatzanspruch des Kreises erlischt , wenn er nicht binnen 3 Jahren nach Ablauf
des Kreisrechnungsjahres , auf welchen er sich bezieht , geltend gemacht wird . "

Artikel  III.

Die vorstehenden Bestimmungen treten mit dem l . Januar 1880 , für diejenigen Kreise,
deren Rechnungsjahr seither nicht mit dem Kalenderjahr zusammenfiel , mit dem Kreisrech¬
nungsjahr 1880 in Wirksamkeit.

Für das Kreisrechnungsjahr 1879 wird der in K. 33 des angeführten Gesetzes über die
öffentliche Armenpflege bezeichnte Höchstbetrag der Umlage für die Kreisarmenpflege von
einem halben Kreuzer von Hundert Gulden auf einen halben Pfennig von Hundert Mark
Kreissteuerkapital gemindert.

Unsere  Ministerien des Innern und der Finanzen sind mit dem Vollzüge dieses
Gesetzes beauftragt.

Gegeben zu Karlsruhe,  den 2 . März 1880.

Friedrich.
Stöffcr.

Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl:
Jost.

Verordnung.

Die Behandlung der Einrückungsgebühren für Bekanntmachungen der Bezirksämter betreffend.

Im Einverständnisse mit Großherzoglichem Finanzministerium wird für die Behandlung
der Einrückungsgebühren für die Bekanntmachungen der Bezirksämter unter Aufhebung der
diesseitigen Verordnung vom 21 . Dezember 1876 (Gesetzes- und Verordnungsblatt Nr . H .)
folgendes Verfahren vorgeschrieben.

8- l-
Bei allen Bekanntmachungen der Bezirksämter in öffentlichen Blättern , für welche

überhaupt Einrückungsgebühren zu entrichten sind,  haben die Verleger der
Blätter nach Vollzug der Einrückung dem einsendenden Amte ein Gebührenverzeichniß nebst
Belegblatt zu übersenden.

8
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Sofern nach den folgenden Bestimmungen eine Erhebung der Gebühren mittelst Post-
Vorschusses statthaft ist , haben die Bezirksämter bei Einsendung ihrer Bekanntmachung darauf
hinzuweisen.

8- 2.
In den von den Bezirksämtern zu erledigenden Strafsachen  ist vorkommenden Falles

die Gebnhrensorderung von dem Bezirksamt unmittelbar auf diejenige Amtskasse , in deren
Bezirk der Forderungsberechtigte seinen Wohnsitz hat , zur Zahlung anzuweisen und gleich¬
zeitig der angewiesene Betrag gemäß der Bestimmung in Z. 4 der diesseitigen Verordnung
vom 7 . Januar d. I . (Gesetzes- und Verordnungsblatt Nr . III .) in das Kostenverzeichniß
aufzunehmen , damit wegen des etwaigen Ersatzes nach Maßgabe der ZZ. 6 und 7 dieser
Verordnung das Nöthige veranlaßt wird.

Der erfolgten Aufnahme in das Kostenverzeichniß ist bei der Anweisung jeweils aus¬
drücklich Erwähnung zu thun.

Daß und wie die Anweisung erlassen wurde , ist in den Akten in Beschlußform bemerklich
zu machen.

8 - 3.

Bei Bekanntmachungen in anderen Polizei - und Verwaltungssachen , bei welchen
ein zahlungsfähiger Ersatzpflichtiger vorhanden ist,  können die Verleger
derjenigen Blätter , welche sich nicht am gleichen Orte mit dem die Bekanntmachung erlassenden
Bezirksamt befinden , bei Uebersendung ihres Forderungszettels in der Regel die Einrückungs¬
gebühren im Wege des Postvorschusses erheben.

Das Bezirksamt hat sodann den Betrag dieser Kosten wie eine Sportel zu behandeln
und denselben in die Hebrolle aufzunehmen.

8-
Soweit in Fällen des Z. 3 eine Erhebung der Gebühren mittelst Postvorschusses nicht

statthaft oder sonst nicht erfolgt ist , weist das Amt nach Empfang des Forderungszettels die
Gebühren auf die Amtskasse zur Zahlung an und veranlaßt in der durch Z. 3 Absatz 2
vorgeschriebenen Weise die Wiedererhebung derselben im Sportelwege.

Bei diesen Anweisungen ist jeweils auf den Eintrag in die Hebrolle hinzuweisen.

8- 5.
Handelt es sich um eine Verwaltungs - oder Polizeisache (tz. 3), deren Kosten,  weil

die Bekanntmachung lediglich im öffentlichen Interesse erfolgt ist , von der Staatskasse
zu tragen sind,  so ist der Forderungszettel von dem Bezirksamt unter Beifügung der
Bemerkung , daß die Kosten der Staatskasse zur Last fallen , unmittelbar auf die Amtskasse
anzuweisen und , wie geschehen, in den Akten vorzumerken.
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Bei Bekanntmachungen in nichtbadischen  Blättern kann übrigens auch die Erhebung
der Gebühren mittelst Postvorschusses stattfinden.

Karlsruhe,  den 26 . Februar 1880.

Großherzogliches Ministerium des Innern.
Stöjstr . Vclt . Heil.

Bekanntmachung.

Die Ernennung der Bezirksräthe betreffend.

Seine Königliche Hoheit der Großherzog  haben mit Allerhöchster Staats¬

ministerialentschließung vom 3. März . d. I . gnädigst geruht , unter Abänderung des H. 5 der

die Ernennung der Bezirksräthe betreffenden Beilage zur landesherrlichen Vollzugsverordnung
vom 12 . Juli 1864 zum Gesetze über die Organisation der innern Verwaltung (Regierungs¬
blatt von 1864 Nr . XXXI . Seite 333 ) anznordnen , daß die Ernennung der Bezirksräthe

alljährlich statt wie bisher für den I . März für 1 . April  zu erfolgen habe,
ferner auszusprechen , daß die übrigen in der erwähnten Verordnungsbeilage enthaltenen

Zeitbestimmungen durch die nachstehenden zu ersetzen seien, nämlich:
in Z. 1 : Monat August  durch Monat Oktober,
in § . 3 : 1 . September durch I . November,
in Z. 3 : 16 . September durch 15 . November,
in Z. 3 : 1 . Juli durch 1 . September.

Dies wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Karlsruhe,  den 4 . März 1880.

Großherzogliches Ministerium des Innern.
Stöllcr.

Vät . von Marschall.

Bekanntmachung.

Den Transport explosiver , entzündlicher , atzender und giftiger Stoffe auf dem. Rheine betreffend.

Nachdem die Regierungen der Rheinnferstaaten sich auf Grund der in der Sitzung der

Rheinschifffahrts -Centralkommission vom 2 . September 1879 gefaßten Beschlüsse wegen der

Erlassung einer neuen gemeinsamen Verordnung über den Transport explosiver , entzündlicher,

ätzender und giftiger Stoffe auf dem Rheine geeinigt haben , so wird im Einverständniß mit

Großherzoglichem Ministerium des Innern die bezügliche Verordnung nachstehend mit dem

Anfügen bekannt gemacht , daß dieselbe vom Tage der Verkündigung an in Kraft tritt und
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von diesem Zeitpunkt an die unterm 3. Juni 1869 verkündete Verordnung über den Trans¬
port entzündlicher , ätzender und giftiger Stoffe auf dem Rheine (Gesetzes- und Verordnungs¬
blatt 1869 Seite 244 ff.) außer Wirksamkeit gesetzt ist.

Zugleich wird bemerkt , daß im Großherzogthum die nach A. 7 der Verordnung der
Polizeibehörde zugewiesene Funktion durch die Ortspolizeibehörde auszuüben und die nach
ZA. 4 , 14 , 15 , 16 , 18 und 22 der Verordnung den Polizei - oder Hafenbehörden übertragenen
Anordnungen an den Orten , wo eine besondere Hafenaufsichtsbehörde besteht , durch die letztere,
im Uebrigen aber durch die Ortspolizeibehörde zu veranlassen sind.

Karlsruhe,  den 1 . März 1880.

Großherzogliches Handelsministerium.
Turban.

Vckt. Panther.

Verordnung
über den Transport explosiver , entzündlicher , ätzender und giftiger Stoffe auf dem Rheine.

I Allgemeine Bestimmungen über den Transport explosiver , entzündlicher
und atzender Stoffe.

8- i.
Die explosiven Stoffe , auf welche sich die nachstehenden Bestimmungen beziehen , sind:

Schieß - und Sprengpulver ; Nitroglyzerin (Sprengöl ) und Nitroglyzerin enthaltende
Präparate , insbesondere

Dynamit (ein nicht abtropfbares Gemisch von Nitroglyzerin mit pulverförmigen , an
sich nicht explosiven Stoffen ) ;

Nitrocellulose , insbesondere Schießbaumwolle;
explosive Gemische, welche chlorsaure und Pikrinsäure Salze enthalten;
Knallquecksilber , Knallsilber und die damit dargestellten Präparate.
Unter den explosiven Stoffen im Sinne dieser Verordnung sind außerdem einbegriffen:

Pulvermunition , Feuerwerkskörper und Zündungen , mit Ausnahme der in der Armee
und Marine vorgeschriebenen nicht sprengkräftigen Zündungen.

Letztere , sowie Zündhütchen , Zündspiegel und Metallpatronen unterliegen nur den Vor¬
schriften des tz. 4 dieser Verordnung.

8- 2.
Von der Versendung sind ausgeschlossen:

Nitroglyzerin als solches, abtropfbare Gemische von Nitroglyzerin , sowie Gemische von
Nitroglyzerin mit an sich explosiven Stoffen , als nitrirter Cellulose , Pulversätzen rc.
explosive Gemische, welche chlorsaure und Pikrinsäure Salze enthalten;
Knallquecksilber , Knallsilber und die damit dargestellten Präparate.
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Die übrigen in Z. 1 Absatz1 und 2 aufgeführten explosiven Stoffe dürfen auf Schiffen,
welche Personen befördern und auf Dampfschiffen überhaupt nicht trausportirt, an Schieß¬
pulver und Feuerwerkskörpern jedoch darf soviel mitgeführt werden, als zur Abgabe von
Signalen nothwendig ist.

Eine Ausnahme von dieser Vorschrift findet nur statt, wenn in sehr dringenden Fällen
die zur Beseitigung von Eisstopfungen nöthigen Sprengbüchsen und das zur Füllung der
letzteren erforderliche Pulver unter Begleitung zuverlässiger Personen in kürzester Frist nach
dem Bestimmungsort geschafft werden sollen.

8- 4-
Ob andere, als die unter den oben genannten Stoffen aufgeführten entzündlichen

Stoffe: ungereinigtes Petroleum, Zündhütchen, Zündspiegel, Metallpatronen, Zündhölzer,
Streichfeuerzeugeu. s. w,, sowie ob ätzende  Stoffe : Schwefelsäure, Salpetersäure, Salz¬
säure u, s. w. auf besonderen Fahrzeugen zu führen sind, oder mit anderen Gütern verladen
werden dürfen, hat die Polizei- oder Hafenbehörde des Einladeorts zu bestimmen. Gestattet
sie die Verladung mit andern Gütern, so hat sie zugleich die erforderlichen Vorsichtsmaß¬
regeln auzuordnen, denen sich der Schiffer unterwerfen muß. Ueber die von ihr getroffenen
Anordnungen ertheilt sie dem Schiffer eine besondere Bescheinigung, welche dieser auf Er¬
fordern den Polizei-, Hafen-, Zoll- und Wasserbaubeamten vorzeigen muß.

II Bestimmungen über Verpackung und Verladung explosiver Stoffe.

s- 5.
Explosive Stoffe sind in hölzerne Kisten oder Tonnen, deren Fugen so gedichtet sind,

daß ein Ausstreuen nicht stattfinden kann, und welche nicht mit eisernen Reifen oder Bändern
versehen sind, fest zu verpacken.

Pulver kann in metallene Behälter (ausgeschlossen solche von Eisen) verpackt werden.
Vor der Verpackung in Tonnen oder Kisten muß loses Kornpulver in leinene, Mehl¬

pulver in lederne Säcke geschüttet werden.
Dynamit darf nur in Patronen, nicht auch in loser Masse versendet werden.
Dynamitpatronen und Schießbaumwollpatronen(Patronen, welche aus gepreßter, ge¬

mahlener Schießbaumwolle bereitet und mit einem Ueberzug von Paraffin versehen sind)
sind durch eine Umhüllung von Papier in Pallete zu vereinigen. Dynamit- und Schieß¬
baumwollpatronen, Schießbaumwolle, sowie andere Nitrocellulose dürfen weder mit Zündungen
versehen, noch mit solchen in dieselben Behälter verpackt werden.

Schießbaumwolle, sowie andere Nitrocellulose muß bis zu mindestens 20°/o Wassergehalt
angefeuchtet in wasserdichte Behälter besonders fest verpackt sein, so daß eine Reibung des
Inhalts nicht stattfinden kann.
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Die zur Verpackung explosiver Stoffe dienenden Behälter müssen je nach ihrem Inhalte
mit der Aufschrift : „Pulver , Pulvermunition , Feuerwerkskörper , Zündungen , Dynamit,
Schießbaumwolle " versehen , Behälter , welche Dynamit enthalten , außerdem mit der Firma
oder der Marke der Fabrik , aus welcher das Dynamit herrührt , bezeichnet sein.

Das Bruttogewicht der Schießbaumwolle enthaltenden Behälter darf 85 Ir§ ., das Brutto¬
gewicht der Pulver , Pulvermunition , Feuerwerkskörper oder Zündungen enthaltenden Be¬
hälter 75 ÜA., das Bruttogewicht der Dyuamitpatronen enthaltenden Behälter 35 ü »-. nicht
übersteigen.

8- 6.
Bei dem Verpacken , dem Ein - und Ausladen darf Feuer oder offenes Licht nicht gehalten,

Tabak nicht geraucht werden.
Das Ein - und Ausladen , insbesondere von Dynamit , hat unter sorgfältiger Vermeidung

von Erschütterungen zu erfolgen . Die betreffenden Behälter dürfen deßhalb nie gerollt oder
abgeworfen werden.

8- 7.
Das Ein - und Ausladen darf nur an einer von der Polizeibehörde dazu angewiesenen

Stelle , welche möglichst weit von bewohnten Gebäuden entfernt sein muß , erfolgen.
Die Ladestelle darf dem Publikum nicht zugänglich sein und ist, wenn ausnahmsweise

das Ein - oder Ausladen bei Dunkelheit stattfindet , mit fest- und hochstehenden Laternen zu
erleuchten.

Die mit explosiven Stoffen gefüllten Behälter dürfen nicht eher auf die Ladestelle ge¬
bracht oder daselbst zugelassen werden , bis die Verladung beginnen soll.

8- 8.
Die explosiven Stoffe müssen aus dem Fahrzeuge in einem abgeschlossenen Raume,

welcher bei Dampfschiffen (Z. 3) möglichst weit vom Kesselraum entfernt sein muß , unter
Deck fest verstaut verladen werden.

Weder in diesem, noch in den unmittelbar daran stoßenden Räumen dürfen Zündhütchen
und Zündschnüre verpackt sein. Leicht entzündliche Stoffe sind, mit Ausnahme der zum
Betriebe der Dampfkessel oder der Küchen dienenden Brennmaterialien von der gleichzeitigen
Beförderung überhaupt ausgeschlossen . Brennmaterialien dürfen nur in feuersicheren und
leicht unter Wasser zu setzenden besonderen Räumen aufbewahrt werden . Das Fahrzeug
muß mit einer von weiten : erkennbaren stets ausgespannt gehaltenen schwarzen Flagge mit
einem weißen V versehen werden.

Außerdem müssen bei Verladung explosiver Stoffe in offenen Fahrzeugen letztere mit
einem Plantuche überspannt sein.

8- 9.
Wer explosive Stoffe in Mengen von mehr als 35 lr§ . Bruttogewicht versendet , muß
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-er Ortspolizeibehörde des Absendeorts davon unter Angabe des Transportweges Anzeige
machen und den Frachtschein derselben zur Visirung vorlegen.

8- 10.
Wird loses Pulver in Mengen von nicht mehr als 15 1̂ -. Bruttogewicht oder werden

andere explosive Stoffe in Mengen von nicht mehr als 35 Bruttogewicht versendet, so
finden auf dergleichen Transporte, außer der Vorschrift des Z. 3 nur die von der Verpack¬
ung und von der Bezeichnung der Behälter handelnden Vorschriften dieses Abschnitts An¬
wendung.

III Sonstige Bestimmungen über den Transport explosiver Stoffe.

8- ii.

Im Uebrigen ist beim Transport explosiver Stoffe Folgendes zu beobachten:
a. Der Transport durch zusammenhängend gebaute Ortschaften ist nur gestattet, wenn

diese Orte nicht auf dem Wasserwege umfahren werden können. Ist die Durchfahrt
unvermeidlich, so ist von der bevorstehenden Ankunft des Transports der mit der
Wahrnehmung der Ortspolizei betrauten Behörde zeitig Anzeige zu machen und sind
deren Bestimmungen zu erwarten. Die Durchfahrt ist von der Behörde nur zu ge¬
statten, nachdem die Passage frei gemacht und die Anordnung getroffen ist, daß
Brücken rc. ohne Aufenthalt passirt werden können. In größeren Städten und bei
beengten Wasserstraßen ist die Behörde befugt, die Durchfahrt ganz zu untersagen.

b. Sind Schiffbrücken oder Schleusen zu passiren, so ist dem Brücken- oder Schleusen¬
wärter von der bevorstehenden Ankunft des Fahrzeugs und seiner ungefähren Größe
zeitig Anzeige zu machen.

e. Beim Passiren von Eisenbahnbrücken müssen die mit explosiven Stoffen beladenen
Fahrzeuge von Eisenbahnzügen und geheizten Lokomotiven mindestens 300 Meter
entfernt bleiben.

6. Das Anlegen darf nur an Orten geschehen, welche dem Publikum nicht zugäng¬
lich sind.

Die Ortspolizeibehörde ist stets vorher in Kenntniß zu setzen und hat Vorschriften
über Ort, Zeit und Vorsichtsmaßregeln im Einzelnen zu geben.

8- 12.
Auf Fahrzeugen, welche explosive Stoffe führen, darf Feuer oder offenes Licht nicht ge¬

halten, Tabak nicht geraucht werden.

8- 13-
Fähren, welche Fuhrwerke mit explosiven Moffen übersetzen, dürfen nicht gleichzeitig

andere Fuhrwerke oder Personen befördern.
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IV. Bestimmungen über den Transport des ungereinigten Petroleums.

8- 14.
Der Führer eines Fahrzeuges, welches ungereinigtes Petroleum an Bord hat, darf mit

seinem Fahrzeuge nur in einer Entfernung von mindestens 160 Meter von anderen Fahr¬
zeugen oder bewohnten Gebäuden anlegen. Erreicht er den Bestimmungsort, so hat er der
Polizei- oder Hafenbehörde anzuzeigen, daß das Fahrzeug Petroleum geladen habe, und die
Menge desselben genau anzugeben. Er hat sodann das Fahrzeug auf den von der Polizei¬
oder Hafenbehörde bestimmten Liegeplatz zu führen, und darf diesen Platz ohne Erlaubniß
der Polizei- oder Hafenbehörde nicht verlassen.

8- 15.
Die Löschung der Ladung muß innerhalb der von der Polizei- oder Hafenbehörde

bestimmteil Frist bewirkt werden.

8- 16.
Schisser, welche ungereinigtes Petroleum in ihre Fahrzeuge einladen oder überladen,

dürfen dies nur an der von der Polizei- oder Hasenbehörde bestimmten Stelle bewirken, und
müssen den Hafen oder Ladeplatz binnen der vorgeschriebenen Frist verlassen.

8- 1?.
Bei Einladung und Löschung von ungereinigtem Petroleum darf ebensowenig, wie auf

den diese Waare an Bord habenden Schissen Feuer oder Licht gemacht, noch Tabak gerauchtwerden.
8- 18.

Die Ausladung und Lagerung von ungereinigtem Petroleum darf nur auf dem von der
Polizei- oder Hafenbehörde dazu bestimmten Platze stattfinden.

8- 19.
Als ungereinigtes Petroleum im Sinne dieser Verordnung ist dasjenige anzusehen,

welches nicht klar und dünnflüssig ist.

V Bestimmungen über den Transport von Arsenikalien und anderen
Giftstoffen.

8- 20.
Arsenikalien, d. h. Arsenik enthaltende Stoffe, als:

Arsenmetall, nämlich Fliegenstein und Scherbenkobalt; Arseniksäure, arsenige Säure
(weißer Arsenik, Hüttenrauch) ; Rauschgelb(Auripigment) ; Realgar (rothes Arsenik¬
glas) ; ferner Quecksilberpräparate, als ätzendes Sublimat und andere
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dürfen auf dem Rheine nur in festen , aus gutem Holz gearbeiteten , inwendig mit starker

und dichter Leinwand sorgfältig und dauerhaft zu verklebenden Fäffern oder Kisten versendet
werden.

Auf jedem Kollo muß mit großen leserlichen Buchstaben in schwarzer Oelfarbe das Wort

„Gift " angebracht fein.
8- 21.

Wenn Giftstoffe (Z. 20 ) in Mengen von 100 und mehr Zentnern versendet werden

sollen , so dürfen sie in Schiffen , welche noch andere Güter enthalten , nur in besonderen

wasserdicht abgeschlossenen Abtheilungen derselben verladen werden.
Vor der Verladung muß der Schiffer der Polizei - und Hafenbehörde Anzeige erstatten.

Diese hat sich davon zu überzeugen , daß die zur Aufnahme der Giftstoffe (Z. 20 ) bestimmten

Abteilungen des Schiffes wirklich wasserdicht abgeschlossen sind.
Jngleichen hat dieselbe , falls Giftstoffe in Mengen unter 100 Zentnern zusammen mit

anderen Gegenständen transportirt werden sollen , die Art und Weise der Verladung vorzu¬

schreiben, wobei namentlich darauf zu achten ist , daß die Giftstoffe abgesondert von Konsum-

tibilien gestauet werden . Ueber die von ihr getroffenen Anordnungen hat sie dem Schiffer

eine Bescheinigung zu ertheilen.

8- 22 .

Die Polizei - oder Hafenbehörde des Absendungsortes hat die Verladung zu untersagen,
wenn die Kolli Beschädigungen erlitten haben , welche ohne deren Eröffnung wahrzunehmen sind.

VI Haftung der Befrachter für die Verpackung.

8- 23.

Für die in den M . 5 und 20 vorgeschriebene Verpackung ist der Befrachter verant¬

wortlich.

VII . Strafbestimmung.

8 - 24.

Auf Zuwiderhandlungen der Befrachter und der Schiffer gegen die Vorschriften dieser Ver¬

ordnung , beziehungsweise gegen die Anordnungen der Hafen - oder Polizeibehörde , findet der

Artikel 32 der revidirten Rheinschifffahrts -Akte vom 17 . Oktober 1868 Anwendung.

VIII Schlustbestimmung.

8- 25.

Auf der Stromstrecke unterhalb Spyh finden obenstehende Bestimmungen nur insoweit

Anwendung , als sie den Transport ätzender und giftiger Stoffe betreffen.
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Die Vorschriften über militärische , von Militärpersonen begleitete Transporte explosiver
Stoffe , sowie die Vorschriften über die Behandlung der mit explosiven Stoffen beladenenSchiffe in den Häfen bleiben unberührt.

Bekanntmachung.

Organisation dcr Bezirksfinanzstellen betreffend.

Nach höchster Entschließung aus Großherzoglichem Staatsministerium vom 21 . Februar
d. J . Nr . 74 haben Seine Königliche Hoheit der Großherzog  gnädigst zu genehmigen
geruht , daß mit Wirkung vom 1 . April d. I . an die kombinirte Verrechnung Krautheim
aufgehoben beziehungsweise mit der Obereinnehmerei Tauberbischofsheim zu einer  kombinirten
Verrechnung mit dem Sitz in Tauberbischofsheim  vereinigt werde.

Karlsruhe,  den 23 . Februar 1880.

Großherzogliches Ministerium der Finanzen.
EMttcr.

Vät . Glock.

Druck und Verlag von Malsch «L Vogel in Karlsruhe.



Nr. IX. 47

Gesetzes- und Verordnungs- Matt
für das Großherzogthum Bade».

Karlsruhe , Montag den 8 . März 1880.

Inhalt.
Gesetzer die Ergänzung und Abänderung des Gesetzes vom 20. Februar 1868, die Anlage der Ortsstraßen und die

Feststellung der Baufluchten , sowie das Bauen längs der Landstraßen und Eisenbahnen betreffend ; die allgemein wissen¬

schaftliche Vorbildung der Kandidaten des geistlichen Standes betreffend.

Die Ergänzung und Abänderung des Gesetzes vom 20 . Februar 1868 , die Anlage der Ortsstraßen und die

Feststellung der Baufluchten , sowie das Bauen längs der Landstraßen und Eisenbahnen betreffend.

Friedrich,  von Gottes Gnaden Großherzog von Baden,
Herzog von Zähringen.

Mit Zustimmung Unserer  getreuen Stände haben Wir beschlossen und verordnen,

wie folgt:

Artikel 9 des Gesetzes vom 20 . Februar 1868 , die Anlage der Ortsstraßen und die

Feststellung der Baufluchten , sowie das Bauen längs der Landstraßen und Eisenbahnen

betreffend (Regierungsblatt Nr . XVII .) , erhält folgenden Zusatz als Absatz 2:

„Ebenso kann durch Gemeindebeschluß mit Staatsgenehmigung bestimmt werden , daß die

Eigentümer der an solche Ortsstraßen angrenzenden , schon früher ausgeführten Bauten,

wenn diesen die Straße in hervorragendem Maaße besonderen Nutzen bietet , einen ent¬

sprechenden Beitrag zu den in Absatz 1 genannten Kosten zu leisten haben . "

Z. 2.

Artikel 12 des gedachten Gesetzes erhält folgende neue Fassung:

„Sowohl für neu anzulegende als für schon bestehende Ortsstraßen kann durch Gemeinde¬

beschluß mit Staatsgenehmigung festgesetzt werden , daß die Hauseigentümer die Kosten der

Gesetzes - und Verordnungs -Blatt 1880 . 9
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neuen Herstellung der vor ihren Grundstücken hinziehenden unterirdischen Abzugskanäle teil¬
weise zu tragen oder zu ersetzen haben . "

Gegeben zu Karlsruhe,  den 3 . März 1880.

Friedrich.
Aus Seiner Königlichen Hoheit höchsten Beseht:

I o st.

Gesetz.
Die allgemein wissenschaftliche Vorbildung der Kandidaten des geistlichen Standes betreffend.

Friedrich , von Gottes Gnaden Großherzog von Baden,
Herzog von Zähringen.

Mit Zustimmung Unserer  getreuen Stände haben Wir beschlossen und verordnen,
was folgt:

Artikel I.

Der dritte Absatz von Artikel 1 des Gesetzes vom 19 . Februar 1874 , betreffend die
Aenderungen einiger Bestimmungen des Gesetzes vom 9 . Oktober 1860 über die rechtliche
Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate , erhält folgende Fassung:

„Dazu wird regelmäßig erfordert , daß der Kandidat Zeugnisse über die von
ihm bestandene Abiturienten -, beziehungsweise Maturitätsprüfung und den drei¬
jährigen Besuch einer deutschen Universität , sowie darüber vorlegt , daß er während
seines Universitätsstudiums Vorlesungen aus dem Lehrkreise der philosophischen
Fakultät in demselben Umfange , wie für die Studirenden der Rechtswissenschaft,
der Medizin und des Kameralfaches vorgeschrieben ist , mit Fleiß gehört habe . "

Der fünfte Absatz erhält folgende Fassung:
„Das Nähere wird durch Regierungsverordnung bestimmt . In gleicher Weise

wird festgestellt , in wie weit und unter welchen Voraussetzungen auswärtigen
Geistlichen die öffentliche Ausübung kirchlicher Funktionen aushilfsweise und vor¬
übergehend gestattet ist . "

Artikel II.

Artikel 4 des Gesetzes vom 19 . Februar 1874 wird ausgehoben.
Gegeben zu Karlsruhe,  den 5 . März 1880.

Turban . Stösser.
Friedrich.

Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl:
Jost.

Druck und Verlag von Malsch L Woget in Karlsruhe.



Gesetzes- und Verordnungs-Matt
für das Großherzogthum Baden.

Karlsruhe , Mittwoch den 10. März 1880.

Inhalt.

Gesetze: die Abänderung der Wahlordnung zur Verfassnngsurkundebetreffend; die Entschädigungfür das am Milz¬

brand gefallene Rindvieh betreffend.

Gesetz.

Die Abänderung der Wahlordnung zur Verfassungsurkunde betreffend.

Friedrich , vonGottes Gnaden Großherzog von Baden,
Herzog von Zähringen.

Mit ZustimmungUnserer  getreuen Stände haben Wir beschlossen und verordnen,

wie folgt:
Einziger Artikel.

Zwischen die Hß. 22 und 23 der Wahlordnung vom 23. Dezember 18i8 zur Verfassungs¬

urkunde des Großherzogthums werden folgende Bestimmungen eingeschoben:

Z. 22 u. ,

Wenn auf den festgesetzten Wahltag mehr als ein Viertel der Stimmberechtigten aus-

bleiben, so wird von dem landesherrlichen Kommissär ein zweiter Wahltag angeordnet.

Bei diesem zweiten Wahltag genügt es, wenn die Mehrheit der Stimmberechtigten er¬

schienen oder — soweit zulässig— durch Bevollmächtigte vertreten ist.
Bei der Einladung zur Wahl sind die Stimmberechtigten aus diese Folge aufmerksam

zu machen.
8. 22 d.

Wenn es auch an diesem zweiten Wahltage an der erforderlichen Anzahl der Stimm-
Gefetzes- und Verordnungs-Blatt 1680. ft)
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berechtigten fehlt (Z. 22 a .), so ruht die Vertretung der betreffenden Universität für die Dauerdes Landtags , für welchen die Wahl zunächst vorzunehmen war.

Gegeben zu Karlsruhe,  den 6 . März 1880.

Friedrich.Slölfer.

Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl:
Jost.

Gesetz

Dic Entschädigung für das am Milzbrand gefallene Rindvieh betreffend.

Friedrich , von Gottes Gnaden Großherzog von Baden,
Herzog von Zähringen.

Mit Zustimmung Unserer  getreuen Stände haben Wir beschlossen und verordnen,wie folgt:
Die Bestimmungen des Gesetzes vom 30 . Januar 1879 , die Entschädigung für die wegenRotz , Lungenseuche oder Milzbrand auf polizeiliche Anordnung getödteten Thiere betreffend,finden auch Anwendung , wenn Rindvieh am Milzbrand fällt , der Besitzer aber die vorge¬schriebene Anzeige von der Erkrankung und im Falle dies den Umständen nach nicht möglichwar , von dem Verenden des Thieres rechtzeitig erstattet hat.

Gegeben zu Karlsruhe,  den 6 . März 1880.

Stölstr. Friedrich.
Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl:

Jost.

Druck und Verlag von Malsch L Vogel in Karlsruhe.



Gesetzes- und Verordmmgs
für bas Großherzogthum Baben.

Karlsruhe , Freitag den 19 . März 1880.

Inhalt.
Gesetz r die Feststellung des Staatshaushalts -Etats für die Jahre 1830 und 1981 betreffend . >

Verordnung des  Finanzministeriums:  die Steuererhebung für die Jahre 1880 und 1881 betreffend.

Gesetz.
Die Feststellung des Staatshaushalts -Etats für die Jahre 1880 und 1881 betreffend.

Friedrich,  von Gottes Gnaden Großherzog von Baden,
Herzog von Zähringen.

Mit Zustimmung Unserer  getreuen Stände haben Wir beschlossen und verordnen , wie

folgt:
Artikel  1.

Der diesem Gesetze als Beilage Nr . 1 beigefügte Haushaltsetat der allgemeinen Staats¬

verwaltung wird an ordentlichen Ausgaben für 1880 mit . . . . . . 37,506,031 S.

„ 1881 „ . 37,615,513 „

zusammen an ordentlichen Ausgaben für 1880/81 mit . 75,121,544 S.

an außerordentlichen Ausgaben für 1880/81 mit . 3,010,739 „

an Ausgaben zusammen mit . . 78,132,283 S.

und an ordentlichen Einnahmen für 1880 mit . 38,468,421 „

„ 1881 „ . 39,224,080  „

zusammen an ordentlichen Einnahmen für 1880/81 mit . 77,692,601 S.

an außerordentlichen Einnahmen mit . 393,527 „

somit an Einnahmen zusammen mit . . 78,086,028 S.

festgestellt.
Gesetzes - und Verordnungs -Blatt 1880.

11
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Artikel 2.
Die zur Begleichung der nach Artikel1 festgestellten Einnahmen und Ausgaben noch

erforderlichen Deckungsmittel im Betrage von . 46,255
sind dem Betriebsfond(Art. 4) zu entnehmen.

Artikel  3.

Die für die Budgetperiode 1878/79 bewilligten außerordentlichen Kredite für die
allgemeine Staatsverwaltung erlöschen am letzten Dezember 1881.

Artikel  4.

Von dem Betriebssond der allgemeinen Staatsverwaltung, der am letzten Dezember
1878 nach der Darstellung im ersten Beilagehefte von 1879 Seite 137 8,506,668 S. 77  H
betragen hat, sind

1. die im Artikel2 erwähnten . . . . 46,255 S . — H
zu entnehmen;

2. als umlaufender Betriebsfond für die
Budgetperiode 1880/81 sind nach dem
unter Nr. 2 anliegenden Etat . . . 6,229,100 „ — „
bestimmt;

3. der Rest des Betriebsfonds der allge¬
meinen Staatsverwaltung mit . . . 2,231,313 „ 77 „

zusammen obige . 8,506,668 „ 77 „
dient zur theilweisen Deckung der Restbeträge von außerordentlichen
Krediten der Etatsperioden 1876/77 und 1878/79, für welche laut Bei¬
lage 3 nach dem Stande vom letzten Dezember 1878 vorzubehalten sind 3,368,315 „ 89 „

Artikel 6.
Der nach Artikel4 durch Mittel des Betriebsfonds noch nicht gedeckte Theil der Rest¬

kredite für außerordentliche Ausgaben der Etatsperiode 1878/79 in dem genehmigten Betrage
von. . 3,368,315S . 89 H — 2,920 S.
demnach mit . 3,366,395S . 89 H

— 2,231,313 „ 77 „
- - 1,134,082S . 12 H

deßgleichen der zur Deckung des Defizits im ordentlichen Etat für 1879 (vergl. Artikel
1 des Finanzgesetzes vom 9. Februar 1878) erforderliche Betrag sind gemäß Artikel 2
des oben erwähnten Gesetzes der Amortisationskafse zu entnehmen.

Der Anfangstermin der Tilgung der nach den Bestimmungen dieses Artikels bei der
Amortisationskasseentstehenden neuen Schuld kann auf die Dauer von zehn Jahren
verschoben werden.
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Artikel 6.

Die Budgets der Elsenbahnbetriebsverwaltung, der Bodenseedampfschifffahrtsverwaltung,
des Elfenbahnbaues und der Eisenbahnschuldentilgungskasse sind nach Beilage Nr. 4 zu
vollziehen.

Artikel  7.

Die Eisenbahnschuldentilgungskasse ist ermächtigt, den Kapitalbetrag, welchen der Eisen¬
bahnbau in den Jahren 1880 und 1881 in Anspruch nehmen wird, sowie den zur Schulden¬
tilgung erforderlichen Betrag, insoweit die verfügbaren Mittel nicht zureichen, unter Aufsicht
und Leitung des Finanzministeriums im Wege von Staatsanlehen aufzubringen.

Es soll dies durch den Verkauf verzinslicher Partialobligationen geschehen, welche von
Seiten der Gläubiger unaufkündbar und von Seiten der Schuldnerin längstens binnen 90
Jahren, vom Ende des Jahres der Emission an gerechnet, zu tilge» sind.

Die Begebung des Anlehens darf, im Ganzen oder theilweise, im Soummissionswege
oder aus der Hand geschehen.

Deßgleichen ist die Eisenbahnschuldentilgungskasse ermächtigt, unter den nämlichen
Tilgungsbestimmungen die zur etwaigen Convertirung ihrer 4^ °/oigen Schuldtitel in geringer
verzinsliche erforderlichen Mittel im Wege von Staatsanlehen aufzubringen.

Artikel  8.

Es ist zu entrichten:
I. An Beförsterungssteuer  10 Pfennig von je 100 Mark Waldsteuerkapital.
II . An Weinsteuer:

1. an Accise:
vom Liter Traubenwein3 Pfennig,

5. vom Liter Obstwein 0,9 Pfennig;
2. an Ohmgeld:

a. vom Liter Traubenwein2 Pfennig,
d. vom Liter Obstwein 0,6 Pfennig.

Jede Flasche von geringerem Inhalt als 1 Liter wird hinsichtlich der Wein¬
besteuerung wie eine Literflasche behandelt;

3. für den eigenen Weinverbrauch der Weinhändler am Patentorte (Artikel 13 des
Gesetzes vom 6. April 1854, die steuerlichen Verhältnisse des patentisirten Wein¬
handels betreffend) jährlich 18 Mark für den Weinhändler selbst und 3 Mark
60 Pfennig für jeden männlichen und 1 Mark 80 Pfennig für jeden weiblichen
Tischgenosfen über 18 Jahre.

Die entgegenstehende Tarifbestimmung des Artikel 12 des Erwerbsteuergesetzes vom
25. August 1876 ist aufgehoben.

Bei Rückvergütungen von Accise und Ohmgeld sind die zur Zeit ihrer Gewährung
bestehenden Erhebungssätze maßgebend. 11.



54 XII.

III . An Biersteuer:
1 . von dem im Großherzogthum bereiteten Bier 2 Pfennig von jedem Liter des

Rauminhalts des Braugefäßes;
2 . für das aus dem übrigen deutschen Reichsgebiete zur Einfuhr kommende Bier

sowie in den im Artikel 13 Absatz 1 des Biersteuergesetzes vom 28 . Februar
1845 bezeichnten Straffällen 3 Mark 20 Pfennig für das Hektoliter.

Dem nämlichen Steuersätze unterliegt auch Bier , welches aus einem nicht zum Zoll¬
verein gehörigen Lande oder aus einer Niederlage für unverzollte Maaren in einen aus dem
Zollverein ausgeschlossenen Landestheil des Großherzogthums eingeführt wird.

Die nach Artikel 18 des Gesetzes vom 28 . Februar 1845 dem Brauer für im Groß¬
herzogthum erzeugtes und unter Kontrole über die Landesgrenze ausgeführtes Bier in Aus¬
sicht gestellte Vergütung beträgt 2 Mark 50 Pfennig für jedes Hektoliter der ausgeführten
Biermenge.

IV . An Erbschafts - und Schenkungsaccise:
Prozent für Schenkungen und Erbschaften unter Ehegatten,

31/3  Prozent für solche unter Geschwistern und Abkömmlingen von solchen und
10 Prozent für alle sonstigen , nicht von der Accisentrichtung gesetzlich befreiten

Schenkungen und Erbschaften.

Artikel  9.

Die nicht unter vorstehendem Artikel erwähnten Abgaben bleiben mit den zur Zeit in
Geltung befindlichen Sätzen , soweit nicht durch neue Gesetze Abänderungen verfügt werden,
in Kraft.

Die Beförsterungssteuer ist nach dem neuen Satze für die ganze Budgetperiode zu er¬
heben ; es hat nach Erlassung dieses Gesetzes eine Rückvergütung der zu viel erhobenen Steuer¬
beträge einzutreten.

Die neuen Abgabesätze der übrigen in Artikel 8 bezeichneten Steuern und der an
deren Stelle festgesetzten aversirten Steuern treten mit Erlassung dieses Gesetzes in Wirksamkeit.

Artikel  10.

Der Höchstbetrag der Kreisumlagen für die Unterhaltung der Landstraßen in einem
Jahre wird für die Budgetperiode 1880/81 von 2,5 Pfennig auf 1,6 Pfennig von 100 Mark
Kreissteuerkapital ermäßigt.

Bei der mit den Kreisverbänden über die Ergebnisse der letzten Budgetperiode vorzu¬
nehmenden definitiven Abrechnung ist für das Jahr 1878 als Höchstbetrag der Kreisum¬
lagen für die Unterhaltung der Landstraßen 2,5 Pfennig und für das Jahr 1879 als
solcher 1,6 Pfennig von 100 Mark Kreissteuerkapital zu Grunde zu legen.

Artikel  11.
Aus den Ersparnissen der Besoldungsetats können in außerordentlichen Fällen mit

Unserer  speziellen Genehmigung Belohnungen für Diener geschöpft werden , welche bei der
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Behörde , wo die Ersparniß stattgefunden hat , angestellt sind und sich einer solchen

Belohnung durch ihre Dienstleistungen besonders würdig gemacht haben . Dergleichen Belohnungen

dürfen aber keinenfalls die Hälfte der betreffenden Ersparniß überschreiten.

Artikel  12.

Der Vorstand jeder Stelle ist befugt , über die Ersparnisse an den budgetmäßigen

Gehalten und Bureaukosten zu Gunsten des Kanzleipersonals zu verfügen.

Artikel  13.

Das Finanzministerium ist mit dem Vollzüge beauftragt.

Gegeben zu Karlsruhe,  den 18 . März 1880.

EMtter.
Kiedrich.

Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl:
Jost.
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Beilage Nr . 1.
Haushaltsetat

der

allgemeinen Staatsverwaltung
für die Jahre 1880 und 1881.

Ordentlicher Etat

Künftigwcafallcnd.

Außer¬
ordentlicher

Etat.

Haupt-
snmme.1880. 1881.

Ausgabe.
S. S, S.

X . Staatsministerium.
Titel I . Großherzvgliches Haus . . . . . . . . 1,788,350 1,788,350 — 3,576,700

„ 11. Landstande . . 92,140 92,140 800 — 184,280
„ III . Großherzvgliches Geheimes Kabinet . . . 20,950 20,950 — 41,900
„ IV . Großherzogliches Staatsministerium . . . 72,836 72,836 — 145,672
„ V. Gesandtschaft beim Reich. 30,700 30,700 — 61,400
„ VI . Matrikularbeitrag zur Reichskasse. . . . 5,254,600 5,254,600 — 10,509,200
„ VII . Aversen für die außerhalb der Zollgrenze ge-

lcgenen Landestheile. 30,000 30,000 — 60,000
„ VIII . Verschiedene und zufällige Ausgaben . . . 13,000 13,000 — 26,000

Summe X . . 7,302,576 7,302,576 800 — 14,605,152

8 . Ministerium des Großherzoglichen Hauses und

der Justiz.
Titel I. Ministerium . . 81,656 81,656 1500 — 163,312

„ II . Oberlandesgericht . . . . . . . . . 165,116 165,116 — 330,232
„ III . Landgerichte . . 650,267 650,267 — 1,300,534
„ IV . Staatsanwaltschaft. 132,176 132,176 — 264,352

„ V. Amtsgerichte . . . 1,996,159 1,996,159 2100 — 3,992,318

„ VI . Allgemeine Ausgaben für die Rechtspflege . 945,990 945,990 37,190 1,929,170

Außerordentliche Ausgaben:
1. Amtsgefängniß Lörrach . . . 28,000 „
2 . Amtsgerichtsgebäude Weinheim 9,190 „

37,190 A,

Uebcrtrag L. . . 3,971,364 3,971,364 3600 37,190 7,979,918
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Ordentlicher Etat Außer-
Hanpt-
summc.1880. 1881. ZV

ordentlicher
Etat.

S. -1b. S. -1b. -1b.

Ausgabe.

I >. Ministerium des Großherzoglichen Hauses und

der Justiz.

Ucbcrtrag . . 3,971,364 3,971,364 3600 37,190 7,979,918

Titel VII . Strafanstalten. 1,382,479 1,382,479 30,000 2,794,958

Außerordentliche Ausgabe:

Zentralstrafanstalt Freibnrg . 30,000 -1b.

„ VIII Verschiedene und zufällige Ausgaben . . . 29,500 29,500 — 59,000

Summe L . . . 5,383,343 5,383,343 3600 67,190 10,833,876

6 . Ministerium des Innern.

Titel I . Ministerium. 155,511 155,511 — 311,022

„ II . Landeskommissäre. 23,280 23,280 — 46,560

„ III . Verwaltungsgerichtshof. 55,180 55,180 12320 — 110,360

„ IV . Verwaltungshof . 126,955 126,955 — 253,910

„ V. Generallandesarchiv. 34,716 34,716 4440 2,570 72,002

Außerordentliche Ausgabe:

Zeitschrift der Geschichte des Ober-

rheins . 2,570 -1b.

„ VI . Bezirksverwaltung und Polizei. 2,109,793 2,109,793 1226 80,000 4,299,586

Außerordentliche Ausgabe:

Unterstützung unbemittelter Gemeinden bei

Herstellung und Verbesserung von Ge¬

meindewegen . 80,000 -1b.

„ VII . Allgemeine Sicherheitspolizei. 636,281 636,281 3340 — 1,272,562

Ueb ertrag 6 . . . 3,141,716 3,141,716 21326 82,570 6,366,002



l-i.

58 XI.

Ausgabe.

0. Ministerium des Innern.

Uebertrag . .
Titel VIII. Kultus . . .

Außerordentliche Ausgaben:
I . Aufbesserung gering besoldeter Seelsorger von

Altkatholikengemeinschafteu. . 8,000 S.
2- Aufbesserung gering besoldeter

evangelischer Kirchendiener. . 400,000 „
3. Aufbesserung gering besoldeter

Rabbiner . 12,000 „

420,000 S,

„ IX. Untcrrichtswesen.

AußerordentlicheAusgaben:

u. Universität Heidelberg.

1. Für außerordentliche Anschaffungen und Her¬
stellungen in der Bibliothek . 3,820 S.

2. Wegen Verlegung des botanischen
Gartens . 31,711 „

3. Für Miethe von Unterrichts-
räumen . 6,332 „

4. Zur Förderung des Studiums
der Theologie durch Stipendien 6,000 „

Uebertrag . 47,863 S.

Uebertrag0. . .

Ordentlicher Etat.

1880.

3,141,716

223,845

2,633,103

5,998,664

1881.

3,141,716
223,845

2,611,493

5,977,054

21326

1150

22476

Außer¬
ordentlicher

Etat.
Haupt-
summe.

82,570
420,000

365,263

867,833

6,366,002

867,690

5.609,859

12,843,551

r '> '
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Ausgabe.
0 . Ministerium des Innern.

Titel IX . Unterrichtsweseu . Uebertrag
Außerordentliche Ausgaben:

Uebertrag 47,863 S.
b . Universität Freibnrg.

5 . Bau eines chemische» Labora¬
toriums . 100,000 „

6. Erbauung einer chirurgischen
Baracke . 60,000 „

7- Herstellungen im Gebäude der
Augenklinik . 26,475 „

8. Herstellungen im Gebäude der
Entbindungsanstalt . . . . 13,000 „

9 . Außerordentliche Zuschüsse für
das chemische Institut und für
das physikalische Kabinet . » 4,000 „

10 . Verlegung des botanische» Gartens 5,125 „
e . Polytechnische Schule.

11 . Erstellung eines Neubaues zur
Nnterbringungdes chemisch-tech¬
nologischen Instituts , sowie
der mechanisch- technologischen
Sammlungen . 70,000 „

12 . Für größere Reparaturen an
den Schulgebäuden . . . . 8,500 „

13 . Für die Ergänzung des Lehr¬
materials . 10,000 „

ä . Mittel - und Volksschulen.

14 . Verlegung der Schülerabtritte
im Gymnasiumsgebäude zu
Bruchsal . 7,500 „

15 . Erbauung von Turnhallen für
Staatsschulanstalten . . . . 5,000 „

16- Ergänzung der Einrichtung und
der Lehrmittel d. Baugewerkschule 7,800 „

365,263 S.

Uebertrag 0 . . .

Ordentlicher Etat.

1881.1880.

5,998,664

5,998,664

5,977,054

^ §

22476

Außer¬
ordentlicher

Etat.

867,833

5,977,054 22476 867,833

Haupt¬
summe.

12,843,551

12,843,551
ISGesetzes- und Verordnungs -Blatt 1860.
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Ordentlicher Etat. rr Außer-
Haupt¬
summe.1880. 1881.

-s

ordentlicher
Etat.

Ausgabe.

0 . Ministerium des Innern.

S.

Uebertrag . . 5,998,664 5,977,054 22476 867,833 12,843,551
Titcl X. Wissenschaften und Künste . . 142,694 142,694 1000 — 285,388

„ XI . Milde Fonds und Armcnanstalten . . . . 180,172 180,172 — 360,344
„ XII . Heil - und Pflegeanstalt Pforzheim . . . .

Außerordentliche Ausgabe:

" Bauliche Verbesserungen in der Heil - und
Pflegeanstalt Pforzheim . . . 46,000

415,835 415,835 46,000 877,670

„ XIII . Heil - und Pflegeanstalt Jllenau.

Außerordentliche Ausgabe:
Für den Umbau der Abtritte der Heil - und
Pflegeanstalt Jllenau . . . . 45,000 S.

660,802 660,802 45,000 1,366,604

„ XIV . Polizeiliches Arbeitshaus . . .

Außerordentliche Ausgabe:
Für Ergänzung der Einrichtung der Männer-

abthcilung des polizeilichen Arbeitshauses
3,000 S.

104,141 104,141 3,000 211,282

V XV . Porto , Fracht - und Tclegraphcnkosten . . . 8,585 8,585 — 17,170
„ XVI . Verschiedene und zufällige Ausgaben . . . 32,583 32,583 — 65,166

Summe 6 . . . . 7,543,476 7,521,866 23476 961,833 16,027,175

«



XI. 61

Ordentlicher Etat. Außer- Haupt-
snmme.1880. 1881.

ordentlicher
Etat.

Ausgabe.

S.

v . Handelsministerium.

Titel I. Ministerium . . . . . . . . . .
„ II . Für Bearbeitung der Landesstatistik. . .

AußerordentlicheAusgabe:
Fortsetzung der geologischen Aufnahme des
Landes . 500 S.

71,696
34,512

71,696
34,512 500

143,392
69,524

„ III . Für Beförderung der Gewerbe.
Außerordentliche Ausgabe:

Anschaffung einer Heißluftmaschine für die
Uhrmacherschule. 2,610 A.

102,823 102,823 2,610 208,256

„ IV. Für Beförderung der Landwirthschaft. . .
AußerordentlicheAusgaben:

Für Bauherstellungen auf der Domäne Hoch¬
burg und zwar:

a. für bauliche Reparaturenu.Herstellungen
an den Wirtschaftsgebäuden 9,000 F >.

b. für Wiederherstellung der
Wäsferungsanlagen auf den
Wiesen im Brettenbachthal 2,130 „

190,736 190,736 11,130 392,602

11,130 A.

„ V. Zentralkafse für Gewerbe, Landwirthschaft und
Statistik . . . .

„ VI. Verwaltungszweigeder Oberdirektion des
Wasser- und Straßenbaues.
Außerordentliche Ausgaben: Siehe die Unter¬
beilage zu Beilage Nr. 1.

„ VII. Polizei . .
„ VIII. Verschiedene und zufällige Ausgaben . . .

2,390

4,199,399

15,920
9,100

2,390

4,224,819

15,920
9,100

1,910,876

4,780

10,335,094

31,840
18,200

Summe v . . . . 4,626,576 4,651,996 1,925,116 11,203,688



62 XI.

.IV

Ordentlicher Etat. ^ o Außer-
Haupt-
summe.1880. 1881.

n
Ä ^

ordentlicher
Etat.

Ausgabe.

L . Finanzministerium.

S. S.

Titel I . Ministerium . . 92,668 92,668 740 — 185,336
II . Generalstaatskasse . . . . . . 29,188 29,188 — 58,376III . Baubehörden . . 115,464 115,464 — 230,928

IV. Aufwand auf Zentralstaatsgebäude . . . 37,000 37,000 — 74,000V. DomLneuverwaltung . . . . . . . . 3,814,775 3,814,775 36,600 7,666,150
Außerordentliche Ausgaben:

I . Zur Umgestaltung des Hof-
Waschhauses in eine Darnpf-
waschanstalt . 35,000

2. Zur Erbanuug eines Wächter-
Hauses bei dem Hofwasserwerk 1,600 „

36,600 S.
VI. Steuerverwaltung:

Lasten und Verwaltuugskoste»
1. der direkten Steuern. 498,242 498,242 996,484
2 der indirekten Steuern. 321,159 321,159 — 642,318
3. der Justiz - und Polizeigefälle. 320,649 320,649 — 641,298
4. der Forstgerichtsgcfälle. . 70,137 70,137 — 140,274
5- der verschiedenen Einnahmen. 29,783 29,783 — 59,566
6. Gemeinsame Kosten . . 1,497,655 1,516,555 1000 — 3,014,210

2,737,625 2,756,525 1000 — 5,494,150
VII . Salinenverwaltung . . . 669,835 669,835 — 1,339,670

VIII . Zollverwaltung:
1. Kosten der Grenzzollverwaltung, sowie der

Verwaltung der gemeinschaftlichen Steuern 937,782 962,782 — 1,900,564
2. Kosten wegen der unmittelbaren Einnahmen 81,504 81,504 — 163,008
3. Gemeinsame Ausgaben. 523,516 523,516 2299 20,000 1,067,032

Außerordentliche Ausgaben:
1. Für Erstellung eines Lagerhauses

auf der Mühlau in Mannheim 10,000
2. Bau eines Hauptsteueramts-

1,542,802 1,567,802 2299 20,000 3,130,604

gebaudes und eines Wohnge¬
bäudes für vier verheiratete
Greuzaufseher in Singen . . 10,000 „

20,000,
Uebertrag L . . 9,039,357 9,083,257 4039 56,600 18,179,214

7 ^ -



XI. 63

Ordentlicher Etat.

Künftig
wegfallend.

Außer¬
ordentlicher

Etat.

Haupt¬
summe.1880. 1881.

S, S. S.

Ausgabe.

L Finanzministerium.

Nebertrag . . . 9,039,357 9,083,257 4039 56,600 18,179,214

iTitel IX . Münzverwaltung . . 32,945 32,945 — 65,890

„ X . Allgemeine Kassenverwaltuug . . 98,830 98,830 — 197,660

„ XI . Schuldentilgung . . . 1,750,OM 1,750,000 — 3,500,000

„ XII . Pensionen. 1,617,826 1,679,598 — 3,297,424
„ XIII . Prozeßkosten . . . . . . . . 50 50 — 100

„ XIV . Verschiedene und zufällige Ausgaben - 18,000 18,000 — 36,000

Summe L . . . 12,557,008 12,662,680 4039 56,600 25,276,288

Schuldentilgung 1880 1881

n . Amortisationskasse: S.

1. Passivzinsen und Renten . 672,392 665,834
2 . Tilgungsfond . . . . 190,584 197,142
3 . Besoldungen . . . . . 13,080 13,080
4 . Gehalte . . . . . . . 5,644 5,644
5. Bureauaufwand . . . . 1,000 1,000
6. Provisionen . . . . . 200 200

7 . Porto. 100 100

8. Verschiedene Ausgaben . . 1,000 1,000

884,000 884,000
Aktivzinse. 884,000 884,000

Dotation u. . — —

b. Eisenbahnschuldeutilgungskassc:
Dotation behufs Verwaltung,
Verzinsung und Tilgung der

Eisenbahnschuld . . . . 1,750,000 1,750,000

I '. Oberrechnungskammer . . 93,052 93,052 2000 —- 186,104

Summe I '. . . 93,052 93,052 2000 186,104



64 XI.

Ordentlicher Etat.

KünftigI wegfallendI

Außer¬
ordentlicher

Etat.
Haupt¬
summe.1880. 1881.

S. S. clö.

Ausgabe.
Wiederholung.

L. Staatsministerium . . . 7,302,576 7,302,576 800 — 14,605,152
8 . Ministerium des Großherzoglichen Hauses u. der Justiz 5,383,343 5,383,343 3600 67,190 10,833,876
0. Ministerium des Innern . . 7,543,476 7,521,866 23476 961,833 16,027,175
O. Handelsministerium. 4,626,576 4,651,996 — 1,925,116 11,203,688
II . Finanzministerium . . . 12,557,008 12,662,680 4039 56,600 25,276,288
I?. Oberrechnungskammer . . 93,052 93,052 2000 — 186,104

Summe der Ausgaben . . 37,506,031 37,615,513 33915 3,010,739 78,132,283



Ordentlicher Etat

Künftigwegfallend.

Außer¬
ordentlicher

Etat.

Haupt¬
summe.1880. 1881.

S. S. S.

Ginnahme.

Staatsministerium.

Titel I Antheil am Ertrag der Zölle und der Tabaksteuer

gemäß § . 8 des Reichsgesetzes vom 15 . Juli 1879 . 1,700,000 1,700,000 — 3,400,000

Summe 4.. . . 1,700,000 1,700,000 — 3,400,000

L . Ministerium des Großherzoglichen Hauses

und der Justiz.

Titel I. Justizverwaltung. 540,853 540,853 — 1,081,706

„ 11. Strafanstalten. 920,523 920,523 — 1,841,046

Summe ö . . . 1,461,376 1,461,376 — 2,922,752

0 . Ministerium des Innern.

Titel I. BezirkSverwaltuug und Polizei. 330,847 330,847 735 — 661,694

„ II . Unterrichtswcsen. 5,100 5,100 — 10,200

„ III . Heil - und Pflegcaustalt Pforzheim . . . . 344,950 344,950 — 689,900

„ IV Heil - und Pflegeanstalt Jllcnau. 563,308 563,308 — 1,126,616

„ V. Polizeiliches Arbeitshaus . . . . . . . 57,900 57,900 — 115,800

Summe 0 . . . 1,302,105 1,302,10b 735 — 2,604,210

v . Handelsministerium.

Titel I. Gewerbe. 5,980 5,980 — 11,960

„ II . Landwirtschaft . . 4,730 4,730 — 9,460

„ III Verwaltuugszweigeder Oberdirektion des Wasser-

und Straßenbaues. 1,218,028 1,218,028 206,927 2,642,983

Außerordentliche Einnahme:

Siehe die Unterbeilage zu Beilage Nr . 1.

Summe 0 . . . 1,228,738 1,228,738 206,927 2,664,403
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Ordentlicher Etat.

ii

Außer¬
ordentlicher

Etat.
Hanpt-
summe.1880. 1881.

S. S.

Einnahme.

IV Finanzministerium.

Titel I . Domänenvcrwaltnng . . 7,560,557 7,560,557 36,600 15,157,714
Außerordentliche Einnahme:

Ersatz der Grnndstocksverwaltung für Einrichlnng
einer Dampfwaschanstaltund für Erbauung eines
Wächterhauscs bei dem Hofwasserwerk 36,600

„ II . Steuerverwaltung:
1. Direkte Steuern. 10,529,533 10,529,533 — 21,059,066
2- Indirekte Steuern . . 8,307,012 8,993,429 — 17,300,441
3. Justiz - und Polizeigefälle. 3,476,052 3,476,052 — 6,952,104
4. Forstgerichtsgefalle. 144,196 144,196 — 288,392
5- Verschiedene Einnahmen. 371,293 371,293 — 742,586

22,828,086 23,514,503 — 46,342,589
„ III . Salinenverwaltuuq . . . 1,037,792 1,037,792 — 2,075,584
„ IV. Zollverwaltung:

I . Bezüge ans der Reichskasse. 874,880 924,552 — 1,799,432
2. Unmittelbare Einnahmen . . . . . . 234,209 234,209 — 468,418

1,109,089 1,158,761 — 2,267,850
„ V. Münzverwaltung. 33,278 33,612 — 66,890
„ VI. Allgemeine Kasseuverwaltung. 207,280 226,516 150,000 583,796

Außerordentliche Einnahme:
Einnahmen von der vormaligen badischen Mili-
tarverwaltnng und zwar Ersatz an Kasernen-
baukosten . 150,000 S.

Summe L. . . 32,776,082 33,531,741 186,600 66,494,423

IV Oberrechnungskammer. 120 120 240

Summe I . . . 120 120 240



Ordentlicher Etat.

1880 - 1881 .

Außer¬
ordentlicher

S.

Haupt¬
summe.

S.

Einnahme.

Wiederholung.

Staatsmiilisterium.

6 . Ministerium des Großherzoglichcn Hauses undderZustiz

0 . Ministerium des Innern.

I) . Handelsministerium.

L . Finanzministerium.

Ist Oberrechuungskammer.

Summe der Einnahmen . .

1.700,000

1,461,376
1,302,105
1,228,738

32 ,776,082
120

38 ,468,421

1 ,700,000

1,461,376
1,302,105

1,228,738
33 ,531,741

120

39 ,224,080

735

735

— 3 ,400,000
— 2 ,922,752
— 2,604 ,21.0

206,927 2 ,664 .403

186,600 66 ,494,423
— 240

393,527 78 ,086,028

Gesetzes- und Verordnungs -Blatt 1880.
13
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Unterbeilage zu Beilage Nr . 1.

Nachweisung
der

außerordentlichen Ausgaben und Einnahmen der Verwaltungszweige der Oberdirektion
des Wasser - und Straßenbaues

für 1880 und 1881.

!

Voranschlag
für

4880/84.

S.

I . Ausgaben.

L . Straßenbau.

8- Kreis Konstanz.
1. Korrektion der Straße zwischen Nederlingen und der Spitalmühle. 49,000
2 Straße von Untersigqinqen nach Stephansfeld. 70,000

Kreis Waldshut.

3 - Verbreiterung der Schlüchtthalstraße zwischen Gurtweil und Witznau . . . 25,000

Kreis Villingen.

4. Umbau der Schützcnbachbrücke bei Furtwaugcn. 7,500

Kreis Lörrach.
5. Verbesserung der Straße von Lörrach nach Schopfheim in Folge der Korrektion der Wiese 28,000
6- Straßenkorrcktion bei Utzenfeld . . . 44,500
7 . Wehrabrückc an der Straße von Schopfheim nach Brennet . . 5,600

Kreis Freiburg.
8 - Reparatur der Elzbrncke bei Kollnan . . 9,500
9 . Znfahrtstraße zur Station Waldkirch . . . 35,000

40 . Umbau der Ladhosbrücke bei Unterprechthal . . . 20,000
44 . Reparatur der Brücke über den Tanbergiesen bei Rheinau . . . . . 4,000

Kreis Offenburg.
! 42. Plauelbachbrücke bei Memprechtshofcn . . . . . 6,000

j Uebertrag . . 244,400



XI. 69

Voranschlag
für

1880/81.

S.

L . Straßenbau.
Uebertrag . . 241,100

Kreis Heidelberg.

13 - Straße von Malsch -Roth nach St . Leon. 10,000

14 . Elsenzbrücke bei Mauer . . . . . . 5,300

15 . Bau der Neckarbrücke zwischen Heidelberg und Neuenheim. 24,340

Kreis Mannheim.

16 . Straße von Heiligkreuzsteinach nach Weinheim , hier die Abtheilung durch die Stadt Weinheim 77,000

17 . Für Uebernahme der Kettenbrücke über den Neckar in Mannheim. 42,236

18 - Für Vervollständigung des Laudstraßennetzes . . 600,000

19 . Herstellung der Schiffbrücken über den Rhein bei Wcisweil und Kappel. 10,500

Summe  N . Straßenbau . . 1,010,476

L . Wasserbau.

u. Rheinbau.

1. Dammbauten.

20 . Ergänzung und Verstärkung der Rheindämme . . 200,000

2. Flußbauten.

21 Korrektion der Nusmündung des Leopoldskanals in den Rhein. 160,000

22 - Erweiterung des Fluthprofils des Rheins bei Kappel . . 20,000

d . Binnen flußbau.

1. Dammbauten.

23 . Verstärkung und Ergänzung der Kinzigdämme. 80 .000

2- Flußbauten.

24 . Korrektion der Degqenhauscr Aach . . 93,000

25. Zuschuß zur Korrektion der Wiese . . . 16,000

26 . Unterstützung der Gemeinden im Wiesenthal für die Korrektion der Wiese. 60,000

27 . Zuschuß zur Nenmagcnkorrektion bei Krozingen . . 5,000

I 28 . Korrektion der Kinzig bei Biberach . . . 180,000

! 29. Zuschuß zur Acherkorrektion.
14,000

o. Hafen an st alten.

30 Für Herstellung eines Landungsplatzes in Sipplingen . . 1,400

Summe  L . Wasserbau . . 829,400 i
13.
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Voranschlag
für

1880/81.

6. Verschiedenes.

31 . Für den Bau der Straßenmagazine . .

32 - Für Herstellung einer neuen topographischen Karte des Landes.

Summe  0 . Verschiedenes

hiezu „ X Straßenbau.

„ „ L . Wasserbau .

Summe  I . Ausgaben

1,000
70,000

71,000

1,010,476

829,400

1,9t 0,876

II . Einnahmen.

1 . Beitrage der Gemeinden und Kreisverbände zu den Kosten der Straßenbauten nach

8 - 5 Ziffer 2 des Straßengesetzes vom t4 . Januar 1868 . . .

2 . Beiträge der Gemeinden für Dammbauten.

3 . Erlös aus der topographischen Karte . . .

Summe  11 . Eiunahmeu . .

124 .927

65,000

17,000

206 .927



XI. 71

Voranschlag
Beilage Nr . 2.

des umlaufenden Betriebsfonds des allgemeinen Staatshaushalts für 1880 und 1881.

Verwaltungszweige.

Aktiven.

Passiven. I Rest
der Aktiven.

Geldvorrat !)
Natural-
vorräthe. Aktivrestc. Summe. !

S. S. S. S.

X . Ministerium des Großher-

zoglichen Hauses und der Justiz.
!

8-
1 Justizverwaltung . '

— 144,400 21,000

2. Strafanstalten. 258,400 58,000 700

258,400 202,400 21,700

IZ. Ministerium des Innern.

3. Bezirksverwaltung und Polizei
— 72,300 10,500

4. Heil- und Pflegeaustalten . . 109,900 36,500 37,600

5. Polizeiliches Arbeitshaus . . 4,100 1,100 200

114,000 109,900 48,300

0 . Handelsministerium. 2,500,000

6. Gewerbe . . . . . . . . f
7. Landwirtschaft und Statistik . l

53,200

8. Verwaltungözweige der Ober-
direktion des Wasser- und
Straßenbaues . . 26,600 398,000 36,200

26,600 451,200 41,700
I) . Finanzministerium.

9. Domänenverwaltung . . . . 40,700 2,108,700 28,200

10. Steuerverwaltung. — 371,200 616,400

11. Saliuenverwaltung . . . . 19,400 593,900 437,300

12. Zollverwaltung. — 79,900 71,000

13. Müuzverwaltung . . . . . 27,000 600 200

14. Allgemeine Kassenverwaltuug . — 4,257,600 3,668,200

87,100 7,411,900 4,821,300

15. L . Oberrechnungskammer.
— 600 —

i Im Ganzen . . I 2,500,000 486,100 8,176,000 11,162,100j 4,933,000 6,229,100



72 XI.

Beilage Nr . 3.Nachweisung
der

Restbeträge von den außerordentlichen Krediten für die allgemeine Staatsverwaltung,
wofür in den Jahren 1879 und beziehungsweise 1880 und 1881 noch Decknngs-
mittel vorzubehalten find.

(Nach dem Stand am letzten Dezember 1878 .)

Betrag
Bezeichnung des Aufwandes. des Bemerkungen.

Kreditrestes.

S.

Ausgaben.

a . Kredilreste aus der Etatsperiode 1876/77.

II . Ministerinin des Großherzoglichen Hauses und der Justiz,
e

1. Für das Kreis - und Hofgenchtsgebäude (jetzt Landgerichtsgebäude)
in Mannheim . . . 1,380 92

2. Für das Amtsgefängniß in Karlsruhe . . 5,841 37
3. Für das Amtsgerichtsgebäude in Konstanz . - 1,199 59
4. „ „ „ „ Taubcrbischofsheim . . . . 881 6
5. „ „ Mannerzuchthans in Bruchsal . . 1,277 95 Zu §. 5. Die übrigen
6- „ die Weiberstrafanstalt in Bruchsal. 6,787 19 1,800 ^5.sind für 1880/81

neu angefordert.
Summe II . . . 17,368 8

III . Ministerium des Innern.

Titel VI . Bezirks Verwaltung und Polizei.
7. Ablösung der Wasenmeistereierblehen . . 4,200 —

Summe  III . . . 4,200 —

IV . Handelsministerium.

Titel II . Für Bearbeitung der Landesstatistik.

8. Fortsetzung der geologischen Aufnahme des Landes . . . . . 2,000 Zn 8-8- Weitere 5,009 S.
9. Für Herstellung einer topographischen Karte des Landes im Maß-

stabe von 1 : 25,000. 3,214 8

58 H kommen nicht mehr
zur Verwendung.

Ilebcrtrag IV . . . 5,214 8

!
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Bezeichnung des Aufwandes.
Betrag

des
Kreditrestes.

Bemerkungen.

Ausgabe.

IV . Handelsministerium.

8 . Uebertrag 5,214 8

Titel IV . Für Beförderung der La nd wi rth s ch af t.
10 . Für Ausführung einer Drainage auf der Domäne Hochburg . 1,002 33

11 . Für Bauhcrstellungcn auf der Domäne Hochburg. 1,129 72

2,132 5

Titel VI . Wasser - und Straßenbau.
12- Für Errichtung von Schiffbrücken über den Rhein . . . . 53,797 72

13 . Kosten der hydrographischen Arbeiten am Bodensee . . . . 303 69

14 . Straßenverbeffernug in Konstanz. 2,512 26

15 . Straßenbau von Hindelwangen zur Eisenbahnstation Stockach 1,077 16

16- Verbesserung der Straße von Untersiggingen nach Stephansfeld 80,000 —

17- Verbesserung der Brettcnthalstraße . . . 34,993 55 Zu 8- 17. Die übrigen

18. Umbau der Kirnaubrücke in Adelshcim . . . . . . . . 13,200 — 3,000S .sind für 1880/81
neu angefordcrt.

1b. Korrektion der Deggenhauser Aach . . 19,725 41 Zu 8- 19- Die übrigen
20 . Umwandlung des Hochwiesendammes bei Philippsbnrg in einen 30,000 ^ . sind f.1880/81

neu angefordert.
Normalsckutzdamm . . . 12,199 94

217,809 73

Summe IV . . . 225,155 86

V. Finanzministerium.

Titel I . Ministerium.
21 . Für Erweiterung des Kanzleigebändes. 3,385 45 Zu 8-21-Weitere17,868S.

11H kommen nicht mehr
Titel IX . Zollverwaltung. zur Verwendung.

22 . Für Erstellung eines Lagerhauses ans der Mühlau bei Mannheim 3 — Zn 8- 22 . Die übrigen
23 . Ban eines Hauptsteueramtsgebaudcs und eines Wohngebäudes ! 23,822 S .54 H sind für

1880/81 neu angefordert.
für 4 verheirathete Grenzaufjeher in Singen. 1,117 75 Zu 8- 23 . Die übrigen

1120 75 22,485 S .17 H sind für
1880/81 neu angefordert.

Summe V. . . 4,506 20

dazu „ II . . . 17,368 8

„ III . . . 4,200
„ iv. . . 225,155 36

Summe a . Kreditrestc aus der Etatsperiode 1876/77 . 251,230 14
!
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Bezeichnung des Aufwandes.
Betrag

des
KreditrcsteS.

Bemerkungen.

Ausgabe.

8. b. Kreditreste ans der Ctalsperiade 1878/79.

II. Ministerium des Großberzoglichen Hanfes und der Justiz.
24. Für Herstellungen in den Gerichtsgebäuden in Freiburg,Konstanz

und Offenbnrq. . . . 4,500 —

25. Für das Amtsgefängniß in Heidelberg . . 5,777 95

26. Für das Amtsqerichtsgebäude in Karlsruhe. 65,640 63

27. Einrichtung von Bureaulokalitätenbei mehreren Landgerichten
und drei Amtsgerichten. . . . 6,000 —

28 Neubau einer Zentralstrafanstalt in Freiburg. 334,682 89

29. Für Zugs- und Transportkosten. 30,000 —

Summe II. . . 446,601 47

III. Ministerium des Innern.
Titel V. Geuerallandcsarchiv.

30 Zeitschrift der Geschichte des Oberrheins. 1,482 94

Titel VI. Bezirks Verwaltung und Polizei.
31. Unterstützung unbemittelter Gemeinden bei Herstellung und

Verbesserung von Gemeindewegen. 86,960 95

Titel  VIII. Kultus.
32. Aufbesserung gering besoldeter Seelsorger von Altkatholiken-

Gemeinschaften. 5,426 89

33. Aufbesserung gering besoldeter evangelischer Kirchendiener. . 200,001 61

34. Zur Ausbesserung gering besoldeter Rabbiner . . 10,400 —

Titel IX. Unterrichtswcsen. 215,828 50

X. Universität Heidelberg.
35. Neubau eines akademischen Krankenhauses. . . . . . . 55,472 —

36. Neubau ciueS klinischen Gebäudes für Seelengestörte. . . . 109,971 —

37. Wegen Verlegung des botanischen Gartens. 22,437 64

38. Für Miethe von Nnterrichtsräumen. . 4,332 25

39. Zur Förderung des Studiums der Theologie durch Stipendien 9,450 Zu §. 39- Hieran sind
abgcsctzt 2,920 S.

Uebertrag Tit. X. 201,662 89

Nebertrag III. . . 304,272 39
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Bezeichnung des Aufwandes.
Betrag

des
Kreditrcstes.

Bemerkungen.

S.
'

Ausgabe.

III . Ministerium des Innern.

Ucbertrag . . 304,272 39

Titel IX . Untcrrichtswc scn.

Uebertrag . . 201,662 89

8- L . Universität Freiburg.

40 . Wegen Verlegung des botanischen Gartens. 80,500 —

41 . Außerordentlicher Zuschuß an die Universitätskasse hicrwegeu. 2,571 50

O. Mittel - und Volksschulen.

42 - Erweiterung und Einrichtung des Dicustgebändes des Ober-
schulraths . . . 3,472 99

43 . Erbauung von Turnhallen sür StaatSschulaustalten . . . . 25,000 —

44 . Zur Ausbildung von Lehrerinnen sür Len Volksschuluutcrricht 6,522 —

319,729 38

Titel X. Wissenschaften und Künste.

45 . Für Fortsetzung der Grabarbeiten aus dem Platze deS neuen

akademischen Krankenhauses und der Jrrenklinik zu Heidelberg

zu archäologischen Zwecken. 1,333 48

46- Sternwarte in Mannheim . . 4,000 —

5,333 48

Titel  XIV . Polizeiliches Arbeitshaus.

47- Einrichtung der Räume der Filialstrafanstalt zu Kislau zur
Unterbringung der männlichen Verurtheilteu des polizeilichen
Arbeitshauses. 13,084 87

13,084 87

Summe  III . . 642,420 12

Gesetzes- und Verordnungs -Blatt 1880. 14
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, Bezeichnung des Aufwandes.
Betrag

des
Kreditrestes.

Bemerkungen.

Ausgabe.

IV. Handelsministerium.
8-

Titel  III . Für Beförderung der Gewerbe.

48. Einrichtung für den Fortbildungskurs bei der Kunstgewerbefchule 700 —

49. Einrichtung der Vorbildersammlung. 4,008 51

50. Für Anstellung eines weiteren Assistenten. 3,600 —

51. Anschaffung von Schranken für die Ausstellung. 4,400 —

52. Für Uebersiedelung der Bibliothek.
53. Herstellung und Einrichtung eines Zimmers für den Zeichen-

112 30

lehrerkurs.

Titel VI. Wasser - und Straßenbau.

1,200

14,020 81

54. Straßenbau von Nohrdorf nach Hartheim.
55. Herstellung einer Zufahrtsstraße zu der Landungsstelle in

14,182 25

Unteruhldingen. 3,024 75

56. Straßenverbesserung in Meßkirch. 300 68

57. Verbesserung der Hafnergasse in Furtwangen.
58. Wiederherstellung der durch Hochwasser zerstörten Murgbrücke

3,234 96

bei Hogschür . . 2,144 20

59. Umbau der Wutachbrücke bei Laufenmühle. . . . . . . 29,859 20

60. Umbau der Gottenheimer Brücke . . 13,414 96

61. Verbesserung der Straße von Müllheim nach Ncuenburg . .
62. Verbesserung des Fundaments der Straße von Biberach nach

8,729 4

M . . 6,450 16

63. Straße von Mietersheim nach Lahr . .
64. Korrektion der Hauptstraße am südlichen Ende der Stadt

25,538 37

Offenburg, bei der sogenannten Johannisbrücke.
65. Neubau der durch Hochwasser zerstörten Hornisbrücke au der

78,000

Straße Nr. 23 zwischen Hornberg und Gutach. 484 68

66. Umbau der G, rlgcnbachbrücke in Rheinbischofsheim. . . . 6,169 24

Uebertrag Tit. VI. . . 191,532 49

Uebertrag IV. . . 14,020 81
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Bezeichnung des Aufwandes.

Betrag
des

Kreditrestes.
Bemerkungen.

Ausgabe.

IV . Handelsministerium.
Uebertrag . . 14,020 81

Titel VI . Wasser - und Straßenbau.

§. Uebertrag . . 191,532 49

67 . Verbesserung der Straße von Rastatt über Plittersdorf nach

Selz . . . . 80,000 —

68- Korrektion der Straße von Ettlingen nach Pforzheim zwischen

Dietlingen und Brötzingen. 3,290 39

69 . Verbesserung der Straße vom Ettlinger Bahnhof nach Neu-

burgweier und an den Rhein . - . . 19,229 60

70 . Verbreiterung der Landstraße von Breiten nach Pforzheim,

zwischen dem RathhauS und der Kirche in Breiten . . . . 13 50

71 - Für Uebernahmc der Kettenbrücke über den Neckar in Mannheim 22,017 16

72 - Straße von Sinsheim über Weiler und Hilsbach nach Eppingen 41,713 94

73 - Straße von Malsch nach St . Leon und Roth. 9,632 79

74 . Für den Brückenübergaug bei Neckargemünd. 87,686 59

75 . Verbesserung der Straße von Waibstadt nach Aglasterhausen . 4,577 8

76 - Umbau der Königshofer Brücke. 8,221 94

77 . Umbau der Riedbachbrücke in Hardheim. 1,194 35

78 . Für Vervollständigung des Landstraßennetzes. 770,050 —

79 . Für Ergänzung und Verstärkung der Rheindämme . . . . 338,236 14

80 . Korrektion der Auömündung des Leopoldskanals in den Rhein 124,813 1

81 . Erweiterung des Ftuthprofils des Rheins bei Altbrcisach . . 14,678 71

82 . Für die Wiederherstellung der Hochwasserbeschädigungen in den

Jahren 1876 und 1877 . 203,540 28

83 . Verstärkung und Ergänzung der Kinzigdämme. 72,746 30

84 . Korrektion der Schlücht zwischen BrnckhanS und Gnrtweiler Steg 30,000 —

85 . Zuschuß zur Korrektion der Wiese von der Brücke bei Hausen

abwärts bis Stetten (Landesgrenze ) . 5,955 6

86- Zuschuß zur Korrektion des Murglaufs im Orte Murg . . 22,427 20

87 - Korrektion der Kinzig bei Bibcrach. 180,000 —

88 . Für den Bau von Straßenmagazincn. 4,333 40

89 . Für Herstellung einer neuen topographischen Karte des Landes 140,000 —

90 - Bauliche Herstellung im Oberdirektionsgebäude. 458 94

2,376,348 87

Summe IV . . . 2,390,369 68
14.
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Betrag
Bezeichnung des Aufwandes. des Bemerkungen.

Kreditrestcs.

Ausgabe.

VI . Oberrechnungskammer.
8-

91 . Wegen Verlegung der Oberrechnungskammer in ein anderes
Dienstgebäude. 1.353 88

Summe VI . . . 1,353 88

dazu „ 11. . . 446,601 47

„ „ HI - - - 642,420 12
IV . . . 2,390,369 68

Summe d. Kreditrcstc aus der Etatspcriode 1878/79 . . 3,480,745 1b

Zusammenstellung.

n. Krcditreste aus der Etatsperiode 1876/77 . 251,230 14
k . Kreditreste aus der Etatsperiode 1878/79 . 3,480,745 15

Summe Kreditreste für die allgemeine Staatsverwaltung . . 3,731,975 29

Einnahme.

n. Neste aus der Ctatsperiode 1876/77.

IV . Handelsministerium.

Titel VI . Wasser - und Straßenbau.
8-
1. Beiträge der Gemeinden und Kreisverbändc zu den Baukosten

der nach 5 Ziffer 2 des Straßcngesctzcs vom 14 . Januar
1868 ausgeführten Straßenbauten. 23,740 29 Weitere 26,083 25 H

2. Desgleichen zum Restaufwand für den Bau der Neckarbrücke
zwischen Heidelberg und Neucnheim.

kommen nicht mehr zur
Erhebung und 1,000
sind für 1880 und 1881
neu koustatirr.

Summe IV . . . 23,740 29

und Summe n. Reste aus der Etatsperiode 1876/77-
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Bezeichnung des Aufwandes.
Betrag

des
Kreditrestcs.

Bemerkungen.

Einnahme.

6. Neste aus der Etatsperiode 1878/79-

IV. Handelsministerium.

§. Titel VI. Wasser - und Straßenbau.

Z. Beiträge der Gemeinden und Kreisverbände zn den Baukosten
der »ach 5 Ziffer 2 des Straßcngesehesvom 14. Januar
1868 ausgeführtcn Straßcubautcn. 226,595

4. Beiträge der Gemeinden für Dammbauten. 97,616 28
5. Erlös aus der topographischen Karte . . . . . . . . . 15,707 83

Summe IV. . . 339,919 11
und Summe b. Reste aus der Etatsperiode 1878/79.

Dazu:

Summe u. Reste aus der EtatSperiodc 1876/77 . 23,740 29

Summe der Einnahmereste für die allgemeine Staatsverwaltung . 363,659 40

Vergleichung.

u. Kreditrcste für außerordentliche Ausgaben. 3,731,975 29
6. Reste an außerordentlichen Einnahmen. . ' . 363,659 40

An den Krcditresten für außerordentliche Ausgaben der allgemeinen
»

Staatsverwaltung ans den Etatsperioden 1876/77 und 1878/79
sind daher anderweit zu decken. 3,368,315 89

beziehungsweise nuch Abzug der unter 8- 39 abgesetzteu 2,920 . 3,365,395 89
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Beilage 4.

Zusammenstellung der Spezial - Etats für 1880 und 1881.

Verwaltungszweige.

Einnahme Ausgabe

1880. 1881- 1880. 1881.

S. S. S.

I. Eisenbahubetriebsverwaltuug. 36,977,199 36,977,199 25,563,631 25,563,631

II . Bodenseedampfschifffahrtsverwaltung. 319,500 319,500 283,148 283,148

III . Antheil am Reinertrag der Maiu -Neckar-Eifenbahu . 467,880 467,880 — —

IV . Eiseubahubauverwaltung.
— — 6,000,000 6,849,159

V. EisenbahuschuldentilguugSkasse . . 41,922,940 29,969,521 41,922,940 29,969,521

Umlaufender Betriebsfond der Eisenbahnbetriebsverwaltung , sowie der Verwaltungen

der Eisenbahnwerkstätten , der Eisenbahnmagazine und der Dampfschifffahrtsverwaltung.

Verwaltungszweige.

Aktiven.

Passiven.
Nest

der Aktiven.Geld-
vorräthe.

Natural-
vorräthe.

Aktivreste. Summe.

S. -15.

Eisenbahubetriebsverwaltuug . . 750,000 — 2,500,000 3,250,000 360,000 2,890,000

Eiseubahnwerkstattcn. — 910,000 — 910,000 — 910,000

Eiscubahnmagazine. — 2,710,000 — 2,710,000 — 2,710,000

Dainpfschifffahrtsverwaltung . . — — 500 500 — 500

Summe des Bedarfs . . 750,000 3,620,000 2,500,500 6,870,500 360,000 6,510,500

, Verordnung.
Die Steuererhebung für die Jahre 1880 und 1881 betreffend.

Mit Bezug auf die Artikel 8 und 0 des Gesetzes vom Heutigen , die Feststellung des

Staatshaushaltsetats für die Jahre 1880 und 1881 betreffend , wird verordnet:

Es beträgt für jedes der beiden Jahre 1880 und 1881:

1 . der Abgabesatz für die Grund - , Häuser - und Gefällsteuer  28 Pfennig von

je 100 Mark Steuerkapital;
2 . der Abgabesatz für die Erwerbsteuer  26 Pfennig von je 100 Mark Steuerkapital;

3 . die Beförsterungssteuer  10 Pfennig von je 100 Mark Waldsteuerkapital;

4 . der Abgabesatz für die Kapitalrentensteuer  15 Pfennig von je 100 Mark

Steuerkapital.
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2.
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An  Weinsteuer  sind zu entrichten:
vom 1. Dezember 1879 bis einschließlich 21 . März 1880:

die dermaligen Sätze.
II . vom 22 . März 1880 bis einschließlich 30 . November 1881:

1 . an Accise  '
n . 3 Pfennig vom Liter Traubenwein,
6 . 0,9 Pfennig vom Liter Obstwein;

2 . an Ohmgeld
n. 2 Pfennig vom Liter Traubenwein,
d . 0,6 Pfennig vom Liter Obstwein.

Jede Flasche von geringerem Inhalt als 1 Liter wird hinsichtlich der Wein¬

besteuerung wie eine Literflasche behandelt;
3 . für den eigenen Verbrauch der Weinhändler am Patentorte (Art . 13 des Gesetzes vom

6 . April 1854 , die steuerlichen Verhältnisse des tzatentisirten Weinhandels betreffend)

jährlich 18 Mark für den Weinhändler selbst und 3 Mark 60 Pfennig für jeden

männlichen und 1 Mark 80 Pfennig für jeden weiblichen Tischgenossen über 18 Jahre;

4 . für jedes Patent auf Weinlagerkeller (Art . 24 des Gesetzes vom 6 . April 1854 und

Art . 12 des Erwerbsteuergesetzes ) jährlich 12 Mark.

Bei Rückvergütungen von Accise und Ohmgeld sind die zur Zeit ihrer Gewährung

bestehenden Erhebungssätze maßgebend.
8- 3.

An Biersteuer  sind zu entrichten:
vom 1 . Dezember 1879 bis einschließlich 21 . März 1880 : die dermaligen Sätze.

II . vom 22 . März 1880 bis einschließlich 30 . November 1881:

1 . von dem im Großherzogthum bereiteten Bier 2 Pfennig von jedem Liter des

Rauminhalts des Braugefäßes;
2 . für das aus dem übrigen Deutschen Reichsgebiete zur Einfuhr kommende Bier sowie

in den im Artikel 13 Absatz 1 des Biersteuergesetzes vom 28 . Februar 1845 bezeich-

neteu Straffällen 3 Mark 20 Pfennig für das Hektoliter.

Dem nämlichen Steuersätze unterliegt auch Bier , welches aus einem nicht zum Zollverein

gehörigen Lande , oder aus einer Niederlage für unverzollte Maaren in einen aus dem Zoll¬

verein ausgeschlossenen Landestheil des Großherzogthums eingeführt wird.

Die nach Art . 18 des Gesetzes vom 28 . Februar 1845 dem Brauer für im Großher¬

zogthum erzeugtes und unter Kontrole über die Landesgrenze ausgeführtes Bier in Aussicht

gestellte Vergütung beträgt 2 Mark 50 Pfennig für jedes Hektoliter der ausgeführten Biermenge.
8- 4-

An Branntweinsteuer  sind zu entrichten:

X . vom 1 . bis einschließlich 19 . Dezember 1879 : die damaligen Sätze;

6 . vom 20 . Dezember 1879 bis einschließlich 30 . November 1881:

von jedem Liter des Kesselinhalts , für je sechs Kalendertage:

bei einfachen Kesseln ohne Vor - oder Maischwärmer 4 Pfennig;

bei Kesseln mit Vor - oder Maischwärmern 6 Pfennig;

bei Dampfbrennereien 12 Pfennig.
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Die Brennscheine werden auf Verlangen der Steuerpflichtigen für Betriebsperioden von
sechs Kalendertagen oder dem Mehrfachen dieses Zeitraums ausgestellt.

Der Tag des Beginns der Betriebsperiode steht im Belieben der Pflichtigen , muß jedoch
bei Lösung des Brennscheins deklarirt werden.

Die Uebergangssteuer  beträgt für Branntwein — (Branntwein von weniger
als 60 Prozent Alkoholgehalt nach Traktes bei 12pz Grad Reaumur ) 7 Mark 20 Pfennig,

für Weingeist (Branntwein von 60 Prozent Alkoholgehalt und darüber nach Traktes
bei 12 ^ Grad Reaumur ) 12 Mark vom Hektoliter.

Die Steuerrückvergütung  beträgt für Bra n ntwein (sofern der Alkoholgehalt des¬
selben mindestens 35 Prozent nach Traktes bei 12 ^ Grad Reaumur beträgt ) 3 Mark 60 Pfennig,

für Weingeist  6 Mark
vom Hektoliter.

8 - 5.
Die Schlachtviehaccise  beträgt vom 1 . Dezember 1879 bis einschließlich 30 . No¬

vember 1881:
von einem Ochsen 11 Mark,
von einem Rind , einem Farren oder einer Kuh 4 Mark,
von eingeführtem Fleisch (sofern solches nicht vom Reichsauslande gegen Entrichtung des

tarifmäßigen Eingangszolles eingeht ) 4 Pfennig für das halbe Kilogramm.
8- 6.

An Liegenschastsaccise  ist vom 1. Dezember 1879 bis einschließlich 30 . November
1881 zu erheben : zwei und ein halb Prozent des Preises , beziehungsweise Wertstes des
übergehenden Eigenthums.

An Erbschafts - und Schenkungs - Accise  ist im gleichen Zeitraum zu entrichten:
X . von den vor dem 22 . März 1880 eingetretenen beziehungsweise eintretenden Erbfällen

und Schenkungen:
а . für Erbschaften und Schenkungen unter Ehegatten 1 ^ Prozent,
б . für Erbschaften und Schenkungen unter Geschwistern und Abkömmlingen solcher 1 '' /s Prozent,
e . für alle sonstigen , nicht von der Accisentrichtung gesetzlich befreiten , Erbschaften und

Schenkungen 5 Prozent;
L . von den nach dem 21 . März 1880 eintretenden Erbfällen und Schenkungen:

а . für Erbschaften und Schenkungen unter Ehegatten 1 /̂s Prozent,
б . für solche unter Geschwistern und Abkömmlingen von solchen 3 /̂s Prozent,
e . für alle sonstigen , nicht von der Accisentrichtung gesetzlich befreiten , Erbschaften und

Schenkungen 10 Prozent.

Soweit der Steuereinzug aus Grund der Gesetze vom 29 . November 1879 (Gesetzes¬
und Verordnungsblatt Nr . I^VIII .) und vom 28 . Februar 1880 (Gesetzes- und Verordnungs¬
blatt Nr . VII .) nicht schon erfolgt ist , hat derselbe auf die geordneten Verfalltermine zu geschehen.

8- 8.
Die Großherzogliche Steuerdirektion ist mit dem weiteren Vollzug beauftragt.
Karlsruhe,  den 18 . März 1880.

Großherzogliches Ministerium der Finanzen.
EMUer . Vät . Roth.

Druck und Verlag von Malsch «L Wogel in Karlsruhe.
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Gesetzes- und Verardmmgs- Watt
für das Großherzogthum Baden.

Karlsruhe , Samstag den 3. April 1880.

Inhalt.
Gesetz : die Aufstellung der Kataster der direkten Steuern betreffend.
Verordnungen des Ministeriums des Großherzoglichen Hauses undderJustiz : die Bezah¬

lung der Gebühren von Zeugen und Sachverständigen in gerichtlichen Angelegenheiten betreffend ; des Handelsmini¬

steriums:  den Verkehr über die Mannheimer Kettenbrücke betreffend ; des Finanzministeriums : den Vollzug des

Erwerbsteuergesetzes vom 25 . August 1876 betreffend ; den Vollzug des Gesetzes vom 17 . Marz 1854 und vom 16 . März 1880

über Aufstellung der Kataster der direkten Steuern betreffend.

Gesetz.

Die Aufstellung der Kataster der direkten Steuern betreffend.

Friedrich,  von Gottes Gnaden Großherzog von Baden,
Herzog von Zähringen.

Mit Zustimmung Unserer  getreuen Stände haben Wir beschlossen und verordnen,
wie folgt:

Artikel  1.

Artikel 3 des Gesetzes vom 17 . März 1854 (Regierungsblatt Nr . XI .) erhält solgeude
Fassung:

Der Schatzungsrath einer Gemeinde wird aus dem Bürgermeister oder dessen Stellver¬
treter und

1 . in Gemeinden unter 2,000 Seelen aus drei,
2 . in Gemeinden von 2,000 Seelen bis ausschließlich 5,000 Seelen aus fünf,
3 . in Gemeinden von 5,000 Seelen bis ausschließlich 20,000 Seelen aus sieben,

4 . in Gemeinden von 20,000 Seelen und darüber aus zwölf
Mitgliedern gebildet.

Aus übereinstimmenden Antrag des Gemeinderaths und des Steuerkommissärs kann jedoch

der Bezirksrath eine Vermehrung der Zahl der Mitglieder des Schatzungsrathes einer Ge¬

meinde um zwei weitere Mitglieder beschließen.
Gesetzes - und Verordnungs -Blatt 1880 . 15



84

Artikel  2.

Artikel 4 Absatz 1 des Gesetzes vom 17 . März 1864 erhält folgende Fassung:
Pie Mitglieder des Schatzungsrathes sind aus der Zahl der in der betreffenden Gemeinde

zu den direkten Steuern veranlagten Ortseinwohner in der Art zu entnehmen , daß die ver¬

schiedenen Klassen d̂er Steuerpflichtigen nach Thunlichkeit entsprechende Vertretung finden.

Artikel  3.

In den Fällen des Artikel 5 Absatz 1 und 3, Artikel 7, Artikel 8 und Artikel 22 des
Gesetzes vom 17 . März 1854 beschließt an Stelle des Bezirksamtes der Bezirksrath.

Dem Artikel 5 ist nach Absatz 1 zuzufügen:
Der Bezirksrath ist ermächtigt , gutächtliche Vorschläge von Personen aus der Zahl der

Kaufleute und Industriellen zur Aufnahme in den Schatzungsrath von der Handelskammer
zu erheben.

Gegeben zu Karlsruhe,  den 16 . März 1880.

Friedrich.
Ellstätter.

Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl:
G a i e r.

Verordnung.

Die Bezahlung der Gebühren von Zeugen und Sachverständigen in gerichtlichen Angelegenheiten betreffend.

Zu Z. 6 der Verordnung vom 16 . September v. I ., die Bezahlung der Gebühren von
Zeugen und Sachverständigen in gerichtlichen Angelegenheiten betreffend (Gesetzes- und Ver¬
ordnungsblatt Nr . XI V̂I .), wird bestimmt , daß die Gebühren auf den Steuererheber des
Gerichtssitzes auch dann anzuweisen sind , wenn es der innerhalb des Gerichtsbezirks wohnende
Bezugsberechtigte verlangt.

Karlsruhe,  den 11 . März 1880.

Ministerium des Großherzoglichen Hauses und der Justiz.
Grimm.

Vät . Hildenbrand.
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Verordnung.

Den Verkehr über die Mannheimer Kettenbrücke betreffend.

An Stelle der Verordnung vom 8. Juli 1875(Gesetzes- und Verordnungsblatt Nr. XXI.
Seite 235) wird auf Grund des Z. 154 des Polizeistrafgesetzes verordnet, was folgt:

8- 1-

Der Verkehr auf der Mannheimer Kettenbrücke unterliegt folgenden Beschränkungen:
а. Leute mit großen Traglasten, desgleichen solche, welche Schub- oder Handkarren,

kleine Milch- oder Kinderwagen führen, dürfen nicht die Gehwege, sondern nur die
Fahrbahn benützen und müssen stets die ihnen beim Ueberg'äng rechts liegende Seite
einhalten. Den sonstigen Fußgängern ist es erlaubt, die Fahrbahn oder den beim
Uebergang rechts liegenden Gehweg zu benützen. ^

d. Reiter und Fuhrwerke dürfen die Brücke nur im Schritt passiren und haben stets
die ihnen rechts liegende Seite der Fahrbahn zu benützen und auch rechts auszuweichen.

iVrößere Abtheilungen von Fußgängern oder Reitern (das Militär nicht ausge¬
schlossen) dürfen die Brücke nicht in geschlossenen Gliedern und in gleichem
Schritt  passiren.

Das Besteigen und Verlassen der Pferdebahn ist auf der Brücke nicht gestattet.
e. Befindet sich eine Heerde Vieh auf der Brücke, so darf entgegenkommendes Vieh

und Fuhrwerk nicht auf dieselbe geführt werden.
Werden Stiere über die Brücke geführt, so müssen sie mit Stricken an den Füßen

und Hörnern gebunden und jeder derselben, wenn er nicht an einem Nasenringe
geführt wird, von mindestens zwei Führern begleitet sein.

б. Wagen, deren Ladung die Breite von3 Meter übersteigt, dürfen die Brücke in solange
nicht passiren, als andere Wagen auf der Brücke sich ihnen entgegen bewegen.

Während jene Wagen die Brücke passiren, hat der Brückenwärter die in ent¬
gegengesetzter Richtung ankommenden Fuhrwerke an den Brückeneinfahrten warten
zu lassen. Wagen im Gewicht von 120 bis 160 Zentner dürfen die Brücke nicht
passiren, während andere Lastwagen in entgegengesetzter Richtung über die Brücke
fahren.

Lastfnhren von 160 bis 200 Zentner Gewicht einschließlich des Fuhrwerks müssen
vor dem Aufführen auf die Brücke dem Brückenwart angemeldet werden und ist dessen
Weisung bei der Ueberfahrt genau einzuhalten. Er ist berechtigt, die Ueberfahrt zu
verweigern, wenn ihm nicht glaubwürdige Belege über die Richtigkeit der Gewichts¬
angabe übergeben werden.

15.



86 XII

Fuhrwerken , welche einschließlich des Wagens über 200 Zentner wiegen , ist die
Ueberfahrt verboten.

Das Führen von Sand , feinkörnigen Mineralien rc. über die ' Kettenbrücke ist nur
in gut geschlossenen Wagen oder Karren gestattet.

Das Nebeneinanderspannen von mehr als zwei Zugthierey an einen die Kettenbrücke
passirenden Wagen ist verboten.

6. Das Ausweichen von Fuhrwerken unter den Thorbogen ist verboten , die am Thor¬
bogen später aukommenden Fuhrwerke , die Pferdebahnwagen nicht ausgeschlossen , haben
vielmehr erforderlichen Falls auf der Brücke vor dem Thorbogen anzuhalten , bis die
etwa entgegenkommenden Fuhrwerke durch das Thor gefahren sind.

Fuhrwerke , welche sich in gleicher Richtung über die Brücke bewegen , dürfen auf
derselben nicht nebeneinander , sondern blos hintereinander fahren , auch darf keines
dem andern Vorfahren.

Das Anhängen von beladenem Fuhrwerk ist für die Ueberfahrt über die Brücke
nicht gestattet.

2

Jeder unnöthige , den Verkehr auf der Brücke störende Aufenthalt ist verboten.

8- 3
Zuwiderhandlungen gegen diese Bestimmungen werden gemäß Z. 154 des Polizeistraf¬

gesetzbuchs mit Geldstrafe bis zu 50 Mark und im Unvermögensfalle mit Hast von ent¬
sprechender Dauer bestraft.

Zur Ausrechthaltung der Ordnung ist ein verpflichteter Brückenwärter aufgestellt , welcher
das die Brücke benützende Publikum auf die Beobachtung dieser polizeilichen Vorschriften
erforderlichen Falls aufmerksam zu machen, in außerordentlichen Fällen die ihm geeignet
scheinenden Anordnungen zu treffen und bei Nichtbeachtung derselben die Zuwiderhandelnden
zur Anzeige zu bringen hat.

5

Der Brückenwärter ist berechtigt , Personen , welche obigen Vorschriften zuwiderhandeln
oder die Brücke oder deren Zubehör beschädigen, anzuhalten , bis sie sich über ihre Persönlich¬
keit hinreichend ausgewiesen und im Falle sie nicht Reichsangehörige sind , für den Ersatz des
verursachten Schadens und die Erlegung der zu erkennenden Strafe genügende Sicherheit
gestellt haben.
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8- 6.

Etwaige Beschwerden gegen den Brückenwärter sind bei der Großherzoglichen Wasser-

und Stcaßenbauinspektion oder bei Großherzoglichem Bezirksamt Mannheim anzubringen.

Karlsruhe,  den 5 . März 1880.

Großherzogliches Handelsministerium.
Turban.

Vät . Panther.

Verordnung.

Den Vollzug des Enverbstcucrgcsctzes . vom 25 . August 1876 betreffend.

1 . Z. 12 der diesseitigen Verordnung vom 20 . Februar 1877 (Gesetzes- und Verordnungs¬

blatt Nr . IV .) erhält folgende geänderte Fassung:

8- 42.
Der lediglich mit Patent für Wein l a g e r keller betriebene Weinhandel unterliegt der

Erwerbstener nicht . Besitzt jedoch Jemand außer dem Patent für Weinlagerkeller (in dem¬

selben oder in einem anderen Steuerdistrikt ) gleichzeitig auch ein solches für Weinhandlungs¬

keller, so ist bei Bemessung des steuerbaren Ertrags und Betriebskapitals für den mit Patent

auf Weinhandlungskeller betriebenen Weinhandel auch der Ertrag und das Betriebskapital

des mit Patent auf Weinlagerkeller betriebenen Weinhandels dann mit zu berücksichtigen,

wenn die Vorräthe der Weinhandlungskeller von Zeit zu Zeit aus den Vorräthen der Wein¬

lagerkeller ergänzt werden , oder aber wenn aus den Weinlagerkellern Wein zwar vorschrifts¬

gemäß in einer Gesammtmenge von mindestens 7ö0 Liter abgefaßt , aber an einzelne Empfänger

in Mengen , welche dieses Quantum nicht erreichen , abgegeben wird.

2 . Nach vorstehenden Bestimmungen ist erstmals beim diesjährigen Steuer - Ab- und

Zuschreiben mit Wirkung vom 1 . Januar 1881 ab , also ohne Berechnung eines Steuernach¬

trags für das Jahr 1880 und die weiter rückwärts liegende Zeit , zu verfahren.

3 . Die Großherzogliche Steuerdirektion ist mit dem weiteren Vollzug beauftragt.

Karlsruhe,  den 19 . März 1880.

Großherzogliches Ministerium der Finanzen.
EMttcr. Vät . Glock.
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Verordnung.

Den Vollzug des Gesetzes vom 17. März 1854 und vom 16- März 1880 über Aufstellung der Kataster
der direkten Steuern betreffend.

Zum Vollzug des Gesetzes vom 17 . März 1854 und vom 16 . März 1880 , die
Aufstellung der Kataster der direkten Steuern betreffend , wird unter Aufhebung der diesseitigen
Verordnung vom 18 . April 1854 (Regierungsblatt Nr . XVII .) Nachstehendes verordnet:

Die Anzahl der Mitglieder , aus welchen der Schatzungsrath einer jeden Gemeinde nach
Artikel 3 Absatz 1 des Gesetzes vom 17 . ' März 1854 (in der Fassung des Gesetzes vom
16 . März 1880 ) zu bestehen hat , wird vom einschlägigen Großherzoglichen Bezirksamte auf
Grund der letzten Bevölkerungsaufnahme bestimmt.

Bei Gemeinden , welche aus mehreren Orten zusammengesetzt sind , ist die Gesammtseelen-
zahl dieser Orte maßgebend.

Die Einsassen von Hofgütern und Waldungen mit eigener Gemarkung werden der
Seelenzahl der Gemeinde beigerechnet , welcher die betreffenden Hofgüter oder Waldungen
zugetheilt sind.

8- 2.
Ergibt sich gemäß Z. 1 für eine Gemeinde eine Vermehrung  der Zahl der Schatzungs¬

rathsmitglieder gegenüber der dermaligen Zahl , so hat das Bezirksamt den Gemeinderath
der betreffenden Gemeinde aufzufordern , alsbald die ihm im Hinblick auf Artikel 4 des
Gesetzes vom 17 . März 1854 (in der neuen Fassung des Gesetzes vom 16 . März 1880)
zur Besetzung dieser weiteren Schatzungsrathsmitgliederstellen geeignet scheinenden Persönlich¬
keiten und zwar , wenn möglich einige mehr , als Stellen zu besetzen sind , vorzuschlagen und
den Vorschlag dem Steuerkommissär des Bezirks zu übersenden.

Dieser legt den Vorschlag unter Beifügung seines eigenen Gutachtens dem Bezirksrathe vor.

8- 3-
Der Bezirksrath erhebt , sofern er dieß für angemessen erachtet , auch noch von der

Handelskammer einen gutächtlichen Vorschlag von Personen ans der Zahl der Kaufleute
und Industriellen des betreffenden Orts , welche zur Aufnahme in den Schatzungsrath geeignet
erscheinen , und ernennt sodann , gleichfalls unter Beachtung der Bestimmungen der Artikel 3
und 4 des Gesetzes , die erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Schatzungsrathes.



Der Bezirksrath ist hiebei an die Vorschläge des Gemeinderathes und des Steuer¬
kommissärs beziehungsweise der Handelskammer nicht gebunden , sondern kann auch, entweder
nach Einholung nochmaliger Vorschläge oder auch ohne solche, andere als die vorgeschlagenen
Persönlichkeiten ernennen.

Eine neue Ernennung beziehungsweise Bestätigung von zur Zeit bereits im Amte
befindlichen Schatzungsrathsmitgliedern hat nicht stattzufinden.

8- 4-

Von der erfolgten Ernennung der Mitglieder des Schatzungsrathes gibt der Bezirks¬
rath dem Vorsitzenden des Schatzungsrathes (Bürgermeister ) zur sofortigen Eröffnung an den
Ernannten , sowie dem Steuerkommissär Nachricht.

8- 5.

Im Falle ein zum Schatzungsrathsmitglied Ernannter die Annahme des ihm übertragenen
Amts ablehnt , hat der Bürgermeister dessen Ablehnungsgründe zu Protokoll zu nehmen,
über deren Anerkennung oder Verwerfung den Gemeinderath zu hören , sodann die betreffenden
Aktenstücke dem Steuerkommissär mitzutheilen , welcher solche, unter Beifügung seiner Ansicht,
dem Bezirksrath vorlegt.

Hält letzterer die vorgebrachten Gründe für zulässig , so nimmt er die Ernennung zurück.
Hat der Ablehnende das Amt eines Schatzungsrathsmitglieds bereits sechs Jahre lang
bekleidet, so muß der Ablehnung nach Artikel 9 des Gesetzes jedenfalls Folge gegeben werden.

Erachtet der Bezirksrath die Ablehnung für unbegründet , so läßt er den Ernannten
unter Hinweisung auf die in Artikel 5 des Gesetzes angedrohte Strafe zur nochmaligen
Erklärung über die Annahme oder Ablehnung auffordern.

Verweigert derselbe die Annahme wiederholt , so spricht der Bezirksrath die Strafe nebst
der Entlassung des Betreffenden aus.

An Stelle des Schatzungsrathsmitgliedes , dessen Ernennung zurückgenommen oder dessen
Entlassung verfügt wird , ernennt der Bezirksrath , unter Umständen nach Einholung eines
nochmaligen Vorschlags des Gemeinderaths und Steuerkommissärs beziehungsweise der Handels¬
kammer , eine andere Persönlichkeit.

8- 6.

Verlangt ein Schatzungsrathsmitglied vor Ablauf der im Artikel 6 des Gesetzes
bestimmten Dienstzeit seine Entlassung , so ist das gleiche Verfahren zu beobachten , welches
der ß. 5 bezüglich der Ablehnung des Amtes eines Mitgliedes des Schatzungsrathes vorschreibt.
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Ist die Dienstzeit des ganzen Schatzungsrathes oder einzelner Mitglieder desselben
abgelaufen , oder wird aus anderen Ursachen eine gänzliche oder theilweise Erneuerung des
Schatzungsraths nothwendig , so ist von dem Steuerkommissär dem Bezirksamte deßhalb
Anzeige zu machen, welches sofort das Erforderliche einleiten wird.

Das Verfahren bei Wiederbesetzung der erledigten Stellen ist dasselbe, welches die M 2
bis mit 5 vorschreiben.

8- 8.

Kommt ein Schatzungsrathsmitglied vorangegangener Warnung ungeachtet seinen Dienst¬
obliegenheiten nicht gehörig nach , oder hat es die Eigenschaften , welche der Artikel 4 des
Gesetzes verlangt , verloren , und ist deßhalb nach Artikel 8 des Gesetzes seine Entlassung aus¬
zusprechen , so hat der Schatzungsrath oder der Steuerkommissär unter Darlegung der Gründe,
aus welchen die Entlassung nothwendig erscheint , auf dieselbe beim Bezirksrath anzutragen.
Dieser wird darüber den Gemeinderath und , wenn der Steuerkommissär nicht schon bei dem
Antrag auf Entlassung mitgewirkt hat , auch diesen vernehmen und sodann entscheiden.

8- 9.

Hält der Gemeinderath einer Gemeinde eine Vermehrung der Schatzungsrathsmitglieder
um zwei weitere Mitglieder gemäß Artikel 3 Absatz 2 des Gesetzes für angemessen , so hat
derselbe einen bezüglichen , entsprechend begründeten , Antrag dem Steuerkommissär mitzutheilen,
welcher denselben im Falle seines Einverständnisses dem Bezirksrathe mit gntächtlicher
Aeußerung vorlegt , andernfalls , unter Beifügung seiner abweichenden Ansicht , dem Gemeinde-
rathe zurückgibt.

Dem Steuerkommissär steht es zu , die fragliche Vermehrung der Zahl der Schatzungs¬
rathsmitglieder auch seinerseits in Anregung zu bringen . Er hat in diesem Falle einen
bezüglichen Antrag dem Gemeinderathe der betreffenden Gemeinde zu übermitteln , welcher
ihn entweder mit zustimmender Aeußerung dem Bezirksrathe vorlegt , oder aber , unter
Begründung seiner abweichenden Anschauung , an den Steuerkommissär zurückgelangen läßt.

' . k

8- io.
Ueber die in Gemäßheit des ß. 9 an ihn gelangenden Gesuche beschließt der Bezirksrath

und theilt das Ergebniß seines Beschlusses dem Gemeinderathe und dem Steuerkommissär mit.
Hat der Bezirksrath die Vermehrung der Zahl der Schatzungsrathsmitglieder beschlossen,

so leitet das Bezirksamt wegen der Ernennung der betreffenden Schatzungsrathsmitglieder
alsbald das Erforderliche ein.

Auch hier greift das in den W . 2 bis mit ö vorgeschriebene Verfahren Platz.



8- n.
Einer neuen Ernennung beziehungsweise Bestätigung der zur Zeit im Amte befindlichen

Mitglieder des Schatzungsausschusses (Artikel 22 des Gesetzes) bedarf es gleichfalls nicht.
Ist die Stelle eines Schatzungsausschnßmitgliedes wegen Abgang eines solchen neu zu

besetzen, so hat der Schatzungsrath gemeinschaftlich mit dem Steuerkommissär einen mit dem
Liegenschaftsbesitz in der Gemarkung vorzugsweise vertrauten Gemeindebürger, wo möglich
aus seiner Mitte, dem Bezirksrathe in Vorschlag zu bringen. Namentlich ist dabei auch der
Rathschreiber beziehungsweise Grundbuchsführer, sowie in den kleineren Orten auch der Bürger¬
meister ins Auge zu fassen.

Die in Vorschlag kommenden Personen find, bevor dem Bezirksrathe Vorlage gemacht wird,
über die Annahme oder Ablehnung des ihnen zugedachten Dienstes zu vernehmen. Im Falle
der Ablehnung ist eine andere Persönlichkeit vorzuschlagen.

Wenn der Bezirksrath den Vorgeschlagenen zum Dienst eines Schatzungsausschußmit¬
gliedes für geeignet erachtet, so spricht er die Ernennung aus; andernfalls verlangt er einen
anderweitigen Vorschlag.

Von der Ernennung hat der Bezirksrath sowohl dem Vorsitzenden des Schatzungsrathes
als dem Steuerkommissär Kenntniß zu geben.

8- 12.

Das Bezirksamt hat die Mitglieder des Schatzungsraths nach Artikel 5 des Gesetzes
auf gewissenhafte Besorgung der ihnen obliegenden Dienstverrichtungen und sonach darauf
handgelübdlich zu verpflichten, daß sie — wo der Schatzungsrath bei der Steueranlage mit¬
zuwirken hat —- nach bestem Wissen und Gewissen darauf sehen, daß Jeder, den die Gesetze
für steuerpflichtig erklären, auch wirklich zur Steuer beigezogen wird, und daß dies mit strenger
Unparteilichkeit überall im vollen gesetzlichen Betrage geschieht, sodann daß sie, was ihnen
beim Vollzüge ihres Amtes über Gewerbs-, Erwerbs-, Einkommens- und Vermögensverhältnisse
der Steuerpflichtigen zur Kenntniß kommt, geheim halten (Artikel 10 und 21 des Gesetzes).

Die Mitglieder des Schatzungsausschusses sind gleichfalls durch das Bezirksamt hand¬
gelübdlich zu verpflichten und zwar auf gewissenhafte Besorgung der ihnen nach Artikel 22
des Gesetzes obliegenden Dienstgeschäfte.

Werden Personen in den Schatzungsrath oder Schatzungsausschuß berufen, die früher
schon als Mitglieder desselben verpflichtet worden sind, so bedarf es einer abermaligen Ver¬
pflichtung nicht.

Es ist darauf zu sehen, daß durch die Vornahme der Verpflichtung möglichst wenige
Kosten erwachsen. Zu diesem Zwecke kann, wo eine allgemeine Neubildung der Schatzungs-
räthe und Schatzungsausschüsse die gleichzeitige Verpflichtung mehrerer Personen fordert, solche
außerhalb des Amtssitzes vorgenommen werden. Bei Einzelerneuerungen ist die Verpflichtung,
wo thunlich, gelegentlich vorzunehmen. Findet die Verpflichtung nicht am Wohnsitze der
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Mitglieder des Schatzungsraths beziehungsweise Schatzungsausschusses statt , so haben die
Betreffenden für den Gang zur Verpflichtung die geordnete Gebühr eines Gemeindebeamten
für auswärtige Geschäftsverrichtungen anzusprechen.

Die Kosten der Verpflichtung trägt die Steuerkasse . Die Kostenrechnungen sind daher
von dem Bezirksamt der Steuerdirektion vorzulegen.

Ueber die vollzogenen Verpflichtungen stellt das Bezirksamt für jede Gemeinde besondere
Bescheinigungen aus und übergibt dieselben dem Steuerkommissär , welcher sie in den Orts¬
steuerregistraturen niederlegt.

8- 43.

Die Thätigkeit des Schatzungsraths - erstreckt sich auf die aus den Erwerbsteuer - und
Kapitalrentensteuerkatastern sich ergebenden und auf solche Fragen , welche durch andere Gesetze
und Verordnungen ausdrücklich an ihn gewiesen werden.

Die Art der Wirksamkeit des Schatzungsraths wird , abgesehen von den Vorschriften der
Artikel l O bis mit 16 des Gesetzes vom 17 . März 1854 , durch die betreffenden Gesetze, Ver¬
ordnungen und Dienstanweisungen bestimmt.

Die Steuerkommissäre und Steuerrevisionen sind verpflichtet , eisrigst dahin zu wirken,
daß der Schatzungsrath jeden Orts über seine Aufgabe belehrt und in Erledigung derselben
nach Kräften unterstützt wird.

8 - 44.

Der Schatzungsrath ist in dienstlicher Beziehung der Steuerdirektion untergeordnet . Die¬
selbe ist befugt , wegen Versäumnissen und Zuwiderhandlungen Zurechtweisungen zu erlassen
und Ordnungsstrafen bis zu 10 Mark gegen die Schuldigen zu erkennen.

8- 15.
Für ihre Dienstverrichtungen erhalten die Mitglieder des Schatzungsrathes und der mit

der Protokollführung beauftragte Rathschreiber keine Vergütung . Sollten jedoch außerordent¬
licher Weise die Mitglieder des Schatzungsrathes und der Rathschreiber zu Verrichtungen
außerhalb des Ortes beauftragt werden , so beziehen dieselben in denjenigen Fällen , in welchen
Mitglieder des Gemeinderathes unter gleichen Umständen aus der Gemeindekasse Vergütung
ansprechen könnten , gleiche Vergütung aus der Steuerkasse.

Die Mitglieder des Schatzungsausschusses erhalten nach Artikel 22 des Gesetzes für ihre
Dienstverrichtungen die von der Stenerverwaltung jeweils festgesetzten Gebühren . Bis auf
Weiteres bestehen dieselben in den geordneten Gebühren der Gemeindebeamten.

8> 46.

Jede Gemeinde hat dem Schatzungsrath für die Dauer seiner Thätigkeit ein dem Be¬
dürfnisse entsprechendes Geschäftszimmer anzuweisen , für dessen Heizung und Beleuchtung zu
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sorgen und die erforderlichen Geräthe und Schreibmaterialien zu stellen. Alle Druckformulare
werden dem Schatzungsrath auf Kosten der Steuerkafse geliefert.

Zur Vorladung der Steuerpflichtigen, sowie zur Besorgung der gewöhnlichen Kanzleibe-
diennng hat jede Gemeinde den Gemeindediener oder, bei dessen Verhinderung, einen andern
geeigneten und zuverlässigen Ortseinwohner gegen die von der Steuerkasse zu tragende geordnete
Gebühr eines Gemeindedieners zur Verfügung zu stellen.

8- 17.
Die Großherzogliche Steuerdirektion ist beauftragt, den Vollzug gegenwärtiger Verordnung

zu überwachen und das zur Durchführung derselben weiter Erforderliche anznordnen.

Karlsruhe,  den 27. März 1880.

Großherzogliches Ministerium der Finanzen.
EMttrr.

Vckt. Glock.

Druck und Verlag von Malsch S- Vogel in Karlsruhe.
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esches- und VcwrdlMltgs- Klatt
für das Großhcrzogthum Baden.

Karlsruhe , Freitag den 9 . April 1880.

Inhalt.

Gesetze : Aenderungcn des Gesetzes über den Elementarunterricht betreffend ; das Budget der Badanstalten in Baden

sür 1680 und 1881 betreffend.
Verordnung des Ministeriums des G ro ß h erzo g l i ch cn H aus c s und derIustiz:  die Beurkundung

der auf dem Bodensee cintrctcndcn Geburts - und Sterbefälle betreffend.

Gesetz.

Aenderungcn des Gesetzes über den Elementarunterricht betreffend.

Friedrich,  von Gottes Gnaden Großherzog von Baden,
Herzog von Zährmgen.

Mit Zustimmung Unserer  getreuen Stände haben Wir beschlossen und verordnen,

wie folgt:

Artikel 1.

Der vierte Abschnitt von Titel IV . des Gesetzes über den Elementarunterricht erhält

folgende Fassung:

Vierter Abschnitt.

Von Lehrerinnen an Volksschulen.

8- 45.
An Volksschulen mit mindestens drei Lehrstellen können auch Frauen , welche durch die

Oberschulbehörde aus Grund einer abgelegten Prüfung für befähigt zum Lehr - und Erziehungs¬

sache erklärt sind, nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen als Lehrerinnen verwendet werden.
Gesetzes - und Verordnungs -Blatt 1880 . 16
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8»45 n.
Von der Gesammtzahl der an den Volksschulen des Großherzogthmns errichteten Lehr¬

stellen sollen nur fünf Prozent nnt weiblichen Lehrkräften besetzt werden, und nur im Falle
unabweislichen Bedürfnisses darf sich das Verhältnis; bis zu sechs Prozent steigern.

Die Stelle des ersten Lehrers kann einer Lehrerin weder definitiv, noch zu einstweiliger
Versetzung übertragen werden.

8. 45 b.
Die Verwendung von Lehrerinnen beschränkt sich der Regel nach auf die Klassen der

vier ersten Schuljahre, in denen blos Mädchen, oder auch Knaben und Mädchen zusammen,
zu unterrichten sind.

§. 45 e.
Feste Anstellung in Hauptlehrerstellen können nur unverheirathete Lehrerinnen erlangen,

welche nach Ablegung einer zweiten, vorzugsweise für den Nachweis der praktischen Ausbildung
bestimmten Prüfung, sogenante Dienstprüfung, durch die Oberschulbehörde für anstelluugs-
fähig erklärt sind.

8- 45 ä.
Die Bestimmungen der 88- 33—39, sowie des 8- 41 des Elementarunterrichtsgesetzes

finden auf die in Hauptlehrerstellen, jene in 8- 42, 8- 43 AbsatzI und 8- 44 auf alle an
Volksschulen angestellten Lehrerinnen Anwendung.

8- 46a.
Lehrerinnen an Volksschulen erhalten:

Als Hauptlehrerinnen
a. einen festen Gehalt, welcher jeweils dem niedersten Satze der nach8- 48 a. fest¬

zustellenden Beträge gleichkommt; die Lehrerin zählt hierbei wie ein Hauptlehrer;
5. freie Wohnung oder statt derselben die Hälfte der für Hauptlehrer nach 8- 62

bestimmten Miethentschädigung;
e. Schulgeldaversum und Personalzulagen nach8- 48 0. und v.

ö . Bei Verwendung nach  8 - 31:
die in 8- 60 geordneten Bezüge, als Schulverwalterinnen jedoch höchstens die Hälfte

der für einen Hauptlehrer bestimmten Miethentschädigung.

8- 45 I.
Der Ruhegehalt für Hauptlehrerinnen, welche nach Umlauf des vierzigsten Dienstjahres

zur Ruhe gesetzt werden, besteht in dem vollen Betrage des zuletzt bezogenen festen Gehaltes
(8. 45e., X. a.).
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Im Uebrigm richtet sich der Anspruch auf Ruhegehalt , insbesondere die Berechnung der

Dienstzeit und des Ruhegehaltes für eine kürzere als vierzigjährige Dienstzeit , nach den Be¬

stimmungen des tz, 85.
8- 45 § .

Lehrerinnen sind zur Schullehrer -Wittwen - und Waisenkasse nicht beitragspflichtig.

tz. 45 ll.

Lehrerinnen , welche nach der Anstellung als Hauptlehrerinnen sich verehelichen , verlieren

sowohl den Anspruch ans Ruhegehalt , als die übrigen durch die Anstellung erlangten Rechte;

ihre Anstellung wird schlechthin widerruflich.
Erfolgt die Verehelichung nach Eintritt in den Ruhestand , so kommt der Ruhegehalt in

Wegfall , wenn die Zuruhesetzung vor Zurücklegung einer dreißigjährigen Dienstzeit eingetreten ist.

8- 45 i.

Auf Lehrerinnen , welche ausschließlich für die Ertheilung des Unterrichts in weiblichen

Arbeiten bestimmt sind (Jndustrielehrerinnen ), finden die Bestimmungen der M 45 bis 45 f.

keine Anwendung.
Die Anstellung dieser Lehrerinnen geschieht in widerruflicher Weise durch die örtliche

Schulbehörde vorbehaltlich der Genehmigung des Kreisschulraths.

Ihr Gehalt , dessen Betrag nach Anhören des Gemeinderaths von der Staatsverwal¬

tungsbehörde festgesetzt wird , ist von der Gemeindekasse zu zahlen , sofern ein besonderer Fond

hiefür nicht vorhanden ist.
Mit Zustimmung der Gemeinde kann die Oberschulbehörde ausnahmsweise auch Lehre¬

rinnen für weibliche Arbeiten eine nach Z. 75 des Gesetzes errichtete Hauptlehrerstelle über¬

tragen.
§. 45 k.

Die Staatsverwaltungsbehörde kann auf Antrag des Oberschulraths nach Anhörung

der örtlichen Schulbehörde verfügen , daß für mehrere Gemeinden beziehungsweise Schulen

eine  Arbeitslehrerin zu bestellen sei.

Den Gehalt für die gemeinschaftliche Arbeitslehrerin sowie das Verhältniß , nach welchem

derselbe von den einzelnen Gemeinden aufzubringen ist, bestimmt die Staatsverwaltungsbehörde.

8- 45 1.

Die Oberschulbehörde ist ermächtigt , Frauen , welche für Ausbildung von Arbeitslehre¬

rinnen angestellt sind, die Rechte von Hauptlehrerinnen zu verleihen . Der Ruhegehalt wird

in diesem Falle von dem den festen Gehalt bestreitenden Fond , soweit es ohne Beeinträch¬

tigung der ihm sonst obliegenden Zwecke geschehen kann , getragen . Soweit und insolange das
16.



:I!

08 XIII.

Einkommen dieses Fonds hiezu nicht reicht , tritt der Pensions - und Hilfsfond ein , welchem
bei der Vakatnr einer solchen Hauptlehreriunenstelle die betreffenden Zwischengefülle zufließen.

Der Berechnung des Ruhegehalts wird der wirkliche zuletzt bezogene Gehalt bis zumBetrage von höchstens 900 zu Grunde gelegt.

Artikel  II.

Z. 60 a . des Gesetzes wird aufgehoben.

Artikel  III.

Die W . 92 , 96 , 97 und 98 des Gesetzes erhalten folgende Fassung , beziehungsweise Zusätze:

8- 62.
Lehrer , welche freiwillig aus dem Schuldienst austreten oder aus demselben entlassen

werden , können , wenn sie wenigstens 10 Jahre als Hauptlehrer angestellt waren , Mitglieder
der Wittwen - und Waisenkasse bleiben . In diesem Falle stehen ihren Wittwen und Waisen
die in M . 89 und 90 bezeichnten Ansprüche zu, sofern der freiwillig ausgetretene Lehrer die
höchsten Beiträge , welche nach diesem Gesetze zu entrichten sind, der Entlassene diejenigen
Beiträge , welche er vor feiner Entlastung zu Zahlen hatte , bis zu seinem Tode fortentrichtet.

Hauptlehrer , welche ohne aus dem Schulfach auszutreten , mit Genehmigung der Ober-
schnlbehörde auf die ihnen übertragenen Hanptlehrerstellen verzichten und sich gleichzeitig zur
einstweiligen Verwendung nach Z. 31 des Gesetzes zur Verfügung stellen, haben die auf ihrerfrüheren Stelle bezahlten Beiträge fortzuentrichten.

Die Bestimmungen von Absatz I finden auch Anwendung auf die anspruchsberechtigten
Schulgehilfen (W . 96 , 97 ), wenn sie wenigstens 10 Jahre lang Mitglieder der Wittwen-und Waisenkaffe waren.

8- 96.
Jeder Hauptlehrer , er mag verheirathet sein oder nicht , Zahlt in diesen Wittwen - und

Waisenfond von seinem festen Einkommen (fester Gehalt Z. 48 a . und K. 61 Schlußsatz und
Z. 75 , Personalzulagen Z. 48 I ). und garantirtes Schulgeld 8. 48 0 .) und von dem Anschlag
der Dienstwohnung (Z. 52 ) jährlich 3 Prozent Beitrag . Höher als mit 1,300 soll keinLehrer beigezogen werden.

Die Schulgehilfen , welche die Dienstprüfung (Z. 32 des Gesetzes) abgelegt haben , zahlen
den nämlichen Beitrag aus einem Matriknlaranschlag von 800 S . und werden dadurch ihre
Wittwen und Waisen zu den in U . 89 und 90 bezeichneten Ansprüchen berechtigt.

Der geordnete Jahresbeitrag ist von jeder Hauptlehrerstelle an Volksschulen , sobald sie
einmal besetzt war , auch während ihrer Erledigung aus dem Einkommen der Schulstelle
fortzuentrichten.
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5- 97.

99

Außer dem jährlichen Beitrag zahlt jeder Hauptlehrer im Laufe des ersten Jahres seiner
Anstellung in vierteljährlichen Raten 16 Prozent seines nach Z. 96 zur Wittwen - und Waisen¬
kasse zu immatrikulirenden Diensteinkommens als Aufnahmstaxe.

Die nämliche Taxe zahlt er bis zu der in Z. 96 bestimmten Grenze in gleichen Fristen
auch von jeder Aufbesserung dieses seines Diensteinkommens ohne Unterschied , ob dieselbe ihm
von der nämlichen Stelle oder mittelst Uebertragung eines andern Schuldienstes zu Theil werde.

Die in Z. 96 bezeichnten Schulgehilfen entrichten die Aufnahmstaxe von 15 Prozent
ihres oben erwähnten Matriknlaranschlags in sechs vierteljährlichen Teilzahlungen . Bei der
Anstellung als Hanptlehrer zahlen dieselben die nämliche Taxe aus der ihnen durch die
Anstellung zuwachsenden Aufbesserung in den für die Hauptlehrer zur Zahlung der Aufnahms¬
taxe bestimmten Fristen.

>. 98.

Die Beitragspflicht zum Schullehrer -Wittwen - und Waisensond erstreckt sich auch ans die
zur Ruhe gesetzten Lehrer , und zwar zahlen diese den jährlichen Beitrag von 3 Prozent ihres
Ruhegehaltes.

U e b e rg a n g s b e st i m m u n g.

Von den am I . Januar 1880 bereits angestellten Hauptlehrern beziehungsweise Schnl-
gehilfen sind die in Z. 96 bestimmten Beiträge zum allgemeinen Schullehrer -Wittwen - und
Waisenfond vom 1 . Januar 1880 an zu entrichten.

Gegeben zu Karlsruhe,  den 1 . April 1880.

Friedrich.

Ans Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl:
Gaie r.

Stöjser.
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Das Budget der Badanstalten in Baden für 1880 und 1881 betreffend.

Friedrich , von Gottes Gnaden Großherzog von Baden,
Herzog von Zähringen.

Mit Zustimmung Unserer  getreuen Stände haben Wir beschlossen und verordnen,

wie folgt:

Einziger Artikel.

Das Budget der Badanstalten in Baden für die Jahre 1880  und 1881  ist nach der

Anlage zu vollziehen.

Gegeben zu Karlsruhe,  den 1 . April 1880 .

Friedrich.

Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehle
Gaier.



Badanstalten in Baden.
Einnahmen, Lästere und Venvaltnngskosten.

1880. 1881. Zusammen.

Einnahmen.

1. Zinsen ans Aktivkapitalien. 135,000 135,000 270,000
2. Ertrag aus Grundstücken und Gebäuden . . . . 32,600 32,600 66,200
3. Ertrag des Friedrichsbades. 50,000 50,000 100,000
4. Ertrag der Trinkhalle. 8,400 8,400 16,800
5. Verschiedene und zufällige Einnahmen . . . . 1,000 1,000 2,000

Summe der Einnahmen . . 227,040 227,040 454,080

Ausgaben.

1. Steuern und Umlagen. 2,000 2,000 4,000
2. Unterhaltung der Gebäude. 20,980 20,980 41,960
3. Unterhaltung der Wege und Anlagen. 29,900 29,900 59,800
4. Für den Betrieb des Friedrichsbades. 30,000 30,000 60,000
5. Für den Betrieb der Trinkhalle. 8,800 8,800 17,600
6. Für den Betrieb des Theaters. 34,290 34,290 68,580
7. Kosten der Verwaltung. 2,300 2,300 4,600
8. Verschiedene und zufällige Ausgaben. 300 300 600

9. Zuschuß an die Gemeinde Baden. 77,150 77,150 154,300
10. Zuschuß für Badenweiler. 10,290 10,290 20,580
11 . Reservefond. 7,500 7,500 15,000

Summe der Ausgaben . . 223,510 223,510 447,020



Verordnung

Die Beurkundung der auf dem Bodensec cintretendeu Geburts - und Sterbefälle betreffend.

Nachdem bezüglich der Beurkundung der auf dem Bodensee eintreteuden Geburts - und

Sterbefülle Zweifel entstanden find , wird nach Benehmen mit den Regierungen der übrigen

Bodenfeeuferstaaten Nachstehendes verfügt:

1 . Die ftandesrechtliche Behandlung derjenigen auf dem Bodensee eintretenden Geburts¬

und Sterbefälle , welche in der unmittelbaren Umgebung des Seenfers sich ereignen,

soll durch den Standesbeamten des betreffenden Uferbezirks vorgenommen werden.

2 . Diejenigen Geburts - und Sterbefülle , welche auf der Seefläche außerhalb der unmittel¬

baren Umgebung des Seeusers sich ereignen , sollen durch den Standesbeamten

desjenigen Bezirks beurkundet werden , in welchem das Schiff oder Fahrzeug , ans

dem der Fall sich ereignet oder von dem eine Leiche aus dem See ausgenommen

wird , seinen regelmäßigen Standort inne hat.

3 . Durch die vorstehende Anordnung wird weder den Hoheitsverhältnissen aus dem

Bodensee präjudizirt , nach den Vorschriften über die gerichtliche Zuständigkeit in

Verlaffenschaftsangelegenheiten vorgegriffen.

4 . Die gegenseitige Mittheilung der Civilstandsurkunden über die auf dem Bodensee

vorgekommenen Geburts - und Sterbefälle richtet sich nach den unter den ' Uferstaaten

diesfalls bestehenden oder noch zu treffenden allgemeinen Verabredungen.

Karlsruhe,  den 27 . März 1880.

Ministerium des Großherzoglichen Hauses und der Justiz.
Grimm.

Vät . Kratt.

Druck und Verlag von Malsch L Vogel in Karlsruhe.
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Gesetzes- und Verordnungs-Matt
für das Großherzogthum Baden.

Karlsruhe , Dienstag den 13. April 1880.

Inhalt.
Gesetz: die Verwendung von Zuchthengsten betreffend.
Verordnung des Handelsministeriums:  die Verwendung von Zuchthengsten betreffend.

Gesetz.
Die Verwendung von Zuchthengsten betreffend.

Friedrich,  von Gottes Gnaden Großherzog von Baden,
Herzog von Zähringen.

Mit Zustimmung Unserer  getreuen Stände haben Wir beschlossen und verordnen,
wie folgt:

Artikel  1.
Hengste dürfen zur Bedeckung von Stuten, welche nicht dem Eigenthümer des Hengstes

gehören, nur dann verwendet werden, wenn ihre Zuchttauglichkeit festgestellt und ihre Ver¬
wendung amtlich genehmigt worden ist.

Dem Handelsministerium bleibt Vorbehalten, aus triftigen Gründen einzelne Bezirke von
der Erfüllung dieser Bestimmung auf Ansuchen  zu entbinden.

Artikel  2.

Die amtliche Genehmigung erfolgt durch eine Kommission von Sachverständigen(Kör¬
kommission) mittelst Ertheilung von Körscheinen. Dieselben sind nur für einen bestimmten,
in denselben zu bezeichnenden Zeitraum giltig; sie können vor Ablauf der bestimmten Frist
zurückgezogen werden, wenn die Tauglichkeit der Hengste zur Zucht aufgehört hat.

Artikel  3.
Das Handelsministerium erläßt die zur Ausführung der Artikel1 und 2 erforderlichen

Bestimmungen über die Bildung und Zuständigkeit der Körkommissionen und über das von
denselben zu beobachtende Verfahren.

Gesetzes- und Verordnungs-Blatt 1880. 17
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Artikel  4.

Wer den Bestimmungen dieses Gesetzes und den auf Grund desselben ergangenen Ver¬
ordnungen zuwider Hengste verwendet oder verwenden läßt , wer den Körschein einem Andern
unbefugter Weise zum Gebrauche überläßt , wird an Geld von 30 bis 150 Mark und wer
den Körschein beim Betrieb des Deckungsgeschäfts im Umherziehen nicht mit sich führt , wird
mit einer Geldstrafe bis zu 160 Mark bestraft.

Gegeben zu Karlsruhe,  den 9. April 1880.

Turban.
Friedrich

Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl:
Jost.

Verordnung.

Die Verwendung von Zuchthengsten betreffend.

Zum Vollzug des Gesetzes vom 9 . April 1880 , die Verwendung von Zuchthengsten
betreffend , wird verordnet , wie folgt:

Die zur Zucht bestimmten Hengste , deren Besitzer einen Staatszuschuß zur Unterhaltung
derselben nicht beziehen , sind längstens bis zum 1 . Juni jeden Jahres durch die Vermittelung
der Großherzoglichen Bezirksämter bei dem Handelsministerium anzumelden und sodann
behufs Vornahme der Prüfung ihrer Zuchttauglichkeit der Körkommission an dem hiezu
bestimmten Ort und zu der bekannt gegebenen Zeit vorzuführen.

8- 2.
Die Körkommission besteht aus dem technischen Beamten des Handelsministeriums für

Pferdezucht als Vorsitzenden , einem Thierarzt und zwei weiteren Sachverständigen , welch'
letztere aus der Reihe von Persönlichkeiten , die mit der Pferdezucht ihres Bezirks vollkommen
bekannt sind und das Vertrauen der Pserdebesitzer des Bezirks besitzen, für jeden Amtsbezirk
auf Vorschlag des Bezirksraths durch das Handelsministerium ernannt werden.

Die vorgeschlagenen Sachverständigen sind durch die Bezirksämter gleichzeitig mit der
Einsendung der bei ihnen auf Grund des Z. 1 einlaufenden Anmeldungen dem Ministerium
namhaft zu machen.

8- 3-
Bei der Prüfung der Hengste haben die Mitglieder der Kommission auf die örtlichen

Verhältnisse , insbesondere auf den Stand der Pferdezucht des betreffenden Bezirks , auf die



Bedürfnisse und die Gebrauchszwecke der Pserdezüchter sowie auf die vorhandenen Zuchtstuten
geeignet Rücksicht zu nehmen.

8-
Die Ausstellung eines Körscheins durch die Körkommission ist durch die Voraussetzung

bedingt, daß der zur Körung vorgeführte Hengst als gesund und zuchttauglich befunden worden
ist. Als Erfordernisse der Gesundheit und Zuchttauglichkeit eines Hengstes gelten:

a. ein Alter von mindestens3 Jahren;
b. das Freisein von sogenannten Erbfehlern;
o. kräftiger korrekter Körperbau und guter Gang.

8- 5.
Die Körkommission faßt ihre Beschlüsse nach Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit

entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.
Ueber die Beschlüsse der Kommission ist ein von sammtlichen Mitgliedern zu unterzeich¬

nendes Protokoll aufzunehmen und das Ergebniß der Beschlüsse den Besitzern der Hengste
sofort zu eröffnen.

Die Mitglieder der Kommission haben sich aller Mittheilungen über den Verlauf der
Abstimmung Dritten gegenüber zu enthalten.

8- 6.
Wenn sich bezüglich des Gesundheitszustandes oder der unter Z. 4 lit. d. gedachten Fehler

eine Meinungsverschiedenheit unter den Mitgliedern ergibt, so ist hierüber in dem Protokolle
das Geeignete zu bemerken unter besonderer Namhaftmachungder Gründe, auf welche der
Thierarzt seinen Ausspruch stützt.

8- 7-
Die Protokolle haben zu enthalten:

а. Namen und Wohnort des Besitzers des Hengstes;
d. Farbe und Abzeichen des Thieres;
e. Größe desselben nach Stockmaß;
ä. Alter desselben;
б. dessen Abkunft, wenn sie nachgewiesen werden kann;
t°. den Beschluß der Kommission über die Körung des Hengstes unter Angabe von

Gründen, falls ein Hengst abgekört wurde;
Z. die Angabe des Orts, in welchem der Hengst zum Decken aufgestellt werden soll;
ll. die Bemerkung, ob der Hengst zum Gauritt verwendet wird.

8- 8.
Für die als gesund und zuchttauglich befundenen Hengste werden deren Eigenthümern

von dem Vorsitzenden der Körkommission unterschriebene Körscheine nach angeschlossenem
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Formular behändigt, welche ein Jahr Giltigkeit haben und auf die Zeit vom 1. November
eines bis zum 31. Oktober des andern Jahres auszustellen sind.

Die Ausfertigung derselben erfolgt unentgeltlich; die Zustellung geschieht durch die
Großherzoglichen Bezirksämter.

8- 9.
Wird von der Kommission die Ertheilung eines Körscheines abgelehnt, so kann der

Eigenthümer des Hengstes eine Nachkörung verlangen.
Dieses Verlangen muß aber längstens binnen acht Tagen nach erfolgter Eröffnung des

ablehnenden Ausspruches der Körkommiffion bei dem Bezirksamt schriftlich eingebracht werden.

8- 10.
Zur Vornahme der Nachkörung wird die Körkommiffion durch zwei weitere, auf Vor¬

schlag des Bezirksraths von dem Handelsministerium zu ernennende Mitglieder verstärkt.
Das Verfahren richtet sich nach den oben gegebenen Vorschriften.

8- 1>-
Die Namen der mit Körscheinen versehenen Hengsthalter werden öffentlich bekannt gemacht.

8- 12.
Die Kosten der Körungen werden aus der Staatskasse bestritten.
Ist jedoch auf ergriffene Beschwerde eines Hengsthalters eine Nachkörung vorzunehmen

und fällt der Ausspruch der verstärkten Kommission gegen denselben aus, so bleiben die durch
diese Nachkörung erwachsenen Kosten dem Hengsthalter zur Last.

Ebenso hat der Eigenthümer eines Hengstes, welcher um die Vornahme einer Körung
außerhalb der regelmäßigen Zeit (Z. 1) nachsucht, für die aus dieser Körung entstehenden
Kosten aufznkommen.

8- 13-
Gesuche um Entbindung einzelner Bezirke von den Bestimmungen des Gesetzes(Artikel1

Absatz2) sind bei den Bezirksämtern einzureichen, welche den Bezirksrath darüber zu hören
und sodann Vorlage an das Handelsministeriumzu erstatten haben.

8- 14.
Uebergangsbe st immun  g.

Die im Land befindlichen Privaten Hengste dürfen während der gegenwärtigen Deckperiode
und bis die nach Z. 1 vorzunehmende erstmalige Körung derselben stattgefunden hat, zur
Zucht verwendet werden.

Karlsruhe,  den 9. April 1880.
Großherzogliches Handelsministerium.

^ Turban.
Vät. Panther.
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Bezirksamt
Beilage.

Körschein.
Jahr 18 . . bis 18 . .

Der unten bezeichnet Hengst H.
des 2).

zu °) . ist heute in Gemäßheit des Gesetzes vom 9 . April 1880

durch die Körkommission untersucht und als zur Zucht tauglich anerkannt worden.

Dieser Schein hat Giltigkeit vom 1 . November 18 . . bis zum 1 . November 18 . .

Alter. Größe
(Stockmaß ) .

Farbe und Abzeichen. Schlag. Abkunft. Bemerkungen.

den . . tm

Der Vorsitzende der Körkommission.

Name oder Nummer.

2) Name und Stand des Besitzers.
Gemeinde.

Siehe Rückseite.
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Vorschrift.

1 . Der Hengsthalter hat über die Stuten , welche von seinem Hengst bedeckt werden , eine
Beschälliste zu führen , welche nach Ablauf der Giltigkeit dieses Scheines Großherzoglichem
Handelsministerium einzureichen ist.

2 . Das Decken darf nur in vollkommen geschlossenen Räumen vorgenommen werden.

Formulare zu den Beschällisten werden von der Registratur des Großherzoglichen Handelsministeriums
unentgeldlich abgegeben.

Druck und Verlag von Malsch <k Vogel in Karlsruhe.
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Gesetzes- und Verordmmgs- Watt
für das Großherzogthum Baden.

Karlsruhe , Freitag den 16 . April 1880.

Inhalt.
Gesetz: die Rechtsverhältnisseund die Verwaltung der mit Gemeindebürgschaftversehenen Sparkassen betreffend.
Landesherrliche Verordnungen : den Vollzug des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse und die Verwaltung der

mit Gemeindebürgschast versehenen Sparkassen betreffend ; den Nachweis der allgemein wissenschaftlichen Vorbildung der

Geistlichen betreffend.
Verordnung des Finanzministeriums:  die Steuerrückvergütung für Branntwein, welcher zu gewerblichen

Zwecken verwendet wird , betreffend.

Gesetz.
Die Rechtsverhältnisse und die Verwaltung der mit Gemeindebnrgschaftversehenen Sparkassen betreffend.

Friedrich,  von Gottes Gnaden Großherzog von Baden,
Herzog von Zähringen.

Mit Zustimmung Unserer  getreuen Stände haben Wir beschlossen und verordnen,

wie folgt:

Für die Verbindlichkeiten einer Sparkasse , welche sich zur sicheren verzinslichen Anlage

kleiner Ersparnisse verpflichtet , kann eine Gemeinde oder können mehrere Gemeinden die

Bürgschaft übernehmen . Zur Giltigkeit dieser Bürgschaftsübernahme ist erforderlich , daß den

Satzungen der Sparkasse die Zustimmung des Bürgeransschusses (der Gemeindeversammlung)

und die Staatsgenehmignng ertheilt wird . Durch die letztere erlangt die Sparkasse , als

öffentliche Anstalt , das Recht der juristischen Persönlichkeit.

8- 2.
Die Verhältnisse jeder solchen Sparkasse , insbesondere die Gestaltung , die Befugnisse und

die Art der Beschlußfassung ihrer Organe , die Rechte und Verbindlichkeiten der Einleger , der

Höchstbetrag der Guthaben der Einleger und Mindestbetrag der Einlagen , die Verzinslichkeit

und die Rückzahlung der Guthaben der Einleger , die Art der Anlage des Vermögens der

Sparkasse , die Höhe des Reservefonds , die Verwendung der Ueberschüsse, die Voraussetzungen

der Auflösung und die Verwendung des bei der Auflösung vorhandenen reinen Vermögens,
Gesetzes - und Verordnungs -Blatt 1880 . 18
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endlich die Bezeichnung der Formen und Fälle der Kollektivzeichnung der Namens der
Sparkasse auszustellenden Urkunden sind , soweit hierüber nicht das gegenwärtige Gesetz oder
andere Gesetze Bestimmungen treffen , durch Satzungen zu regeln.

8- 3-
Die Sparkasse und das Sparkassenvermögen muß von den Kassen und dem Vermögen

der Gemeinde vollständig getrennt verwaltet werden.

8- 4-
Mit der Sparkasse kann eine Waisenkasse verbunden sein , welche den Zweck hat , für die

sichere Anlage des Vermögens unter Vormundschaft stehender Personen Gelegenheit zu
gewähren , sowie ausnahmsweise eine Leihanstalt (Leihhaus ) und eine Hinterlegungsanstalt.

Andere Geschäftszweige dürfen mit Sparkassen der in diesem Gesetze bezeichnten Art
nicht verbunden sein.

' 8 - 5.

Die Verwaltung der Sparkasse , welche nur von einer einzelnen Gemeinde verbürgt ist,
ist zu führen:

1 . in Städten , welche der Städteordnung unterstehen , durch eine nach Maßgabe dieses
letzteren Gesetzes zu bestellende und zu behandelnde besondere Kommission;

2 . in andern Gemeinden entweder durch den Gemeinderath oder durch einen Verwal¬
tungsrath.

Der jeweilige Bürgermeister muß Mitglied des Verwaltungsraths sein , von den übrigen
Mitgliedern muß mindestens die Hälfte durch den Gemeinderath aus seiner Mitte auf die
Dauer des Gemeindeamts ernannt sein.

Den Vorsitzenden hat , wo nicht nach den Satzungen der jeweilige Bürgermeister den
Vorsitz führt , der Gemeinderath auf die in den Satzungen bestimmte Zeit zu ernennen.

8- 6.
Jede mit Gemeindebürgschaft versehene Sparkasse muß außer den in § . 5 bezeichnten

Verwaltungsorganen einen Rechner (Kassier ) haben . Von diesem Amte sind ausgeschlossen:
der Vorsitzende der in Z. 5 bezeichnten Verwaltungsorgane , der Bürgermeister und Gemeinde¬
rechner der bürgenden Gemeinde , sowie Personen , welche mit dem Vorsitzenden in direkter
Linie ohne Rücksicht auf die Nähe des Grades und in der Seitenlinie im zweiten Grade
verwandt oder verschwägert sind . Es muß dem Rechner mit Ausschluß von Tantiemen ein
fester Gehalt aus Mitteln der Sparkasse ausgeworfen werden.

8- 7-
Der Vorsitzende und die Mitglieder der in Z. 5 bestimmten Verwaltungsorgane , auch

wenn sie nicht Gemeiuderathsmitglieder sind , sowie der Rechner , unterliegen den Bestimmungen
der Gemeindegesetze über die dienstpolizeilichen Verhältnisse der Gemeindebeamten.



<7 -

XV.

8- 8.

111

Das Pfandrecht des L.R.S . 2121 steht auch der von der Gemeinde verbürgten Spar¬

kasse auf die Liegenschaften ihres Rechners zu.

8- 9.

Die Beschlüsse der in Z. 5 bezeichnet«: Verwaltungsorgane über die nachstehend bezeich-

neten Gegenstände bedürfen der Zustimmung des Bürgerausschusses(Gemeindeversammlung)
der bürgenden Gemeinde, nämlich über

1. Erweiterung, Beschränkung oder Zurückziehung der Gemeindebürgschaft;
2. Ernennung des Rechners;
3. Anstellung der Beamten und ständigen Bediensteten ans länger als 6 Jahre;
4. Verfügung über die Ueberschüsse, soweit dieselbe nicht in einem durch die Satzungen

bestimmt bezeichnten Maße und zu daselbst bestimmt genannten Zwecken erfolgt;
5. Freigebigkeitshandlungen, wenn deren Betrag eine in den Satzungen zu bestimmende

Summe übersteigt;
6. Aufnahme von Anleihen zu andern Zwecken als zur Schuldentilgung, sofern sie die

Höhe der Hälfte des Reservefonds übersteigen;
7. Abänderung der Satzungen;
8. Auflösung der Anstalt;
9. die Bestimmung des Zinsfußes für die Guthaben der Einleger;

10. die Bestimmung der Gehalte der Beamten und des Vorsitzenden des in Z. 5 bezeich¬

nten Verwaltungsorgans.
In den Fällen der Ziffer 1, ferner der Ziffern4 bis einschließlich8 ist außerdem auch

die Staatsgenehmigung, und zwar unter Beobachtung der Vorschrift des ß. 6 Ziffer 3 des

Verwaltungsgesetzes erforderlich.
Dasselbe ist der Fall zu Ziffer 9, wenn der Zinsfuß unter 3 Prozent herabgesetzt

werden soll.
8- 10.

Ist eine Sparkasse von mehr als einer Gemeinde verbürgt, so ist ein Verbandsausschuß
zu bestellen. Die Satzungen haben hierüber das Nähere zu bestimmen, jedoch muß demselben
mindestens der Bürgermeister jeder einzelnen Gemeinde als Mitglied angehören.

Dem Verbandsausschuß steht die Ernennung des Verwaltungsraths zu, sofern diese

Befugniß in den Satzungen nicht der Gesammtheit der Gemeinderäthe der bürgenden Einzel¬

gemeinden eingeräumt ist. Der Vorsitzende des Verwaltungsraths muß am Sitze der Ver¬

waltung wohnen.
Ausschließlich zuständig, an Stelle des Bürgerausschusses(Gemeindeversammlung) zu

handeln, ist der Verbandsausschuß in den Fällen des tz. 9 Ziffer2—6 mit der Beschränkung

zu §. 9 Ziffer 4, daß über die Art der örtlichen Verwendung der den einzelnen Gemeinden

etwa zur Verfügung gestellten Ueberschüsse innerhalb der einzelnen Gemeinden nur deren
18 .
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Gemeinderath mit Zustimmung des Bürgerausschusses(Gemeindeversammlung) und Staats¬
genehmigung Entschließung zu treffen hat.

Im Uebrigen finden die Vorschriften der vorstehendenM. 6—9 auch auf die von mehreren
Gemeinden verbürgten Sparkassen entsprechende Anwendung.

8-
Unbeschadet der vorstehenden Bestimmungen über die Mitwirkung der Gemeindever¬

sammlungen beziehungsweise der Bürgerausschüsse, sowie der Verbandsausschüsse können behufs
der unmittelbaren Ueberwachung der Verwaltungsführung oder zur Vertretung der Einleger
noch weitere Organe (engere Ausschüsse, Generalversammlungen re.) bestellt werden.

8- 12.
Die Spareinlagen müssen auf bestimmte Namen lauten.
In den Satzungen (Z. 2) können Einlagen und Einlageguthaben unter Vormundschaft

stehender Personen, sowie der die Sparkasse verbürgenden Gemeinden bis zu einem bestimmten
höheren Betrage als jene anderer Personen zugelassen werden.

8- 13-
Größeren Einlagen darf ein höherer Zins nicht bewilligt werden als kleineren.

8- 14-
Das Vermögen der Sparkasse ist möglichst sicher zinsbar anzulegen. Zulässig sind

folgende Arten von Kapitalanlagen:
1. in Darlehen gegen bedungenes erstes Unterpfand in Liegenschaften. In der Regel

soll der Werth der zum Unterpfand gegebenen Liegenschaften das Darlehen doppelt
decken; ausnahmsweise kann für besondere Verhältnisse in den Satzungen die Beleih¬
ungsgrenze erweitert werden;

2. in verzinslichen Partialobligationen oder anderen Schuldverschreibungen des Deutschen
Reichs oder zum Deutschen Reiche gehöriger Staaten;

3. in verzinslichen Partialobligationen oder anderen Schuldverschreibungen inländischer
Kreise, Gemeinden, mit Gemeindebürgschaft versehener Sparkassen oder öffentlicher
Genossenschaften.

Zur Anlegung in Partialobligationen oder anderen Schuldverschreibungen der¬
jenigen Gemeinde, welche allein oder mit andern Gemeinden die Sparkasse verbürgt,
ist jeweils besondere staatliche Genehmigung erforderlich.

In den Satzungen können außerdem folgende Arten von Kapitalanlagen für zulässig
erklärt werden:

4. in Liegenschaftskaufschillingen, welche vollständig durch das Vorzugsrecht des Ver¬
käufers und, so lange dieses keine doppelte Deckung bietet, außerdem durch gute
Bürg- und Selbstschuldnerschaft gedeckt sind.
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Die Liegenschaft , auf welcher das Vorzugsrecht haftet , darf nicht schon bei der

Kapitalanlage das Unterpfand für eine anderweite Forderung der Sparkasse oder

der mit ihr verbundenen Anstalten bilden;
5 . in Darlehen gegen faustpfändliche Sicherung durch solche Forderungen , in welchen

fatzungsgemäß das Vermögen der Sparkasse auch unmittelbar angelegt werden darf;

6 . in Darlehen an Private auf Schuldschein unter Sicherung durch mindestens zwei

gute Bürgen und Selbstschuldner und nur auf bestimmte keinen Falls drei Jahre

übersteigende Zeit.
Mehr als ein Viertel der Gesammtsumme der Aktivausstände der Sparkasse

darf keinen Falls zu solchen Anlagen verwendet werden . Durch die Satzungen ist

die längste Zeitdauer dieser Anlagen einschließlich etwaiger Verlängerung und der

Höchstbetrag der Gesammtsumme zu bestimmen , bis zu welchem bei solchen Anlagen

einer einzelnen Person Kredit gewährt werden darf . In diesen Höchstbetrag sind

alle Verbindlichkeiten des Kreditnehmers , auch jene aus Bürgschaften einzurechnen.

Ausnahmsweise können in einzelnen besonderen Fällen auch andere Kapitalanlagen und

laufende Rechnungen mit einmaliger oder jeweiliger staatlicher Genehmigung begründet werden.

Für diejenigen Sparkassen , welche mit Leihhäusern verbunden sind, können auch weitere

Arten von Kapitalanlagen in den Satzungen zngelassen werken.

8- 15.
Der reine Ueberschuß der Sparkasse ist zunächst zur Bildung eines Reservefonds zu

verwenden , welcher so angelegt werden muß , daß er jederzeit rasch flüssig gemacht werden kann.

Die Höhe des Reservefonds ist in den Satzungen mit Rücksicht auf die besonderen Ver¬

hältnisse der einzelnen Sparkasse zu bestimmen und muß mindestens 5 Prozent der Gesammt¬

summe des Guthabens der Einleger betragen . Der weitere Ueberschuß kann zu Gunsten der

Einleger durch Zinsaufbesserung oder Dividenden verwendet oder den bürgenden Gemeinden

behufs deren Verwendung zu gemeinnützigen Ausgaben , beispielsweise für das Schul - und

Armenwesen , soweit dieselben nicht gesetzlich geboten sind , zur Verfügung gestellt werden.

8 . l6.

Die Verwaltung der Sparkasse unterliegt der Staatsaufsicht , die Rechnungen derselben

unterliegen der staatlichen Abhör.
Der Entwurf des Abhörbescheids wird dem Bezirksrathe zur Prüfung und Beifügung

etwaiger Anträge und Bedenken vorgelegt , und zwar jeweils dem Bezirksrathe desjenigen

Amtsbezirks , in welchem die Verwaltung der Sparkasse ihren Sitz hat.

Bei der Ausübung der Staatsaufsicht finden die Bestimmungen der Gemeindegesetze

bezüglich der zum Zwecke derselben den Staatsbehörden zustehenden Befugnisse rechtsähnliche

Anwendung. 8- 17.
Die Form der Kassen - und Rechnungsführung Mrd durch Verordnung geregelt.
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Insbesondere soll die kaufmännische Buchführung bei den Sparkassen gestattet sein.
Die Verordnung soll auch Bestimmungen enthalten , durch welche die Abhör der Rechnungen

besonderen von Großherzoglicher Regierung zu ernennenden geschäftskundigen Personen über¬
tragen werden kann.

8- 18.
Was in dem gegenwärtigen Gesetz bezüglich der Sparkassen gesagt ist , gilt auch von den

mit ihnen thatsächlich verbundenen Nebenkassen.

8- 19 .

Das gegenwärtige Gesetz findet auch auf die zur Zeit des Eintritts der Wirksamkeit
desselben bereits bestehenden , mit Gemeindebürgschaft versehenen Sparkassen Anwendung.

Bei denjenigen Sparkassen , deren Reservefond zur Zeit des Eintritts der Wirksamkeit
dieses Gesetzes eine geringere als die in Z. 15 vorgeschriebene Summe beträgt , muß , bis
letztere erreicht ist , jährlich mindestens die Hälfte des reinen Ueberschusses zum Reservefond
geschlagen werden.

Im klebrigen sind die Satzungen und ist die gesammte Verwaltung der mit Gemeinde¬
bürgschaft versehenen Sparkassen . binnen einer für jede einzelne derselben nach ihren besonderen
Verhältnissen Seitens der Hähern Verwaltungsbehörde zu bestimmenden Frist mit den Vor¬
schriften dieses Gesetzes in Einklang zu bringen . Nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist ist
die staatliche Genehmigung zur Fortdauer der Gemeindebürgschaft mit Wirkung für die später
erwachsenden Guthaben der Einleger zurückzuziehen.

8- 20 .
Auf Sparkassen , welche von Kreisverbänden oder von Bezirksverbänden im Sinne des

§ . 57 des Verwaltungsgesetzes errichtet werden , findet das gegenwärtige Gesetz keine unmittelbare
Anwendung . Bei der Feststellung der Satzungen derselben sind jedoch die in diesem Gesetze
niedergelegten Grundsätze thunlichst zu berücksichtigen.

8- 21.

Das gegenwärtige Gesetz tritt alsbald in Wirksamkeit.
Unser  Ministerium des Innern ist mit dem Vollzüge desselben beauftragt.

Gegeben zu Karlsruhe,  den 9 . April 1880.

Friedrich.
Stöjfer.

Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl:
Jost.
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LandesherrlicheVerordnung.

Den Vollzug des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse und die Verwaltung der mit Gemeindebürgschaft
versehenen Sparkassen betreffend.

Friedrich , von Gottes Gnaden Großherzog von Baden,
Herzog von Zähringen.

Auf Antrag Unseres  Ministerium des Innern und nach Anhörung Unseres  Staats¬

ministeriums verordnen Wir zum Vollzüge des Gesetzes vom 9 . April d. I ., die Rechts¬
verhältnisse und die Verwaltung der mit Gemeindebürgschaft versehenen Sparkassen betreffend,
was folgt:

Die unmittelbare Staatsaufsicht über die mit Gemeindebürgschaft versehenen Sparkassen

ist durch die Bezirksämter zu führen und zwar unter Einhaltung des in Z. 16 Absatz 5

des Gesetzes bezüglich der örtlichen Zuständigkeit medergelegten Grundsatzes , soweit nicht

hinsichtlich der Rechnungsabhör eine besondere Anordnung auf Grund des Z. 17 Absatz 3
des Gesetzes getroffen ist.

Die Bezirksämter und in Gemäßheit des Z. 6 Ziffer 3 des Verwaltungsgesetzes die

Bezirksräthe sind ferner zuständig zur Entschließung über die Ertheilung der Staatsgenehmigung
zu den Beschlüssen der Verwaltungsorgane der Sparkassen und beziehungsweise der Ver¬
tretungen der bürgenden Gemeinden oder der Verbandsausschüffe über:

1 . Verfügung über die Ueberschüffe nach näherer Maßgabe des K. 9 Ziffer 4 , Z. 10

Absatz 3 und des Z. 15 des Gesetzes und zwar:

a . ohne Rücksicht auf den Betrag , sofern und soweit die Verfügung zu Gunsten der
Einleger getroffen wird oder bei Sparkassen , die von mehr als einer Gemeinde
verbürgt sind , es sich nur um den Beschuß des Verbandsausschuffes handelt,

wornach die Ueberschüffe den bürgenden Gemeinden zur Verfügung gestellt werden
sollen;

5 . in andern Fällen , sofern der Betrag , über welchen verfügt werden soll, die Summe

von 5000 Mark nicht übersteigt;
2 . Freigebigkeitshandlungen im Falle des tz. 9 Ziffer 5 des Gesetzes;
3 . Anlegung von Vermögen der Sparkasse in Partialobligationen oder anderen Schuld¬

verschreibungen derjenigen Gemeinde , welche allein oder mit anderen Gemeinden die

Sparkasse verbürgt (Z. 14 Ziffer 3 des Gesetzes).



Das Ministerium des Innern ist zuständig:
1 . zur Entschließung über die Staatsgenehmigung der Satzungen der Sparkassen

(M . 1 und 2 des Gesetzes) ;
2 . zur Entschließung über die Ertheilung der Staatsgenehmigung in den in §. 1 dieser

Verordnung nicht genannten Fällen , in welchen die Beschlüsse der Verwaltungs¬
organe der Sparkassen und beziehungsweise der Vertretungen der bürgenden Gemeinden
oder der Verbandsausschüsse der Staatsgenehmigung bedürfen;

3 . zur Erlassung der in Z. 19 des Gesetzes der höheren Verwaltungsbehörde vorbe¬
haltenen Entschließungen.

Gegeben zu Karlsruhe,  den 9 . April 1880.

Friedrich.
Stössrr.

Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl:
I o st.

Landesherrliche Verordnung.

Den Nachweis der allgemein wissenschaftlichen Vorbildung der Geistlichen betreffend . -

Friedrich , von Gottes Gnaden Großherzog von Baden,
Herzog von Zähringen.

Zum Vollzüge des Gesetzes vom 5 . März 1880 über die allgemein wissenschaftliche
Vorbildung der Kandidaten des geistlichen Standes haben Wir nach Anhörung Unseres
Staatsministeriums beschlossen und verordnen , wie folgt:

. 1 .

Niemand darf als Geistlicher der katholischen oder der evangelisch-protestantischen Kirche
mit einem nicht blos vorübergehende öffentliche Ausübung kirchlicher Funktionen erfordernden
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Amte im Großherzogthum betraut werden , bevor die in Artikel I . des Gesetzes vom 5 . März
1880 bezeichnten Nachweisungen dem Ministerium des Innern vorgelegt und von diesem als
genügend anerkannt worden sind, beziehungsweise bevor bei etwaigem Mangel gesetzlicher
Erfordernisse aus besonderen Gründen durch das Staatsministerium Dispensation ertheilt ist.

tz. 2.

Die Vorschrift des Z. 1 kommt zur Anwendung , gleichviel ob das Amt dauernd oder
widerruflich übertragen worden , oder nur eine Stellvertretung oder Aushilfeleistung in
demselben statthaben soll.

8- 3-
In dringenden Fällen kann — unbeschadet der Bestimmungen des Gesetzes vom 2 . April

1872 , die Abhaltung von Missionen durch Mitglieder religiöser Orden betreffend — eine
vorübergehende Stellvertretung oder Aushilfeleistnng auch solchen Geistlichen , bezüglich deren
die Voraussetzungen des Z. 1 nicht vorliegen , einstweilen und vorbehaltlich des Einspruchs
des Ministeriums des Innern übertragen werden.

Dem Ministerium des Innern ist in solchen Fällen von der Stellvertretung beziehungs¬
weise Aushilfeleistung unter Angabe des Anlasses , sodann des Namens , des Wohnsitzes und
der sonstigen Dienststellung des damit beauftragten Geistlichen jeweils sofortige Anzeige zu
erstatten.

8- 4-
Eine nur vorübergehende  Stellvertretung oder Aushilfeleistung kann das Ministerium

des Innern — auf vorherige Anfrage , oder durch Unterlassung des Einspruches auf die
nach Z. 3 Absatz 2 erstattete Anzeige — auch solchen Geistlichen gestatten , welche hinsichtlich
ihrer allgemein wissenschaftlichen Vorbildung nicht allen Anforderungen , die das Gesetz als
Regel stellt , entsprechen.

Weder einer Vorlage nach Z. 1, noch einer Anzeige nach Z. 3 Absatz 2 dieser Verord¬
nung bedarf es für die Ausübung einzelner kirchlicher Handlungen durch auswärtige , blos
vorübergehend im Großherzogthum sich aufhaltende Geistliche , wenn die betreffenden Hand¬
lungen weder in Ausübung eines geistlichen Amtes im Sinne der W . 1 und 2, noch als
Stellvertretung oder Aushilfe in der Seelsorge nach K. 3 dieser Verordnung , sondern nur
als eigene Andachtsübungen des Geistlichen stattfinden (z. B . bei sogenannten Privatmessen ).

8- 6.
Den Geistlichen oder Kandidaten des geistlichen Standes , welche auf Grund der nach

Vorschrift des Gesetzes erbrachten Nachweisungen oder auf Grund erwirkter Dispensationen
zu einem Kirchenamte oder zur ständigen öffentlichen Ausübung kirchlicher Funktionen im
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Gebiete des Großherzogthums staatlich zugelassen sind , stellt das Ministerium des Innern
hierüber Beurkundung aus.

Die Namen derselben werden im Staatsanzeiger bekannt gemacht.

Gegeben zu Karlsruhe,  den 11 . April 1880.

Friedrich.
Stöjftr.

Aus Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl:
Jost.

Verordnung.

Die Steuerrückvergütung für Branntwein , welcher zu gewerblichen Zwecken verwendet wird , betreffend.

Unter Bezugnahme auf ß . 2 der diesseitigen Verordnung vom 18 . Dezember v. I ., die
Branntweinsteuer betreffend (Gesetzes - und Verordnungsblatt Nr . I X̂I . Seite 865 ) , wird
Nachstehendes verfügt:

. 1 .

Die im Artikel 12 Absatz 2 des Gesetzes vom 26 . März 1852 (in der Fassung des
Artikel 2 des Gesetzes vom 18 . Dezember 1879 , Gesetzes- und Verordnungsblatt Nr . I-XI.
Seite 853 ) vorgesehene Steuerrückvergütung wird zunächst für Branntwein gewährt werden,
welcher innerhalb des Großherzogthums

1 . zur Fabrikation von Essig,
2 . zur Fabrikation von Lacken und Polituren,  auch Farblacken für Tapeten,
3 . zur Fabrikation nachstehender Chemikalien,  nämlich:

a . der Alkaloide,
b . der als Arzneimittel gebrauchten Extraktivstoffe , wie Jalappenharz und Skam-

monium,
o. des Chloroforms,

des Jodforms,
des Aethers (Schwefeläthers ) und
des Chloralhydrats;

ä . des Kollodiums,
des Hoffmaunsgeistes,
des Tannins,
der Salicylsäure und
der salicylsauren Salze,

verwendet wird.
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Eine Ausdehnung der Steuerrückvergütung auf Branntwein , welcher für andere gewerbliche

Zwecke zur Verwendung kommt , bleibt Vorbehalten.

8- 2.

Die Vergünstigung der Steuerrückvergütung für den nach Maßgabe der Bestimmungen

des H. 1 zur Verwendung gelangenden Branntwein wird nur denjenigen Gewerbtreibenden

zu Theil , welche ausdrücklich um diese Vergünstigung nachsuchen und sich den Kontrolbestim-

mungen unterwerfen , welche die Großherzogliche Steuerdirektion für jeden einzelnen Gewerb¬

treibenden besonders vorschreiben wird.

Die bezüglichen Gesuche sind an die Großherzogliche Steuerdirektion zu richten.

Die fragliche Vergünstigung wird nur in stets widerruflicher Weise ertheilt . Dieselbe

wird insbesondere alsbald und bleibend zurückgezogen werden , wenn gegen den betreffenden

Gewerbtreibenden eine Strafe nach Maßgabe des Absatzes 1 oder 2 des Artikel 3 des Gesetzes

vom 18 . Dezember 1879 erkannt worden ist.

Gegen Entscheidungen der Steuerdirektion , mit welchen ein Gesuch um Ertheilung der

Vergünstigung der Steuerrückvergütung abweislich verbeschieden oder die bereits ertheilte

Vergünstigung zurückgezogen wird , steht dem Betheiligten das Recht der Beschwerde an das

diesseitige Ministerium offen.

8- 3-

Zu den im Z. 2 bezeichneten Kontrolbestimmungen gehören insbesondere auch die Vor¬

schriften darüber , in welcher Weise der Branntwein , für welchen Steuerrückersatz beansprucht

wird , zu denaturiren , d. h. für den menschlichen Genuß untauglich zu machen ist.

Von der Vorschrift der vorgängigen Denaturirung des Branntweins kann nur in besonderen

Ausnahmesällen und jedenfalls nur dann Umgang genommen werden , wenn der Branntwein

unter steuerlicher Aussicht unmittelbar zur Darstellung der im Z. 1 bezeichneten Fabrikate

verwendet wird.

In diesen besonderen Fällen hat der Gewerbtreibende die Kosten der steuerlichen Aufsicht

zu tragen . Für die steuerliche Beaufsichtigung der Denaturirung dagegen wird eine Gebühr

von demselben nur dann erhoben werden , wenn durch sein Verschulden die Denaturirung nicht

zur angemeldeten Zeit stattsindet oder in ungebührlicher Weise sich verzögert.

8- 4.
Der mit Anspruch auf Steuerrückvergütung denaturirte Branntwein darf nur zu dem

gestatteten Zwecke verwendet , auch ohne ausdrückliche Genehmigung der Steuerbehörde nicht

veräußert oder an Dritte abgegeben werden.

Auch kann die Gewährung der Vergünstigung der Steuerrückvergütung an die Bedingung

geknüpft werden , daß der Gewerbtreibende überhaupt keinen Branntwein verkaufe oder an

Dritte abgebe.



Ferner kann Gewerbtreibenden , die neben denjenigen Gewerben , für welche sie Brannt¬
wein mit Anspruch auf Steuerrückvergütung verwenden , ein Gewerbe betreiben , in welchem
Branntwein ohne solchen Anspruch zur Verwendung kommt , zur Auflage gemacht werden , die
verschiedenen Gewerbe in völlig getrennten Räumen zu betreiben.

8- 5.
Die Steuerrückvergütung wird nach denjenigen Sätzen geleistet , welche bei der Ausfuhr

von Branntwein (beziehungsweise Weingeist ) zur Vergütung gelangen.
Eine Rückvergütung wird nicht gewährt , wenn im einzelnen Falle die zur Deuaturirung

gestellte Menge Branntwein weniger als 1 Hektoliter beträgt.

8- 6.
Gewerbtreibenden , welche ein ge führten  Branntwein in erheblichen Mengen in der im

Z. 1 vorgesehenen Weise verwenden , kann aus ihr Ansuchen die auf dem eingeführten
Branntwein lastende Uebergangsstener unter den gleichen Bedingungen und Bestimmungen,
unter welchen eine Kreditirung der Uebergangsstener für den in größeren Mengen vorzugs¬
weise zum Zwischenhandel nach anderen Ländern eingehenden Branntwein statthaft ist , mit
der Maßgabe kreditirt werden , daß die Erhebung der Uebergangsstener von demjenigen
Branntwein unterbleibt , welcher unter den von der Steuerbehörde vorgeschlagenen Bedingungen
und Kontrolen denaturirt wird beziehungsweise im Gewerbebetrieb zur Verwendung kommt.

Wird Branntwein bereits in denaturirtem Zustande eingeführt , so kann die Steuer¬

behörde , sofern der Branntwein von ihr als genügend denaturirt anerkannt und unter den
von ihr festzusetzenden Bestimmungen und Kontrolen in der im Z. 1 vorgesehenen Weise
verwendet wird , die steuerfreie Einfuhr zulassen.

Karlsruhe,  den 12 . April 1880.

Großherzogliches Ministerium der Finanzen.
EMail er.

Vcit. Glock.

Druck und Verlag von Malsch 6 Nogel in Karlsruhe.
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Gesetzes- und Vernr-rmugs- Platt
für das Großherzogthmn Baden.

Karlsruhe , Donnerstag den 22 . April 1880.

^ Inhalt.
Gesetz : Maßregeln gegen die Reblauskrankheit betreffend.
Verordnung des Handelsministeriums:  Maßregeln gegen die Reblauskrankheit betreffend.

Maßregeln gegen die Nedlauskrankheit betreffend.

Friedrich,  von Gottes Gnaden Großherzog von Baden,
Herzog von Zähringen.

Mit Zustimmung Unserer  getreuen Stände haben Wir beschlossen lind verordnen,
was folgt:

Artikel 1.

Das Handelsministerium ist ermächtigt , in den Rebkulturen des Großherzogthums Er¬
mittelungen über das Vorhandensein der Reblaus (kli/Uoxei -a vastntrix ) in gleicher Weise
anstellen zu lassen , wie dies durch das Reichsgesetz vom 6 . März 1875 — Reichsgesetzblatt
von 1875 , Seite 175 — dem Reichskanzler für das Deutsche Reich eingeräumt ist.

Artikel  2.

Wenn das Vorhandensein der Reblaus auf einem zur Rebknltur benützten Grundstück
oder an einzelnen Rebstöcken festgestellt worden ist , kann das Handelsministerium alle die¬
jenigen Anordnungen treffen , welche eine Verschleppung der Reblaus zu verhindern geeignet
erscheinen , insbesondere

1 . verbieten , daß Reben und Rebtheile sowie andere Pflanzen und Pflanzentheile , gleich¬
viel ob bewurzelt oder unbewurzelt , ebenso alle sonstigen in den Boden hineinragenden
Gegenstände , als Pfähle , Zanntheile re . ans dem bezüglichen Grundstück abgegeben
oder überhaupt entfernt werden;

Gesetzes- und Verordnungs -Nlatt 1880. i <)
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2 . über den Transport von der Rebkultur dienenden Gerüchen in den von der Krank¬

heit heimgesuchten Gegenden beschränkende Vorschriften erlassen;

3. die Vernichtung der verseuchten Rebkulturen und die Entseuchung des Bodens anordnen

und ausführen lassen;
4 . die Benützung des Bodens auch nach erfolgter Entseuchung zur Rebkultur oder zur

Kultur von Gewächsen überhaupt für einen bestimmten Zeitraum untersagen.

Artikel  3.

Es bleibt dem Handelsministerium überlassen , die für nöthig erachteten Anordnungen

auf einzelne Theile des verseuchten Grundstückes zn beschränken oder auch, je nach dem räum¬

lichen Umfang der Krankheit , auf eine ganze Gemarkung und selbst auf mehrere Gemark¬

ungen auszudehnen.
Artikel  4.

Die nach Artikel 2 erlassenen Anordnungen sind , sofern sie einzelne Grundstücke betreffen,

deren Besitzern schriftlich zu eröffnen , sofern sie eine oder mehrere Gemarkungen umfassen , durch

das Amtsblatt zn verkünden und in den betreffenden Gemeinden sodann in ortsüblicher Weise

weiter bekannt zu geben. Die Anordnungen werden für die Einzelnen schon durch mündliche

Mitteilung der mit der Eröffnung betrauten Organe wirksam.

Artikel  5.

In dringenden Fällen können die in Artikel 2 Ziffer 1 und 2 vorgesehenen Anordnungen

auch von dem Bezirksamt oder von der Ortspolizeibehörde ausgesprochen werden . Von

solchen Anordnungen ist dem Handelsministerium unverzüglich Anzeige zu erstatten , welches

über deren Bestätigung , Abänderung oder Aufhebung sofort zu befinden hat.

Artikel  6.

Jeder Besitzer von Reben ist verpflichtet , von dem Vorhandensein der Reblaus und

allen verdächtigen Erscheinungen , welche das Vorhandensein der Reblaus befürchten lassen,

der Gemeindebehörde des Orts oder der Bezirkspolizeibehörde unverzüglich Anzeige zu

erstatten.
Artikel  7.

Die Kosten , welche durch die auf Grund des Artikels 1 vorzunehmenden Ermittelungen

oder durch die Vernichtung der Rebkulturen und die Entseuchung des Bodens entstehen , werden

aus der Staatskasse bestritten . Desgleichen wird auf Verlangen ans der Staatskasse Dem¬

jenigen , dessen Reben von den in Artikel 2 , Ziffer 3 bezeichnten Anordnungen betroffen werden,

Ersatz des Werths der vernichteten und des Minderwerths der bei der Untersuchung beschä¬

digten gesunden Reben vergütet.
Wird die landwirthschaftliche Benützung eines Grundstücks ans bestimmte Zeit untersagt

(Artikel 2, Absatz 4) , so wird für den während der Dauer des Anbauverbots sich ergebenden
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Ertragsausfall eine Vergütung geleistet . Bei der Bemessung der letzteren ist nicht der Ertrags¬

werth , der dem Grundstück als Rebkulturland , sondern derjenige , der ihm bei anderweiter

landwirthschastlicher Benützungsweise zukömmt , zu Grunde zu legen.

Artikel 8.

Der Betrag der Vergütung wird durch Schätzung von drei durch das Bezirksamt zu

ernennenden und eidlich zu verpflichtenden unbetheiligten Sachverständigen ermittelt und von

der oberen Verwaltungsbehörde mit Vorbehalt des Rechtsweges festgestellt.

Artikel 9.

Zuwiderhandlungen gegen dieses Gesetz oder die auf Grund desselben erlassenen Anord¬

nungen werden mit einer Geldstrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft bis zu sechs Wochen

bestraft.
Ist die in Artikel 6 vorgeschriebene Anzeige mit Absicht oder aus Fahrlässigkeit unterlassen

worden , geht nebstdem jeder Anspruch aus Vergütung verloren ; die Entscheidung hierüber

steht den Gerichten zu.

Artikel 10.

Mit dem Vollzug dieses Gesetzes ist das Handelsministerium beauftragt.

Gegeben zu Karlsruhe,  den 16 . April 1880.

Friedrich.
Turban.

Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl:
Jost.

Verordnung.

Maßregeln gegen die Ncblanskrankheit betreffend.

Zum Vollzug des Gesetzes vom 16 . April d. I ., betreffend Maßregeln gegen die Reblaus¬

krankheit , wird verordnet , was folgt:

Das sachverständige Organ des Handelsministeriums in den auf die Reblauskrankheit

bezüglichen Angelegenheiten ist die agrikultur -chemische Versuchsstation zu Karlsruhe.
19.
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Mit der Vornahme von Ermittelungen und Untersuchungen über das Vorhandensein
der Reblaus sowie von Vertilgungs - und Entseuchungsmaßregeln werden die agrikultur¬
chemische Versuchsstation und die Landwirthschaftslehrer betraut.

Es bleibt Vorbehalten , auch andere Beamte oder sonstige sachverständige Persönlichkeiten
zu diesen Arbeiten heranzuziehen.

8- 2.

Die agrikultur -chemische Versuchsstation und die Landwirthschaftslehrer haben die Rebbau
treibenden Kreise des Großherzogthnms über die Natur und Gefährlichkeit des Insekts sowie
über die äußeren Anzeichen der Krankheit zu belehren . Auch sind die Landwirthschaftslehrer
gehalten , gelegentlich der Vornahme auswärtiger Dienstgeschäfte durch geeignete Umfragen und
Erkundigungen von dem Vorhandenfein etwaiger Seuchenheerde oder solcher verdächtiger
Erscheinungen auf Rebgrundstücken , welche auf die Reblauskrankheit schließen lassen , sich
Kenntniß zu verschaffen . Sie sollen auch darüber wachen, daß in den Weinbergen oder deren
Nähe keine Anpflanzungen mit Blindhölzern , Wurzelreben oder Setzlingen irgend welcher
Art , welche aus verseuchten Gegenden stammen , stattfinden , ohne daß diese Setzlinge vorher
untersucht worden sind.

Den Besitzern von Rebgrundstücken oder einzelnen Reben wird empfohlen , bei den auf
Grund des Artikels 6 des Gesetzes zu erstattenden Anzeigen die an den Reben wahrgenommenen
Krankheitserscheinungen möglichst genau zu beschreiben . Wurzeln oder Wurzeltheile sind in
der Regel nicht mit einzusenden . (Vergleiche die anliegende Belehrung unter III .)

Die Gemeindebehörde des Orts oder die Bezirkspolizeibehörde , an welche die Anzeige
gerichtet worden ist , hat letztere ungesäumt dem Landwirthschaftslehrer des betreffenden
Kreises einzusenden.

Erachtet der Landwirthschaftslehrer Erhebungen an Ort und Stelle für erforderlich und
findet er hierbei , daß der Verdacht einer Verseuchung des Grundstücks begründet ist , so erstattet
er Bericht an das Handesministerium , welches sodann nach eingeholter gutächtlicher Aeußerung
der agrikultur -chemischen Versuchsstation die weiter erforderlichen Anordnungen erlassen wird
(8 - 5). In dringenden Fällen hat sich der Landwirthschaftslehrer unmittelbar an die agrikultur¬
chemische Versuchsstation zu wenden , welche ihre Vorschläge unverweilt bei dem Ministerium
einreichen wird.

8-

Beobachtungskommissionen , welche in den Rebbau treibenden Gegenden des Großher¬
zogthums zu dem Zweck sich bilden , damit durch deren Mitglieder die Reben der einzelnen
Beobachtungsbezirke von Zeit zu Zeit in Augenschein genommen und Krankheitserscheinungen
alsbald nach ihrem Auftreten festgestellt werden können , haben die Ergebnisse ihrer Beobacht-



Ullgm ebenfalls zunächst dem Landwirthschaftslehrer des Kreises mitzutheilen , sofern nicht

in Folge ergangener Anfrage Seitens des Ministeriums oder der Versuchsstation eine

unmittelbare Mittheilung an eine dieser Stellen zu richten ist.
Die Mitglieder dieser Kommissionen werden auf Ansuchen über die Art des Anfsnchens

Reblaus -verdächtiger oder verseuchter Reben unterrichtet.
Die Landwirthschaftslehrer haben an den Sitzungen der Kommissionen , soweit thuulich,

Theil zu nehmen und deren Thätigkeit nach Kräften zu unterstützen.
Wo solche Beobachtungskommissionen bestehen , kann die Anzeige (Z. 3) statt an die

Gemeinde beziehungsweise Bezirkspolizeibehörde auch an den Vorstand der betreffenden

Beobachtungskommission gerichtet werden , welcher sodann von dem Erfunde den Landwirth-

schaftslehrer in Kenntniß zu setzen hat.

Den mit den Untersuchungen betrauten staatlichen Kommissären (Z. l ) werden durch

das Handelsministerium Legitimationskarten behändigt . Der Auftrag zur Vornahme von

Untersuchungen schließt die Befugniß in sich, auch ohne Einwilligung des Verfügungs¬
berechtigten den Zugang zu dem in Rede stehenden Grundstück in Anspruch zu nehmen , die

mit Wurzelläusen behafteten Rebstöcke zu entwurzeln und sofort an Ort und Stelle zu

vernichten . Hiebei ist mit größter Sorgfalt darauf zu achten, daß nicht durch Arbeitsgeräthe
oder durch Bekleidungsstücke Wurzelläuse verschleppt werden . Aus demselben Grund sind bei

der Arbeit alle Personen , die nicht bei derselben betheiligt sind, soviel als möglich fern zu

halten.
Vor der Vornahme der Untersuchung ist der Besitzer des betreffenden Grundstückes oder

dessen Vertreter in der Wirtschaft durch den mit der Untersuchung betrauten Kommissär in

geeigneter Weise zu verständigen.
Von dein Ergebniß der Untersuchung ist dein Ministerium sofort Anzeige zu erstatten.

8- 6.

Ist das Vorhandensein der Reblaus auf einem Grundstück festgestellt worden , so ist

gleichzeitig mit der darüber an das Handelsministerium zu erstattenden Anzeige ein Antrag

über die dienlich scheinenden Vertilgungs - und Sicherheitsmaßregeln zu verbinden , insbesondere
in der Richtung:

u. ob es sich empfiehlt , außer den verseuchten Reben auch eine Anzahl gesunder Reb¬

stöcke in bestimmtem Umkreis der verseuchten Stelle zu entfernen;
d . in welcher Weise eine Entseuchung des Bodens ausgeführt werden soll;
a . auf wie lange Zeit und in welchem Umfange Verbote und beschränkende Vorschriften

gemäß Artikel 2 Ziffer 1, 2 und 4 des Gesetzes zu erlassen sein werden.
Ferner sind , wenn immer thunlich , über folgende Punkte Angaben zu machen:

Traubensorte und Alter der erkrankten Reben;
Bezugsort der Reben;
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ob muthmaßlich die Infektion dnrch in der Nachbarschaft befindliche amerikanische
oder sonstige Reben veranlaßt worden ist;

seit welcher Zeit ein Zurückgehen oder Erkranken der Reben beobachtet wurde;
ob in den letzten Jahren Wurzelreben oder Blindhölzer von dem verseuchten Grund¬

stück verkauft wurden und bejahendenfalls an wen?
In Ermangelung anderweiter Anhaltspunkte über die Art der Einschleppung der Krank¬

heit sind die Erkundigungen auf den etwaigen Bezug von Trauben , Rebtheilen und von
sonstigen lebenden Pflanzen auszudehnen.

Ist Gefahr aus Verzug , so hat der mit der Untersuchung beauftragte Kommissär die
Erlassung der in Artikel 2 Ziffer 1 und 2 des Gesetzes vorgesehenen Anordnungen bei dem
Bezirksamt oder bei der Ortspolizeibehörde zu beantragen.

Die genannten Stellen sind befugt , auch ohne solchen Antrag in dringlichen Fällen
Anordnungen der bezeichnet « : Art zu erlassen.

Ueber die hiernach getroffenen Anordnungen ist jedenfalls unverzüglich an das Handels¬
ministerium Anzeige zu erstatten.

Bevor mit der Entwurzelung und Vernichtung gesunder  Rebstöcke vorgegangen wird,
hat behufs Feststellung der aus der Staatskasse nach Artikel 7 des Gesetzes zu leistenden
Entschädigungen die in Artikel 8 des Gesetzes vorgesehene Abschätzung einzutreten.

Die Vornahme der Abschätzung wird durch das Handelsministerium veranlaßt und von
dem Tag derselben dem mit den Vernichtungsarbeiten betrauten Kommissär Nachricht ertheilt,
welcher der Abschätzung anzuwohnen hat.

8 - 9.

Eine Entschädigung hat stattznfinden:
1 . wenn gesunde  Reben bei der Vornahme der Entseuchungsmaßregeln vernichtet

worden sind;

2 . wenn gesunde  Reben bei dem gleichen Anlaß beschädigt worden sind;
3 . wenn die landwirthschaftliche Benützung eines durch kranke Reben verseuchten Grund

stücks oder Grundstücktheils auf bestimmte Zeit untersagt wird.
Bei der Bemessung der Entschädigung in Fällen der Ziffer 1 ist auf den dnrch die

Vernichtung der gesunden Reben dem Besitzer erwachsenden muthmaßlichen Ertragsansfall
und auf die Kosten der Wiederbepflanzung , soweit diese eine gleiche Anlage wie die bestehende
bezweckt , Rücksicht zu nehmen und aus diesen beiden Faktoren unter Berücksichtigung der auf

den Roherträgnissen haftenden Lasten und Kosten (Düngung , Arbeitslöhne re .) die Entschädigungs¬
summe zu berechnen.



Die Schadloshaltung in den Fällen der Ziffer 2 bemißt sich nach dem muthmaßlichen

Minderertrag , den in Folge der erlittenen Beschädigung die Rebstöcke liefern werden.

Die im Fall eines völligen Anbauverbots (Ziffer 3) zu bewilligende Entschädigung

richtet sich nach den während der Dauer des Anbanverbots zu erwartenden Reinertrügnissen,

welche ans dem Grundstück oder Grundstückstheil gezogen werden können, wenn dasselbe nicht

znm Rebbau , sondern zu andern , nach den Verhältnissen möglichen Knltnrzwecken in land-

wirthschaftliche Benützung genommen würde.

8- 40.

Die Abschätzung geschieht durch eine aus drei Personen bestehende Kommission , welche

das Bezirksamt zu bestellen und auf die gewissenhafte , nnpartheiische Vornahme der Ab¬

schätzung zu beeidigen hat.
Ueber die Abschätzung und deren Vorgang ist ein mit eingehender Begründung der An¬

träge der Kommission versehenes Protokoll aufzunehmen und das letztere von sämmtlichen

Kommissionsmitgliedern zu unterzeichnen.
Der Inhalt ist dem Besitzer des betreffenden Grundstücks oder dessen Wirchschaftsver-

treter zu eröffnen und dessen etwaige Erklärung ebenfalls in das Protokoll aufzunehmeu.

Die Ordnungsmäßigkeit des Vorganges ist von dem Kommissär des Ministeriums zu

bestätigen und das Protokoll sodann dem Bezirksamt einzusenden.

8- 44 .

Das Bezirksamt hat über die von der Kommission beantragten Entschädigungen sowie

über das den Mitgliedern der Kommission zu bewilligende Honorar (Z. 8 der landesherrlichen

Verordnung vom 29 . Oktober 1874 , Gesetzes- und Verordnungsblatt Seite 499 ) den Bezirks¬

rath zu hören und hierauf die Akten dem Ministerium zur weiteren Entscheidung vorzulegen.

8- 42.

Wegen rechtzeitiger Bekanntgabe der auf Grund des Artikels 2 des Gesetzes zu erlassenden

Anordnungen an die Betheiligten wird das Erforderliche jeweils durch das Handelsmini¬

sterium veranlaßt werden.
In der Anlage wird eine für die Winzer bestimmte Belehrung über die Kennzeichen

der Reblauskrankheit zum Abdruck gebracht.

Karlsruhe,  den 16 . April 1880.

Großherzogliches Handelsministerium.
Turban.

Vckt. Ballweg.
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Anlage

zur Verordnung vom 16. April 1880, betreffend
Maßregeln gegen die RcblauSkrankheit.

Belehrung
über die

Kennzeichen der Netüauskranlcheit.

i Merkmale, um das Auftreten der Wurzellaus zu erkennen.

X.  Wurzeln.

Die Wurzellaus hat eine Größe, daß sie mit einigermaßen gutem
Auge auch ohne jede Vergrößerung noch recht gut gesehen werden kann.
Die Farbe der jüngeren Thiere ist gelblich, der älteren bräunlich bis
braun; die todten Insekten werden gewöhnlich bald braunschwarz.

Das wichtigste Merkmal des Vorhandenseins von Wurzelläusen
sind die auf beistehender Figur abgebildeten Wurzelanschwellungen an
den jüngsten Wurzeltriebeu. Die Insekten bohren nämlich ihren Rüssel
in die zarten Wurzelgebilde, was eine Anschwellung der letzteren und
oft eine Biegung(bei o. o) zur Folge hat. Das Insekt selbst findet
man am leichtesten am inneren Theil der gebogenen und in Vertiefungen
sonstiger Anschwellungen(bei I>I) d).

Aus den dickeren, selbst auch ganz starken alten Wurzeln findet
man oft eine bald größere, bald kleinere Menge der Insekten. Die
Rinde der dickeren Wurzeln löst sich in Folge der Krankheit zuerst
an einzelnen Stellen, dann mehr und mehr vom Holz ab. Auf dem
entrindeten Theil befinden sich oft viele Insekten (bei o) , besonders
kommen sie aber in großer Zahl an der Grenze der noch festhastenden
Rinde, an dem saftigen Uebergang von Holz zu Rinde vor. Hier sitzt
oft eine neben der anderen, und da man nur den Hinteren Theil sieht,

so erhält es das Ansehen von einer Perlschnur, welche zwischen Holz und Rinde hervor sieht(bei6).
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L . Theile der Reben über der Erde.

Die Wurzellaus sangt den Saft aus den Wurzeln und tödtet nach und nach die feinen
Wurzelenden , dann die größeren Wurzeln . In dem Grad als diese Veränderungen fort¬
schreiten , findet auch eine immer unvollständigere Ernährung der Pflanze statt . Da aber
noch viele andere Ursachen eine ungenügende Ernährung des Rebstockes verursachen können,
so liegt es in der Natur der Sache selbst , daß man ein ganz bestimmtes Kennzeichen au
den oberirdischen Theilen (außer etwa geflügelte Insekten oder sogenannte Blattgallen , welch'
letztere bei uns übrigens noch nie beobachtet wurden ) nicht haben kann.

Jndeß gibt es doch Andeutungen , welche zu berücksichtigen sind . Bei sehr guter Er¬
nährung , bei üppigem Wachsthum der Reben werden bekanntlich die Stengelglieder lang , die
Blätter groß , die Samen und Blüthen bekommen lange Stiele , verästeln (vergabeln ), es ent¬
stehen viele und große Gabeln . Sobald die Beschädigungen an den Wurzeln durch die
Wurzellaus irgend überhand genommen haben , tritt das Entgegengesetzte ein , d. h. die
Steugelglieder bleiben kurz , die Blätter klein und die Samen und Blüthen gedrängt ; Gabeln
treten nicht mehr oder doch viel weniger auf.

Bei manchen anderen , besonders durch Nüsse bedingten Krankheiten der Reben werden
bei ursprünglich normaler Entwickelung der Ranken die Blätter meist in kurzer Zeit gelb,
während die von der Wnrzellaus befallenen Reben selbst bei schon schwächerer Entwickelung
noch grüne Blätter haben , welche erst später bei weiter fortgeschrittener Krankheit gelb
werden.

Es wurde oben angedeutet , daß die Verbreitung der Krankheit durch die ungeflügelten
Insekten von dem zuerst befallenen Stock aus kreisförmig auf die benachbarten Stöcke erfolgt.
Es ist also bei dem Aufsuchen verdächtiger Stellen besonders darauf zu achten , ob nicht die
schwächere Entwickelung eines Stockes sich nach und nach in immer größerem Kreis auch auf
andere Stöcke überträgt.

Bei Anhäufung von Steingeröll an einzelnen Stellen , bei Zutagtreten von Quellen und
bei sogenannten Kalknestern in der Erde kommen allerdings solche kreisförmige Stellen kranker
Reben auch vor , hier entwickeln sich die Reben aber gewöhnlich zu Anfang des Jahres ganz
normal und werden bei Eintreten großer Nässe oder großer Trockene ziemlich rasch gelb.
Bei dem Schimmeln der Reben findet auch sehr häufig ein gleichmäßig kreisförmiges Fort¬
schreiten der Krankheit statt , aber auch hier geht dem Zurückbleiben des Wächsthums ganz
allgemein ein Gelbwerden der Blätter voraus.

II Zeit und Art des Anfsnchens von Wurzellänsen.
Die beste Zeit zum Aufsuchen des Insekts sind die Monate Juni , Juli und August,

weil sich dasselbe zu dieser Zeit in den oberen Schichten des Bodens befindet und besonders
weil jetzt am meisten Wurzelanschwellungen vorhanden sind . Wenn die Reben von Wurzel¬
länsen befallen sind, genügt in den meisten Fällen ein Ausgraben bis zu 1 oder 2 Dezimeter,

Gesetzes - und Verordnungs -Blatt 1880 . 20
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um an den feinen Wurzelenden Anschwellungen mit Wurzelläusen zu finden. Werden hier
keine gefunden, fo muß allerdings tiefer gegraben und müssen auch4 bis 8 Millimeter dicke
Wurzeln genau untersucht werden.

Im Spätjahr und Winter findet man nur abgestorbene, zusammengefallene, braune bis
braunschwarze Reste von Anschwellungen. Die Wurzelläuse befinden sich 30—40 Centimeter
tief im Boden vorzugsweise unter losgelöster Rinde und zwar besonders an den oben ange¬
deuteten Grenzen der noch festhaftenden Rinde. Es müssen also dickere Wurzeln (von 5 bis
8 Millimeter Durchmesser) hauptsächlich an den entrindeten Stellen untersucht werden.

Das Aufgraben darf nicht zu nahe am Stock, sondern es muß auf genügende Entfer¬
nung von diesem begonnen werden. Die Wurzeln dürfen nicht aus irgend noch fester Erde
herausgezogen, sondern sie müssen so viel als möglich beim Aufgraben sorgfältig vorher frei¬
gelegt werden, denn beim Herausziehen kann man sowohl Anschwellungen als auch Wnrzel-
läuse abstreifen.

Bei anhaltender Nässe, sowohl im Winter als im Frühjahr, sogar auch im Sommer
kommt es vor, daß Wurzelläuse bis über die Wurzelkrone heraufkommen und dann, aller¬
dings schwierig, unter der losgelösten Rinde gefunden werden.

III Eiuschickeu von Wurzeln behufs Untersuchung.

Ganz allgemein ist es nicht zu empfehlen, verdächtige Wurzeln zu versenden, da die
Gefahr der Verschleppung sehr groß ist und bei der Abwesenheit von Wurzelläusen an einer
oder einigen, vielleicht noch ohne die nöthige Vorsicht entnommenen und verpackten Wurzeln
doch nicht mit Sicherheit darauf geschlossen werden kann, daß die Reben überhaupt frei von
dem Insekte sind.

Sollen aus besonderen Gründen dennoch verdächtige oder befallene Rebwurzeln verschickt
werden, so sind sie in starke Flaschen zu bringen, mit einer Mischung von 4 Theilen Wasser
und ein Theil Weingeist zu übergießen und mit einem Kork zu verschließen.

Druck und Verlag von Malsch Vdgkl in Karlsruhe.
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Gesetzes- und Verordmmgs-Walt
für das Großherzogthmn Baden.

Karlsruhe , Donnerstag den 29 . April 1880.

Inhalt.
Verordnungen des Ministeriums desInnern : die ärztliche Behandlung von armen Kranken betreffend;des  Handelsministeriums:  die Organisation der Rheinbaubezirksbehörden betreffend.

Verordnung.

Die ärztliche Behandlung von armen Kranken betreffend.

Die Verordnung vom 18 . Dezember 1873 , Gesetzes- und Verordnungsblatt 1874 Seite 5,
die ärztliche Behandlung von armen Kranken betreffend , wird dahin ergänzt , daß bei den
Ersatzforderungen der Armenverbände für ärztliche Besuche , welche ein Arzt , der keine feste
Remuneration als Armenarzt bezieht , außerhalb feines Wohnorts und nicht gelegenheitlich
anderer Krankenbesuche vorgenommen hat , neben dem im Allgemeinen bestimmten Betrag von
einer Mark für die Entfernung von je drei vollen Kilometern je zwei Mark in Anrechnunggebracht werden dürfen.

Karlsruhe,  den 16 . April 1880.

Großherzogliches Ministerium des Innern.
Stölfer.

Vät . Mayer.

Verordnung.

Die Organisation der Rheinbaubezirksbehörden betreffend.

In Abänderung der Verordnung vom 6. Juni 1876 (Gesetzes - und Verordnungsblatt
Nr . XXV .) wird auf Grund Höchster Staatsministerialentschließung vom 10 . April 1880
mit Wirksamkeit vom 1. Mai 1880 bestimmt:

Gesetzes - und Verordnungs -Blatt 1880 . 21
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Neben den Rheinbauinspektionen in Freiburg und Offenburg wird eine dritte provisorische
Rheinbauinspektion mit dem Sitze in Mannheim  errichtet, welcher die Leitung des Rhein¬
baues von der unteren Grenze des Amtsbezirks Ettlingen bis zur Großherzoglich Hessischen
Grenze sowie die Leitung des Neckarbaues im Gebiete der Wasser- und Straßenbauinspektion
Mannheim übertragen wird.

Der Bezirk der Rheinbauinspektion Offenburg wird bis zur unteren Grenze des Amts¬
bezirks Ettlingen erstreckt.

Die nachß. 4 Absatz2 obiger Verordnung der Rheinbauinspektion Offenburg zustehende
Leitung der auf den Flußbau und die Flößerei der Kinzig bezüglichen Geschäfte wird der
Wasser- und Straßenbauinspektion Offenburg übertragen.

Karlsruhe,  den 20. April 1880.

Großherzogliches Handelsministerium.
Turban.

Vät. Ballweg.

Druck und Verlag von Malsch ä- Bogel in Karlsruhe.
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Gesetzes- und Verordnungs- Matt
für'das Großherzogthnm Baden.

Karlsruhe , Samstag den 8 . Mai 1880.

Inhalt.
Verordnungen des Handelsministeriums : die Feldbereinignnc;, hier die Veränderung beziehungsweise neue

Anlegung von Feldwegen betreffend ; die Bezeichnung der Durchfahrtsöffnungen der Rheinbrücken von Mannheim bis Frei¬
sten betreffend.

Verordnung.

Die Feldbcreinigung , hier die Veränderung beziehungsweise neue Anlegung von Feldwegen betreffend.

Nachstehend wird die von Großherzoglicher Oberdirektion des Wasser - und Straßenbaues
nach eingeholter Genehmigung der zuständigen Ministeriell unterm 23 . Mürz l . I . erlassene
Verordnung obigen Betreffs zur Nachachtnng bekannt gemacht.

Karlsruhe,  den 26 . April 1880.

Großherzogliches Handelsministerium.
I . A . d. Pr.

G . v. Stösser.
Veit . Panther.

Verordnung.

Die Feldbereinigung , hier die Veränderung beziehungsweise neue Anlegung von Feldwegen betreffend.

Im Interesse einer thunlichst gleichheitlichen und einfachen Durchführung solcher aus¬
nahmsweise zulässiger Unternehmen , welche lediglich die Veränderung beziehungsweise neue
Anlegung von Feldwegen nach Maßgabe der Bestimmungen des Gesetzes vom 5 . Mai 1856
bezwecken, wird nach eingeholter Genehmigung der zuständigen Ministerien bestimmt , wie folgt:

Gesetzes- und Vcrordmmas -Vlatt 1880. 22
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8- 1-
Allgemeine Bestimmung.

Die in Nachstehendem gegebenen besonderen Vorschriften für die Ausführung von Unter¬

nehmen der oben erwähnten Art auf gesetzlichem Wege sind nur ausnahmsweise und

unter der bestimmten Voraussetzung  in Anwendung zu bringen , daß diese Unter¬

nehmen von überwiegendem Nutzen für die Landwirthschaft sind und eine

Zusammenlegung oder Verlegnng der Grundstücke nach Maßgabe dervor-

lieg enden Verhältnisse entweder thatsächlich unmöglich oder aus wirth-

sch östlichen Gründen unthunlich ist.

8- 2.

Absteckung der Wege und Feststellung der Eigenthumsverhältnissc.

Auf Grund des in der Abstimmungstagfahrt genehmigten Planes hat die Vollzugs-

kommission beziehungsweise der als Mitglied derselben bestellte Geometer unter Leitung der

Kulturinspektion die neuen Wegaulagen im Felde abzustecken und hiernach das Gelände , welches

von den einzelnen an dem Unternehmen betheiligten Grundstücken — zu den Weganlageu

oder an andere Grundbesitzer — abzutreten ist , sowie jenes , das von bereits bestehenden,

nunmehr in Wegfall kommenden Wegen der landwirthschaftlichen Benützung zurückgegeben

werden soll , zu bezeichnen und dessen Eigenthumsverhültnisse festzustellen . Die Ergebnisse

der hiernach erforderlichen Ermittelungen sind in die Kolonnen 1— 8 des anliegenden For¬

mulars I . einzutragen.

Vermessung und Planaufuahme.

Sofern bei Ausführung einer Feldweganlage die Katastervermessung nicht schon vollendet

ist , kann sich die Vermessung und Aufzeichnung des Vermessungswerkes aus dasjenige Gelände

beschränken , welches von den einzelnen betheiligten Grundstücken zu dem Unternehmen abzu¬

treten ist , oder in Folge des Wegfalls bisheriger Wegstrecken der landwirthschaftlichen

Benützung zurückgegeben wird.
Das in den Tabellen Formular I . Kolonne 7 und III . Kolonne 5 zu berücksichtigende

Flächenmaß der ganzen , an dem Unternehmen betheiligten Grundstücke ist in solchem Falle

den Steuerzetteln oder dem Grundbuch zu entnehmen.

8- 4-
Werthsermittlung durch Abschätzung.

Die Vollzugskommission hat das abzutretende und anzunehmende Gelände nach seiner

durchschnittlichen Ertragsfähigkeit und , wo dies zweckmäßig erscheint, auch nach seinem Verkehrs-
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Werth abzuschätzen und hiernach den Werth des von den einzelnen Betheiligten abzntretenden

oder anzunehmenden Grund und Bodens zn berechnen.
Eine Klassenbildnng und Einschätzung des Geländes in die Klassen findet in der Regel

nicht statt.
8- 5.

Tabellenaufstelluiig, Offenlegung der Bcsitzstnudsanfnahmeund Beschwcrdetagfnhrt.

Nach beendigter Abschätzung sind die Ergebnisse der Vermessung und Abschätzung , sowie

die nach den allgemeinen Bestimmungen zu ermittelnden vorübergehenden Werthserhöhungen

beziehungsweise Werthsverminderungen in die die Formulare 4 und 5 des Nachtrags zur

allgemeinen Dienstinstruktion vertretenden Kolonnen 9 , 10 , 1l und 12 des anliegenden

Formulars I . einzutragen und sodann die Besitzstandstabelle unter Verwendung des For¬

mulars I . mit Uebergehung der Kolonne 2 aufzustellen.
Nach erfolgter Zustellung der der Besitzstandstabelle entsprechenden Auszüge an die

Betheiligten haben die Bestimmungen der ZZ. 28 ff. der allgemeinen Dienstinstrnktion

bezüglich der Offenlegung der Besitzstandsanfnahme und der Beschwerdetagfahrt entsprechende

Anwendung zn finden.

8- 6.

Geländeentschädigung, Voransbeiträge und Kostenverthcilung.

Der Gesammtkostenaufwand der Feldweganlage setzt sich zusammen ans den den einzelnen

betheiligten Grundbesitzern für das von ihnen zu dem Unternehmen abgetretene Ge¬

lände — abgesehen von dem Ersatz in Grund und Boden — zu leistenden Vergüt¬

ungen und Minderwerthsentschädigungen und aus den eigentlichen Kosten

der Ausführung  des Unternehmens.
Nach Erledigung der in der Beschwerdetagfahrt erhobenen Beanstandungen hat die

Vollzngskommission zunächst in Anwendung des Artikels 24 Absatz 2 des Gesetzes vom 5 . Mai

1856 die Vorausbeiträge  zu bestimmen , welche etwa den Besitzern derjenigen Grundstücke,

die aus der neuen Weganlage ei uenganzbesonderen Vortheil  ziehen , aufzuerlegen sind.

Ueber die Festsetzung der Vorausbeiträge hat die Vollzugskommission ein Protokoll zu

führen , ans dem die bei deren Berechnung befolgten Grundsätze entnommen werden können.

Der durch die Vorausbeiträge nicht gedeckte Aufwand für die Geländeentschädigung und die

Ausführung des Unternehmens ist gemäß Artikel 23 Absatz 2 des Gesetzes aus die betheiligten

Grundeigenthümer umzulegen.

Fortsetzung.

Die Vollzugskommission hat die nach Z. 6 festgestellten Vorausbeiträge in Kolonne 9 des

Formulars II . einzutragen und hiernach unter Berücksichtigung der etwa in Grund und Boden
22 .



136 XVIII.

zu leistenden Vergütungen , sowie etwaiger dabei in Betracht kommender vorübergehender

Werthserhöhungen oder Verminderungen , die Geldbeträge festzustellen , die die einzelnen

Betheiligten aus der Blasse zu empfangen oder an dieselbe zu entrichten haben . — Formular II.

Kolonne tO und II . — Der durch die Vorausbeiträge nicht gedeckte Aufwand für die

Gelündeeutschädigung  ist sofort nach Maßgabe des Artikels 23 Absatz 2 des Gesetzes

ans die Betheiligteu umznlegen . — Formular II . Kolonne 12 . —

Wo immer thunlich hat die Vollzugsrommission aus eine Ausgleichung der Entschä¬

digungsansprüche in Grund und Boden Bedacht zu nehmen.

Das anliegende Formular II . hat hierbei an Stelle der Formulare 9 und 10 und mit

Uebergehung seiner Kolonne 2 auch an Stelle der Formulare 11 und 12 des Nachtrags zur

Dienstinstruktion vom 1 . Juni 1875 in Anwendung zu kommen.

8- 8.

Revision und Schlußverfahren.

Ist dergestalt sestgestellt , was jeder Eigenthümer zu der Weganlage abzutreten oder an

Gelände anznnehmen und dafür an Entschädigung zu empfangen beziehungsweise zu vergüten

hat , sowie was derselbe zu den Kosten der Geländeentschädigung beitragen muß , so sind

sämmtliche Plane , Tabellen und Akten , einschließlich der Vorarbeiten und Kostenanschläge,

der Oberdirektion des Wasser - und Straßenbaues zur Revision vorzulegen , nach deren Been¬

digung das Schlußverfahren in Gemäßheit der ßZ. 52 ff. der Dienstinstruktion vom 20 . April

1870 stattzufinden hat.
Die den einzelnen Grundbesitzern hiebei zuzustellenden Zutheilungsauszüge sind ent¬

sprechend der Tabelle Formular II . einznrichten.

8- 9.
GrundbnchsnachweiS.

Zur Nachweisnng der durch das Weganlagennternehmen eingetretenen Eigenthumsver¬

änderungen ist an Stelle des Formulars 14 des Nachtrags zn der Dienstinstruktion vom

1 . Juli 1875 das anliegende Formular III . zn verwenden.

8- 10.
Nachweis zu dem Nnterpfandöbuch.

Die Vorschriften des Z. 6 Ziffer 4 des Nachtrags zur Dienstinstruktion vom 1. Juni

1875 bleiben auch bei Weganlageunternehmungen maßgebend . Zur Nachweisung der einge¬

tretenen Aenderungen ist jedoch an Stelle des Formulars 15 das anliegende Formular IV.

zu verwenden.
Bezüglich derjenigen Geldentschädigungen , welche einem Grundeigenthümer für die Ab¬

tretung von Theilen einer mit Vorzugs - und Unterpfandsrechten belasteten Liegenschaft aus-
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zuzahlen sind, hat die Bestimmung des Artikels 15 des Gesetzes vom 51 Mai 1866 und des
Z. 24 Absatz1 der Vollzugsverordnnng vom 18. Oktober 1869 zur Anwendung zu kommen.

8- 11-

Schlußbestimiiinng.

In sofern im Vorstehenden nicht besondere Anordnung getroffen ist und soweit die that-
sächlichen Verhältnisse derartiger Unternehmungen solches zulassen, haben die Bestimmungen
des Gesetzes vom 5. Mai 1856, der Vollzugsverordnnng hiezu vom 18. Oktober 1869 und
der allgemeinen Dienstinstruktion für die Vollzugskommissionen vom 20. April 1870, sowie
des Nachtrags zu derselben vom 1. Juni 1875 auch auf die Veränderung und neue Anlegung
von Feldwegen Anwendung zu finden.

Karlsruhe,  den 23. März 1880.

Oberdirektion des Wasser- und Straßenbaues.
Daer.

Döll.
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Formular I.

XVIII.

AeMands-
t. 2. 3 . - 4. 5. 6. 7 - ! 8.

Nummer
der

Grund¬

stücke
nach dem

Plan.

Namen

der

Eigenthümer.

Grund¬
buch

Band
Nr.

Seite.

Gewann. Kultnrart. Angrenzer.

Flächenmaß
nach der

Katasterver-
Messung,dem
Stcnerzettcl

oder
Grundbuch . !

Auf dem

Grundstück
haftende
dingliche

Lasten.

-r IN '

1 Schrott , Lader

2 Gabel , Bernhard

3 Maier , Karl

4

5 Die Gemeinde X 0 bisheriger
Gemeindeweg.

^einerseits die
Eigenthümer

von Nr . 3— 28,
anderseits die
Eigenthümer

von 'Nr . 57 - 89.

Aufgestellt , X . den

Der Geometer:
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Aegister.
9. 10. 11. 12.

Zum Unternehmen
abzutretendes Gelände.

Vorübergehende Werthserhöhung oder
Werthsverminderung des abzntretendcn

Geländes.

Entschädigung
für Minder¬

werth des nicht
abzutretenden

Geländes,
z. B . im Falle
der Durchschnei¬
dung durch die
neuen Anlagen.

Geldanspruch
nach dem

Besitzstand.Flächen¬
maß.

Abgeschätzter
Werth. Ursache.

Anschlag
der

Erhöhung.

Anschlag
der Verminde¬

rung.

a ! m

Genehmigt, X. den

Die Vollzugskommission:

XL . Formular I . ist mit Uebergehung der Kolonne 2 auch für die

Besitzstands -Tabelle zu verwenden.



XVIII.IM

Formular II.
Zutheitungs-

1-

Nummer
der

Grund¬
stücke

nach dem
Plan.

2. 3. 4. 3. 6.

Namen
der

Eigenthümcr.
Gewann. Kulturart.

Gcld-
anspruch
nach dem
Besitzstand.

Anzunehmendeö Gelände.

Von
Grund¬
stück
Nr.

Flächenmaß. Abgeschätzter
Werth.

IN

Aufgestellt, X. den
Der Geometer:
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Hlegister.
7. 8. 9 . , 10. 11. 12.

Vorübergehende Werthscrhöhung oder
Verminderung des anzunehmcnden

Geländes.
Gcldwcrlh
des anzu¬

nehmenden
Geländes.

Vorausbeitrag
für ganz be¬
sonderen aus
dem Unter¬

nehmen
erwachsenden

Vortheil.

Geld¬

empfang
ans der

Masse.

Geldleistung
an die

Masse.

Beitrag zu
den Kosten

ocr Geliinde-
Entschädi-
gung nach

Art .23Abs .2
des Gesetzes.Ursache.

Anschlag der
Erhöhung.

Anschlag
der Ver¬

minderung.

S.

Genehmigt, X. den

Die Vollzugskommission:

XL. Forinular II . ist mit Uebergehung der Kolonne2 auch für die
Zutheilungs-Tabelle zu verwenden.
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Formular III.
Wachweis zu dem

Alter Besitzstand.
i. 2. 3. 4. 5. 6. 7.

Nummer
der Grund¬
stücke nach
dem Plan.

Grund¬
buch

Land Nr.
Seite.

Gewann. Kulturart.

Flächenmaß
nach der Kataster-
Vermessung . dem

Steuerzettel
oder

Grundbuch.
Augrenzer.

Auf dem
Grundstück

baftende
dingliche
Lasten.

Ä IN

1. Voll , Johann , Landwirth.

91

211

218
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Krundöuche.
Neuer Besitzstand.

8^ 9. 10- 11 . 12.

Zu dem
Unternehmen
abgetretenes

Gelände.

in

Angenommenes
Gelände.

Von
Grund¬

stückdir.
Flächenmaß.

Flächenmaß
des neuen
Besitzstandes.

w m

Angrcnzer
nach dem

neuen Besitzstand.

Bemerkungen über
etwaige dem Grundstück
durch das Unternehmen

auferlegte dingliche
Lasten.

Bemerkung : Die Aufschrift des Umschlags ist die gleiche, wie
Formular 11 des Nachtrags zur Dienstinstruktion.
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Formular IV.

Machweis zum
1. 2- !! 3.

Num¬
mer der
Grund¬

stücke
nach
dem

Plan.

Pfandrechte auf bestimmten Liegenschaften. ^

Eintrag im
Art des Pfandrechts,

Name des Gläubigers,
Betrag der Forderung.

Grundbuch Pfandbuch.

Band j Nr . j Seile. Band . Nr . ^ Seile.

1. Voll , Johann , Landwirth.

29.
71.
93.

115.
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Mandvuch.
4. 5. 6. 7.

Zu dem Unternehmen
abgetretenes Gelände.

In Folge des Unternehmens zu der
8ud 1 bezeichneten Liegenschaft

hinzugekommenes Gelände.
Flächenmaß

des neuen

Betrag der dem
Pfandschuldncr
aus der Masse

für das abgetre¬
tene Gelände zu
leistenden Grld-
entschäbigung.Flächenmaß.

Abqeschätzter
Werth.

Von
Grund¬

stück
Flächenmaß.

Abgeschätzter
Werth.

Besitzstandes.

m Nr. IN 8, NI

Bemerkung : Die Aufschrift des Umschlags ist die gleiche, wie
Formular 15 des Nachtrags zur Dienstinstruktion.
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Verordnung.

Die Bezeichnung der Durchfahrtsöffnungen der Nheinbrücken von Mannheim bis Freistett betreffend.

Nachdem sich die Regierungen der Rheinuferstaaten auf Grund der in der ordentlichen

Sitzung der Centralkommission für die Rheinschifffahrt von 1879 gefaßten Beschlüsse hinsichtlich

der Einführung übereinstimmender Bezeichnungen der Durchfahrtsöffmmgen an den Nhein¬

brücken geeinigt haben , wird znm Vollzüge aus der zum Großherzogthum gehörigen Rhein¬

strecke von Freistett abwärts Nachstehendes verordnet:

Rheinschiffbrücken bei Freistett — Gambsheim , Grösser » — Drusenheim
und Plittersdorf — Selz.

Der tz. 7 der Verordnung vom 29 . Oktober 18 ?7 (Gesetzes- und Verordnungsblatt 1877

Seite 177 ) wird im Einverständnisse mit dem Kaiserlichen Ministerium für Elsaß -Lothringen

durch folgende Bestimmung ersetzt:
Wenn der angemeldeten Durchfahrt eines Floßes  durch die Brücke Nichts entgegen¬

steht , so wird alsbald nach erfolgter Anmeldung auf der Brücke in der Nähe des recht¬

seitigen Ufers eine aus 16 roth und schwarz abwechselnden Feldern bestehende Flagge auf¬

gezogen.
Sobald der Durchlaß der Brücke für die Fahrt eines Floßes  oder Schiffes  ge¬

öffnet worden ist , werden die beiden Seiten der Durchfahrtsöffnung durch je eine roth

und weihe Flagge bezeichnet.
Wenn die Schiffbrücke wegen eingetretener Hindernisse , z. B . Sturm , Beschädigung

u . s. w ., zeitweise nicht geöffnet werden kann , so wird dies den angemeldeten Schiffen

oder Flößen durch eine auf der Mitte der Brücke aufgehißte blau und weiße Flage angezeigt.

Ist diese Flage aufgezogen oder unterbleibt bei der Annäherung eines Floßes oder

zu Thal gehenden Schiffes das Aufhissen der die geschehene Anmeldung des Floßes , be¬

ziehungsweise der die erfolgte Oeffnung der Brücke anzeigenden Flaggen , so muß das Floß

beziehungsweise das Schiff in genügender Entfernung oberhalb der Schiffbrücke so rasch

als möglich am Ufer beigelegt werden.

8- 2.

Schiffbrücken bei Maximiliansau und Speyer.

In Ergänzung zum III . Abschnitt der Brückenordnungen für die Schiffbrücke bei Maxi¬

miliansau vom 25 . Oktober 1865 (Centralverordnungsblatt 1865 Seite 188 ) und für die

Schiffbrücke bei Speyer vom 60 . Januar 1874 (Gesetzes- und Verordnungsblatt 1874

Seite 119 ) wird bestimmt:
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Sobald die Joche ausgefahren sind und die Durchfahrt erfolgen kann, ist jede der
beiden Seiten der Oeffnnng bei Tage durch eine roth und weiße Flage zu bezeichnen.

Wenn die Brücke wegen eingetretener Hindernisse, z. B. Sturm, Beschädigungn.s.w.,
zeitweise nicht geöffnet werden kann, so wird dies den angemeldeten Schiffen oder Flößen
durch eine ans der Mitte der Brücke aufgehißte blau und weiße Flagge angezeigt.

8- 3-

Feste Eisenbahnbrücke zwischen Lndwigshasen und Mannheim.

Für die Eisenbahnbrücke Ludwigshafen— Mannheim wird im Einverständnisse mit
der Königlich Bayerischen Regierung der Pfalz bestimmt:

1. Bei Nacht ist der Mittelpunkt der Durchfahrtsöffnungen mit einer rothen Laterne
zu bezeichnen, welche bei den blos für die Thalfahrt bestimmten Oeffnnngen nur nach
der Bergseite, bei den blos für die Bergfahrt bestimmten Oeffnnngen nur nach der
Thalseite hin leuchten darf.

Durchfahrtsöffnungen, welche sowohl für Thal- als für Bergfahrt dienen, sind
zu beiden Seiten mit einer rothen Laterne zu bezeichnen.

Erscheint eine noch genauere Kennzeichnung angemessen, so darf über jeder rothen
Laterne noch eine grüne angebracht werden.

2. Eine besondere Bezeichnung der zur Durchfahrt nicht verstatteten Oeffnnngen ist nicht
zulässig.

8-
Allgemeine Bestimmungen.

Die Flaggen dürfen des besseren Answehens halber nur so groß sein, daß sie aus die
Entfernung, für die sie bestimmt sind, noch deutlich erkannt werden können.

Die Breite der Flaggen muß der Höhe mindestens gleich sein, darf aber letztere höchstens
um die Hälfte überschreiten.

Bei den roth und weißen, sowie den blau und weißen Flaggen muß die Theilung
wagrecht derart erfolgen, daß die untere Hälfte weiß ist.

Karlsruhe,  den 28. April 1880.

Großherzogliches Handelsministerium.
Turban.

Vät. Ballweg.

Druck und Verlag von Malsch ch Vogel in Karlsruhe.
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Gesetzes und Verordnungs- Mail
für das Großherzogthum Baden.

Karlsruhe , Mittwoch den 2 . Juni 1880.

Inhalt.
Bekanntmachung und Verordnung des Ministeriums des Innern : das Strafverfahren gegen Wehr¬

pflichtige , welche sich der Wehrpflicht entzogen haben , betreffend ; die Beaufsichtigung der Fahrnißversicherungen gegen
Fcuersgefahr betreffend.

Bekanntmachung.

Das Strafverfahren gegen Wehrpflichtige , welche sich der Wehrpflicht entzogen haben , betreffend.

Nachdem durch die M . 470 bis 476 der R .-St .-Pr .-O . das Verfahren gegen Wehr¬
pflichtige , welche sich der Wehrpflicht entzogen haben , anderweit geregelt und im Z. 472
Absatz 1 daselbst die Anordnung getroffen worden ist , daß die Erhebung der Anklage und
die Eröffnung der Untersuchung gegen die betreffenden Individuen auf Grund einer Erklärung
„der mit der Kontrole der Wehrpflichtigen beauftragten Behörde " zu erfolgen habe , bestimmen
wir im Einverständnisse mit dem Königlich Preußischen Kriegsministerium und dem Groß¬
herzoglichen Ministerium des Großherzoglichen Hauses und der Justiz , daß die gemäß H. 472
a . a . O . erforderlichen und genau nach Inhalt dieses Paragraphen zu fassenden Erklärungen
fortan in den Fällen des Z. 140 Absatz 1 Ziffer 1 und 3 des R .-St .-G .-B . von den Civil-
vorsitzenden  der Ersatzkommission auszustellen sind.

Betreffs der gemäß Z. 472 der R .-St .-Pr .-O . in den Füllen des Z. 140 Absatz 1 Ziffer 2
und des Z. 360 Ziffer 3 des R .-St .-G .-B . abzugebenden Erklärungen ist Seitens des Königlich
Preußischen Kriegsministeriums durch Cirknlarversügung vom 23 . Februar d. I . (Armee-
Verordnungsblatt Nr . 6 dieses Jahres Nr . 51 ) dahin Anordnung getroffen worden , daß
diese Erklärungen fortan von den Land wehr - Bezirks komm andos  ausgestellt werden
sollen.

Karlsruhe,  den 4 . Mai 1880.

Großherzogliches Ministerium des Innern.
Stöffer.

Vät . Siebe.

Gesetzes - und Verordnungs -Blatt 1880. 24



Verordnung.

Die Beaufsichtigung der Fahrnißversicherungeu gegen Feuersgefahr betreffend.

In Gemäßheit des ß. 17 des Gesetzes vom 30 . Juli 1840 (Regierungsblatt
Nr . XXVIII .) , die Beaufsichtigung der Fahrnißversicherungeu gegen Feuersgefahr betreffend,
wird verordnet , was folgt:

I.

Der Z. 14 der Vollzugsverordnung vom 3. November 1840 erhält folgende veränderte
Fassung:

1 . Den Agenten ist untersagt:
Die Versicherungsvertrags -Urkunde vor erfolgter Ertheilung der gemeinderäthlichen

Bescheinigung an den Versicherungsnehmer auszuhändigen,
Versicherungen über eine höhere als die in jener Bescheinigung zugelassene

Summe zu vermitteln,
Jnterimsscheine oder Quittungen , worin die Uebernahme der Gefahr von Seiten

der Anstalt vor Ertheilung der gemeinderäthlichen Bescheinigung zugesichert wird,
auszustellen.

2 . Die Agenten sind verpflichtet , alle bei der Vermittlung von Versicherungsverträgen
oder während der Dauer derselben zu ihrer Kenntniß kommenden Umstände , welchen
zufolge die Versicherungssumme zu hoch , oder die Versicherung sonst bedenklich er¬
scheint , bei dem betreffenden Bezirksamte , sowie bei ihrer Gesellschaft zur Anzeige
zu bringen.

3 . Wenn beim endgiltigen Vertragsabschluß ein anderer Anfangs - oder Endtermin der
Versicherung , als im Versicherungsantrag (A. 20 der Vollzugsverordnung ) angegeben
war , oder eine Aenderung hinsichtlich der Bersichernngsgegenstände festgesetzt , oder
der zugelassene Versicherungsbetrag gemindert wird , haben die Agenten hievon späte¬
stens 8 Tage nach Aushändigung der Versicherungsvertrags -Urkunde an den Ver¬
sicherungsnehmer dem Gemeinderathe , von welchem die Bescheinigung über Zulässigkeit
des Antrags ertheilt ist , schriftliche Anzeige zu machen.

4 . Desgleichen ist es ihre Pflicht , wenn nach erfolgter Ertheilung der gemeinderäthlichen
Bescheinigung der von ihnen vermittelte Versicherungsvertrag nicht eudgiltig abge¬
schlossen oder ein solcher im Wege der Vereinbarung oder aus irgend welchem anderen
Grunde vor Eintritt des vertragsmäßigen Endtermins aufgelöst wird , dem Gemeinde¬
rathe alsbald Anzeige zu machen.
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5. Ueber ihre Versicherungsgeschäfte haben die Agenten ein Buch zu führen, aus welchem
Folgendes zu ersehen sein muß:

a. die Nummer der Versicherungsverträge in fortlaufender Reihenfolge;
b. der Name, Stand und Wohnort des Versicherten;
e. der Gegenstand oder die einzelnen Gattungen der Gegenstände der Ver¬

sicherung;
ä. der Versicherungsbetragderselben nach den verschiedenen Rubriken einzeln

angegeben;
e. der Tag, mit welchem die Versicherung anfängt;
I. der Tag, mit welchem dieselbe aufhört;
A. die über denselben Gegenstand etwa schon bei einer anderen Gesellschaft be¬

stehenden Versicherungen und deren Betrag;
II. die Nummer, das Datum und die Summen der gemeinderäthlichen Bescheini¬

gung für den vorliegenden Vertrag;
i. Bemerkungen über die etwaigen Verlängerungen desselben.
Auf Verlangen ist dieses Buch den betreffenden Bezirksämtern oder den Beauf¬

tragten derselben jederzeit vorzulegen.
6. Ist nach stattgehabtem Brande die Fahrniß-Entschädigungssumme des Versicherten

festgestellt, so hat der Agent dem betreffenden Bezirksamts hievon unter Vorlage des
Versicherungsvertrages und der Akten über die Schadensermittlung Anzeige zu machen.
Vor Ertheilung der nach Z. 14 des Gesetzes erforderlichen Bescheinigung darf die
Zahlung nicht geleistet werden.

Zur Auszahlung von Vergütungssummen, die sich lediglich auf Rettungs- und
Bergungskosten beziehen, bedarf es der Bescheinigung nicht.

II.

Die Versicherungsvertrags-Urkunde muß bei ihrer Aushändigung an den Versicherungs¬
nehmer mit einem ausdrücklichen Vermerk über die erfolgte gemeinderäthliche Bescheinigung,
welcher Tag und Nummer dieser Bescheinigung angibt, versehen sein.

Bei Verlängerung eines bestehenden Versicherungsvertrags ist der dem Versicherten hier¬
über zukommende Schein von Seiten der Versicherungsanstalt mit besonderem Vermerk über
die erfolgte gemeinderäthliche Zulassung der unveränderten Verlängerung zu versehen.

III.

In dem Fahrnißversicherungsbuch der Gemeinde(Z. 27 der Vollzugsverordnungvom
3. November 1840) ist unter Spalte 3 bei jedem Eintrag auch Name und Wohnort des
Agenten beizusetzen, welcher die Versicherung vermittelt hat.
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IV.

Entsprechend den Anzeigen, welche nachZ. 14 Ziffer3 und 4 oben Seitens des Agenten
an den Gemeinderath gelangen, hat letzterer, erforderlichen Falls nach Befragung des Ver¬
sicherungsnehmers, den vorhandenen Eintrag im Fahrnißversicherungsbuch zu berichtigen,
beziehungsweise zu streichen.

Karlsruhe,  den 13. Mai 1880.
Großherzogliches Ministerium des Innern.

Stösser.
Vät. Blattner.

Druck und Verlag von Malsch L Wogel in Karlsruhe.
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Gesetzes- und
für das GroßherzogthiM Baden.

Karlsruhe , Mittwoch dm 9. Juni 1880.

Inhalt.
Verordnung des  Ministeriums des Innern:  den Geschäftsbetrieb in den Apotheken betreffend.

Verordnung.

Den Geschäftsbetrieb in den Apotheken betreffend.

Auf Grund des tz. 367 , 5. des St .-G .-B . und Z. 134 des P .-St .-G .-B . wird über die
Aufbewahrung , Zubereitung und Feilhaltung der Arzneien und über den Geschäftsbetrieb in
den Apotheken verordnet , wie folgt:

Die Verwaltung einer Apotheke in eigenem oder fremdem Namen steht nur approbirten
Apothekern zu (Gewerbeordnung Z. 20 ).

Als Gehilfe kann in einer Apotheke nur beschäftigt werden , tver die Gehilfenprüfung
nach den für das Deutsche Reich maßgebenden Bestimmungen abgelegt hat.

Die Uebernahme der Verwaltung und die Anstellung von Gehilfen muß der Apotheker
unter Vorlage der Approbationsurkunde , beziehungsweise des Prüfungszeugnisses dem Bezirks¬
arzte anzeigen.

Nebstdem hat der Apotheker den Beginn des selbstständigen Geschäftsbetriebs dem Be¬
zirksamte anzuzeigen (Vollzugsverordnnng zur Gewerbeordnung Z. 3) und bei der erstmaligen
Uebernahme einer Apotheke durch Leistung eines Eides die gewissenhafte Erfüllung der
Pflichten seines Berufes zu geloben.

8- 2.
Die Wahl des zum Betrieb einer Apotheke bestimmten Gebäudes bedarf der Genehmigung

des Ministeriums des Innern.
Gesetzes - und Verordnungs -Blatt 1880 . 25
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8. 3.

Jede selbstständige öffentliche Apotheke muß nebst der Wohnung des Besitzers die zur
Zubereitung , Aufbewahrung und zum Verkaufe der Arzneien erforderlichen Räumlichkeiten
enthalten , nämlich:

1 . einen Arzneifaal,
2 . ein Laboratorium,
3 . einen Arzneikeller,
4 . eine Vorrathskammer,
5 . eine Stoßkammer.

8- 4.
Diese Räumlichkeiten müssen, ihrer Bestimmung entsprechend , ausschließlich pharmazeutischen

Zwecken gewidmet , mit allen zu einem ordentlichen Geschäftsbetrieb nothwendigen Geräth-
schaften von angemessener Beschaffenheit und in hinreichender Anzahl versehen und stets in
guteni und reinlichen ! Zustand erhalten werden.

. <

Der Arzneisaal muß im Erdgeschoß sich befinden , mit einem besonderen Eingang ver¬
sehen, gegen Staub , Hitze und Kälte gehörig geschützt sein und hat zu enthalten:

1 . einen geräumigen Rezeptirtisch;

2 . die erforderlichen , den Bestimmungen der Verordnung vom 5 . August 1876 (Gesetzes¬
und Verordnungsblatt Seite 223 ) entsprechenden Tarir - und Handwaagen nebst
Gewichten ; die Schalen der Handwaagen von Hartgummi , Horn , Silber oder
Schildplatt;

3 . eine genügende Anzahl Reibschalen und Mörser verschiedener Größe , sowohl aus Eisen
als aus Porzellan , Steingut oder Glas ; für Moschus , Salben und Gifte besondere
mit der entsprechenden Aufschrift versehene Mörser , die nur zu Verarbeitungen der
bezeichneten Stoffe verwendet werden dürfen ; zur Bereitung von Samenemnlsionen
einen Mörser aus Messing oder Stein , der geeignetenfalls auch im Laboratorium
aufgestellt sein darf;

4 . Löffel aus Silber , Bein , Horn , Schildplatt oder Holz , ferner Spatel aus Eisen und
solche von Bein , Holz oder Horn;

5 . zum Abtheilen der Pulver weißes Kartenpapier oder Pnlverschiffchen ans Horn;
6 . je eine Pillenmaschiue mit Theilrinnen von Eisen und Holz;
7 . die für die zweckmäßige Unterbringung und Aufstellung der verschiedenen Arznei¬

behältnisse erforderlichen Schränke und Gestelle von dauerhaftem Holz;

8 . diese Arzneibehältnisse selbst und zwar:

a . Glasgefäße mit eingeriebenem Glasstopfen für flüssige, fette und zerfließliche Sub¬
stanzen , sowie für chemische Präparate;
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5 . gut geschlossene Porzellanbüchsen für Fette und Salben , und ebensolche oder
Büchsen und Schiebladen ans geruchlosem Holz für die trockenen nicht flüssigen
Arzneistoffe;

9 . eilt tragbarer , mit Gas , Weingeist oder Petroleum heizbarer Dampfkochapparat.
Dieser kann auch in einem neben dein Arzneisaal gelegenen Raume aufgestellt werden.

8- 6.

Das Laboratorium muß seinem Zwecke und der Frequenz der Apotheke entsprechen,
hell und geräumig , leicht zu reinigen , mit feuerfestem Fußboden , gehöriger Ventilation und
womöglich mit laufendem Wasser versehen sein.

In demselben müssen sich befinden : ein passender Arbeitstisch , die nöthigen Oefen und
Fenerungsapparate , Gefäße zum Kochen , Auflösen , Abdampfen , Destilliren , Sublimiren und
Schmelzen , insbesondere ein Dampfapparat und ein Trockenschrank , welcher mit den: Haus-
haltungsheerd in Verbindung stehen kann , die Vorrichtungen zum Koliren und Filtriren , eine
Presse , ein Thermometer , ferner genaue Aräometer für schwere und leichte Flüssigkeiten oder
andere zur Bestimmung des spezifischen Gewichts ebenso geeignete Instrumente , endlich in
Gläsern mit eingeriebenen Deckelstopfen die in der Aki-umnien aufgenommenen
Reagentien in tadelfreiem Zustande und alle zur Untersuchung der Chemikalien und Droguen
nothwendigen Gerätschaften.

Einzelne der angeführten Apparate können in andern zum Geschäftsbetrieb gehörigen
Räumen aufgestellt werden.

8- 7.

Der mit Steinplatten belegte Arzneikeller muß in einein von dein Haushaltungskeller
abgesonderten , kühlen und trockenen, durch Ventilation gehörig gelüfteten Raum die erforder¬
liche Anzahl gläserner oder steinerner Gefäße zur Aufbewahrung der verschiedenen Sorten
destillirter Wasser , Essige, Weine , Weingeist , Aether , ätherischer und fetter Oele , Tinkturen,
Mineralwässer , Mineralsäureu , Kamphor , Phosphor , Salben rc. nebst den dazu gehörigen
festen Gestellen enthalten.

Bei Apotheken mit geringerem Absätze können kühl gehaltene , womöglich in einem nörd¬
lich gelegenen Gemache angebrachte Schränke oder Wandvertiefungen die Stelle des Arzuei-
kellers im Nothfalle ersetzen.

8- 8.

Die Vorrathskammer für Aufbewahrung der rohen und präparirteu Arzneikörper muß

gegen große Hitze und Kälte geschützt, hinreichend hell und trocken , verschließbar , und außer
den erforderlichen Gefäßen und Behältnissen und den zu deren Aufstellung gehörigen Schränken
und Gestellen , mit einem Tische , mit einer großen starken Tara - und einer kleinen Hand¬
waage und den dazu gehörigen Gewichten und Löffeln versehen fein.

25 .
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Zum Pulvern der Arzneikörper hat ein besonderer Raum — Stoßkammer — zu dienen,
in welchem die Pulverungswerkzeuge und Siebe aufzubewahren sind.

. 10 .

Die Aufstellung und Aufbewahrung der Arzneien hat in gehörig überschriebeueu Gefäßen
und Behältnissen zu geschehen, und jede einzelne Gattung ist so viel als thunlich alphabetisch
zu ordnen . Die Ueberschrift ist bei allen Gefäßen und Behältnissen an entsprechender , vor¬
zugsweise in die Augen fallender Stelle , in lateinischer Sprache nach der in der
copoea . A'SI'EEÄ gebrauchten Nomenklatur leserlich und deutlich anzubringen.

Narkotische und aromatische Pflanzen und Pflanzentheile sind in gut schließenden Blech¬
oder denk Licht nicht ansgesetzten Glasgefüßen aufzubewahren . Die gegen Einwirkung des
Lichtes empfindlichen Chemikalien müssen in vor dem Licht geschützten Gefäßen , die im
Arzneisaal befindlichen ätherischen Oele entweder in eben solchen Gefäßen oder in dunklen
Schränken aufbewahrt werden . Syrupe und fette Oele dürfen offen in Gläsern , die in
Porzellanbüchsen stehen , ausgestellt werden . Phosphor ist in Blech - oder Glasgefäßen,
welche in ein zweites Gefäß gestellt sind , unter Wasser auszubewahren.

Diejenigen Gefäße , welche zur Aufbewahrung der in Dabulli 0 . der ? 1io.i'UEo ^ o6o.
A6i-Mkwi6k>, verzeichnten heftig wirkenden Arzneien bestimmt sind , müssen auf besonderen
Repositorien getrennt von den übrigen Arzneimitteln zusammengestellt , die in Mrtznla 1t.
bezeichnten Arzneimittel in einem verschlossenen Behältnisse (Giftschrank ) an einem von allen
übrigen Medizinalvorräthen abgeschlossenen Orte aufbewahrt werden.

Die Gefäße und Behältnisse für die Arzneimittel der MiVulo - L . und 0 . sind mit
Signaturen zu versehen , die eine besondere , für jede dieser beiden Kategorien gleichmäßige,
dieselben aber sowohl unter einander , als auch von den Signaturen der übrigen Arzneimittel
auffallend unterscheidende Farbe haben.

Die aus älteren Einrichtungen herrührenden , nach den bisherigen Verordnungen und
mit älterer Nomenklatur bezeichnten Standgefäße mit eingebrannter Schrift können einstweilen
beibehalten werden , wenn sie in Bezug ans die Aufstellung der gegenwärtigen Vorschrift
entsprechen.

Die für die Arzneimittel der Dadulo , 0 . bestimmten Löffel , Waagen , Gewichte , Siebe
und Seihtücher sind gesondert aufzubewahren und ausschließlich zu diesem Zwecke zu verwenden.

. 11 .

In den Apotheken müssen die in dem angeschloffenen Verzeichnisse I . enthaltenen Medika¬
mente jederzeit vorräthig gehalten werden . Auch sind die Apotheker verpflichtet , solche nicht in
dem Verzeichnisse enthaltenen Medikamente , welche von Aerzten verschrieben werden , in der von
diesen gewünschten Form vorräthig zu halten . Jeder Apotheker muß durch eigene Einrichtung
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oder durch Beuehmeu mit Besitzern von Eisbehältern in der Lage sein, auf Verlangen jederzeit
Eis zu Heilzwecken abgeben zn können.

Inwieweit in Filialapotheken Ausnahmen von den vorhergehenden Vorschriften zulässig
sind, bestimmt das Ministerium des Innern.

Ueber sümmtliche Arzneimittel und deren Aufbewahrungsort muß ein Katalog geführt
werden , in dem jeweilige Veränderungen nachzutragen sind.

Z. 12.
Geheimmittel dürfen in den Apotheken nur mit Genehmigung des Ministeriums des

Innern feil gehalten werden.

Z. 13.

In jeder Apotheke müssen die geltende Illiai -mkioozxE und die Taxordnnug vorhanden sein,
sowie ein Buch , in welches die Verordnungen über das Apvthekenwesen eingetragen werden.

8- 14.
In den Apotheken ist nach Maßgabe der IKuu -nnwopowi . g-ei-waniva . zn dispensiren.

Es darf nur nach Gewicht , rächt nach Volumen gearbeitet werden.

8- 15.
Die Apotheker sind für die Güte und Reinheit sämmtlicher in ihren Vorräthen befindlichen

Arzneimittel und Präparate , und zwar sowohl der selbst bereiteten als auch der aus chemischen
Fabriken , Droguenhandlnngen u . s. w. bezogenen , nach Maßgabe der Anforderungen der
?1rni -MN60p06n A-eriiraräoa unbedingt verantwortlich.

Alle Rohstoffe und Präparate müssen vor dem Verbringen in die zur Aufbewahrung
bestimmten Gesäße und Räume nach den Anforderungen der Ulmi -inneoxooa . Aeounuäen
genau untersucht werden.

Ueber die vorgenommene Prüfung der chemischeil Präparate ist ein Journal zu führen,
welches Tag , Gegenstand , Ergebniß der Prüfung , kurze Angabe der Methode der Prüfung
und die Bezugsquelle bezeichnet.

Die Fakturen über die eingekauften Maaren sind bei dem Eingang mit lausenden Nummern
zu versehen und chronologisch geordnet auszubewahren.

8- 16-
Arzneistoffe , welche einer Zersetzung oder dem Verderben unterworfen sind, müssen recht¬

zeitig erneuert werden . Lösungen oder sonstige Zubereitungen von sich zersetzenden Stoffen
dürfen nicht vorräthig gehalten werden.

8- 17-
Die Apotheker sollen alle jene Präparate , über deren Reinheit und gewissenhafte

Darstellung kein Nachweis geführt werden kann , wie insbesondere destillirte Wasser , Extrakte,



mit Vegetabilien gekochte Oele, Spiritus , Tinkturen und Salben, gepulverte Droguen selbst
darstellen. Ausgenommen sind solche Präparate , zu deren Herstellung die vorgeschriebencn
Rohstoffe, frische Kräuter re. am Orte nicht zu beschaffen sind. Diese Präparate müssen von
Apothekern, welche die Herstellung selbst besorgen, bezogen werden.

In jeder Apotheke ist ein Elaborationsbuch zu führen, worin sämmtliche gefertigte Prä¬
parate mit Angabe des Datums der geschehenen Zubereitung und der Menge einzntragen sind.

8- 18-
Die Apotheker sind verpflichtet, die von einem approbirten Arzte verordnten Arzneien

ohne Verzug und genau nach der Ordination zu bereiten oder bereiten zu lassen.
Die in Anlage II . verzeichnten Arzneistoffe und Präparate dürfen nur auf schriftliche

Ordination eines approbirten Arztes oder Thierarztes, desgleichen die in Anlage III . anfgeführten
Arzneistoffe als Heilmittel für kranke Menschen oder Thiere nur auf schriftliche Ordination
eines approbirten Arztes oder Thierarztes abgegeben werden, während der Handverkauf der
in Anlage III . enthaltenen Stoffe zu gewerblichen und ökonomischen Zwecken gestattet ist.

Bei der Abgabe von Arsenikalien haben sich die Apotheker nach der Verordnung vom
25. November 1865 Z. 5 zu richten, dahin lautend:

„Arsenikalien dürfen nur an solche Personen abgegeben werden, welche deren zu ihrem
Gebrauche bedürfen und dein Verkäufer in dieser Hinsicht vollkommen bekannt sind, oder
sich durch ein Zeugniß der Ortspolizeibehörde hierüber ausweisen. Der Empfang des Giftes
muß von dem Käufer oder Abnehmer in ein von dem Verkäufer anzulegendes, von dem
Bezirksamt mit Seitenzahl und Handzug versehenes besonderes Buch, unter Angabe seines
Namens, Standes, Wohnorts, der Art und Menge, sowie des Gebrauchszweckes und der
Zeit der Abgabe des Giftes eingetragen werden."

8- 19.
Die von einem Arzte verschriebenen Arzneien können für denselben Kranken auf Bestellung

zuverlässiger Personen, von denen ein Mißbrauch nicht zu erwarten ist, wiederholt angefertigt
werden, wenn nicht der Arzt durch den Vermerk: „ue ropetutur" die Wiederholung untersagt hat.

Ausgenommen sind Lösungen, die Morphium oder dessen Salze enthalten und zu
subkutanen Injektionen bestimmt sind, Brechmittel, Arzneien, bei denen nach ärztlicher Vor¬
schrift die in Anlage der Illuu-urueopoeu Kerumuieu angegebenen Maximalmengen bestimmter
Stoffe in der Einzelgabe oder in der Tagesgabe überschritten werden, endlich Arzneien, die
zum innerlichen Gebrauch, zu subkutanen Injektionen, zu Inhalationen, oder zu Klystiren
bestimmt sind und folgende Stoffe enthalten:

^Voiä. urseuieosuiu et ^ ruezmrntu urseulenliu.
^eouitiuunr et ejus sulin.
^lu ^ leuuru uiti -osuw.
/Vtrojüniuu et ejus suliu.
Olrlornluur lr^ clrnturu.
Olrlorotoruüunr iuuuixtuiu.
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Oouiiriuui et ejus suliu.
Dinltulinum.
Il ^ äi'ui'b^ iuiu bijocintum.

^ 6ieIi1oiutuiu.
^ joclutum.

IHios^Iuu'us.
Kti^ oluüuuiu ot ejus suliu.

Z. 20.
Im Falle ein Arzt in einer Ordination die für gewisse Arzneimittel in lubulu X.

der Illuai-uureopoea, AM'uiuuieu anfgeführten Maximaldosen überschreitet, ohne Hinzufügung
des Zeichens! , hat sich der Apotheker mit dem Arzte vor Verabreichung des Arzneimittels
zu benehmen, oder, wenn dies nicht möglich ist, die Dosis auf die Hälfte der Maximaldosis
herabzusetzen, dem Arzte aber unverzüglich Anzeige zu erstatten.

8- 21.
Die Ausübung der Heilkunde ist den Apothekern untersagt. Ein Nebengewerbe darf

der Apotheker nur mit Genehmigung des Ministeriums des Innern betreiben.
8- 22.

Die Apotheker sind verpflichtet, die Arzneien, zu deren Bereitung sie verbunden sind,
auch ohne vorgüngigêBezahlung zu verabfolgen, wenn

der Arzt auf dem Rezepte den Fall als dringlich bezeichnet, oder wenn
ein von dem Armenrathe als Armenarzt bestellter oder für den einzelnen Fall beauftragter

Arzt das Rezept mit dem Vermerke: Armenarzt(Armensache) der GemeindeX. X. versieht,
und die Gemeinde nicht eine andere Apotheke zur Abgabe von Arzneien an Arme bestimmt hat.

8- 23.
Die Preise für Arzneistoffe, Arbeiten und Gefäße dürfen die Ansätze der jeweiligen

Arzneitaxe nicht übersteigen.
8- 24.

Alle Rezepte müssen längstens innerhalb drei Tagen spezifizirt, unter Angabe des
Preises der einzelnen Stoffe, Arbeiten, Behältnisse ans dem Rezepte selbst taxirt werden.
Die Rezepte sind sofort nach deren Anfertigung in ein Buch mit fortlaufenden Nummern
einzutragen, die entsprechende Nummer ist auf die Gefäße, die Umhüllung oder die Signatur
mit dem Namen der Apotheke zu setzen. Nach erfolgter Zahlung sind die Rezepte dem
Besteller znrückzugeben.

8- 25.
Arzneirechnungen, welche von öffentlichen Kassen oder milden Fonds zu zahlen sind,

erleiden einen Abzug von zehn Prozent des Betrags; außerdem ist der Taxpreis des ganzen
Rezepts in der Weise abzurunden, daß 1—4 Pfennig außer Betracht bleiben, 6—9 Pfennig
auf 5 Pfennig ermäßigt werden.

Ä
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Auch darf nur das wohlfeilste Gefäß und kein Kouvolutenküstchen in Anrechnung kommen,
und erfordern Ansätze für Repetitionen stets schriftliche Ordination des Arztes.

8 - 26.

In Filialapotheken muß wenigstens ein Arzneisaal und ein kleiner zur Bereitung von

Arzneien eingerichteter , hierzu ausschließlich bestimmter , Raum nebst den Wohmmgsräumen
für den Verwalter vorhanden sein . Im Uebrigen bestimmt erforderlichen Falls das Ministerium

des Innern im einzelnen Falle , welche Apparate und Utensilien zu halten sind.

8 - 27.

In den Handapotheken müssen mindestens die für Nothfälle unentbehrlichen Arzneien
zu jeder Zeit in entsprechender Menge und Beschaffenheit vorräthig sein. Das Nähere
bestimmt die Aufsichtsbehörde.

Die Inhaber von Handapotheken müssen ihren Arzueibedarf aus einer benachbarten
badischen Apotheke beziehen ; sie haben einen Katalog ihrer Arzneivorräthe , ein Arzneibestell-
bnch, sowie ein Rezeptenbuch mit Angabe der berechneten Taxen zu führen . Sie müssen die

Arzneien in guter Beschaffenheit , in hiefür geeigneten Lokalitäten und in zweckmäßiger Weise

anfstellen , die für ihren Geschäftsbetrieb erforderlichen Gerätschaften von entsprechender
Qualität und in genügender Anzahl besitzen und dieselben gesondert aufbewahren.

8- 28.

Aus die für öffentliche Krankenhäuser eingerichteten Dispensiranstalten finden die 10,

11 Absatz 2, 14 , 15 , 16 und 17 Anwendung . An Kranke außerhalb der Anstalt dürfen
keine Arzneien abgegeben werden.

8 - 29.

Der Geschäftsbetrieb in den Apotheken , Handapotheken , Dispensiranstalten untersteht der
Beaufsichtigung der Medizinalbehörden . Die Apothekenvisitatoren und Bezirksärzte haben

nach Maßgabe der bestehenden Verordnungen die zur Beseitigung von Mißständen der Ein¬

richtung der Apotheken und des Betriebs im Einzelnen erforderlichen Anordnungen zu treffen,
über deren Vollzug nach Ablauf der bestimmten Frist der Apotheker dem Bezirksarzte Anzeige

zu erstatten hat . Die Visitationsbescheide und sonstige Anordnungen der Aufsichtsbehörden
sind in ein besonderes Buch einzutragen.

8- 30.
Mit Verkündung dieser Verordnung treten aus Grund Höchster Ermächtigung vom

29 . April d. I . die Abschnitte III . bis VI . der Apothekenordnung vom 28 . Juli 1806,

sowie die Verordnungen vom 4 . Oktober 1872 und 6 . November 1874 außer Wirksamkeit.

Karlsruhe,  den 29 . Mai 1880.
Großherzogliches Ministerium des Innern.

Stösscr.
Vät . Blattner.



Anlage I.

Vcyeichniß
der in jeder Apotheke des Großherzogthmns vorräthig z

der pknrmneopoen Germanien.

/Veetuin 91-0111911611111.

— 861II96.
^oictuin aestiouM.

— — äiluliiiii.

— 9i -86iii608iiiii.

— 1)611201611m.

— 69i -1io1i69iii 6iV8t :>!!i89tiuii.

— 6111-161119.

— 1iväl '06tll01 'i611w.

— — 61-11äiiiii.

— — ctiliiliim.

iiiliicuin.

— — 6iiiäuiii.

— — dilutuin.

— — 1'l1I11998.

— 0X9 .11611111.

— x1l08 ^ 1l0li6919.
— 89Ü 6^ 11611111.
- 896619169M.
— 81lIf,1li611I1 >.

— -— 61'11l1ui11.

— -— äiliiluiii.

— 191111161101.

— 191-19116991.

^ .cleps 8u111l18.
iVelliei -.

— 96611698.

^,1o6.

H99169 61 P1l1vi8.

^911901996991 P9lv61 -9l9111.
^919101911111 691 '1>01li69I9.

— — ^ 100t60811I11.
— 6tl1oi '9l9I11.

^III ^ 'tllllllL 99191 -96.
Gesetzes- und Verordnungs-Blatt 1880.
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äuloes.

^vu^buu Nuruutuu.
— tritioi.

UUÎ Aclubu'UlU uiuururuiu.
— 0 ul6Äriu6.
— OluuuouüIIue 60U66utratu.
— cblorutu.
— uiuuuruorui.
— — 8̂ irituo 8u.
— cl 68 tiI1utu.
— boruur XuruiUü.
— bolmiculi.
— N6Ü88U6 60n66utl 'utu.
— Neutbub pi )̂61'itkV6.
— Ito 8U6.
— 8cU>iI»uoi 60U66Utruta.
— 1Mu 6 60U66 iltrutu.

XrA6utuui uitri 6uiu tu 8uiu.
X8U to6tiäu 6t pulviü.
XtrOMIUlU 8ult 'url 6unr.
IXtidimnuu Oo^uivuo.

- j) 61 'uvluiuiiu.
Lur ^uur ublorutum.
Len ^o'e.
Li 8mutliuw 8ubuitri 6um.
Ijorux 6t ^ u1vi8.
I)>lH)U8 keillkl -e (8166. 6t xulvi 8).
Ouluuriu 6Ui 'bmn6U ^ ru66ipitutu.

/ — ublorutkl.
— 8u1buri6U U8tu.

Oum^boin.
0 uutburiä 68  pulv.
Ourbo Mlv6i 'Atu8.
0 uri 6U6.

6 ur 0̂^b^ 11i 6t pulvi .8.
Ou8tor6uur 6uuk)äeu86.
Outeolm.
Ooru ulbu.
— üuvu.

Oerutum ostuosi rubrum.
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Omu'USSÄ.
Ostaesrnn.
Oliktrta explor ^toria okierulöu.

— — 1ut6L.
Oliiuinuui li/ <lroo61oriouru.

— sullurioum.
Oltiuoicliuum.
Oliloraluiu 6/cliÄtum or^ st^llisatuir !.
661oro1ormium.
Oolla piseiuru.
Oollocliuru.
Oolopliouiuui.
Oortex Oase^rillao.

— 0lriuu6 0 ^1189.̂ ^6 et pulvis.
— — luseus 6t pulvis.
— Oiuuaiuowi 0kl8siu6 6t pulvis.
— — M/luniei 6t pulvis.
— ii'ULtus Xursutü.
— — Oitri.

,— N6261'6i.
— <̂ U6r6U8.

(ll '06U8 6t pulvis.

Oubebrro et pulvis.
Oupruru sulluriLum purum.
l) 6xtriuuir >.
Ll6iui.
lLlixir Xurautii eompositum.

— 6 8U660 lupriritüm.
ümplÄstruru uä^ uesivum.

— — ilUAlioum.
— Oantliuridum oräiuurium.

— — P6I 'p6tUUW.
— lusouru.
— H^ärar̂ ri.
— lütluu -Â ri eoiupositum.
— — siiupl6x.

Luplior6iuui pulv6ratuui.
lüxtraotuui X6siut6ü.

— Xoouiti.
— Xl06S.

26 .
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I x̂trAOtmu Lellnäoruir ê.
— 0886Ä1'i11̂6.
— Oliiimö lusea-e.
— — irigläk pÄi-̂ lum.
— Ooloô ntliiäis.
— Oonii.
— cliAitalis.
— I"6rri ^owLtuw.
— k'iliols.
— OkLtiMÄö.
— II^oso^Äwi.
— I î^ulritikib.
— O^ii.
— Hk>.tg.NllÄ6.
— Uliki.
— — eorn̂ osituw.
— Aeoalis oornuti.
— 8tr ^ 6^ ni ÄPiosum.
— — spirltuosuiL.

tÄi'^xuoi.
I''6rriuii OÄî oiiieuui ScwclEÄtum.

— Irretiouru.
— ox^clatuiu t'u86um.
— piilvkr̂ tuM.
— rsäuetura.
— sulturÄtum.
— sulturiouni eiuäuM.
— — PUI'UM.

I 'Iores Xrnioae.
— 0Il8,lN0miI1g,6 VulA'Äri.8.
— Oinki.6 6t plilvis.
— X088O 6t ^u1vi8.
— I^ VÄiiäuÎ e.
— LHIIeiolü.
— N0836.
— 8rim6u6i.
— 1ilig,6.
— Ver̂ ÄLoi.

I 'olie!. Löll^äoltliÄO 6t pulvis.
— X1t1tÄ6Ä6.



XX.

ll'oliri. Ditzitulis et suilvis.
— tlirlill '96.

— H/ose ^uwi et pulvis.
— Nulvue.
— Nelissue.
— Neutliue pipei-itue.
— Î nsruuvini.
— 8ulviu6.
—^ 8611N9.6 et pulvis.
— tritolii tiliriui.

IXuetus Xuisi stell uti.
— — viil̂ MS et pulvis.
— Ouiinuliis.
— Ourcluinomi iniiiores et pulvis.
— Oui'vi.
— Oerutouiue.
— Ooloê utliiclis.
— Ooiiun^ri et pulvis.
— koeuieuli et pulvis.
— .luuipeii et pulvis.
— l?9puvei 'is.
— klielluiuliii.
— Vuiiillue.

^uiitz-us ig'iiiui-ius pi'uepuiutus.
— I.Ävieis.

Oulliuuum pulverutuiu
Oullae.
Ol^eei iuuui.
Oumuii uiuliieuni et pulvis.
Herliu Xlisintliii.

— Oentuurii.
— 6onii.
— Nujoi-uuue.
— Neliloti.
— Nilletolü.
— 8ei-p^lli.
— Violne trieoloris.

Hiiucliues.
It )ull'!11'̂ 1'UI11.

liieliloiutum eorrosivum.
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II ^cliÄr̂ iuui !) V̂x6>.tm >i iu6iuui.
— oliloi 'Atuiir niit « .

— — — VÄpoi'6 par ^tuiu.
- (IkpUI '^ tllM.

— joä ^tuvci iicvvuiu.
— ox/cl ^tiun rubrurri.
— — vlki. Iiuuiiäa ^^rrrtuirl.
— praeeipitg -tuin <r>6ui >i.
— sulluratuM iu6i 'urn.

-loäot 'oi'irliuM.
.loälim.
Xali 6i6Äi6oni6uui.
— oruärmi.
— — ciepurÄturri.
— — >̂uruni.
— 6ÄU8tl611M lusum.

— olilorieuw.
— IivperniÄN̂ iUiî iun 6rv8t̂ IIi8Ätum.
— niti -ieum et pu1vi8.
— Lult'm'ieutti st pu1vi8.
— tkli ' ta -rieuM.

— lei ' i' ie ^ MÄtnm.

— t61 'r06/MÄtUM.

— ^ od ^ tum.
— 8u11urg.turli Ä<1 bnliieulu.

Xreo8oturQ.
I .iellkn i8lAnäiou8.

Ouk̂ g.oi.
— 8a88k >.1l'Ä8.

^iniinentuin 8L̂ onklto eam ^tior ^turn.
I î^uor Xwntonü Ä66tiei.

— — ÄQI89,tU8.

— — 6ÄU8tl6U8.
— 1 6̂1'ri Ävetioi.
— — 868Hui6li1or«.ti.
— — 8ult'uri6i ox/clnti.
— Xr Îi Ä66tiei.
— — Ä1'86lÜ608i.

— — 6Är6oin6i.
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I î^iior Xatri vaustiei.
I 'Iumlü sn^ aootioi.

I îtlun-Â rum.
I /̂6o ^ oäium.

NaAii68ia vA -boliicL.
— sultui'ivg,.
— — siova.
— usta.

NaiiAamim 1i^ perox^ 6atum.
Naima.
Nel.
— äk̂ ui'atum.
— i-osatnrn.

Ninium.
Nixtura ol608a-6al8ami6a.

— 8ul1uri 6a aeiäa.

Noi -pliimim aoetieum.
— Iî cIi' 06 lilori 6um.

N 086 I1U8.

Xatrium 6li1oi-atmii purum.
Xatrum U66 ti6iim.

— 66111201611111.

— Iiiearliouieum.
— earliouieum purum.
— uitrmum.
— plio 8pIiori 6um.
- 8!l1i6) 1l6NM.
— 81l68u11ur081im.
— 8uI1uri61im.
— — 816611111.

Oleum Xm^Aäalarum.
— Xui8i.

— Xurautii üoi'iiiii.
— lleiAumottae.
— Oa6ao.

— Oip'eputi.
— 6amplioratum.
— Oarvi.
— Oar̂ opli/Ilorum.



XX.

Oieuni Oiiuuuuomi Oussiue.
— Oiti'i.
— Orotouis.
— I''oeuieuli.
— ?I/N80VÄNN' iufusum.
— l̂eeoris Xselli.
— -luiüperi.
— I ûuni.
— I ûvuuäulue.
— lüni.
— Nueiäis.
— Neutliue piperitue.
— N^iistieuo.
— Olivurum.
— l ûpuvei'is.
— Il-ioiui.
— Il, 08U6.
— liosmuiüui.

8 iuupis.
— tereliiutliiuue.
- — l'eetilieiltuiu.
— Hl )nni.

01 il )g,uuru.

Opium pulverutum.
Ox^iuel seillue.
l 'liosplioi'us.
?ix lipuiclu.
klutiuuin liielilonutum.
? 1uml)uni ueetiemu.
kulpu tumuriuäorum oruäu.

— — äepnratu.
kulvis Ipeeueuunlure opiutus.
Iluclix Xltliueue 6t pulvis.

— Lui'cluuue.
— Lelluclouuue et pulvis.
— Oui'liuÄO et pulvis.
— Oolomlio.
— Oeutiauae et pulvis.
— Heleuii et pulvis.
— IpseaouAuliue et pulvis.



XX. 169

üuäix lü ^uiritiue tzlulu-ue.
— — luuuüutu et pulvis.
— Ououiäis.
— ? iu>piuellue.

I 'vnetlini.
— Rutuuliue.
— llliei et pulvis.
— 8upouai'iue.
— Lassupuiüllue.
- 8eU6AU6.

— Vuleiüuuue et pulvis,
llesiuu s ûujuei.

— l̂ulupae.
— l 'iui.
— 8euwurouiue.

lll >i^ouiu Ouluiui.
— Iriäis.
— Xeäouiiue.

llotulue Neutliae piperitue.
8ueoliuruiu et pulvis.

— luetis pnlverutnm.
8uutouiuuui.
8upo rueäieutus.

— oleueeus.
— viriclis.

8e1»uiu.
8eeule eovuutum et pulvis.
8eiueu (loleliiei.

— lüui et pulvis.
N^ristieue.

— l ûpuveris.
— Huereus tostuiu.
— 8iuupis et pulvis.
— 8t !'V6llui.

8peeie8 uroiuutieue.
— ucl äeeoetum ÜAnovuiu.
— peetorules.

8piritus.
— uetliereus.
— euinpliorutus.
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8xiritu8 äilutus.
— Roi'iuieui'uui.
— ,Iuuip6ri.
— UelissLs eoiu^ v8itu8.
— 8ei -̂ IIi.
— 8U^)ONAtU8.

8tibium Zulfui'Ätuin muxmtiu6iuu.
— 61'uäum pulverutum.

— — iuevlAutum.
8trveiininuui uitrieuw.
8tvvux 1i<̂uiäu8.
8U66U8 Ric ûiritue 6I'U(Iu8.
8uitur äexuruturu.

— ^ raeeisütatnin.
— 8ub1iiuutuiu.

8uiuuiitute8 8ubiuue.
8^ru >̂u8 ^ lu^A-äulurnm.

— ^ uruutii eortiois.
— 6iiiuuiuoiui.
— Ip66Ä6UUuba6.
— Rbei.
— Rubi läuei.
— 8eu6AU6.
— 8euuue 6uru Nunuu.
- Zlw^ lkX.

^ !U-tU1U8 (lesUU 'UtuS ^ulverutu8.
— uutrouatu8 et pulvi8.
— 8tibiutu8 xulvei -utu8.
— fc;rrutu8.

Rerebiutbiu u lurieinu.
'i'iuetmu ^ bsiutbii.

— /Veouiti.
— ^ Ioe8.
— uiuuru.
— ^ i'uieue.

urouiutieu.
— Lelluüouuuo.
— Ouutbuiüäuui.
— Ou8torei ouuu6eu8i8.
— Obinue.
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Dinetura OIiiilÄO eoin^osita.
— (Xiniairiomi.
— Ooleliiei.
— Digitalis.
— — aetiieiea.
— Derri Komata.
— -loäi.
— I^eeaouauliae.
— Îvrriiao.
— 0 >̂ii eroeata.
— — sirn̂ lex.
— Dliei a^uosa.
— — vinosa.
— Valei'irmae.
— — aetlierea.

Iragaeautlia et pulvis.
7'i'oeitisei 8autonini.
1u7>era Xeoniti.

— .lala^ ae et pulvis.
— 8alep et pulvis.

Diiguentuin Oantliai'iäum.
— eereuM.
— Oerussae.
— Ol^oerini.
— D^ärai-g^i-i einerenm.
— Dluinbi.
— ^iuei.

Verati'iiinui.
Vinuiu Ooloiiiei.

— stibiatuni.
— Xei'61'186.

î iireum aeetieuni.
— metallieuui ^uruiu.
— suIXirieuiii.
— valeiianieuiu.
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Anlage LI

Veyeichniß
der Arzneistoffe, welche nur auf schriftliche Ordination eines Arztes oder Thier¬

arztes abgegeben werden dürfen.
Xoetuin OoloNiei.

— Dchitalis.
— Keillae.

Xeonitinura.
Xetücheinira eliloi'^tuw.
XiL̂ lenum nitrosviin.
Xxomorl̂iinuui6t och8 sulin.
Xĉ un nill/ ^änlarurn nmai ^runi.— lM1'0-661'Ä8l.
Xti-opinuni.— sulturioulu.
LisrliutNuiu.

— valeriartiouM.
Buldus Keillne.
Otiloralurn Ir̂ äratum Ll'^ stallisrNuM.
OtilorotorirliuNi(in Mengen von über5 Gramm).
Ooä'ünura.
Ooleliieiiinw.
Ooniiiiura.
( 'iiprmn ox^äiNniri.

sutturieuin niunionitrtum
Oui'NI'6.
Ourai -inurli ot och.8 saliri,.
Xsoriiuun sultinlemL.
Hxtraeturn Xeoniti.

— LellaclounAo.
Lxti '^eturli OaiinaNis inclieae.

6üe1iäonu.
Ooloo^ntliiäi « et eow^ 08.
Ooiiii.
DioitaliL.
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Uxti'notuni, IH )N6 oalnlini'iene.
— 11̂ o»6)xuni.
— I N̂0tN6N6 vil'08N6.
— Oxii.
— ^ul8ntiI1n6.
— 866ÄÜ8 601'nuti.

8 a 3 inL 6 .

Xxtr^etiuu 8oi11n6.
— 8tlXUIU)llÜ.
— 8tr^olmi nĉn08. 6t 8̂ ii'it.

61'1'UIH soä ^ tnw.

— socl ^tlUQ 8N66llN1 'Ntuill.
I?o1in L6l1näonQA6.

— n ^086̂ mni.
— 8tl'MWNÜ.

I<Xu6tu8 Ooloo^utliiäis 6t prn6̂ nr.
Hm'TiÄ6 aiiNLlbi8 iinlion 6.

— 01i6liäonii.
— Oorüi.
— Oi'ntioln6.
- I ô1)6liL6.

1̂ ul 8Ati 1l 8,6 .

,lo(lot'oXII1!UUI.
IXI6tU6l>XUIM.
13 <̂ ior Ix iili Ni' 86vio08i.
Nixtui 'Ä 8uILui'i6n-n6icln.
Noi'pliiliuui und Salze.
Olenm Oi-otoiÜL.

— 8ril)iiiu6.
OpiuW und dessen Alkaloide.
Ox^inel Oolvliioi.

— 86i1In6.
I 'ilulÄO^Älkrpns.
I 'IuillliUlU soclritmu.
IXl1vi8 I ^66N6UÄIlIlN00 )̂intn8.
Il^clix L6l1aä0liiin6.

— Holleboi'i vli'ülis.
- I^66Ä6UÄIl1lN6.

Lesiiin 3g.1n̂ >n6.



XX.

IvvLiim 86aiiiinoiiia6.
XllixoilUi. Vei'Ätri.
8a^o âla >̂iiiu8.
Zeealo oorimturn.
Löineii Ooleüioi.

— Il/ 086^auii.
— 8ti'3,wonii.

86II16N 8tl'V6llIli.
8tibiuin sultui'ÄtuNi auiantig-emu.

— — 1'ulisnm.
8tr̂ e1iliinulli und Salze.
8urnrnita,t68 8al )ina6.
8/i 'u^us opiatu8.
Hrtiu -U8 8tib»iatu8.
liuetura Xeouiti.

Zellaäonriuö.
— Okmnul)i8 iiiüie-w.
— Ooleliioi.
— OoIoc.vntIiiäi8.
— OiAltg.1i8 6t Ä6tÜ6I'6N.
— Î 6l1sl)ori vii'iäi8.
— l̂oäi (in Mengen von überö Gramm).
— IpseaouaQÜae.
— O^ii l)6U2oioa erooata und 8im̂ l6x.
— Ii68ina6
— 8oi11klo et Xa-Iinn.
— 866n1l8 ooi'nuti.
— 8ti'ninonii.
— 8tl'V6iu>i 6t N6tIl6I'ir6.
— ^ oxivoä6iläri.

IrooliiZoî iorsüliiii noetici.
1'ul)6i-n Xeoniti.

I7nAU6litnm Lelladorniab.
6oriii.

— DiAita1i8.
— H^ 086 ^ÄMi.
— O^ig-tuM.
— 8al)illÄ6.
— I 'artai-i 8tibiati.
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V61-atrinuin.
Viriurri (üolvliioi.

— I ^ 66Ä6UÄn1lk >,6.

XinvuiD laetieuw.
— Vg-leriMieum.
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Anlage SII

Veyeichniß

der Arzneistoffe, welche zu gewerblichen Zwecken, nicht zu ärztlichen oder thier
ärztlichen Zwecken, abgegeben werden können.

Xoiäuni A'senioosura et pi-aeprrrrrta kriVsniaatia.
— tî äroeliloi -ienm.
— nitrieniu.

^Iio8̂ llori6lim.
— 8ultui'ienm.

XeruAO.
Xuro-Xs-trium ebloi'krtnm.
Li8irmtbuni 8ubnitrionni.
l!ron>um.
(uiprum kieetiemn.

— 8u1turioura.
Iritiouin 8tr̂ 6llnirli8atnŵ ooloro rnbno o1)än6tnrn.
(lutti.
II^ärÄi-Â rura, alle Präparate.
äoäurQ.
Ivrrllnio soä t̂um.
Î iguoi- 8til >ii ebloi-lvti.
?ll08^Il.01'N8.
Illnmbnm klaotionm.

Druck und Verlag von Malsch <L Vogel in Karlsruhe.
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Gesetzes- und Verordnungs-Watt
für das Großherzogchum Baden.

Karlsruhe , Donnerstag den 10 . Juni 1880.

Inhalt.
Bekanntmachung des Finanzministeriums : den zum Zweck der Einziehung von Gerichtskosten unter den

Bundesstaaten zu leistenden Beistand betreffend.

Bekanntmachung.

Den zum Zweck der Einziehung von GcrichtSkosteu unter den Bundesstaaten zu leistenden Beistand betreffend.

Jin Einverständniß mit Großherzoglicheiu Ministerium des Großherzoglichen Hauses und
der Justiz bringen wir die vom Bnndesrath in der Sitzung vom 28 . v. M . beschlossene im
Centralblatt für das Deutsche Reich vom 21 . d. M . Nr . 2 ! S . 278 verkündete Anweisung
zur allgemeinen Kenntniß.

Karlsruhe,  den 31 . Mai 1880.

Großherzogliches Ministerium der Finanzen.
I . A. d. Pr.

Nicolai.
Vät . Glock.

ANMlslMg,
betreffend den zum Zwecke der Einziehung von Gerichtskosten unter den Bundes¬

staaten zu leistenden Beistand.

Für die Einziehung der in einem anderen Bundesstaat erwachsenen Gerichtskosten werden
aus Grund des ß . 99 des Gerichtskostengesetzes vom >8 . Juni 1878 (Reichsgesetzblatt S . 141)
die nachstehenden Bestimmungen getroffen.

Gesetzes - und Verordnungs -Blatt 1380. 28
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§. 1.

Das Ersuchen ist von der Behörde(Kasse) zu erlassen, welcher die zwangsweise Bei¬
treibung nach den landesgesetzlichen Bestimmungen obliegt.

Die ersuchte Behörde hat nicht zu prüfen, ob die Kostenrechnung dem Zahlungspflichtigen
mitgetheilt ist.

8- 2.
Dem Ersuchen ist eine Reinschrift der Kostenrechnung beizufügen. Dieselbe muß unter

Beidrückung des Gerichtssiegels von dem Gerichtsschreiber unterschrieben sein und enthalten:
1. den Namen des Zahlungspflichtigen,
2. die Bezeichnung der Sache,
3. die einzelnen Kostenansätze mit Hinweis auf die angewendete Vorschrift des Kosten¬

gesetzes,
4. die Gesammtsumme der Kosten.

8- 3.
Das Ersuchen ist an diejenige Behörde zu richten, welche die zwangsweise Einziehung

zu betreiben hätte, wenn die Kosten bei dem Amtsgerichte entstanden wären, in dessen Bezirk
der Zahlungspflichtige seinen Wohnsitz oder Aufenthaltsort hat, oder wenn die Gegenstände
der Zwangsvollstreckung sich in einem anderen Bezirke befinden, an die zur Beitreibung von
Gerichtskosten zuständige Behörde dieses Bezirks.

Diese Behörde betreibt die Einziehung und sorgt für Uebersendung der eingezogenen
Beträge an die ersuchende Behörde; sie vertritt dieselbe bei allen zur Einziehung oder Sicher¬
stellung erforderlichen Maßregeln. Die Zwangsvollstreckung ist in gleichem Umfange zulässig,
wie für eine Kostenforderung des Staates , welchem die ersuchte Behörde angehört. Die
endgiltigen Entscheidungen über Stundungen oder Niederschlagungen verbleiben der ersuchenden
Behörde.

8- 4.
Alle Postsendungen einschließlich der Geld- und Wertsendungen sind von der absendenden

Behörde frankirt abzulassen.
Die ersuchende Behörde hat weder der ersuchten Behörde noch den Vollziehnngsbeamten

für das Einziehungs- und Beitreibungsverfahren Gebühren oder Auslagen zu erstatten.

Sollen die Kosten des Strafverfahrens gleichzeitig mit der in diesem Verfahren fest¬
gesetzten Geldstrafe durch einen Gerichtsvollzieher beigetrieben werden, so kann die Ver¬
mittelung des Gerichtsschreibers(Z. 162 Gerichtsverfassungsgesetz) auch für die Einziehung
der Kosten in Anspruch genommen werden.

Druck und Verlag von Malsch «L Vogel in Karlsruhe.
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Gesichts- und Verurdmiilgs- Mall
für das Großherzogthum Baden.

Karlsruhe , Montag den 21 . Juni 1880.

Inhalt.
Verordnung des Ministeriums des Innern : die Jmmatrikulirung der Schulgehilfen zur Schullehrer-

Wittwen- und Waisenkasse betreffend.

Verordnung.

Die Jmmatrikulirung der Schulgehilfen zur Schullehrer -Wittwen - und Waisenkasfe betreffend.

Zum Vollzug der Bestimmungen des Artikels III . des Gesetzes vom 1 . April 1880,

Aenderungen des Gesetzes über den Elementarunterricht betreffend (Gesetzes- und Verordnungs¬

blatt Nr . XIII .), soweit derselbe von der Theilnahme der Schulgehilfen an dem allgemeinen

Schullehrer -Wittwen - und Waisenfond handelt , wird verordnet , was folgt:

Die Berechnung und Festsetzung der Jahresbeiträge und der Aufnahmstaxen der Schul¬

gehilfen , welche gemäß Artikel , III . Z. 96 Absatz 2 des Gesetzes vom 1. April 1880 zur

Theilnahme an dem Schullehrer -Wittwen - und Waisenkasseverband verpflichtet sind , erfolgt

durch den Oberschulrath . Jedem Beitragspflichtigen wird eine Berechnung seiner Schuldigkeit

zugestellt. 8'
Der Jahresbeitrag von drei Prozent aus dem Matrikularanschlag von 800 Mark mit

24 Mark ist von denjenigen Schulgehilfen , welche die Dienstprüfung vor dem 1 . Januar

1880 abgelegt haben , vom 1 . Januar 1880 an zu entrichten (Uebergangsbestimmung zum

Gesetz vom 1. April 1880 ).
Die Schulgehilfen , welche die fragliche Prüfung nach dem 1. Januar 1880 abgelegt

haben , beziehungswese ablegen , zahlen den Jahresbeitrag vom Ersten des auf die Ausstellung

des Dienstprüsnngszeugnisses nächstfolgenden Monats.

8- 3-
Die Entrichtung der Jahresbeiträge hat für das Kalenderjahr in vierteljährigen Zahlungen

auf 1. Januar , 1 . April , 1 . Juli und 1. Oktober zu erfolgen.
Gesetzes- mid Verordnungs-Blatt 1880. 29
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Die Vorauszahlung mehrerer Bierteljahrsraten oder des ganzen Betrages steht demPflichtigen frei.
Die Zahlung der Jahresbeiträge hat so lange zu geschehen, als nicht vom Oberschulrath

eine andere Weisung ergeht.

Die Aufnahmstaxe (Artikel III . ß . 97 Absatz 3 des Gesetzes) zu 15 Prozent aus dem
Matrikularanschlag von 800 Mark mit 120 Mark ist nach den Bestimmungen des Ober¬
schulraths in sechs vierteljährlichen Teilzahlungen aus I . Januar , I . April , 1. Juli und
I . Oktober des einen und 1. Januar und I . April des andern Jahres zu bezahlen , sofern der
pflichtige Lehrer nicht alsbaldige Zahlung mehrerer Raten oder des ganzen Betrages vorzieht.

8- 5.

Die Zahlungspflichtigen haben die betreffenden Beiträge (Jahresbeitrag und Aufnahms-
taxe ) ohne jeden Abzug , kostenfrei (bei Benützung der Postanweisungen oder bei Baarseud-
uugen „frei mit Einschluß der Bestellgebühr ") und ohne vorgängige Zahlungsaufforderung
von Seiten der Verrechnung des Schullehrer -Wittwen - und Waisenfonds an diese einzuschicken.

Die Rücksendung der Empfangsbescheinigung Seitens der Verrechnung des genannten
Fonds erfolgt portofrei.

8- 6.
Die Verrechnung des Schullehrer -Wittwen - und Waisenfonds ist ermächtigt , Jahresbei¬

träge und Aufnahmstaxen , welche 4 Wochen nach dem Fälligkeitstermin noch nicht bezahlt
sind , auf Kosten des Pflichtigen durch Postnachnahme bei den betreffenden Gemeinde - bezieh¬
ungsweise Schulanstaltskassen zu erheben , welch' letztere die ausgelegten Beträge sammt den
erwachsenen Kosten an dem Diensteinkommen des betreffenden Lehrers in Abzug zu bringenhaben.

Bezüglich der Auszahlung der Bezüge aus dem Wittwen - und Waisenfond an die
Hinterbliebenen von zur Wittwen - und Waisenkasse immatrikulirten Schulgehilfen sind die
Bestimmungen der 10 u . ff. der diesseitigen Verordnung vom 28 . Juli 1874 — Gesetzes¬
und Verordnungsblatt Nr . XXXIV . — maßgebend.

Karlsruhe,  den 31 . Mai 1880.

Großherzogliches Ministerium des Innern.
Stösser.

Vät . Blattner.

Druck und Verlag von Malsch «L Vogel in Karlsruhe.
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für das GroHerzogthum Baden.

Karlsruhe , Montag den 28 . Juni 1880.

Inhalt.
Bekanntmachung des Finanzministeriums : die Statistik des Waarenverkehrs des deutschen Zollgebiets

mit dem Auslande betreffend.

Bekanntmachung.

Die Statistik des Waarenverkehrs des deutschen Zollgebiets mit dem Auslände betreffend.

Die von dem Buudesrathe zur Ausführung des Gesetzes , die Statistik des Waaren¬
verkehrs des deutschen Zollgebiets mit dem Auslande betreffend , vom 20 . Juli 1879 (Reichs¬
gesetzblatt Seite 261 u . ff.) erlassenen und im Centralblatt für das Deutsche Reich Nr . 47
und Nr . 52 von 1879 und Nr . 22 von 1880 verkündeten Bollzugsvorschriften werden nach¬
stehend zur allgemeinen Kenntniß gebracht.

Karlsruhe,  den 14 . Juni 1880.

Großherzogliches Ministerium der Finanzen.
Etlstälter.

Vät . Glock.

Gesetzes - und Verordnungs -Blatt 1880 . 30
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Bekanntmachung,

betreffend

die Statistik des Warenverkehrs des deutschen Zollgebiets mit dem Auslande.

Der Bundesrath hat zur Ausführuug des Gesetzes , die Statistik des Waarenverkehrs

des deutschen Zollgebiets mit dem Auslande betreffend , vom 20 . Juli 1879 (Reichs -Gesetzblatt

S . 261 ff .) die nachfolgenden Vorschriften erlassen:

Gattung und Menge der Maaren.

Bei den Anmeldungen für die Verkehrsstatistik ist den Angaben über die Gattung und

Menge der Maaren (W . 1 und 2 des Gesetzes ) das statistische Waarenverzeichniß , welches

besonders bekannt gemacht werden wird , zu Grunde zu legen.

Kann die Gattung der Maare nicht nach diesem Waarenverzeichniß angegeben werden,

so ist dieselbe doch so genau zu bezeichnen , daß sich die Waarenpost unter die entsprechende

Nummer des Waarenverzeichnisses einreihen läßt.

8- 2.
Herkunft und Bestimmung der Maaren.

Der Bestimmung im Z. 1 Absatz 2 des Gesetzes gemäß ist bei Handelswaaren in der

Regel als Land der Herkunft das Land , aus dessen Eigenhandel die versendete Maare

herstammt (die Provenienz ) , und als Land der Bestimmung das Land , in dessen Eigenhandel

die Maare übergeht , anzusehen . Die Länder, . durch welche die Maaren auf dem Transport

unmittelbar durchgeführt , oder in welchen die Maaren lediglich umgeladen oder umspedirt

werden , bleiben bei der Angabe der Herkunft und Bestimmung der Maaren außer Betracht.

Die Bezeichnung der Länder erfolgt durch Angabe der betreffenden Staaten (Zollgebiete ) ;

an deren Stelle können , falls ihrer Lage nach allgemein bekannte größere Handelsplätze in

Frage stehen , diese angegeben werden . Deutsche Zollausschlüsse sind stets speziell zu benennen.
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8- 3.
Anmeldestellen.

Die Errichtung von Anmeldestellen im Grenzbezirk außer den Zollämtern (Z. 3 des
Gesetzes) liegt den Landesregierungen ob.

Jeder Anmeldestelle im Grenzbezirk(Z. 3 des Gesetzes) ist von Seiten der Zolldirektiv-
behörde eine bestimmte Strecke der Zollgrenze zuzutheilen.

Die Zolldirektivbehörde kann die innerhalb der Binnenlinie gelegenen Zollstellen in
Seehandelsplätzen, sowie die außerhalb der Zollgrenze(im Auslande) gelegenen Zollstellen
sür bestimmte Verkehrsarten zn Anmeldestellen bestellen(Z. 3 Absatz3 des Gesetzes) und
hat für diesen Fall das weiter Erforderliche anzuordnen. In welchen sonstigen Fällen andere,
als die im Gesetz genannten Zoll- und Steuerümter zu Anmeldestellen bestellt werden sollen,
bestimmt der Bundesrath.

Die Bestimmung der Geschästsstunden für die Anmeldestellen liegt den Zolldirektiv-
behörden ob. Für den Eisenbahnverkehr sind dieselben unter Berücksichtigung der jeweiligen
Fahrpläne dergestalt zu regeln, daß Zugverspätnugen und Betriebsstörungen vermieden werden.

Die Orte, an welchen sich Anmeldestellen befinden, und die den einzelnen Anmeldestellen
zugetheilten Grenzstreckeu beziehungsweise Verkehrsarten sind öffentlich bekannt zu machen.

Die im Z. 1 des Gesetzes vorgeschriebenen Anmeldungen können, insoweit nicht die
Bestimmungen des Z. 4 des Gesetzes Anwendung finden, nur bei der Anmeldestelle bewirkt
werden, welcher die betreffende Grenzstrecke beziehungsweise Verkehrsart hiernach überwiesen ist.

8- 4.
Die von den Zolldirektivbehörden für die Fälle, in welchen Sendungen den Sitz einer

Anmeldestelle nicht berühren, nach Z. 7 Absatz1 des Gesetzes zu treffenden Bestimmungen
werden öffentlich bekannt gemacht.

8- 5.
Anmeldescheine.

Zn den nach 3 des Gesetzes abzugebenden Anmeldescheinensind Formulare nach den
anliegenden Mustern (Anlage1 a.—ä.) zu verwenden und zwar:

u. für die Einfuhr . weiße,
d. für die Ausfuhr. grüne,
e. für die Durchfuhr(Z. 12 Nr. 2 u. des Gesetzes) . gelbe,
ä. für den Jnlandsverkehr mit Berührung des Auslandes(§. 12 Nr. 2lo.

des Gesetzes) . rothe.
Den Mustern entsprechend ist bei der Einfuhr nur das Land der Herkunft, bei der

Ausfuhr nur das Land der Bestimmung und bei der Durchfuhr sowohl das Herkunfts-, als
das Bestimmungsland anzugeben. Im klebrigen ist bei der Ausfüllung der Anmeldescheine
die Anleitung(Anlage2) zu beachten.

Anlage I.

Anlage 2.

30 .
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Die gedruckten Formulare zu den Anmeldescheinen und die Anleitung zur Ausfüllung der¬
selben werden einzeln unentgeltlich von den Anmeldestellen und den übrigen Zoll - und Steuer¬
stellen verabfolgt . In größerer Anzahl können dieselben von denjenigen Zoll - und Steuerstellen,
welche zugleich Anmeldestellen sind, oder von den Direktivbehörden besonders dazu beauftragt
werden , gegen Erstattung der Kosten entgegengenommen werden.

8- 6.

Insofern der zur Eintragung vorgesehene Raum in den Formularen zu den Anmelde¬
scheinen nicht ausreicht , ist es gestattet , über die betreffenden Maaren ein die nöthigen Angaben
enthaltendes besonderes Verzeichniß anszustellen und dem Anmeldeschein , in welchem auf
letzteres verwiesen wird , als Anlage fest anzuheften . Beim Eisenbahnverkehr darf ein
Anmeldeschein nur den Inhalt eines Frachtbriefes umfassen.

8 - 7.

In den Fällen des Absatzes 2 des tz. 27 des Bereinszollgesetzes ersetzt der Revisions¬
befund die Anmeldung in Bezug ans Gattung und Menge der Maaren . Doch bleibt der
Waarenfnhrer zur Angabe des Landes der Herkunft verpflichtet.

Bei den zollfreien Gegenständen , welche bei dem Grenzzollamt auf Grund von Fracht¬
briefen in den freien Verkehr gesetzt werden , bedarf es der Uebergabe von Anmeldescheinen
nach Z. 3 des Gesetzes. Für diese Anmeldescheine können die Formulare zu den speziellen
Zolldeklarationen benutzt werden.

8- 8.
Der kleine Grenzverkehr , bei welchem nach tz. 3 des Gesetzes mündliche Anmeldung

genügt und nach Z. 9 des Gesetzes weitere Erleichterungen bezüglich der Verpflichtung zur
Anmeldung eintreten können , umfaßt in vorliegender Hinsicht den nachbarlichen Verkehr der
Grenzorte , welche nicht weiter als 15 Kilometer von der Grenze entfernt gelegen sind.

Bei Gegenständen , welche auf weiteren Strecken transportirt werden , sowie bei Maaren,
welche als Roh - oder Hülfsstoffe in Fabriken oder anderen Anstalten für die Großindustrie
oder zum Zweck des Großhandels ein - oder ausgesührt werden , bedarf es der schriftlichen
Anmeldung.

8- 9.

Prüfung der Anmeldescheine durch die Waarenfnhrer.

Die öffentlichen Transportanstalten und diejenigen Personen , welche Güter gewerbsmäßig
befördern , sind verpflichtet , bei der Entgegennahme der Anmeldescheine von den Absendern
solche zum Nachweis der erfolgten Prüfung zu unterschreiben oder mit dem Expeditionsstempel
zu versehen (Z. 18 ). Bei dieser Prüfung ist der Inhalt der Anmeldescheine mit demjenigen
der Frachtbriefe zu vergleichen ; außerdem hat dieselbe sich daraus zu erstrecken, ob der
Anmeldeschein in formeller Hinsicht den ertheilten Vorschriften entspricht . Wenn hinsichtlich
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der Gattung , der Menge und des Herkunsts - und Bestimmungslandes der Anmeldeschein dem

Frachtbrief beziehungsweise der Deklaration nicht widerspricht , so ist damit die Forderung

des K. 6 Absatz 1 des Gesetzes hinsichtlich der Uebereinstimmung zwischen beiden erfüllt.

Unvollständige oder als unrichtig befundene Angaben in den Anmeldescheinen hat der

Waarenführer vor der Beförderung der Waare ergänzen beziehungsweise berichtigen , aus

, unrichtige Formulare geschriebene Anmeldungen durch neue Scheine ersetzen zu lassen.

8- 10.
Prüfung der Anmeldungen durch die Anmeldestellen,

Die Anmeldestellen haben von der ihnen nach Z, 8 des Gesetzes beigelegten Befugniß

zur Prüfung der Richtigkeit der Anmeldungen nach Anleitung der Oberbeamten der Zoll¬

verwaltung in einem dem Zweck entsprechenden Umfange Gebrauch zu machen und bei unvoll¬

ständigen Anmeldungen deren Ergänzung durch den Waarenführer oder nach den eigenen

Ermittelungen herbeizuführen , sowie die zu ihrer Kenntnis ) gelangenden Zuwiderhandlungen

gegen die gesetzlichen Vorschriften in Betreff der Anmeldungen zur Anzeige zu bringen (Z. 17

des Gesetzes ) .
8- ii.

Bei den Waareu , welche der zollamtlichen Abfertigung unterliegen , sind die nach den

zollgesetzlichen Vorschriften vorznnehmenden allgemeinen und speziellen Revisionen (Z. 28 des

Vereinszollgesetzes ) auf die Prüfung und Richtigstellung der für die Verkehrsstatistik vorge¬

schriebenen Angaben zu erstrecken.

Insbesondere ist bei den zum Zweck der Eingangsverzollung vorzunehmenden speziellen

Revisionen die Gattung der Maaren von den revidirenden Beamten stets so genau festzustellen,

daß die Maaren nach dem Revisionsbefund der bezüglichen Nummer des statistischen Waaren-

verzeichnisses mit Sicherheit zugerechnet werden können.

8- 12.
Erleichterungen.

See - und Flußschiffe , mit Einschluß der darauf befindlichen Jnventarienftücke , sind von

der Anmeldepflicht nach tz. 1 des Gesetzes ausgenommen.

Bei der Einfuhr mit der Post bedarf es neben der Zolldeklaration einer besonderen

Anmeldung für die Verkehrsstatistik nicht (Z. 4 des Gesetzes ) .

Bei der Ausfuhr mit der Post können an die Stelle der nach Z. 3 des Gesetzes abzu¬

gebenden Anmeldescheine Duplikate der den Postsendungen beizufügenden Zolldeklarationen

treten . In denjenigen Fällen , in welchen ausnahmsweise der Postsendung eine Zolldeklaration

nicht beigefügt ist , genügt ein Anmeldeschein , worin die spezielle Gattung der Maaren (Z. 2

des Gesetzes ) und deren Nettogewicht , sowie das Bestimmungsland angegeben ist.

Die Anmeldepflicht nach tz. 1 des Gesetzes erstreckt sich nicht auf die Postsendungen nach

den Zollausschlüssen des Deutschen Reichs , sowie auch nicht auf die mit der Post stattfindenden
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Durchfuhren, noch auf die Postsendungen ans dem deutschen Zollgebiet durch das Ausland
nach dem Zollgebiet.

Die Bestimmung des H. 8 des Gesetzes findet auf Postsendungen keine Anwendung.
Gegenstände der in tz. 5 des Gesetzes, betreffend den Zolltarif des deutschen Zollgebiets

(Reichs-GesetzblattS . 208) bezeichnten Art sind auch bei der Ausfuhr, wenn die entsprechenden
Voraussetzungen zutreffen, von der Anmeldepflicht befreit.

8- 13-
Die Zolldirektivbehörden sind auf Grund des Z. 9 des Gesetzes ermächtigt, die auf

kurzen Straßenstrecken im freien Verkehr stattfindenden Versendungen vom Zollgebiet durch
das Ausland nach dem Zollgebiet und die Durchfuhren auf kurzen Straßenstrecken von der
Anmeldepflicht anszunehmen.

Gleiche Ausnahmen können in Füllen des örtlichen Bedürfnisses von den Zolldirektiv¬
behörden im kleinen Grenzverkehr(Z. 8 Absatz1) bei der Ausfuhr von Gegenständen des
Marktverkehrs(Erzeugnisse des Garten- und Ackerbaues, der Viehzucht, des Fischfangs, Brenn¬
materialu. s. w.) und bei der Einfuhr von zollfreien Gegenständen dieser Art bewilligt werden.

Von den hiernach gewährten Erleichterungen ist dem Kaiserlichen statistischen Amte
Mittheilung zu machen.

tz. 14.
Bei den aus dem Zollgebiet durch das Ausland nach dem Zollgebiet mit zollamtlichen

Begleitpapieren stattsindenden Versendungen bedarf es der im §. 4 Absatz2 des Gesetzes
vorgeschriebenen ergänzenden Anmeldung nicht.

Findet eine solche Versendung im freien Verkehr auf Grund direkter Begleitpapiere statt
(Z. 12 Nr. 2 I>. des Gesetzes), so genügt eine allgemeine Bezeichnung der Gattung der
Waare und die Angabe des Bruttogewichts derselben.

8- 15.
Die Vergünstigung des ß. 2 Absatz3 des Gesetzes, bei Zusammenpacknng verschiedener

Maaren den Gesammtinhalt des Kollo hinsichtlich der Gattung allgemein und hinsichtlich der
Menge nach dem Bruttogewicht nebst Verpackungsart anzumelden, kann von den Zolldirektiv¬
behörden nach Bedürfniß solchen Handeltreibenden ertheilt werden, welche darauf antragen und
Nachweisen, daß sie die spezielle Angabe der Waarengattung und das Nettogewicht jeder
Gattung ohne Schädigung ihres Geschäfts anzngeben nicht vermögen, auch sich verpflichten,
den Werth der Sendung mit anzumelden. Die Formulare für solche Anmeldungen sind im voraus
vom Hauptamt des Wohnorts des betreffenden Handeltreibenden mit der Firma des letzteren
und der Bemerkung„Gattung allgemein" unter Beidruck des hauptamtlichen Stempels zu
versehen.

8- 16-
Die im Z. 6 Absatz2 des Gesetzes zugelassene Vergünstigung der Nachlieferung von

Anmeldescheinen für die Ausfuhr binnen längstens achttägiger Frist gegen Einreichung eines
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Jnterimsscheins wird beim unmittelbaren Ansgang zur See allgemein in denjenigen Seehäfen

gewährt , welche Sitz einer die Funktionen einer Anmeldestelle wahrnehmenden Zollstelle sind.

Unter welchen Voraussetzungen sonst die Einreichung von Jnterimsscheinen für die

Ausfuhr gestattet sein soll, bestimmt der Bundesrath.

8- 17.
Statistische Gebühr.

Die nach Z. 13 des Gesetzes zur Entrichtung der statistischen Gebühr dienenden Stempel¬

marken werden zum Preise des Stempelbetrages , aus welchen dieselben lauten , bei den

Postanstalten verkauft.
Die Stempelmarken werden mit der Umschrift „Deutsches Zollgebiet , Statistische Gebühr"

und der Angabe des Betrages , für welchen sie gelten , bezeichnet und für Werthbetrüge von

5, 10 , 20 und 50 Pfennig zum Verkauf gestellt.

8- 18.
Bei der Verwendung sind die Stempelmarken in dem erforderlichen Betrage auf der

Vorderseite der Anmeldescheine oder der nach Z. 4 des Gesetzes dieselben vertretenden Papiere

aufzukleben und demnächst bei der Anmeldestelle durch Abstempelung zu entwerthen.

Den öffentlichen Transportanstalten ist gestattet , den nach ß. 0 Absatz 1 anzuwendenden

Expeditionsstempel aus die Stempelmarke zu setzen und zwar in der Art , daß die eine Hälfte

derselben zur amtlichen Entwerthung freibleibt.

8- 19.
Für Maaren , welche aus Grund direkter Begleitpapiere im freien Verkehr

n. durch das deutsche Zollgebiet durchgeführt werden (K. 12 Nr . 2n . des Gesetzes), oder

d . aus demselben durch das Ausland nach dem Zollgebiete befördert werden (H. 12

Nr . 2d . des Gesetzes),

ist der zuerst erreichten Anmeldestelle ein Anmeldeschein nach Muster 16 . beziehungsweise «I.

vorzulegen , welcher mit Stempelmarken in dem für die Einfuhr beziehungsweise Ausfuhr der

betreffenden Warenmenge vorgeschriebenen Betrage versehen ist.

Die Anmeldestelle prüft die Anmeldung auf Grund des H. 8 des Gesetzes und giebt den

Anmeldeschein , nachdem sie denselben nebst den Begleitpapieren abgestempelt und die Stempel¬

marke entwerthet hat , dem Waarenführer zurück.

Sobald unter Vorlage dieses Anmeldescheins und der Begleitpapiere bei der Anmeldestelle

des Ausgangs beziehungsweise des Wiedereingangs der Nachweis erbracht ist , daß die Maaren

ausgeführt beziehungsweise wieder eingegangen sind , hat die betreffende Anmeldestelle unter

Zurückbehaltung des Anmeldescheins den Stempelbetrag dem Waarenführer baar zurückzuzahlen.

8. 20.

Wenn Maaren der in dem H. 19 gedachten Art auf dem Transporte mehr als zwei

Anmeldestellen berühren , so hat der Waarenführer den ihm von der zuerst erreichten Anmelde-
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stelle eingehändigtell Anmeldeschein einer jeden weiteren Anmeldestelle vorzulegen , welche den¬
selben abzustempeln und demnächst dem Waarensührer zurückzugeben hat . Für die Entrichtung
der statistischen Gebühr ist in Fallen dieser Art die schließlich «: Bestimmung der Maaren
maßgebend.

8- 21 .
Wird die Bestimmung der Maaren aus dem Transport in der Art geändert , daß die

zur Durchsuhr angemeldeten Maaren (Z. 19 a .) im Zollgebiete beziehungsweise die zur Wieder¬
einfuhr angemeldeten Maaren (tz. 191 >.) im Auslande verbleiben , so ist der Anmeldeschein,
nachdem derselbe hinsichtlich der Angabe über den Bestimmungsort berichtigt ist , der ersten
Anmeldestelle des Eingangs beziehungsweise Ansgangs innerhalb der ersten acht Tage nach
dem Eintritt der veränderten Bestimmung der Maaren zuzustellen . Dies hat , falls die Maare
sich im Inlands befindet , durch den Waarensührer ans Kosten des Absenders , falls die Maare
sich im Auslande befindet , durch den Absender zu geschehen.

8- 22 .
Mit Genehmigung der Zolldirektivbehörde kann für bestimmte Arten des Transports,

namentlich für die durch öffentliche Transportanstalten vermittelten , bezüglich der in Z. 19
bezeichnten Maaren von der Entrichtung der statistischen Gebühr bei der zuerst erreichten
Anmeldestelle Abstand genommen werden . Bei Versendungen mittelst der Eisenbahn ist dieses
Verfahren allgemein in Anwendung zu bringen.

Wird die Bestimmung der hiernach ohne Entrichtung der statistischen Gebühr abgelassenen
Maaren auf dem Transport geändert (Z. 21 ) , so ist der Anmeldeschein , bevor derselbe der
betreffenden Anmeldestelle zurückgestellt wird , mit der erforderlichen Stempelmarke zu versehen.

Berlin,  den 20 . November 1879.

Der Stellvertreter des Reichskanzlers.
Otro  Graf zu Stolberg.
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(Auf weißem Papier .) Anlag e Irr.

Statistik des Waarcnverkehrs.

Anmeldeschein für die Einfuhr.

Land der Herkunft der Maaren : . . . . . . .

Zahl und Art
der

Kolli , Wa .zcn , Schiffe re. ;

Zeichen und Nummer
der Kolli.

Nummer
des

statistischen
Waareu-

verzeich-
nisseS . *)

Gattling der Maaren.

Menge der Maaren.

Netto¬

gewicht.

ir?

Brutto¬

gewicht.

Ander¬
weiter

Maßstab.

kt

ZL Muster-Eintragungen.

6 Ballen d 5/7 , XL 1/3 Z? Rohe Baumwolle. 720 750 —

1 Wagen. ^ Torf. 2000 — —

1 Kahn.
T § d
^ »5, 'L Blauholz . . 3000 — —

3 Fässer XV 1/3 - . . Harzöl. 120 —

ß K (einschl. Fastage .)

4 Kisten N8 10/3 . . Natürl . Mineralwasser in Krügen — 305 —

K
n . s. w.

(Ort ) , den . . ten . 18 . .
Unterschrift (Firma) vcS Anmelders.

(Raum zum Aufkleben der Stempelmarken

für die statistische Gebühr .)

Gesetzes - und Verordnungs -Blatt 1880.

Einzelne Exemplare der Formulare zu den Anmelde¬

scheinen und der Anleitung zur Ausfüllung derselben

sind bei sammtlichen Zoll - und Steuerstcllen und An-

meldepostcn unentgeltlich zu haben.

*) Diese Spalte wird von der Anmeldestelle ausgefüllt , in¬

sofern der Aussteller des Anmeldescheins dazu nicht im Stande

sein sollte.

31
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Anlage 1k».
(Auf grünem Papier .)

Statistik des Warenverkehrs.

Anmeldeschein für die Ausfuhr.

Land der Bestimmung der Maaren:

ZaI , l uud Art
der

Kolli , Wagen , Schiffe rc. ;
Zeichen und Nummer

der Kolli.

Nummer
des

Menge der Maaren.

statistischen
Waaren-

verzeich-
nisseS . *)

Gattung der Maaren. Netto¬

gewicht.

Üss.

Brutto¬

gewicht.

Ander¬
weiter

Maßstab.

Mnster - Eiirtragmrgeii.

1 Schiff. Ä Fichtcne Bretter , ungehobelt . . 60 000 — —

3 Eisenbahnwagen . . K> Leinöl in Fässern. 22 »00
(einschl.

Fastage .)
1 Wagen . . . . .

T
Blöcke ans Pappelholz , unbearbeitet
Eisenbahn - Personenwagen mit

5Fesimel.
sl Stück imNnri

U Polstcrarbeit. — — sio 000L̂.
— d

Ochsen. — — 12 Stück

2 Fässer LL 6/7 . . 8 17 Syrup. 225 253 —

4 Fässer 0 1/4 . . .
Z H

K 'L

Wein in Fässern und Ueberfässcrn 846
(einschl.
Fässer.)

950
(mit Uebcr-

fässern.)
201 Kiste OL 49 . . . . . . . . . . . . . . . — —

s d ^ Ungarnirte Hcrrcnhüte aus Filz. s) .— —

enthaltend! tN- Garnirte seidene Herrenhüte . . 7 — —

f Z, Strohhüte ohne Garnitur . . . — — 40 Stück
1 Kiste LN 14 . - . »5t — 64 —

Eiserne Handfeilen , unpolirte . . 20 — —

enthaltend' ß
Grobe eisernePapicrmesscr unpolirte
Feine polirtc eiserne Tischmesser

25

l
1 Kollo ( theilwcise ver-

rr mit Holzschalen.
Eine Nähmaschine,überwiegend aus

5

packt ) I1L 7 . . . K Gußeisen.
u . s. w.

31 32

(Ort ) , den . . ten 18 . .
Unterschrift ( Firma ) des Anmelders.

Einzelne Exemplare der Formulare zu den Anmelde¬
scheinen und der Anleitung zur Ausfüllung derselben

(Raum zum Aufkleben der Stempelmarken sind bei sämmtlichen Zoll - und Sleucrstcllen und An-

für die statistische Gebühr .) ^ ^ deposten unentgeltlich zu haben.
*) Diese Spalte wird von der Anmeldestelle ausgesüllt , in - i

sofern der Aussteller des Anmeldescheins dazu nicht im Stande ^
sein sollte . >



XXIII. 191

(Auf gelbem Papier .)
Statistik des Warenverkehrs.

Anlage 1« °.

Anmeldeschein für die Durchfuhr durch das deutsche Zollgebiet auf Grund
direkter Begleitpapiere.

Land der Herkunft der Maaren: Land der Bestimmung der Maaren:

Zahl und Art
dcr

Kolli , Wagen , Schiffe rc. ;
Zeichen und Nummern

der Kolli.

3 Eiscubahnwagen
2 Wagen . . .

4 Säcke IlL 9 2/5
2 Fäsfer 6I ( 8/9

A 7»

(Ort ) , den . . ten . 18 .

Nummer
des

statistischen
Waaren-

verzeich-
iiisses* *) .

T § G

L RZU
L A

Menge der Maaren.

Gattung dcr Maaren. Netto¬

gewicht.

Brutto

gewicht.

Muster -Eintragungen.

Schwerspath . . . .
Kartoffeln in Säcken .
Ziegen.
Kurkume.

Benzin.

n. s. w.

Ander-
weiter

Maßstab.

30000

157
80

(einschließl.
Fastage .)

3500

160
6 Stück

Unterschrift ( Firma ) des Anmelders.

(Raum zum Aufkleben der Stempelmarke»
für die statistische Gebühr .)

Einzelne Exemplare der Formulare zu den Anmelde¬
scheinen und der Anleitung zur Ausfüllung derselben
sind bei sämmtlichen Zoll - und Stenerstellen und An-
meldeposten unentgeltlich zu haben.

*) Diese Spalte wird von der Anmeldestelle ausgefüllt , in¬
sofern der Aussteller des Anmeldescheins dazu nicht im Stande
sein sollte.

31 .
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Anla ge 1 «I.
(Auf rothem Papier .)

XXIII.

Statistik des Waarenverkehrs.

Anmeldeschein für Versendungen vom Zollgebiet durchs Ausland nach dem
Zollgebiet aus Grund direkter Begleitpapiere . '

Bezeichnung des Auslandes , durch welches die Waare gesandt wird:

(Raum zum Aufkleben der Stempelmarken
für die statistische Gebühr .)

Einzelne Exemplare der Formulare zu den Anmelde¬

scheinen und der Anleitung zur Ausfüllung derselben

sind bei sämmtlichen Zoll - und Steuerstellcn und An-
meldcpostcn unentgeltlich zu haben.

*) Diese Spalte wird von der Anmeldestelle ansgesüllt , in¬
sofern der Aussteller des Anmeldescheins dazu nicht im Stande
sein sollte.

^ -

>

Zahl und Art
der

Kolli , Wagen , Schiffe rc . ;
Zeichen und Nummer

der Kolli.

Nummer
des

statistischen
Waaren-

verzeich-
nisses . *)

Gattung der Waarcn.

Menge der Maaren.

Netto¬

gewicht.

Brutto¬

gewicht.

KZ

Ander-
weiter

Maßstab.

! 8 ^ Muster - Eintragungen.

1 Schiff. Rohe Kreide. 45000 — —

. ^ 2 Eisenbahnwagen . . GraSsaat in Säcken . . . . — 15000 —

1 Kiste rv . U . 29 . . Hausenblase. 21 24 —

.! 5 Fässer U8 1/5 . . K 8 Glycerin . . . . 240 — —

p. (einschließl. Fastage .)
- 2 Ballen N 6/7 . fr . . 8 .o Manillahanf , gehechelt . . . 112 — —

8 ^
p! 'L n . s. w.

. «

K

(Ort ) den . . ten . 18 . .
Unterschrift ( Firma ) des Anmelders.

» v
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Anlage 2.

Anleitung zur Ausfüllung der Anmeldescheine

für di-

Statistik des Waarenverkehrs des deutschen Zollgebiets mit dem Auslände.

1 . Bei der Ausstellung der Anmeldescheine sind die Vorschriften in dem Gesetze vom 20 . Juli

1879 (Reichs -Gesetzblatt S . 261 ff.) und in der zugehörigen Bekanntmachung vom 20 . No¬

vember 1879 (Central -Blatt des Deutschen Reichs S . 676 ff.) zu beachten.

Für die Anmeldung von Waaren zur Einfuhr  in das Zollgebiet sind weiße,

zur Ausfuhr  aus demselben grüne  Formulare zu verwenden . Nur für die unter

Ziffer 7 bezeichneten Waaren , welche auf Grund direkter Begleitpapiere a, durch das

Zollgebiet durchgeführt oder 6 . aus demselben durch das Ausland nach dem Zollgebiet

befördert werden , sind anders gefärbte Formulare zu gebrauchen und zwar gelbe  für die

vorstehend zu a ., rothe  für die zu 6. bezeichneten Waaren.

2 . Als Land der Herkunft  der Waaren ist dasjenige Land , aus dessen Gebiet die Ver¬

sendung erfolgt ist , und als Land der Bestimmung  der Waaren dasjenige Land , wohin

die Versendung gerichtet ist , auzugeben . Die Länder , durch welche die Waaren auf dem

Transport unmittelbar durchgeführt , oder in welchen die Waaren auf dem Transport

lediglich umgeladen oder umspedirt werden , bleiben bei der Angabe der Herkunft und

Bestimmung der Waaren außer Betracht . Hiernach ist bei Handelswaareu in der Regel

als Land der Herkunft das Land , aus dessen Eigenhandel die versendete Waare herstammt

(die Provenienz ), als Land der Bestimmung das Land , in dessen Eigenhandel die Waare

übergeht , anzusehen.
Die Bezeichnung der Länder erfolgt durch Angabe der betreffenden Staaten (Zoll¬

gebiete) ; an deren Stelle können, falls ihrer Lage nach allgemein bekannte größere Handels¬

plätze iu Frage stehen, diese angegeben werden , z. B . Bremen , Hamburg , Belgien , Schweden,

Schweiz , Bereinigte Staaten von Amerika , oder Antwerpen , Stockholm , Basel , New-

Orleans u . s. w. Deutsche Zollausschlüfse sind stets speziell zu benennen.

3. Die Gattung der Waaren  ist nach ihrer speziellen Benennung und Beschaffenheit

anzugeben . Kollektivbezeichnungen sind nur insoweit zulässig , als das statistische Waaren-

verzeichniß sie aufführt . Kann die Angabe nicht nach diesem Waarenverzeichniß erfolgen,
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so ist , zur Vermeidung nachträglicher Vervollständigungen , thunlichste Spezialisirung
erforderlich , wie z. B.

bei Eisen:  ob Roheisen , Brucheisen , schlackenfreies oder schlackenhaltiges Lnppen-
eisen , schmiedbares Eisen , Radkranzeisen , Eck- und Winkeleisen oder dergl . ; bei
FärbHolz:  ob Blau - , Gelb -, Rothholz ; bei Häuten und Fellen:  ob rohe
oder gesalzene oder trockene Rindshüute , rohe Kalbfelle , rohe behaarte Schaaf -,
Lamm - und Ziegenselle , enthaarte Schaaffelle , rohe Hasenfelle , rohe Seehundfelle,
rohe Roßhüute oder dergl . ; bei Kleidern , Leibwäsche , Zeugwaaren,
Posamentierwaaren , Strümp sw aaren , Spitzen und Stickereien:
die Art des Rohstoffs ; bei Garnen  ebenfalls die Art des Rohstoffs , und ferner
bei Baumwollen garn:  ob roh , gebleicht oder gefärbt , wie viel drähtig und
die Nummer englisch , bei Leinengarn:  ob gefärbt , bedruckt oder gebleicht und
die Nummer englisch rc. ; bei Ta back : ob Rohtaback , Tabackstengel , Rauch -, Schnupf¬
oder Kautaback oder dergl ., u . s. w.

Ungenügende und deshalb unzulässige Waarenbezeichnnngen sind zum Beispiel:
Abfälle , Apothekerwaaren , Chemikalien , Drvgnen , Effekten , Ellenwaaren , Farbe-
waaren , Federn , Fettwaaren , Fruchte , Futterstoffe , Garn , Getreide , Getränke,
Gewürze , Haare , Handschuhe , Hüte , Heizungsmaterialicn , Kausmannsgüter , Kolonial-
waaren , Konsnmtibilien (Eßwaaren , Viktnalien ) , Knrzwaaren (Galanteriewaaren,
Mercerie , Quincaillerie ), Manusakturivaaren , Materialwaaren , Medikamente , Metalle,
Bletallwaaren , Möbel , Oel , Sämereien , Säuren , Salze , Schnittwaareu , Spiel-
waaren , Spinnstoffe , Stückgüter , Uhren , Utensilien , Vieh , Weißwaaren.

4 . Die Menge der Maaren  ist in der Regel nach dem Gewicht (in Kilogramm ) anzn-
geben . Bei verpackten Maaren hat die Gewichtsangabe das Nettogewicht jeder einzelnen
Waarengattung zu enthalten , doch genügt für Kolli , welche nur eine  Waarengattnng ent¬
halten , das Bruttogewicht unter Angabe der Verpackungsart . Bei Flüssigkeiten , mit Aus¬
nahme von Syrnp , wird die unmittelbare Umschließung zum Nettogewicht gerechnet.

Die Angabe der Stückzahl ist erforderlich bei Eisenbahnfahrzeugen , für welche stets
auch der Werth anzugeben ist , bei anderen Wagen und Schlitten mit Leder - oder Polster¬
arbeit , sowie bei Vieh . Bei Holz in Balken oder Blöcken kann entweder das Gewicht
oder der Rauminhalt nach Festmetern angegeben werden . Bei Heringen ist die Menge
nach der Zahl der Fässer , bei Strohhüten nach der Stückzahl aufzuführen.

5 . Bon den angemeldeten Maaren , mit Ausnahme der zu Ziffer 7 bezeichneten , ist eine
statistische Gebühr nach folgenden Sätzen zu entrichten:

1. bei ganz oder theilweise verpackten Maaren für je 500 ü »- . . . 5 Pfennig,
2. bei unverpackten Maaren für je 1000 ÜF . 5 „
o . bei Kohlen , Koaks , Torf , Holz , Getreide , Kartoffeln , Erzen , Steinen,

Salz , Roheisen , Cement , Düngnngsmitteln und Rohstoffen zum
Verspinnen in Wagenladungen , Schiffen oder Flößen , verpackt oder
unverpackt , für je 10000 . 10 „
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4 . bei Pferden , Maulthieren , Eseln , Rindvieh , Schweinen , Schaafen
und Ziegen , für je 5 Stück . 5 Pfennig.

Für Bruchtheile der Mengeneinheiten kommt die volle Gebühr in Anrechnung.
6. Die Anmeldescheine müssen bei der Uebergabe an die Anmeldestelle mit den erforderlichen

Stempelmarken versehen sein. Letztere sind in dem gesetzlichen Betrage an der im Vordruck
bezeichnten Stelle aufzukleben.

7 . Von der statistischen Gebühr befreit sind (außer den Postsendungen und denjenigen Waaren,
welche unter Zollkontrole versendet — , ans Niederlagen für unverzollte Gegenstände
gebracht — , nach Entrichtung des Eingangszolls in den freien Verkehr gesetzt —- oder
znm Zweck der Zurückvergütung oder des Erlasses der Abgaben unter amtlicher Kontrole

ansgeführt werden ) die Waaren , welche auf Grund direkter Begleitpapiere im freien Verkehr
a . durch das deutsche Zollgebiet durchgesührt , oder
d . aus demselben durch das Ausland nach dem Zollgebiet befördert werden.

Eine Durchfuhr beziehungsweise Beförderung auf Grund direkter Begleitpapiere
im freien Verkehr wird angenommen , wenn Waaren
zu a . beim Eingang in den freien Verkehr  des Zollgebiets , zur Wieder¬

ausfuhr angemeldet (gelbes Formular ), und dabei ihren Transport betref¬
fende Frachtpapiere vorgelegt werden , die auf einen außerhalb des Zollgebiets
liegenden Bestimmungsort lauten,

zu I, . beim Ausgang ans dem freien Verkehr  zur Wiedereinfuhr
angemeldet (rothes Formular ) , und dabei ihren Transport betreffende
Frachtpapiere vorgelegt werden , die auf einen innerhalb des Zollgebiets
liegenden Bestimmungsort lauten.

8 . Am Schluß der Eintragungen ist der Anmeldeschein mit Ort und Datum der Ausstellung
und der Unterschrift des Ausstellers zu versehen.

9 . Bei der Ausfüllung der Formulare zu den Anmeldescheinen dienen die Mustereinträge in
den Anlagen 1a . bis cl. als Anhalt.

(Folgen die vorstehenden Muster In . dis ü. als Anlagen Im dis ä .)
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MHsÄsch:tMWM . N,M . itzüaŝ rm ,HwjM ^ MWf ^ ^!kkML̂ ^ ,
tztsrä?Bo8 >;^ 6 öWrspm Mnir-Hw M . ^

' ' > : . , _., :.. _ >üriüj )r 'jrvMMWM ".fldd ^ . '^ . ' - .
M»W8M r-4ÜW ^K,,  hrrr- nrMMMl ^'.M .̂,O ''-tzüHĥ m̂V A- ĤüWH M ,.d
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Statistisches Waarenveyeichnis;
für den

Nachweis des Waarenverkehrs des deutschen Zollgebiets

mit dem

Auslande.

Anmerkung . Den Maßstab für die Anschreibung bildet das Gewicht in ÜA, soweit nicht bei einzelnen Nummern
ausdrücklich andere Maßstäbe angegeben sind.

Gesetzes- und Berordnungs-Blatt 1880. 32



198 XXIII.

ß
Waarenverzeichniß

für die
Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
auf die
Abthci-

lungen des

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für ' die
Einfuh r.

Tarasatz *)
(in Pro¬

zenten deö
Brutto-

Zolltarifs. gewichts ) .
i. 2. 3. 4. 5.

1. Abfälle.
i. Abfälle von der Eisenfabrikation 1 u 1. ' . —

(Hammerschlag , Eisenfeilspäne)
und von Eisenblech , verzinntem
(Weißblech ) und verzinktem.

2. Abfälle von Glashütten , auch Scher- 1 u -i
10 Fff.

ben von Glaswaaren.
3. Leimleder , auch abgenutzte alte 1 u 3. 10 Fff.

Lederstücke und sonstige zur Ver¬
wendung als Fabrikationsmate¬
rial geeignete Lederabfälle.

2 Sck.

4. Guano , natürlicher. 1 d
5. Anderer thierischer Dünger. 1 b 5.
6. Sonstige Düngungsmittel , als: 1 k 6

ansgelangte Asche, Kalkäscher,
Knochcnschanm oder Zuckererde
und Thierknochen jeder Art.

2 Sck.

—
1 b Amkg. 6 u. An sich zollpflichtige künst-

liche Düngungsmittel und Dünge¬
salz, auf besondere Erlanbniß.

7. Meie und Malzkeime. 1 d 7. 1 Sck.
8. Lumpen aller Art. 1 6
9. Papierspäne ; Makulatur , bcschrie- 1 6 9.

2 Sck.bene und bedruckte.
10. Alte Fischernetze , altes Tauwerk 1 o 10.

und alte Stricke ; gezupfte Charpie.
11. Sonstige Abfälle , soweit sie nicht 1 u und b 11. 10 Fss.

wie die Rohstoffe , von welchen
sie herstammen , zu behandeln
sind.

2 Sck.

2. Baumwolle und Baurnwollenwaaren.
12. Baumwolle , rohe. 2 n 12. 1 4 Bll.
13. —, kardätschte , gekämmte, gefärbte. 2 n 13. j 2 Sck.14. Baumwollwatte. 2 b 14. 18Fss . u.Kst.i

13 Kb.
4 Bll.

*) Insofern bei verpackten nach dem Nettogewicht anzuschreibenden Maaren nur das Bruttogewicht bekannt ist, die Tara auch
nicht zollamtlich festgestellt wird , ist das Nettogewicht unter Zugrundelegung der in dieser Spalte (vezw . dem Zolltarif ) angegebenen
TarasLtze zu berechnen . — Es bedeutet : Fss . in Fässern , Kst . in Kisten , Kb . in Körben , Bll . in Ballen , Sck . in Säcken.
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Nummer.

Waareuverzcichniß
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
auf die
Abthci-

lungen des
Zolltarifs.

Abweichungen gegen die
Spalten t und2

für die
Einfnh r.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten des
Brutto¬

gewichts).
I. 2. 3. 4. 5.

Banmwollengarn , mit
Ausnahme des Vigognc-
garns , ungemischt  oder ge¬
mischt mit Leinen , Seide,
Wolle  oder anderen vegeta¬

bilischen oder animalischen
Spinnstoffen,

—, ein drahtig es , roh:

B aii »i w olle ngarn , ung c-
mischt oder gemischt mit Lei¬
nen, Seide , Wolle , oder an¬
deren vegetabilischen oder
animalischen Spinnstoffen,

15. - : bis zur Nr. 17 englisch. 2 o 1 « 15.
16. - : über Nr. 17 bis 45 „ 2 o 1 § 16.
17. - : über Nr. 45 bis 60 „ 2 o I / 17.
18. - : über Nr. 60 bis 79 „ 2 e 1 Z 18.
19. - : über Nr. 79 2 6 1 - 19.

—,  zw ei drahtig cs , roh:

2 o 1 «—L 19a. - : ohne Feststellung der
Nummer zum höchsten Zollsätze
eingeführt.

20. - : bis Nr. 17 englisch. 2 e 2 « 20.
21. - : über Nr. 17 bis 45 „ 2 o 2 21.
22. - : über Nr.45 bis 60 „ 2 o 2 / 22.
23. - : über Nr. 60 bis 79 „ 2 e 2 ö 23.
24. - : über Nr. 79 2 o 2 e 24.

>S.Zolltarif.

—, ein - und zweidrähtiges,
gebleicht oder gefärbt:

2 o 2 «—e 24a. - : ohne Feststellung der
Nummer zum höchsten Zollsätze
eiugcführt.

25. - : bis zu Nr. 17 englisch. 2 e 3 « 25.
26. - : über Nr. 17 bis 45 „ 2 o 3 /S 26.
27. - : über Nr. 45 bis 60 „ 2 o 3 / 27.
28. - : über Nr. 60 bis 79 „ 2 e 3 ö 28.
29. - : über Nr. 79 „ 2 e 3 e 29.

2 6 3 ce—k 29a. - : ohne Feststellung der
Nummer zum höchsten Zollsätze
cingeführt.

30. —, drei- und mehrdrähtiges, roh,
gebleicht, gefärbt.

2 o 4 30.

32.



200 XXIII.

r-»
§
L

Waarenverzeichniß
für die

Einfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
auf die
Abthei¬

lungen des

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Eiusuh r.

Tarasatz
(in Pro¬
zenten des

Brutto-
K Zolltarifs. gcwichts) .

i. 2. 3. 4. 5.

31. —, mehrfach gezwirnter Nähfaden, 2 o 5 31.
auch accommodirter ( zum Einzel-
verkanf vorgerichteter ) Nähfaden.

S .Zolltarif.

32. —, Dochte , ungcwcbte. 2 o 6 32.
33. Vigognegarn , ein- und mehrdrähti- 2 6 Nr . 33 fällt aus. 18Fss .u .Kst.

geS, roh , gebleicht oder gefärbt. 13 Kb.

Maaren aus Baumwolle 4 Bll.

allein oder in Verbindung
mit Metallfäden , ohne Bei¬
mischung von  Seide , Wolle
oder anderen unter Nr . 41
des Zolltarifs begriffenen
Thi erhaaren:

34. —:  rohe ( aus rohem Garn ver- 2 6 1 34 u. — : rohe (aus rohem Garn
fertigte ) dichte Gewebe mit Aus- verfertigte ) dichte Gewebe mit Aus-
schlnß der ausgeschnittenen schlnß der anfgeschnittenen Sam-
Sammete. mete und der nachstehend unter

b und e aufgeführten Gewebe.
26 Amkg. 2 34 b . — : Ganz grobe Gewebe aus

rohem Gcspinnst von Baum-
wollabfällen , in Stücken nicht
über 50 ow lang und breit,
welche das Ansehen von grauer
Packleinwand haben und zu
Preßtücheru , Putzlappen re. ver¬
wendet werden , auch in Ver¬
bindung mit anderen Spinn¬
materialien oder einzelnen ge¬
färbten Fäden.

Zu Nr . 34
u . 34 o:

18Fss .u .Kst.
, 7 Bll.
Zu Nr . 34 u

u . 34 b:
s. Zolltarif.

2 ä Amkg.3 34 o. — : rohe Gewebe für Schnur-
gelleineu und Schmirgeltnch-
fabriken , auf Erlaubnißschein
unter Kontrole.

35. — : Tüll , roh und uugemustert. 2 ä 1 35.
36. — : gebleichte, dichte Gewebe , auch 2 6 2 36.

appretirt , mit Ausschluß der
ausgeschnittenen Sammete.

S .Zolltarif.

37. — : ausgeschnittene Sammete. 2 6 3 37.
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RL
K«

Warenverzeichnis;
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
auf die
Abthei-

lnngen des
Zolltarifs.

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und2

für die
Einfuh r.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten des
Brutto¬

gewichts).

1. 2- 3. 4. 5.

38. —: alle anderen nicht unter Nr. 34,
36 , 37 und 44 begriffenen dich¬
ten Gewebe.

2 6 3 38.

39. —: rohe (aus rohem Garn ver¬
fertigte) undichte Gewebe, mit
Ausschluß der Gardinenstofsc
und Tülle.

2 a 3 39.

40. — : Strumpfwaaren. 2 ä 3 40.
41- —: Posamentier- undKnopfmacher-

waaren; auch Gespinnste in
Verbindung mit Metallfäden.

2 6 3 41. S .Zolltarif.

42. —: Gardinenstoffe, gebleicht und
appretirt.

2 6 4 42.

43. —: alle undichten Gewebe, wie
Jaconet, Musselin, Tüll, Marly,
Gaze, soweit sie nicht unter Nr. 35,
39 und 42 begriffen find.

2 6 5 43.

44. —: Spitzen und alle Stickereien. 2 6 6 44.
45. —: baumwollene Fifchcrnctze, neu. 26 Amkg. 1 45. >18N .u.Kst.
46. —: Schmirgeltuch. 26 Amkg.3 46. s 7Bll.

3. Blei , auch mit SPietzglairz, Zink oder Zinn legirt , und Waareii daraus.
47. Rohes Blei, Brnchblei. 3 u 47. —

48. Blei-, Silber- und Goldglätte. 3 u 48. 9Fss. u Kst.
49- Gewalztes Blei. 3 6 49.
50. Buchdruckerschriftcn. 3 6 50. 6 Fff. u. Kst.
51. Blcidraht. 3 o 51. . . . . . l
52. Bleiwaaren. 3 o

3 6

52. u. Grobe Bleiwaaren, auch
in Verbindung mit Holz, Eisen,
Zink oder Zinn ohne Politur
und Lack.

52 b. Feine Bleiwaaren, auch
lackirte; imgleichen Bleiwaaren
in Verbindung mit anderen Ma¬
terialien, soweit sic dadurch nicht
unter Nr. 20 des Zolltarifs
fallen.

Zu Nr.52:
12Fss.n.Kst.
8 Kb.

Zu Nr.52u:
' 6M u.Kst.
Zu Nr.526:
s. Zolltarif.



202 XXIII.

Waarenverzeichnis;
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
auf die
Abtei¬

lungen des
Zolltarifs.

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Einfuh r.

.Tarasatz
(in Pro¬

zenten des
Brutto¬

gewichts ) .
2. 3. 4.

4. Bürstenbinder - und Siebmacherwaaren.
53. Bürstenbinderwaaren.

54-

55-
56.

57.
58.
59.

60.

Siebmacherwaarcn.

4 n ) 53 n. Grobe Bürsten und Besen .
aus Bast , Stroh , Schilf , GraS,
Wurzeln , Binsen und dergl ., auch
in Verbindung mit Holz oder
Eisen ohne Politur und Lack.

4 -r 2 53 k . Andere grobe Bürstcnbindcr-
waarcn , auch in Verbindung mit
Holz oder Eisen ohne Politur
und Lack.

4 k 53 e. Feine Bürstenbinderwaaren,
auch in Verbindung mit anderen
Materialien , soweit sie dadurch
nicht unter Nr . 20 des Zoll¬
tarifs fallen.

4 n 2 54 n. Grobe Siebmacherwaaren,
auch in Verbindung mit Holz oder
Eisen ohne Politur und Lack.

4 k 54 k. Feine Siebmacherwaaren,
auch in Verbindung mit anderen
Materialien , soweit sie dadurch
nicht unter Nr . 20 des Zoll¬
tarifs fallen.

3. Droguerie
Aether aller Art , Collodium.
Aethcrische Oele (mit Ausnahme

von Wachholderöl , Nosmarinöl,
Benzol und ähnlichen leichten
Thecrölen , sowie von Terpen¬
tinöl , Harzöl und Thieröl ) .

Blei -, Nvth - und Farbenstifte.
Chloroform.
Essenzen, Extrakte , Tinkturen und

Wasser , alkohol - oder ätherhaltige,
zum Gewerbe - und Medizinal¬
gebrauche.

Firnisse aller Art , mit Ausnahme
von Oelfirniß.

Apotheker - und Farbewaaren.

Zu Nr . 53
n. 53 n . :

16Mn .Kst
6 Bll.

Zn Nr . 53k
und 53 o:

s. Zolltarif

Zn Nr . 54:
I6Fss .n.Kst

6 Bll.
Zn Nr . 54 n

und 54k:
s. Zolltarif

5 L 55.
5 n 56.

5 n 57.
5 n 58.
5 n 59.

5 a 60.

S . Zolltarif
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Waarenverzeichniß
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
auf die
Abthei¬

lungen des
Zolltarifs.

1. 2. 3. 4. 5.

90. Anilin, Tolnin. 5 i 90. . .
l6Fss.u.Kst.
9 Kb.

91. Anilinfarben und andere nicht be- 5 i 91.
sonders bezeichnte Teerfarbstoffe.

92- Anthracen und Naphtalin. 5 i 92.
93. Arsenige Säure, Arseniksäure. 5i , 93. l6Fss.u.Kst.
94. Arzneien, soweit sie nicht unter 5 i 94. MFss.u.Kst.

Air. 59 fallen; medizinische Pul¬
ver und Pillen.

OFss.u.Kst.95. Baryt, schwefelsaurer, gepulvert. 5 i 95.
96. Benzol und ähnliche leichte Theeröle. 5 i 96.

!l6Fss.u.Kst.97. Berliner Blau. 5 i 97.
98. Bleiweiß, Zinkoxyd(Zinkweiß). 5 i 98. lOFss.u.Kst.99. Bleizucker. 5 i 99.

100. Boilerkomposttion. 5 i 100.
jl2Fss.u.Kst.101. Borax und Borsäure. 5 i 101.

102. Catechu. 5 i 102. Ef .u.Kst.
9 Kb.
4 Bll.

103. Chinarinde. 5 i 103. l6Fss.u.Kst.
4 Bll.
2 Sck.

104. Cochenille. 5 i 104. 16Fss.u.Kst.
9 Kb.
6 Bll.

105. Dividivi. 5 i 105. 16Fss.u.Kst.
106. Eis. 5 i 106. —

Farbhölzer,  und zwar:
107. — : Blauholz. 5 1 107. i
108. —: Gelbholz. 5 i 108.
109. —: Nothholz. 5 i 109.

16Fss.u.Kst.110. Galläpfel und Knoppern, auch ge- 5 i 110. . . .» .
mahlen. 9 Kb.

4 Bll.
111. Garancine(Krapp-Präparate). 5 i 111. IKFss.u.Kst,
112. Glycerin und Glycerinlauge. 5 i 112. . . . . 16 Kst.

9 Kb.
113. Gummi arabicum. 5 i 113. 16Fss.u.Kst.
114. Gummilack,roher(Körnerlack,Stock- 5 i 114. 9 Kb.

lack, Klumpcnlack, Schellack). 4 Bll.
2 Sck.

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und2

für die
Einfuhr.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten des
Brutto¬

gewichts).
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Nummer.

Warenverzeichnis;
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
ans die
Abthei-

lungen des
Zolltarifs.

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Einfnh r.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten de?
Brutto¬

gewichts ) .

I. I 2. 3. 4 - ! 5.

163. Weißblech ( verzinntes Eisenblech ) . 6 o 2 163.
164. Polirte , gefirnißte , lackirte , ver¬

kupferte , verzinkte oder verbleite
Platten und Bleche aus schmied¬
barem Eisen.

6 6 2 164.

'lOFss . n .Kst.

165. Eisendraht , auch verkupfert , ver¬
zinnt , verzinkt , verbleit , polirt
oder gefirnißt.

6 ä 165.

166. Ganz grobe Eisenwaaren : aus
Eisenguß.

6 6 1 er 166. —

167. —: Eisen, zu groben Bestandtheilen
von Maschinen und Wagen roh
vorgeschmiedet.

6 6 1 /? 167.

168. —: eiserne Brücken und Brücken-
bestandtheile.

6 6 1/? 168. —

169. —: Anker und Ketten. 6 6 1/?

662Amkg.

169 a . — : Anker u . Ketten mit Aus¬

schluß der unter 169 6 . genannten.
1696 . — : zur Ketten -Schleppschifs-

sahrtu . Tauerei eingehende Ketten.

—

170. —: Drahtseile. 6 6 1/?

66 2 Am kg.

170a . — : Drahtseile , mit Ausschluß
der unter 1706 . bezeichneten.

1706 . — : zur Ketten -Schleppschiff-
fahrt und Tauerei eingehende
Drahtseile.

—

171. — : Eisenbahnachsen, Eisenbahu-
radeisen , Eisenbahnräder , Puffer.

6 6 1/? 171 .

172. —:Kanonenrohre,Ambose,Schraub¬
stöcke , Winden , Hackennägel,
Schmiedehämmer , Wagenfedern,
Polsterfedern , Brecheisen , Hemm¬
schuhe , Hufeisen.

6 6 1 /? 172. lOFss . n .Kst.

173- —: gewalzte und gezogene Röhren
aus schmiedbarem Eisen.

6 6 1/ 173.

174. Drahtstifte. 6 6 2/? 174.
175. Grobe Eisenwaaren , andere. 6 6 2 « 175 a . Grobe Eisenwaaren : ander¬

weitig nicht genannte , auch in
Verbindung mit Holz.

ilOFss . n .Kst.
6 Kb.
4 Bll.
s. auch Zoll¬

tarif.
33.



208 XXIII.

Waarcnvcrzeichuiß
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
auf die
Abthei-

lnngen des

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Einfuhr.

Tarasatz
(in Pro¬
zenten des
Brutto-

Zolltarifs. gewichts).
i 4. 2. 3. 4. 5.i ^

6 e 2 § 175b. —: abgeschlossen, gefirnißt,
< verkupfert, verzinkt, verzinnt,

verbleit oder emaillirt, jedoch
weder polirt noch lackirt; ebenso
alle Schlittschuhe, Hämmer,
Beile, Aexte, ordinäre Schlösser,
grobe Messer, Sensen, Sicheln,
Striegeln, Thurmuhren, Schrau¬
benschlüssel, Winkelhaken, Holz-,
Schloß-, Rad- und Drahtschrau¬
ben, Zangen, gepreßte Schlüssel,
Dung- und Heugabeln.

lOFss.n.Kst.
6 Kb.
4 Bll.

s. auch Zoll¬
tarif.

6 6 2 / 175c. —: Handfeilen, Degenklin-
gen, Hobeleisen, Meißel, Tuch-,
Schneider- , Hecken- und Blech-
scheeren, Sägen, Bohrer, Schneid¬
kluppen, Maschinen- und Papier¬
messer und ähnliche Werkzeuge.

176. Feine Eisenwaaren mit Ausnahme 6 6 3 « 176n. Feine Eisenwaaren: aus
der unter Nr. 177 bis 180 ge- feinem Eisenguß, als leichtem
nannten. Ornamcutgnß, polirtem Guß,

Kunstguß, schmiedbarem Guß.
6 6 3 /S 176d.—: aus schmiedbarem Eisen,

polirt oder lackirt; Messer, Schee-
ren, Stricknadeln, Häkelnadeln,
Schwertfegerarbeitu. s. w. ;

alle diese Gegenstände(176 n.
und6.) anderweitig nicht genannt,
auch in Verbindung mit Holz
und anderen Materialien, soweit
sie dadurch nicht unter Nr. 20
des Zolltarifs fallen.

'S .Zolltarif.

177. Nähnadeln. 6 6 3 / 177-
178. Schreibfedern ans Stahl und an- 6 6 3 / 178.

deren unedlen Metallen.
179. Uhrfournituren und Uhrwerke aus 6 6 3 / 179-

unedlen Metallen.
180. Gewehre aller Art. 6 6 3 / 180.

/



XXIII. 209

Nummer.

Waarenverzcichniß
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
ans die
Abthei-

lungcn des
Zolltarifs.

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Einfuhr.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten des
Brutto¬

gewichts) .

I. 2- 3. 4. 5-

7. Erden , Erze und edle Metalle.
181. Ccmcnt. 7 181.
182. Graphit ( Reißblei , Wafserblei ) . 7 182.
183- Gyps. 7 183-
184. Kalk (Kalkstein, gebrannter und

gelöschter Kalk) .
7 184.

lOFss . n .Kst.185- Kaolin (Porzellanerde ). 7 185-
186. Kreide , rohe. 7 186. 2 Sck.

187. Kryolith. 7 187.
188- Schwerspats » in Stücken. 7 188.
189. Farbenerden aller Art. 7 189.
190. Vorstehend nicht genannte Erden. 7 190.
191. Blei - und Kupfererze , auch silber¬

haltige.
7 191 . . . .

192. Braunstein. 7 192.
193- Eisenerze , Eisen - nnd Stahlstein. 7 193-
194. Nickelcrze. 7 194.
195- Schwefelkies. 7 195.
196- Zinkerze (Galmei , Zinkblende u.

deral .) .
7 196-

10 Fff. n.Kst.
197. Vorstehend nicht genannte Erze. 7 197.
198. Gold , roh , in Barren nnd Bruch. 7 198-
199. Gold , gemünzt. 7 199.
200. Silber , roh , in Barren und Bruch. 7 200-
201. Silber , gemünzt. 7 201.
202. Platina und andere vorstehend nicht

genannte edle Metalle.
7 202.

8 . Flachs und andere vegetabilische Spinnstoffe , mit Ausnahme der
Banmmolle , roh , geröstet , gebrochen oder gehechelt, auch Abfälle.

203- Flachs. 8 203 . '
204- Hanf. 8 204.
205. Heede und Werg von Flachs nnd

Hanf.
8 205. 2Bll . u. Sck.

206- Andere vegetabilische Spinnstoffe mit
Ausnahme von Inte , Manilla-
hanf und Kokosfasern (Nr.

8 372/3 ) .

8 206.
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n
Z

Waareuverzeichniß
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
auf die
Abthci-

luugcn des

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Ein fnh r.

Tarasatz
(in Pro¬
zenten des

Brutto-
Z Zolltarifs. gewichts) .

^ 1. 2. 3. 4. 5.

9. Getreide und andere Erzeugnisse des Landbaus.
207. Weizen. 9 u 207.
208. Roggen. 9 u 208.
209. Hafer. 9 u 209.
210. Andere nicht besonders genannte 9 u 210-

Getreidearten. >1,5 Sck.
211- Hülsenfrüchte. 9 u 211.
212- Gerste. 9 6 212.
213. Mais. 9 d 213.
214. Buchweizen. 9 b 214.
215. Malz. 9 o 215.
216. Anis. 9 ä 216-
217. Fenchel. 9 -1 217. >2 Sck.
218. Koriander. 9 ä 218-
219. Kümmel. 9 ä 219.
220- Raps und Rübsaat. 9 6 220.

^ 1,5 Sck.221. Leinsaat. 9 1 221. .
222. Sesam. 9 1 222.

) 2 Sck.223. Senf , roher (Senfsaat). 9 1 223.
224. Erdnüsse. 9 1 224. s 4 Bll.
225. Palmkerne. 9 1 225. 2 Sck.
226- Klcesaat. 9 1 226. 2 Sck.227. Grassaat. 9 1 227.
228- Heu. 9 1 228. —
229. Stroh und Schilf. 9 1 229. —
230. Kartoffeln. 9 k 230. 1 Sck.
231. Frische Weintrauben. 9 1 231. 12Fss. u.Kst.

7 Kb.
232- Anderes frisches Obst. 9 k 232. lOFss. u.Kst.

6Kb. 1 Sck.
233- Frische und getrocknete (gedarrte) 9 1 233. 12 Fff-

Cichorien.
234. Frisches Gemüse; eßbare Wurzeln, 9 1 234. 10Fss. 2Sck.

Knollen, Zwiebeln, Beeren,
Kräuter.

235. Anderweitig nicht genannte Same- 9 k 235. 2 Sck.
reien.
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r-̂
D

Waarenverzcichniß
für die

Hinweis
aus die

Abthci-

Abweichungen gegen die
Spalte » 1 und 2

für die
Einfnh r.

Tarasatz
(in Pro¬
zenten des

Ausfuhr und Durchfuhr. lungen des Brutto-
Zolltarifs. gewichts ) .

i. 2. 3. 4. 8-

236. ' Futterkräuter. 9 1 236.
237. Lebende Bäume uud Sträucher, 9 k 237. _

auch iu Kübeln ; Setzlinge , Blu¬
men uud Blumenzwiebeln , auch
in Töpfen und Kübeln.

11 ». Glas und Glaswaaren.
238. Grünes uud anderes uaturfarbiges 10 n 238. 20Fss . n .Kst.

gemeines Hohlglas (Glasgeschirr ),
weder gepreßt , noch geschliffen,
noch abgeriebcn , auch mit or¬
dinärer Beflechtung von Weiden,
Binsen , Stroh oder Rohr.

12 Kb.

239. Glasmasse ; rohes optisches Glas 10 L 239. 23Fss . n. Kst.
(Flint -, Kronglas ) ; rohe gerippte
Gnßplatten ( Dachglas ) ; Email-
und Glasurmasse ; Glasröhren
und Glasstängelchen , ohne Unter¬
schied der Farbe , wie sie zur
Perlenbereitnng und Kunstglas-
bläserei gebraucht werden.

13 Kb.

240- Weißes Hohlglas , nngemustertes, 10 b 240. 23Fss - n . Kst.
ungeschliffenes , uuabgcriebenes,
ungepreßtes , oder nur mit ab¬
geschliffenen oder eingeriebenen
Stöpseln , Böden oder Rändern.

Fenster - und Tafelglas in seiner

13 Kb.

natürlichen Farbe (grün , halb n . ganz
weiß ) , ungeschliffen , nngemustert;
wenn die einfache Höhe und die ein¬
fache Breite zusammen betragen:

23Fss . n . Kst.

241. Fenster - u . Tafelglas in seiner natür- 10 6 1 241 n . — : bis 120 ein.
lichen Farbe (grün , halb n . ganz 10 0 2 241 d . — : über 120 bis 200 ein.
weiß ) , ungeschliffen , nngemustert. 10 e 3 241 o. — : über 200 ein.

242. Spiegelglas , rohes , ungeschliffenes. 10 a 1 242. 20Fss . n .Kst.
243- Tafel - (Fenster -) und Spiegelglas, 10 ä 2 243. 23M n .Kst.

geschlissenes , polirteS , gemuster¬
tes , mattes , auch farbiges , mit
Ausnahme des belegten.
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Waarenverzeichniß
für die

Hinweis
auf die
Abthei-

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Einfnh r.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten des
? Ausfuhr und Durchfuhr. lungen des Brutto-
Z Zolltarifs- gcwichts) .

1. 2- 3. 4. 5.

244. Tafel - (Fenster -) und Spiegelglas, 10 ä 2 244. 23Fss . u.Kst.
belegtes aller Art.

245- Behänge zu Kronleuchtern von 10 6 245.
Glas ; Glaskuöpfc , auch gefärbte;
massives weißes Glas , nicht be¬
sonders benanntes.

S .Zolltarif.

246. Gepreßtes , geschlissenes, polirtes, 10 6 246.
abgeriebenes , geschnittenes , ge¬
ätztes , gemustertes Glas , soweit
nicht unter Nr . 243 , 244 und
248 enthalten.

247. Glasplättchen , Glasperlen , Glas- 10 6 Amkg. 247. 23Fss . u.Kst.
schmolz,Glastropfen,auch gefärbt. 13 Kb.

248. Farbiges Glas (mit Ausnahme 10 1 248.
des unter Nr . 238 , 239 , 243,
245 und 247 enthaltenen ) ; be¬
maltes , vergoldetes oder versil¬
bertes Glas.

249. Glasflüsse (unechte rohe Steine) 10 k 249.
ohne Fassung ; Glaswaaren und
Emailwaarcn in Verbindung mit
anderen Materialien , soweit sie
dadurch nicht unter Nr . 20 des
Zolltarifs fallen.

S . Zolltarif.

250- Milchglas und Alabasterglas , un- 10 1 Amgl. 250.
gemustertes , ungeschliffenes , un-
abgericbeneS, unbemalles , uuge-
preßtes oder nur mit abgeschliffe-
uen oder eingcriebcnen Stöpseln,
Böden und Rändern.

11 . Haare von Pferden und Menschen, sowie Waaren daraus;
Federn und Borsten.

251. Pferdehaare , roh , gehechelt, gesotten, 11 n, 251 . !1

gefärbt , auch in Lockenform ge¬
legt , gesponnen. 13Fss .u.Kst.

4Bll .2Sck.252. Borsten. 11 n 252.
253. Ocltücher. 11 n 253.
254. Rohe Bcttfedern. 11 n 254. /
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Nummer.

Warenverzeichnis;
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
auf die
Abthei¬

lungen des
Zolltarifs.

Abweichungen gegen die
Spalten 1 nnd 2

für die
E i n f u h r.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten des
Brutto¬

gewichts ) .

1. 2- 3. 4. 5-

255. Geflechte von Pferdehaaren ; Gewebe,
auch mit anderen Gespinnsten
gemischt , sofern mindestens die
ganze Kette oder der ganze Ein¬
schlag anS Pferdehaaren besteht.

11 b 255.

S . Zolltarif.256. Menschcnhaarc , roh oder in der
unter Nr . 251 bezeichnten wei¬
teren Bearbeitung.

11 o 256.

257. Perrückcnmacher - und andere Ar¬
beiten aus Haaren und Haar-
imitatiouen.

11 ä 257.

258. Schreibfedcru (Federspulen ) , rohe;
nicht weiter zugerichtetc Schmnck-
fedcru.

11 6 258.

20stst . ltKb.
9 Bll.

259- Schrcibfedcrn , gezogen ; Bettfedcrn,
gereinigt und zngcrichtet.

11 k 259.

260. Zugerichtetc Schmnckfedern. 11 8

12 . Häute

260.

und Felle.

261. Rohe Nindshänte , grüne. 12 n 261. —

262. — , gesalzene , gekalkte , trockene. 12 n 262. —

263. Rohe Kalbfelle. 12 n 263. —

264. Rohe behaarte Schaf -, Lamm - und
Ziegenfclle.

12 n 264.

265. Enthaarte Schaffelle , nicht weiter
bearbeitet.

12 n 265.
IlBll . 2Sck.

266. Rohe Hasen - und Kaninchenfelle. 12 n 266. j

267. Rohe , frische und getrocknete See¬
hund - und Robbcnfellc.

12 n 267. —

268. Rohe Noßhäute. 12 -r 268. —

269. Andere Häute und Felle zur Lcder-
bereitung.

12 n 269 . 13Fss . n . Kst.
6BU . 2Sck.

270.

Ges-

Felle zur Pelzwerk - ( Rauchwaa-
ren -) Bereitung.

tzes- und Verordnungs -Blatt 1880.

12 d 270.

34

18Fss . u . Kst.
6 Bll
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Nummer.

Waarenverzeichniß
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
auf die
Abthei¬

lungen des
Zolltarifs.

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Eins n h r.

Tarasatz
(in Pro¬
zenten des

Brutto¬
gewichts) .

1. 2. 3. 4- 5.

13 . Holz und andere vegetabilische und animalische Schnitzstosse,
sowie Waaren daraus.

271. Brennholz , Reisig , auch Besen von
Reisig.

13 8 271. —

272. Holzkohlen. 13 8 272. 20 Fss.
2 Eck.

273. Korkholz , auch in Platten und
Scheiben.

13 8 273. 2 Sck.

274. Lohkuchen ( ausgelangte Lohe als
Brennmaterial ) .

13 8 274.

275. Wallfischbardcn (rohes Fischbein) . 13 n 275 . . 2 Sck.
276- Elcphanten - und Wallroßzahne,

auch andere als Schnitzstoffe ver¬
wendbare Thierzähne , ganz oder
in einzelne Theile zerschnitten.

13 n 276. 10Fss . n.Kst.
2 Sck.

277. Hörner und Hornspitze ». 13 8 277. 10M n.Kst.
2 Sck.

278. Perlmuttcrschalen , rohe. 13 8 278. lOFss . n . Kst
2 Sck.

279. Stnhlrohr , roh , ungespalten. 13 8 279 . . . . 4 Bll.
2 Sck.

2S0- Bernstein. 13 8 280.
16 Kst.
4 Bll.
2 Sck.

281. Steinnüsse. 13 8 281-
282. Sticht besonders benannte animali¬

sche n. vegetabilische Schnitzstoffe.
13 8 282 . - .

283- Holzborke und Gerberlohe. 13 d 283. 2 Sck.
284. Bau - und Nutzholz , roh oder blos

mit der Axt vorgearbeitet : euro¬
päisches , hartes . *)

13 o 1 284.

285- — : europäisches , weiches. ") 13 6 1 285. —

286- Außereuropäische Hölzer (Cedcrn -,
Eben -, Jacaranda -, Mahagoni -,
Polisander - , Pockholz , kitsoll-
pina , Teakholz und dergl .) .

13 6 1

13 o 2

286 8. Außereuropäische Hölzer
(wie nebenstehend) : roh oder
blos mit der Axt vorgcarbeitet.

286 b . — : gesägt oder auf ande¬
rem Wege vorgearbeitet oder
zerkleinert.

—

*) Als harte Hölzer gelten insbesondere : Ahorn , Akazie , Birke , Buche , Eiche , Esche, Kern - und Steinobstbaum , Nuß¬
baum , Ulme ; als weiche : Fichte , Kiefer , Tanne , Lärche , Erle , Linde , Pappel , Roßkastanie , Weide.
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L
Waarenverzeichniß

für die

Hinweis
auf die
Abthci-

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Einfuh r.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten des
rs Ausfuhr und Durchfuhr. lungeu des Brutto-

! Zolltarifs. gewichts) .

i. 2- > 3- I.. 4- 5.

287. Bau - und Nutzholz , gesägt oder 13 6 2 287. -

auf anderem Wege vorgearbeitct
oder zerkleinert ; Faßdauben und
ähnliche Säg - oder Schnittwaa-
reu ; alle diese Gegenstände aus
europäischem hartem Holz.

288. — aus europäischem weichem Holz. 13 c- 2 288. —

289. Ungeschälte Korbweiden und Nei- 13 o 2 289. —

fenstäbe.
290. Tischler -, Drechsler -, Böttcher - und 13 st 290 a. Grobe , rohe , ungefärbte

Waguerarbeiteu , mit Ausschluß Böttcher - , Drechsler - , Tischler-
der Möbel von Hartholz und und blos gehobelte Holzwaareu

der fouruierten Möbel. und Waguerarbeiteu , mit Aus¬
nahme der Möbel von Hartholz
und der fouruierten Möbel.

13 1 290 st. Andere Tischler -, Drechsler- 16M n.Kst.
6 Bllund Böttcherwaaren , sowie Wag-

uerarbeiten , welche gefärbt , ge¬
beizt , lackirt , polirt , gefirnißt
oder auch in einzelnen Theilcn
mit unedlen Metallen , lohgarem
Leder, Glas , Steinen (mit Aus¬
nahme der Edel - und Halbedel¬
steine) , Steinzeng , Fayence oder
Porzellan verarbeitet sind.

s. auch Zoll¬
tarif.

291- Geschälte Korbweiden. 13 6 291. 4 Bll.

292. Korbflechterwaareu. 13 ä 292 a . Grobe Korbflechterwaaren, Zn Nr . 292:

weder gefärbt , gebeizt , lackirt, 18Fss. n.Kst.

polirt , noch gefirnißt. 13 Kb.

13 1 292st . Grobe Korbflechterwaaren, 7 Bll.

welche gefärbt , gebeizt , lackirt, (Z .Nr .292a:
polirt , gefirnißt oder auch in
einzelnen Theilen mit den unter
Nr . 290d . genannten Materialien
verarbeitet sind.

16Fss .n.Kst.
6 Bll.

Z . Nr . 292 st
und 292 o:
s. Zolltarif.

34 .
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Nummer.

Waarenverzeichniß
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
auf die
Ab Pei¬

lungen des
Zolltarifs.

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
l§ i n s u h r.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten des
Brutto¬

gewichts ) .

1. 2. 3. 4. 5.

13 8 292 o. Feine Korbflechterwaaren,
Z . Nr . 292bauch in Verbindung mit anderen

Materialien , soweit sie dadurch
nicht unter Nr . 20 des Zoll¬
tarifs fallen.

und 292 e:
s. Zolltarif.

293. Hornplattcn und rohe , blos ge- 13 ä 293 . . . . . . . . . . 16Fss . u .Ksi.
schniticne Knochenplatten. 6 Bll.

294. Stuhlrohr , gebeiztes oder gespal- 13 6 294. 4 B ll.
tenes. 2 Sck. !

295. Holz in geschnittenen Fournieren 13 6 295 a . Holz in geschnittenen Fonr-
16Fss .u. Kst(

6 Bll . !
s. auch Zoll¬

tarif . !

und uneingelegte Parketbodcn- niercn ; nnverleimtc , ungebeizte
theile.

13 1
Parketbodentheile.

295 b. Verleimte , auch fonrnierte
Parketbodentheile , uneingelegt.

290- Hölzerne Möbel und Möbelbcstand- 13 k 296. 16Fss . u.Kst.
theile , soweit sie nicht zu Nr . 290,
292 , 300 und 302 gehören, auch
in einzelnen Theilen in Verbin¬
dung mit unedlen Metallen , loh¬
garem Leder, Glas , Steinen (mit
Ausnahme der Edelsteine und
Halbedelsteine ) , Steinzeug , Fa¬
yence oder Porzellan.

6 Bll . !
s auch Zoll¬

tarif.

Zn Nr . 297:
297. Korkwaaren. ^3 1 297a . Grobe Korkwaaren (Streifen, 18Fss . u.Kst.

Würfel - und Rindenspunde ). 13 Kb. 7 Bll .!
13 8 297 b. Korkstopfen , Korksohlen, Z . Nr . 297 a

Korkschnitzereien. und b:
s. Zolltarif.

298. Grobes , ungefärbtes hölzernes 13 1 298.
Spielzeug.

299- Fischbcin in Stäben. 13 1 299.
300. Feine Holzwaaren ( mit ausgelegter 13 8 300-

oder Schnitzarbeit ) , auch in Ver¬
bindung mit anderen Materialien,
soweit sie dadurch nicht unter
Nr . 20 des Zolltarifs fallen;
Holzbronze.

S . Zolltarif.
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Waarenverzcichuiß
für die

Hinweis
auf die
Abthei-

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Eins n h r.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten des
Ausfuhr und Durchfuhr. lungen des Brutto-

-! Zolltarifs. gewichts) .

1. ! 2. 3. 4. 5.

301. Alle anderweitig nicht genannten 13 8 301.
Maaren aus vegetabilischen oder
animalischen Schnitzstoffen , mit
Ausnahme von Schildpatt,Elfen¬
bein , Perlmutter , Bernstein , Ga-
gat und Jet ; auch in Verbin¬
dung mit anderen Materialien,
soweit sie dadurch nicht unter
Nr . 20 des Zolltarifs fallen.

,S . Zolltarif.

302. Gepolsterte Möbel. 13 0 1 302 a . Gepolsterte Möbel aller
Art , ohne Ueberzug.

13 0 2 3020 - —, mit Ueberzug.

14 . Hopfen.
303. Hopfen. 14 303. 4 Bll.

2 Sck.

IS . Instrumente , Maschinen und Fahrzeuge.
304. FvrtepianoS und Claviatnren. 15 a 1 304.

S . Zolltarif305. Andere musikalische Instrumente. 15 a 1 305.
300- Astronomische , chirurgische, optische, 15 a 2 306 . 23Fss .u.Kst.

mathematische , chemische ( für
Laboratorien ) , physikalische In¬
strumente.

9 Bll.

307. Lokomotiven. 15 0 1 307. —

308. Lokomobilen. 15 0 1 308. —

309. Dampfkessel aus schmiedbarem Eisen. 15 0 2 / 309. —

310. Andere Maschinen aller Art. 15 0 2 er 310a . Andere Maschine » , über-
wiegend aus Holz.

15 0 2 3100 . überwiegend ans Guß
eisen.

15 b 2 ^ 310a . — , überwiegend aus schmied- 13Fss . n.Kst.
barem Eisen. 6 Kb. 4 Bll.

15 0 2 ö 310 ä . — , überwiegend aus an- s. auch Joll

15 0 1 n. 2
deren unedlen Metallen.

310 6. Dampfmaschinen u. Dampf-
tarif.

Amkg. kessel zur Verwendung beim
Schiffsbau.

311- Kratzen und Kratzenbeschläge. 15 0 3 311.



218 XXIII.

8
Waarenverzeichniß

für die

Hinweis
auf die
Abthci-

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Einfnh r.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten des
'̂ 2

Ausfuhr und Durchfuhr. langen des Brutto-

Zolltarifs. gewichts ) .

2. 3. 4. 5.

312 .*) Eisenbahnfahrzeuge , weder mit Le- 15 o 1 « 312 ? ) . —

der - noch mit Polsterarbcit.
313 ? ) Andere Eisenbahnfahrzeuge. 15 e 1 313 ? ) . —

314 ? *) Andere Wagen und Schlitten mit 15 o 2 314 ? *) . —

Leder - oder Polsterarbeit.
16 . Kalender.

315. Kalender. ' 16 , 315. ! 12 Kst.
17 . Kautschuck und Guttapercha , sowie Waaren daraus.

316- Kautschuck und Guttapercha , roh 17 a 316.
IlMu . Kst.oder gereinigt.

317. Kautschuckhornmasse ( Hartgummi ) , 17 u 317. s

auch Polirt oder mit eingcpreß-
teu Dessins versehen in Platten,
Staben , Röhren und dcrgl.

318. Kautschuckfädcu außer Verbindung 17 b 318. 16Fss . u . Kst.
mit anderen Materialien , oder
mit baumwollenem , leinenem
oder wollenem rohem ( nicht ge¬
bleichtem oder gefärbtem ) Garn
nur dergestalt umsponnen , um¬
flochten oder umwickelt , daß sie
ohne Ausdehnung noch deutlich
erkannt werden können.

319. Kauischuckplatten , aufgelöster Kaut- 17 li 319. tIFss . u . Kst.

schrick.
320 a . Grobe Waaren aus weichem320. Kautschuckwaaren. 17 o

Kautschuck , unlackirt , ungefärbt,
unbedrnckt , auch in Verbindung
mit anderen Materialien , sofern Zu Nr . 320:
sie dadurch nicht unter Nr . 20 18Fss . u . Kst.
des Zolltarifs fallen. 13 Kb . 6 Bll.

17 e 320 b . Hartgummiwaarcn , auch in Z . Nr . 320a,
Verbindung mit anderen Mate- b und o:

rialien , sofern sie dadurch nicht
unter Nr . 20 des Zolltarifs
fallen.

s. Zolltarif.

*) Die Maaren der Nr . 312 und 313 sind nach Stückzahl und Werth nachzuweisen.
**) Nach Stückzahl nachzuweisen.
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Nummer.

Waarenverzeichniß
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
ans die
Abthei-

lnngen des
Zolltarifs.

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Einfuh r.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten des
Brutto¬

gewichts).

1. 2. 3. 4. 5.

321. Uebersponnene Kautschuckfäden.

17 ä

17 o

320a. Feine Waarcn ans weichem
Kautschuck, lackirt, gefärbt, be¬
druckt oder mit eingcpreßten Des¬
sins; alle diese auch in Verbin¬
dung mit anderen Materialien,
soweit sic dadurch nicht unter
Nr. 20 des Zolltarifs fallen.

321 .

Z.Nr.320a,
>1) UNd 6!
s- Zolltarif.

322. Gewebe aller Art mit Kautschuck 17 6 322-

323.

überzogen, getränkt oder durch
Zwischenlagen aus Kautschuck
verbunden, oder mit eiugeklcbten
Kautschuckfäden; Gewebe aus
Kautschuckfäden in Verbindung
mit anderen Spinnmaterialicn.

Strumpfwaaren in Verbindung 17 6 323.

iS .Zolltarif.

324.
mit Kautschuckfäden.

Posamentierwaaren in Verbindung 17 6 324. . . .

325.
mit Kautschuckfäden.

Kautschuckdrncktücher; Schläuche 176Amkg. 1 325a. Kautschuckdrucktüchcr für
aus Hanf, Maschinentreibriemcn
und Wagendecken von groben
Zeugstoffen, in Verbindung mit
Kautschuck.

l76Amkg.2

Fabriken und künstliches Kratzen¬
leder für Kratzenfabriken, beide
auf Erlaubnistschein unter Kou-
trole.

3251». Schläuche aus Hanf, Ma-

16Ffs.u.Kst.
13 Kb. 6 Bll.
s. auch Zoll¬

tarif.

326.
18 . Kleider und

Kleider, fertige Leibwäsche und Putz-
Leibwäsch,

18 a

schiuentreibricmen und Wagen-
decken aus groben Zeugstoffen,
in Verbindung mit Kautschuck.

k, fertige , auch Putzwaaren.
326a. Kleider und Leibwäsche, auch

waarcu, mit Ausnahme der nach¬
stehend unter Nr. 327 bis 332
aufgeführten.

18 a
18 1»

Pntzwaaren, von Seide oder
Floretseide, auch in Verbindung
mit Metallfäden.

326b. Gestickte und Spitzenkleider.
326«. Halbseidene Kleider und

Zn Nr. 326:
18Kst.10Kb.
8 Bll.

Z.Nr.326a
bis s:

Pntzwaaren. s. Zolltarif.
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Nummer.

Waarenverzeichniß
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
auf die
Abthei-

lnngcn des
Zolltarifs.

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Einfnh r.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten des
Brutto¬

gewichts) .

1. 2. 3- 4. 5.

18 e

18 ä

326 ä . Andere Kleider und Pntz-
waaren , soweit nicht unter 326 s
genannt.

326e . Kleider und Pntzwaaren
von Geweben , mit Kantschnck
überzogen oder getränkt , sowie
ans Kautschnckfäden in Verbin¬
dung mit anderen Spinnma¬
terialien.

Z . Nr . 326n
' bis o:
s. Zolltarif.

^ 327. Leineue und baumwollene Leib¬
wäsche.

18 6 327.

328. Seidene Herrcnhüte ( Cylindcr ) ,
garnirt und ungarnirt.

18 1 1 328. S . Zolltarif.

329. Hcrrenhüte aus Filz , garnirt und
ungarnirt.

18 1 2 329.

330 . *) Tamcnhüte , garnirt , mit Aus¬
nahme der Strohhüte (Nr . 533 ) .

18 1 3 330 *) .

331 . ") Hüte , nicht besonders benannte
(vergl . Nr . 328 bis 330 und
533 ) , garnirt und ungarnirt.

18 1 4 331 ") . .

332. Künstliche Blumen und Bestand-
theile von solchen.

18 A 1

18 § 2

332 n. Künstliche Blumen , fertige,
aus Webe - oder Wnkwaarcn,
allein oder in Verbindung mit
anderen Stoffen.

332 b . Bcstandtheile künstlicher
Blumen , d. i. einzelne Blätter,
Stiele u . s. w. ohne Verbindung
unter einander.

S . Zolltarif.

19 . Kupfer und andere nicht genannte unedle Metalle , Legirungcn aus
unedlen Metallen , anderweitig nicht genannte , und Maaren daraus.

333. Kupfer in rohem Zustande oder
als Bruch.

19 n
333 . ^

—

334. Kupfer - und andere Scheidemünzen. 19 u 334. 13Fss . n.Kst
335. Quecksilber. 19 u 335. 20eis .Flasch.

8 Fff-

*) Die Maaren der Nr . 330 und 331 sind nach Stückzahl nachzuweisen.
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2
Waarcnverzcichniß

für die

Hinweis
auf die
Abthei-

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Einfuhr.

Tarasah
(in Pro¬

zenten des
Ausfuhr und Durchfuhr. lnngen des Brutto-

Zolltarifs. gewichts.)
i. 2. 3. 4. 5.

336. Nickel, roh oder als Bruch. 19 » 336.
337. Messing, roh oder als Bruch. 19 » 337.
338. Andere nicht besonders genannte un- 19 » 338.

edle Metalle und Lcgirungen aus
unedle» Metallen, roh oder als
Bruch.

339. Kupfer, geschmiedet oder gewalzt in 19 6 339». Kupfer, geschmiedet oder ge-
Stangen und Blechen, plattirt
und unplatlirt.

walzt in Stangen und Blechen.

t9 o 3396. Kupfer in Blechen, plattirt. l
340. Die unter Nr. 336 bis 338 bc- 19 6 340». Die anderen unter Nr. 336

zeichneten Metalle und Legiruu- bis 338 bezeichncten Metalle und
gen, geschmiedet oder gewalzt in Legirungen, geschmiedet oder ge-
Stangen und Blechen, plattirt
und unplatlirt.

walzt in Stangen und Blechen.

19 o 3406. Dieselben Metalle und Legi-
rungcn in Blechen, plattirt.

341. Kupferdraht, plattirt und unplat- 19 6 34t ». Knpferdraht, nnplattirt,und 13Fss.u.Kst.
tirt, auch Telegraphcnkabcl. Telegraphcnkabcl. 6 Kb.

19 6 3416. Kupferdraht, plattirt. 4 Bll.
342. Draht ans den unter Nr.336bis338 19 6 342». Draht ans den unter Nr.336 s. auch Zoll-

bezeichncten unedlen Metallen und bis 338 bezeichncten unedlen Me- tarif.
Legirungen,plattirt u.unplatlirt.

19 6
lallen n. Legirungen, unplattirt.

3426. —, plattirt.
343. Grobe Kupferschmiede- und Gelb- 19 ä 1 343.

gießerwaaren, auch in Verbin¬
dung mit Holz oder Eisen ohne
Politur und Lack; ferner Röhren
von Messingblech.

->

344. Drahtgewcbe aus Kupfer und den 19 ä 1 344.
unter Nr. 336 bis 338 bezeich-
ueteu unedlen Metallen und Le-
girnngen.

345. Andere Kupferschmiede- und Gelb- 19 ä 2 345.
gießerwaaren, soweit sie nicht
unter Nr. 346 oder wegen ihrer
Verbindung mit anderen Mate¬
rialien nicht unter Nr. 20 des
Zolltarifs fallen.

Gesetzes- und Verordnungs-Blatt 1880. 35
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8
Waarenverzeichniß

für die

Hinweis
aus die

Abthei-

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Einsnh r.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten des
Ausfuhr und Durchfuhr. langen des

Zolltarifs.

Brutto¬

gewichts ) .

1. 2. 3. 4. 5.

346. Waaren aus Aluminium , Nickel; 19 a 3 346.
feine , insbesondere Lurusgegen-
stände aus Alfenide , Britannia-
meiall , Bronze , Neusilber , Tom¬
back und ähnlichen Legirungen;
feine vernirte Aiessingwaaren,
auch in Verbindung mit anderen
Materialien ; alle diese Waaren,
insoweit sie nicht unter Nr . 20
des Zolltarifs fallen.

!

13Fss .u .Kst.
6 Kb.
4 Bll.

s. auch Zoll¬
tarif.

2«. Kurze Waaren, Omncaillerieu re.
^ 347. Waaren , ganz oder theilweise aus 20 n 347.

edlen Metallen , echten Perlen,
Korallen oder Edelsteinen gefer¬
tigt ; echtes Blattgold und Blatt¬
silber.

348. Taschenuhren. 20 u 348.
349. Waaren , ganz oder theilweise aus 20 6 1 349 u . Wie nebenstehend , jedoch mit

Bernstein , Celluloid , Elfenbein, Ausnahme der zuletzt gedachten
Gagat , Jet , Lava , Meerschaum, Elfenbeinstücke.
Perlmutter und Schildpatt , aus 2061 Amkg. 3496 - Elfenbeinstücke , vorgearbeitet
unedlen echt vergoldeten oder für Gegenstände der unter Nr . 349
versilberten , oder mit Gold oder
Silber belegten Metallen ; Zähne
in Verbindung mit Stiften oder
Röhrchen von Platin oder an¬
dere » edlen Metallen ; Elfenbein-
stücke, für die vorgenannten Ge¬
genstände vorgearbeitet.

bezeichneteu Art.
S . Zolltarif.

350. Feine Galanterie - u . Quincaillerie- 20 6 2 350.
waaren (Herren - und Frauen¬
schmuck, Toiletten - und sogenannte
Nippestischsachen n . s. w .) , ganz
oder theilweise aus Aluminium;
dergleichen Waaren aus anderen
unedlen Metallen , jedoch fein ge¬
arbeitet und entweder mehr oder
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Nummer.

Waareuverzeichniß
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
auf die
Abthei¬

lungen des
Zolltarifs.

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Eins u h r.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten des
Brutto¬

gewichts) .
1. 2. 3. 4. 5. !

weniger vernickelt, vergoldet oder
versilbert , oder auch vcrnirt , oder
iu Verbindung mit Halbedelstei
neu oder nachgeahmten Edelstei¬
nen, Alabaster , Email , oder auch
mit Schnitzarbeiten , Pasten , Ka¬
meen, Ornamenten in Metallguß
und dergleichen.

>

351. Stutz - und Wanduhren. 20 d 3 351.
352. Fächer aller Art. 20 6 3 352-
353. Feine bvssirtc Wachswaaren. 20 b 3 353.
354. Unechtes Blattgold und Blattsilber. 20 o 1 354.

S .Zolltarif.355. Brillen und Operngucker. 20 e 2 355.
356- Wachsperlen. 20 o 2 356-
357. Regen - und Sonnenschirme. 20 o 2 357-
358. Maaren ans Gcspinnsten von Baum- 20 o 3 358.

wolle, Leinen , Seide , Wolle oder
anderen Thierhaaren , welche mit
animalischen oder vegetabilische»
Schuitzstofsen , unedlen Metallen,
Glas , Guttapercha , Kautschuck,
Leder, Ledertnch, Papier , Pappe,
Steine », Stroh - oder Thonwaa-
ren verbunden und nicht besonders
tarifirt sind.

21. Leder und Lederwaaren.
359. Leder aller Art (mit Ausnahme des 21 n 359-

unter Nr . 360 und 361 genann¬
ten) , ungefärbtes ; gefärbtes Juch¬
tenleder ; Pergament ; Stiefel-
schäfte.

360. Sohlleder. 21 b 360-
361. Brüsseler und dänisches Handschuh- 21 b 361. S . Zolltarif.

lcder ; auch Korduan ; Marokiu;
Saffian ; gefärbtes Leder mit
Ausnahme des Juchtenleders;
lackirtes Leder.

35.
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-a Waarenverzeichniß
für die

Hinweis
auf die
Abthei-

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und2

für die
Einfuhr.

Tarasatz
(in Pro¬
zenten des

§ Ausfuhr und Durchfuhr. lungen des Brutto-Z Zolltarifs. gcwichts).
2. 3. 4. 5.

362. Halbgare, sowie bereits gegerbte, 21d Amkg. 362. 2 Bll.
noch nicht gefärbte oder weiter
zugerichtete Ziegen- und Schnüf¬
felte.

363. Grobe Schuhmacher-, Sattler-,Nie- 21 o 363. !
mer- und Täschnerwaaren, sowie
andere Waarcn aus ungefärbtem
oder blos geschwärztem lohgarem
Leder, oder aus rohen Häuten;
alle diese Maaren auch in Ver¬
bindung mit anderen Materia¬
lien, soweit sie dadurch nicht unter
Nr. 20 des Zolltarifs fallen.

364. Grobe Schuhmacher- und Täschner- 21o Amkg. 364.
waaren aus grauer Packlein-
waud, Segeltuch, roher Lein¬
wand, rohem Zwillich oder Dril¬
lich, oder grobem, unbcdrucktem
Wachstuch, auch in Verbindung
mit anderen Materialien, soweit
sie dadurch nicht unter Nr. 20
des Zolltarifs fallen. 'S .Zolltarif.

365. Feine Lederwaaren von Korduau, 21 6, auch 365-
Saffian, Marokin, brüsseler oder
dänischem Leder, von sämisch-
nnd wcißgarem Leder, von ge¬
färbtem Leder, von lackirtem
Leder und Pergament; Waaren
aus feinem Wachstuch, Wachs¬
musselin, Wachstafst und dergl. ;
alle diese Waaren auch in Ver¬
bindung mit anderen Materia¬
lien, soweit sie dadurch nicht
unter dir. 20 des Zolltarifs

21ä Amkg.

fallen; feine Schuhe aller Art.
366. Lederne Handschuhe und zu Hand- 21 6 366.

!
schuhen zngeschnittenes Leder.
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L

Waarenverzcichniß
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
auf die
Abtei¬

lungen des
Zolltarifs.

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und2

für die
Einfnh r.

Tarafatz
(in Pro¬

zenten des
Brutto¬

gewichts) .

i. 2. 3. 4. 5.

22 . Leinengarn , Leinwand nnd andere Leinenwaaren , d. i . Garn nnd
Webe - oder Wirkwaa
Spinnstoffen , mit Au

Garu , nicht gefärbt , bc-
druckt oder gebleicht:

reu aus j
snahnte v<

Flachs oder anderen begetab
»n Baumwolle.

ilischen

307. — : bis Nr . 5 englisch. 22 a 1 367.
368. — : über Nr . 5 bis 8 „ 22 a 2 368.

13 Kst.369. — : über Nr . 8 bis 20 „ 22 a 3 369.
370. — : über Nr . 20 bis 35 „ 22 a 4 370. 6 Dll.

371. — : über dir. 35 „ 22 a 5 371. s. auch Zoll'
22 a 1- 5 371a . — : ohne Feststellung der

Nnmmer zum höchsten Zollsätze
eingeführt.

tarif.

372. Jute , roh, geröstet, gebrochen oder
gehechelt.

22 a Amkg. 372. . . .

^ 2 Sck.373. Malkillahanfund Kokosfasern, roh,
geröstet, gebrochen oder gehechelt.

Gefärbtes , bedrucktes,
gebleichtes Garn:

22 a Amkg. 373.

374. — : bis Nr . 20 englisch. 22 I) 1 374. . .
375. — : über Nr . 20 bis 35 „ 22 b 2 375.
376. — : über dir. 35 „ 22 b 3 376.

S .Zolltarif.22 d 1- 3 376 a. — : ohne Feststellung der
Nummer zum höchsten Zollsätze
eingeführt.

377. Zwirn aller Art. 22 o 377.
378. Scilerwaare ». 22 ä

22 e 3

378 a. Seilcrwaaren , ungebleichte;
gebleichte Seile , Taue , Stricke,
Gurten,Tragbändcr u.Schläuche.

378 b. Seilcrwaaren , gefärbte und
gebleichte, mit Ausnahme der
unter Nr . 378 a. genannten.

13 Kst.
6 Bll.

s. auch Zoll.
379. Fußdecken aus Manillahanf , KokoS-,

Jute - oder ähnlichen Fasern.
22 a 379 a. Grobe ungefärbte Fnßdecken

aus Manillahanf , Kokos-, Jutc-
und ähnlichen Fasern.

tarif.

.



226 XXIII.
- - - -

«

Waarcuverzeichniß
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
auf die
Abthei-

lnngen des

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Einfuhr.

Tarasatz
(in Pro¬
zenten des

Brutto-
Zolltarifs. gewichtS) .

2. 3- 4. 5.

22 s 2 379 6 . Feine , sowie alle gefärbten
derartigen Fußdecken.

Leinwand , Zwillich , Drillich,
ungefärbt , unbedruckt , ungebleicht,
in der Kette und dem Schuß zu¬
sammen auf eine quadratische Ge-
webfläche von 4 Qnadratcentimeter

!

13 Üst.
6 Bll.

st. auch Zoll
tarif.

380. Leinwand , Zwillich , Drillich , un- 22 6 1
enthaltend:
380 u. — : bis 16 Fäden.

gefärbt , unbedruckt , ungebleicht. 22 6 2 380 b. — : 17 bis 40 Fäden.
22 6 3 380 a. — : 41 bis 80 Fäden.
22 6 4 380 ä . — : 81 bis 120 Fäden.
22 6 5 3806 . — : mehr als 120 Fäden.

22 s 1- 5 3801 . — : ohne Feststellung der
Fadenzahl zum höchsten Zollsätze
eingeführt.

Leinwand , Zwillich , Drillich,
gefärbt , bedruckt, gebleicht, auch aus
gefärbtem , bedrucktem, gebleichtem
Garn gewebt , in der Kette und
dem Schuß zusammen auf eine
quadratische Gewebfläche von 4
Qnadratcentimeter enthaltend:

381. Leinwand , Zwillich , Drillich , ge- 22 1 1 381 u . — : bis 120 Fäden.
färbt , bedruckt, gebleicht , auch 22 1 2 381b . — : mehr als 120 Fäden.
aus gefärbtem , bedrucktem, ge- 2211 und 2 381 o. — : ohne Feststellung der
bleichtem Garn gewebt. Fadenzahl znm höchsten Zollsätze

cingeführt. 'S .Zolltarif
382. Damast aller Art ; verarbeitetes 22 Z 382.

Tisch-, Bett - und Handtüchcrzeug.
383. Leinene Kittel aller Art. 22 Z 383.
384. Bänder , Borten , Fransen , Gaze, 22 b 384.

gewebte Kanten , Schnüre ; Ge-
spinnste und andere Maaren in
Verbindung mit Metallfäden.

385. Stickereien. 22 b 385.
386. Strumpfwaaren. 22 b 386.
387. Zwirnspitzen. 22 i 387.



XXIII. S27

r-5
! L

Waarenverzcichniß
für die

Hinweis
auf die
Abthei-

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Einfuh r.

Tarasatz
(in Pro¬
zenten des> L

Ausfuhr und Durchfuhr. lnngen des Brutto-
Zolltarifs. gewichts) .

I. 2. 3. 4. 5.

23 . Lichte.
388. Lichte. 23 388.

24 . Literarische und Kunstgegeustäude.
389. Papier , beschriebenes (Akten und 24 n 389 . .

Manuskripte ) .
390. Bücher in alle» Sprachen ; geo- 24 n 390.

16 Kst.
' 4 Bll.

graphische und Seekarten ; Mnsi-
katien.

391. Kupferstiche , Stiche anderer Art, 24 n 391.
sowie Holzschnitte, Lithographien
und Photographien.

392. Gestochene Metallplatten , gcschuit- 24 d 392. 12 Kst.
tene Holzstöcke, sowie lithogra¬
phische Steine mit Zeichnungen,
Stichen und Schrift ; alle diese
Gegenstände zum Gebrauch für
den Druck auf Papier.

393. Gemälde und Zeichnungen. 24 o 393. 20 Kst.
394. Statuen von Marmor und anderen 24 o 394. 12 Kst.

Stcinarten ; Statuen von Me¬
tall , mindestens in natürlicher
Größe ; Medaillen.

25 . Material - und Spezerei -, auch Konditorwaal en und andere
Konsumtibitien.

395.

396-

Bier aller Art , auch Meth. 25 n 395. 24 Kst.
f. Bier in

Flaschen.
Arrak , Rum , Franzbranntwein. 25 b 396.

397. Versetzter Branntwein. 25 d 397. iS . Zolltarif.
^ 398. Anderer Branntwein aller Art. 25 b 398.

399. Hefe aller Art , mit Ausnahme der 25 e 399 n. Hefte aller Art , mit AuS- 24 Kst.
Weinhefe. nähme der Weinhcfe und der HUcberfäss.

nachstehend unter 399 k genau »- 7 Kb.
ten. s. auch Zoll-

tarif.



228 XXIII.

ö' Warenverzeichnis;
für die

Hinweis
auf die
Abthei-

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Einsuh r.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten des
Ausfuhr und Durchfuhr. langen des Brutto-

Zolltarifs. gcwichts).
1. 2- 3- 4. 5.

25o Nmkg. 3996. Flüssige Bierhefe, auf den 24 Kst.
in der Anmerkung zu Nr. 25 o 11 Ucberfäss.
des Zolltarifs genannten Grenz- 7 Kb.
strecken in Mengen bis zu 15 üZ s. auch Zoll
incl. in einem Transport. tarif.

400. Essig in Fässer» , Flaschen und 25 6 1 400». Essig aller Art in Fässern. 124 Kst.
Krnken.

25 ä 2 4006. Essig in Flaschen und
16 Kb.

11 Ueberfäss.
.stricken. s. anchZlltf.

401. Eider (Obstwein) in Fässern und 25 s 1 401». Eider in Fässern. -
Flaschen.

25 6 2 4016. Eider in Flaschen.
402. Wein und Niest in Fässern. 25 6 1 402.
403. Schaumwein in Flasche». 25 6 2 403.
404. Anderer Wein in Flaschen. 25 6 2 404.
40',. Künstlich bereitete Getränke, nicht 25 6 1 405». Künstlich bereitete Getränke,

unter anderen Nummern be- nicht unter anderen Nummern
griffen, in Fässern und Flaschen.

25 6 2
begriffen, in Fässern.

4056. —, in Flaschen.
406. Butler, auch künstliche. 25 I

25 I Amkg.
406». Butter, auch künstliche.
4066. desgl. , einzelne Stücke, in

S .Zolltarif.Mengen von nicht mehr als
2 Ü8, nicht niit der Post ein¬
gehend, für Bewohner des Grenz¬
bezirks.

407. Fleisch, ausgeschlachtetcs, frisches 25 8 1 407». Fleisch, ausgeschlachtetes,
und zubercitetes.

25ss1Amkg.
frisches und zubereitctes.

4076. —, einzelne Stücke in Men-
gen von nicht mehr als 2 Ü8,
nicht mit der Post eingehend,
für Bewohner des Grenzbezirks.

408. Geflügel und Wild aller Art, nicht 25 8 1 408-
lebend.

409. Fleischextrakt, Tafelbonillon. 25 8 1 409.
410. Stockfische, getrocknet. 25 8 2 410. —

411. Fische, nicht anderweitig genannt. 25 8 2 411. 16Fss.u.Kst.
9 Kb.
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Waarenverzeichniß
für die

Hinweis
auf die
Abthci-

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die

Tarasatz
(in Pro¬

zenten des
Ausfuhr und Durchfuhr. lnngcn des Brutto-

Z Zolltarifs. Einfuhr.
gewichts) .

1. 2. 3. 4. 5-

412. Frische Apfelsinen , Citroncn , Limo- 25 Ii 1 412.
neu, Pomeranzen , Granaten n.
dergl.

413. Feigen. 25 0 2 413.
414. Korinthen. 25 6 2 414.
415. Rosinen. 25 0 2 415.
416- Getrocknete Datteln , Pomeranzen 25 Ii 3 416.

417-
n . dergl.

Mandeln , getrocknet. 25 6 3 417. >S . Zolltarif.
418- Pfeffer (gewöhnlicher) . 25 i 418.
419- Zimmt , echter. 25 i 419.
420. Zimmtblüthe und Zimmtkassia. 25 i 420.
421. Gewürznelken , Muskatnüsse und 25 i 421.

Muskatblüthen.
422. Vanille. 25 i 422.
423- Piment. 25 i 423.
424. Safsran , spanische Pfeffcrschoten 25 i 424.

(Paprika ) , Ingber , Paradies¬
körner , Cardamomen und andere
nicht besonders genannte Ge¬
würze.

— . . . . . . . . . . . 25 i Amkg. 424 u. Gewürze zur Darstellung 16Fss .18Kst.
ätherischer Oele auf Erlaubniß- 13 Kb.
schein unter Kontrole. 4 Bll.

425 -*) Heringe , gesalzene. 25 k 425 u . *) Gesalzene Heringe , mit
Ausnahme der unter 4256 . be-
zeichneten.

—

25 k Amkg.2 425 b . *) — , zu Dünger bestimmt,
nach vorgängiger Denaturirnng.

426. Honig. 25 1 426. 12 Fss.
427. Kaffee, roher. 25 m 1 427.
428. Kaffeesurrogate mit Ausnahme von 25 ui 1 428.

429.
Cichorie.

Kaffee, gebrannter. 25 ui 2 429. ,S . Zolltarif.

430- Kakao in Bohnen. 25 m 3 430.

*) Die Anschreibung der Heringe geschieht nach der Zahl der Fässer (Tonnen ). Bei nicht handelsüblicher Verpackung
sind 150 Irg — 1 Faß zu rechnen.

Gesetzes - und Verordnungs -Blatt 1880. 00
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Waarcnverzeichniß
Hinweis
ans die

Abweichungen gegen die
Spalten 1 nnd 2

für die
Einfuh r.

Tarafatz
(in Pro-

für die
Ausfuhr und Durchfuhr.

Abthci-
lnngcn deS

zentcn deS
Brutto-

Zolltarifs. gewichts ) .

1. 2. 3 . 4. 5.

431. Kakaoschalen. 25 in 4 431.
432 Kaviar und Kaviarsurrogate. 25 n 432.
433. Käse aller Art. 25 o 433.

434. Konfitüren , Zuckcnverk , Kuchen- 25 x 1 434.
werk aller Art.

435. Kakaomasse , gemahlener Kakao, 25 x> 1 435.

Chokolade und Chokoladesnrro-
gate.

436. Mit Zucker , Essig , Oel oder sonst, 25 x 1 436.

namentlich alle in Flaschen,
Büchsen und dergleichen einge¬
machte , eingcdämpfte oder auch
eingcsalzene Früchte , Gewürze,
Gemüse und andere Verzehrungs¬
gegenstände ( Pilze , Trüffeln , Ge¬
flügel , Seethiere und dergl .) ;
zubereitetc Fische ; zubereiteter
Senf ; Oliven , Kapern , Pasteten,
Saucen und andere ähnliche

Gegenstände des feineren Tafel-
gcnusses.

S . Zolltarif.

437. Obst , getrocknet , gebacken , gepulvert, 25 x 2 437.

eingekocht , soweit nicht unter
anderen Nummern begriffen.

438. Sämereien , Beeren , Blätter , Blü- 25 x 2 438.

then , Pilze , Gemüse , getrocknet,
gebacken , gepulvert , bloS ein¬
gekocht oder gesalzen , soweit sic 16Fss . u .Kst.
nicht unter anderen Nummern 12 Kb.
begriffen sind. 4 Bll.

439. Säfte von Obst , Beeren und Rüben, 25 x 2 439. 2 Eck.
zum Genuß ohne Zucker einge¬
kocht.

440. Frische und getrocknete Schalen von 25 x 2 440.

Südfrüchten ; unreife Pome¬
ranzen , auch in Salzwasser ein¬
gelegt.



XXIII. 231

Waarenverzeichniß
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
auf die
Abhei¬

lungen des
Zolltarifs.

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Einfuhr.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten des
Brutto¬

gewichts) .

1. 2- 3. 4. 5-

411, Trockene Nüsse , Kastanien , Jo-
hannisbrod , Pinienkernc.

25 x 2 441. 16Fss . u .Ksl.
12 Kb.

442, Gebrannte oder gemahlene Cicho¬
rien.

25 x 2 442 . . . 4 Bll.
' 2 Sck.

443. Stärke. 25 i 1 443.
13Mu .Kst.
2 Sck.

144. Stärkegummi. 25 9 1 444.
445. Kraftmehl , Puder , Arrowroot. 25 i 1 445.
446. Nudeln und Maccaroui. 25 i 1 446. Es .u .Kst.
447. Sago und Sagosurrogate ; Tapioka. 25 9 1 447. Mss .u.Kst.
448. Gcschrotene oder geschälte Körner,

Graupe , Gries , Grütze.
25 9 2 448. l 2 Sck.

449- Mehl aus Getreide und Hülsen-
früchtcn.

25 9 2 449. 13Mu .Kst.
2 Sck.

450. Gewöhnliches Backwerk (Bäcker- 25 9 2 450.

—
waare ) .

25 92 Amkg. 450 n. Mühlenfabrikate und Bäcker-
waarcn , in Mengen von nicht
mehr als 3 Ir§ für Bewohner
des Grenzbezirks eingehend.

16M . u.Kst.
> 2 Sck.

451. Austern. 25 r 451.
452. Andere Muschel - oder Schalthiere

aus der See , als Hummern,
ausgeschälte Beuscheln , Schild¬
kröten u . dergl.

25 r 452. 13Fss .u .Kst.
7 Kb.

453 Reis , polirter. 25 s 453.
454. —, unpolirkcr. 25 8 454. 2 Sck.

258Amkg. 454 n. Reis zur Stärkefabrikation
unter Koutrolc.

455. Salz (Koch-, Siede -, Stein -, Sce-
salz) , sowie alle Stoffe , aus
welchen Salz auSgcschieden zu
werden pflegt

25 t

25tAmkg.
25 t

455 n. Salz (Koch-,Siede -, Stein -,
Seesalz ) , mit Ausnahme des
nachstehend anfgeführten.

4555 . Salz , seewärts eingehend.
455 o. Salz , zu gewerblichen oder

landwirthschaftlichen Zwecken,
amtlich denaturirt.

,S . Zolltarif.
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Nummer.

Waarenverzeichniß
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
auf die
Abthci-

lungen des

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Einfuhr.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten des
Brutto-

Zolltarifs. gewichts).
1. 2. 3. 4. 5.

456. Syrnp. 25 u 456.
457. Melasse. 25 u 457n. Melasse, mit Ausnahme der

unter Nr. 4576 . genannten.
11 Fff-25 u und x 4576. Melasse unter Kontrole der

Amkg. 4 Verwendung zur Branntwein- s. auch Zoll-
bereitung. tarif.

458. Traubenzucker, Glykosc, Starke- 25 u 458. .
zucker, StärkesyruP, Kartofscl-
syrup.

459. Unbearbeitete Tabackblätter und 25 v 1 459.
Abfälle von solchen.

460. Tabackstengel. 25 v 1 460.
461. Tabacksancen. 25 x 1 461.
462. Cigarren. 25 v 2 w 462.
463. Cigaretten. 25 v 2 « 463.
464. Entrippte Tabackblätter. 25 v 2 /? 464.
465. Tabackmehln. Abfälle von Taback- 25 v 2 /? 465-

fabrikaten.
466. Schnnpftaback. 25 v 2 466.
467. Kautaback. 25 v 2 § 467.
468. Nauchtaback und andere Taback- 25 v 2 468-

fabrikate.
469.

470? )
Thce.
Kandiszucker und Zucker in weißen,

25 v
25 x 1

469-
470- Raffinirter Zucker aller Art. >S.Zolltarif.

vollen, harten Broden bis zu
12,5 IrZ Nettogewicht oder in
Gegenwart der Steuerbehörde
zerkleinert.

471*). Aller übrige harte Zucker, sowie alle 25 x 1 471- Rohzucker von Nr. 19 des
weißen trockenen Zucker in Kry- holländischen Standard und dar-
stall- , Krümel- und Mehlform
von mindestens 98 Prozent Po¬
larisation.

über.

472*). Rohzucker von mindestens 88 Pro- 25 x 2 472- Rohzucker unter Nr. 19 des
zent Polarisation. holländischen Standard.

473*)- Zucker, für welchen Ausfuhrocr- 25 x Nr. 473 fällt aus.
gütuug nicht gewährt ist.

*) Zucker ist bei der Ausfuhr aus Niederlagen(sofern nicht inländischer— 8. 10 Ziffer3 der Dienstvorschriften) und
bei der unmittelbaren Durchfuhr wie bei der Einfuhr anzuschreiben.
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Nummer.

Waarenverzcichniß
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
auf die
Abthei¬

lungen des
Zolltarifs.

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Einfuh r.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten des
Brutto¬

gewichts) .
1. 2. 3. 4. 5.

26 . Del , anderweit nicht genannt , und Fette.
474. Oel aller Art in Flaschen oder 26 a 1 474.

Krügen.
475. Olivenöl (Baumöl ) in Fässern. 26 a 2 475 u. Olivenöl (Baumöl ) in Fas- —

fern , undcnaturirt.
26 u 3 475 b. Olivenöl in Fässern , amt- —

lich denaturirt.
476- Andere Speiseöle , als : Mohn -, 26 u 2 476. --

Sesam - , Erdnuß -, Bucheckern-,
Sonnenblumenöl in Fässern.

477- Leinöl in Fässern. 26 a 4 477. —

478. Rüböl , Rapsöl in Fässern. 26 u 4 478. —
479- Anderes Oel in Fässern. 26 a 4 479. —

480. Palmöl , festes. 26 w 5 480. z
481. Kokosnußöl , festes. 26 a 5 481. l3Ffs . n.Kst.
482. Rückstände, feste, von der Fabrika- 26 b 482. 2 Sck.

tion fetter Ocle , auch gemahlen.
483. Schmalz von Schweinen und 26 o 1 483.

Gänsen. «
484 Stearin , Palmitin , Paraffin und 26 o 2 484. >L>. Zolltarif.

Wallrath.
485. Wachs. 26 o 2 485.
486. Fischspeck, Fischthran. 26 o 3 486.
487. Talg (eingeschmolzencs Fett von 26 o 4 487. >

Rind - und Schaafvieh ) . 13Fss. n .Kst.
488- Anderes Thicrsett. 26 o 4 488. I

. 27 . Papier und Pappwaaren.
489. Halbzeug aus Lumpen , gebleicht 27 u 489.

oder ungebleicht.
490. Haibstoff zur Papierfabrikation aus 27 6 490. 16 Kst.

Holz , Stroh , Esparto oder an- 13 Kb.
deren Fasern , gebleicht oder un- 6 Bll.
gebleicht.

491. Graues Lösch- und Packpapier aller 27 b 491a - Graues Lösch- und gelbes
Art. rauhes Strohpapier.



234 XXIII.

Waarenverzeichniß
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
auf die j
Abthei - I

langen des
Zolltarifs.

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Einfuhr.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten des
Brutto¬

gewichts ) .

1. 2. 3. 4. 5.

492. Pappe aller Art und Preßspäne.

27 o

27 a
27 l>

491b . Anderes Packpapier , un-
geglättet.

491 o. Desgleichen , geglättet.
492 u. Pappe , mit Ausnahme der

493. Schieferpapier und Tafeln daraus

27 ä

27 b

Glanz - und Lcderpappe ; auch
Dachpappe.

492 b. Glanz - und Lederpappe;
Preßspäne.

493 .

16 Kst. '
13 Kb.

6 Bll.

494.

ohne Verbindung mit andereil
Materialien ; Schleif - und Polir-
papier ; Fliegen - und Gicht¬
papier.

Alles andere Papier. 27 6 494 . n. Druck - und Schreibpapier

495. Formerarbeit ans Steinpappe,

27 6

27 6

27 6

27 k 1

aller Art.
494 b . Löschpapier (mit Ausnahme

des unter Nr . 491 genannten)
und Seidenpapier aller Art.

494 o. Lithographirtcs , bedrucktes,
liniirtcs , zu Rechnungen , Eti¬
ketten , Frachtbriefen , Devisen re.
vorgerichtetes Papier.

494 ä . Gold - und Silberpapier;
Papier mit Gold - oder Silber-
mnster ; durchschlagenes Papier;
imgleichen Streifen von diesen
Papiergattnngen ; Malcrpappe;
auch alle vorstehend nicht ge¬
nannten Papicrarten.

495 n. Formcrarbeit ans Stein-

16 Kst.
43 Kb.

6 Bll.
s. auch Zoll¬

tarif.

Asphalt und ähnlichen Stoffen.

27 I 2

I

pappe , Asphalt oder ähnlichen
Stoffen , auch in Verbindung
mit Holz oder Eisen , jedoch
weder angestrichen noch lackirt.

495 b . Desgleichen andere , soweit
sie nicht unter Nr . 496 b . fällt.

I
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N

Waarcnvcrzeichnist
für die

Ausfuhr uud Durchfuhr.

Hinweis
ans die
Abtbei-

langen des
Zolltarifs.

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und2

für die
Einfuh r.

Tarafatz
(in Pro¬

zenten des
Brutto¬

gewichts).

1. 2. 3. 4. 5.

496. Papier- und Pappwaaren. 27 k 2 496a. Waaren aus Papier, Pappe
oder Pappmasse. 16 Kst.

27 k 3 4966. Waaren aus Papier, Pappe, !l3 Kb.
Pappmasse, Steinpappe, Asphalt I 6 Bll.
oder ähnlichen Stoffen in Ver- s. auch Joll
bindung mit anderen Materialien, tarif.
soweit sie dadurch nicht unter
Nr. 20 des Zolltarifs fallen.

497. Papiertapeten. 27 k3 497.

28. Pelzwerk lKnrschnerarbeiten).
498. Pelzwerk. 28 a 498a. Uebcrzogenc Pelze, Mutzen,

Handschuhe, gefütterte Decken, Zu Nr.498:
Pelzfutter und Besätzen. dergl. « .n.llst.

28 6 4986. Fertige, nicht überzogene 6 Bll.
Schaafpelze, desgleichen weiß- lZ.Nr.498a:
gemachte und gefärbte, nicht ge- s. Zolltarif.
futterte Angora- oder Schaaffelle,Z.Nr.4986:
ungefütterte Decken, Pelzfuttcr tMs .n.Kst.
und Besätze. 6 Bll.

29. Petroleum.
499. Petroleum, roh und gereinigt. 29 499. —
500- Andere Mineralöle, anderweitig 29 500a. Andere Mineralöle, ander- —

nicht genannt,roh und gereinigt. weitig nicht genannt, roh und
gereinigt.

29 Amkg. 1 5006. Mineralöle, für andere ge- —

werbliche Zwecke als die Leuchtöl-
fabrikation bestimmt.

3V. Seide und Seidenwaaren.
501- Seidenkokons. 30 a 501.
502. Ungefärbte Seide, abgehaspclt, ge- 30 a 502a. Seide, abgehaspelt(unfilirt,

spönnen, gekämmt, auch Seiden- Greze) oder gesponnen(filirt), 16Ul.n.Kst.
watte. nicht gefärbt. 9 Bll.

30 -r 5026. Floretseide, gekämmt oder s. auch Zoll-
gesponnen,nicht gefärbt; Abfälle tarif.
von gefärbter Seite.

30 6 502e. Seidcnwatte.
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Nummer.

Waarenverzeichniß
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
auf die
Abthei-

luugen des
Zolltarifs.

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Einfuh r.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten des
Brutto¬

gewichts) .

1. 2. 3. 4. 5.

508. Gezwirnte Seide. 30 u

30 ä

503 n. Ungefärbte gezwirnte Floret¬
seide.

503 b. Zwirn aus Rohseide (Näh¬
seide, Knopflochseide u. s. w,) ,
gefärbt und ungefärbt.

16Fss - u.Kst.
9 Bll.

s. auch Zoll¬
tarif.

504. Seide und Floretseide , gefärbt;
Lacets.

30 e 504.
l

505. Zeugwaaren , auch Tücher und
Shawlö von reiner Seide oder
Floretseide , auch in Verbindung
mit Metallfäden.

30 6 505.

506. Seidene Strumpfwaarcn. 30 6 506-
507. Seidene Posamentier - und Knopf-

macherwaaren.

30 6 507.

508- Spitzen , Blonden , Stickereien , ganz
oder theilweise aus Seide , und
seidene Tülle.

30 6

30 s Amkg.

508 n. Spitzen , Blonden und Sticke¬
reien , ganz oder theilweise auS
Seide.

508 b. Seidentülle , roh oder ge¬
färbt , ungemustert.

509. S cidenwaaren , gemischt mit anderen
Spinnmaterialien , und zugleich
in Verbindung mit Metallfäden.

30 6 509.

lS . Zolltarif.
510. Zeugwaaren aus Seide oder Floret¬

seide in Verbindung mit Baum¬
wolle , soweit sie nicht unter
Nr . 509 fallen.

30 1 510.

511. Zeugwaaren auS Seide oder Floret¬
seide in Verbindung mit Leinen,
Wolle oder anderen animalischen
oder vegetabilischen Spinnstoffen,
soweit sie nicht unter Nr . 509
fallen.

30 1 511.

512. Halbseidene Strumpfwaarcn , nicht
unter Nr . 509 fallend.

30 1 512.

513. Halbseidene Posamentier - u. Knopf-
macherwaarcn,nicht unter Nr . 509
fallend.

30 1 513.
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Nummer.

Waarenverzcichniß
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
auf die
Abthci-

lungen des
Zolltarifs.

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Eiufnh r.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten des
Brutto¬

gewichts .)
2. 3. 4. 5.

514. Ganz grobe Gewebe aus rohem
Gespinnft von Seidenabfällen,
welche das Ansehen von grauer
Packleinwand haben und zu Preß-
tüchern , Putzlappen verwendet
werden , auch in Verbindung mit
anderen Spinnmaterialien oder
einzelnen gefärbten Fäden.

31.

30 Amkg. 1

Seife mrtz

514.

Parfümerien.
515- Schmierseife. 31 3. 515. 13 Fff.516. Feste Seife , soweit sie nicht unter

Nr . 517 fällt.
31 b 516.

517. Seife in Täfelchen, Kugeln , Buch¬
sen , Krügen , Töpfen n . f. w. ;
Parfümirte Seife aller Art.

31 e 517.

518. Parfümerien aller Art. 31 ä

31 6

32 . SPi

518 3. Wohlriechende Fette , wohl¬
riechende fette Oele , wohlrie¬
chende nicht alkohvlartige Wasser
in unmittelbaren Umschließungen
von mindestens 10 lex.

5185 . Alle übrigen Parfümerien.

elkarten.

S .Zolltarif.

519. Spielkarten . j ZI j 519.

33 . Steine und Steinwaaren.

16 Kst.

520- Steine , rohe oder blos behauene. 33 n 520. —

521. Mühlsteine,auch mitciferuenRcifen. 33 3 521. —

522. Grobe Steinmetzarbeiten , z. B.
Thür - und Fensterstöcke, Säulen
und Säulcnbestandtheile , Rin¬
nen , Röhren , Tröge und der¬
gleichen ungeschliffen , mit Aus¬
nahme der Arbeiten auS Ala¬
baster und Marmor.

33 3 522.

523. Flintensteine ; Schleif - und Wetz-
steineallerArt ; Schusser (Knicker)
aus Marmor und dergl.

33 3 523. 16Fff' . u .Kst.

Gesetzes- und Verordnungs -Blatt 1880 . 37



238 XXIII.
t.

*

Waarenverzeichniß
Hinweis
auf die Abweichungen gegen die

Spalten 1 und 2
für die

Einfuh r.

Tarasatz
(in Pro-

für die Abthei- zcnten des
Ausfuhr und Durchfuhr. lungcn des Brutto-

Zolltarifs. gewichts ).

1. 2. 3. 4. 5.

524. Dachschiefer und Schiefcrplatten. 33 b 524 a . Dachschiefer, rohe Schiefer-
platten und roher Tafelschiefer. 16Fss .n .Kst.

33 3 1 524 b. Gespaltene , gesägte oder
sonst bearbeitete Schieferplatten.

525. Edelsteine , auch nachgeahmte , und 33 o 525. tlbFss . u.Kst.

Korallen , bearbeitet , Perlen ; alle s. auch Zoll-

diele Waareu ohne Fassung. - tarif.
! 526- Steinwaarcn aller Art. 33 e 526 a . Bearbeitete Halbedelsteine

!

und Waaren daraus , soweit sie
nicht unter Nr . 20 des Zoll¬
tarifs fallen.

33 3 1 526 b . Andere Waaren aus Stei-
' neu, mit Ausnahme der Statuen,

außer Verbindung mit anderen
Materialien oder nur in Verbin- IbFss .n .Kst.

düng mit Holz oder Eisen ohne s. auch Zoll-

Politur und Lack. tarif.
33 3 1 526 o. Schiefertafeln in Holzrah-

men , auch lackirten oder po-
lirten.

33 3 2 526 3 . Steinwaaren , mit Aus-
nähme der Statuen , in Verbin¬
dung mit anderen Materialien,
soweit sie dadurch nicht unter
Nr . 20 des Zolltarifs fallen.

! 34 . Steinkohlen , Braunkohlen , Koaks , Torf , Torfkohlen.
527. Steinkohlen. 34 527 . . —

528. Koaks. 34 528. —

529. Braunkohlen. 34 529. —

530. Torf , Torfkohlen. 34 530. —

3rr» Stroh - und Bastwaaren.
531. Stroh - und Bastwaaren , mit Aus- 35 s. 531a . Matten und Fußdecken von

20 Kst.nähme der Bänder , Hüte und Bast , Stroh , Schilf , Gras,
Sparterie. Wurzeln , Binsen u . dergl . ; auch 9 Bll.

andere Schilfwaarcn , ordinäre, s. auch Zoll-

gefärbte und ungefärbte. tarif.
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8
ß

Warenverzeichnis;
für die

Ausfuhr und Durchfuhr

Hinweis
auf die
Abthei¬

lungen dcS
Zolltarifs.

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Einfuhr.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten des
Brutto¬

gewichts) .

1. 2. 3. 4. 5.

35 a

35 e

5315 . Alle anderen Stroh - und
Bastwaarcn mit Ausnahme der
Bänder , Hüte und Sparterie,
insbesondere Stroh - und Bast¬
geflechte; Decken, Vorhänge und
ähnliche Maaren von ungespal¬
tenem Stroh.

531 e. Alle unter Air. 531 u und 5
genannten Maaren in Verbin¬
dung mit anderen Materialien,
soweit sie dadurch nicht unter
Nr . 20 des Zolltarifs fallen.

20 Kst.
9 Bll.

s. auch Zoll¬
tarif.

532. Strohbänder. 35 5 532.
533 ? ) Hüte aus Stroh , Rohr , Bast

Binse », Fischbeiu, Palmblättern
und Span mit oder ohne Gar¬
nitur.

35 6 1

35 ä 2

533 n? ) . Hüte ans Stroh , Rohr,
Bast , Binsen , Fischbein, Palm-
blätteru und Span ohne Gar¬
nitur.

5335 *) . Dergleichen mit Gar¬
nitur.

-

534. Sparterie aller Art.

36 . Th

35 6

eer, Pech,

534.

Harze , Asphalt.

S . Zolltarif.

535- Theer. 36 535. 1
536- Pech. 36 536 10M n.Kst.
537. Asphalt (Bergtheer ) . 36 537. ! i
538. Terpentinharz (Kolofonium,Fichten¬

harz) , Terpentin.
36 538.

i

!l2Fss . u.Kst)
539- Andere Harze. 36 539. >

37 . Thiere und thierische Produkte , nicht anderweit genannt . !
540. Nicht anderweit genannte lebende

Thiere.
37 u 540. —

541. Bienenstöcke mit lebenden Bienen. 37 u 541. —

542- Frische Fische und Flußkrebse , auch
Landschnecken.

37 u 542.
!

543. Blasen und Därme , Kälbermagen
(Lab ) .

37 a 543. >4 Fs' . !

*) Die hier benannten Hüte sind nach Stückzahl nachzuweisen.
37 .
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Nummer.

I

Waarenverzeichniß
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
aus die
Abtei¬

lungen des
Zolltarifs.

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Einfuh r.

Tarasatz
(in Pro¬
zenten des

Brutto - !
gewichts) . !

! i. 2. 3. 4. 5.

544. Waschschwämme aller Art. 37 » 544. 20Fss . u .Kst.
4 Bll.

545- Milch , frische und Molken. 37 » 545. —
546. Andere nicht besonders genannte

thicrische Produkte.
37 -r 546.

!l6Fss . u.Kst.547. Eier von Geflügel. 37 ff

38 . Tho
547.

nwaaren.
548. Gewöhnliche Mauersteine ; feuer¬

feste Steine.
38 » 548. —

549- Dachziegel , Thonröhrcn , nicht glasirt. 38 » 549. —
550. Nicht glasirtes Töpfergeschirr. 38 » 550. MFsf . n.Kst.551. Glasirte Dachziegel und Mauer¬

steine ; Thonfliesen ; architekto¬
nische Verzierungen , auch aus
Terracotta.

38 ff 551 . .

552. Schmelztiegel ; glasirte Röhren,
Muffeln , Kapseln und Retorten,
Platten , Krüge und andere Ge¬
säße aus gemeinem Steinzeua;
gemeine Ofenkacheln ; irdene
Pfeifen.

38 ff 552 ». Schmelztiegcl ; gemeineOfen-
kacheln ; irdene Pfeifen.

552 b- Glasirte Röhren , Muffel »,
Kapseln und Retorten , Platten,
Krüge und andere Gefäße aus
gemeinem Steinzeug.

POFss. n.Kst.

553. Glasirtes Töpfergeschirr. 38 ff
554. Andere Thouwaaren , mit Aus¬

nahme von Porzellan und por-
zcllanartigeu Waareu , außer Ver¬
bindung mit anderen Materialien.

38 o 1

38 o 2

554 ». Andere Thonwaaren , mit
Ausnahme von Porzellan und
porzellanartigen Maaren , ein¬
farbig oder weiß ; feine Maaren
aus Terracotta.

554 b. —, zwei- und mehrfarbig,
gerändert , bedruckt, bemalt , ver>

555. Thonwaaren in Verbindung mit
anderen Materialien , soweit sie
dadurch nicht unter Nr . 20 des
Zolltarifs fallen.

38 e 2
goldct , versilbert.

555. S .Zolltarif.

! 556. Porzellan n. porzellanartige Maa¬
ren (Parian , Jaspis rc.) , außer
Verbindung mit anderen Mate¬
rialien.

38 cl 1 556 ». Porzellan und porzellan¬
artige Maaren , weiß.
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Nummer.!

! >

Waarcnverzeichniß
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
auf die
Abthci-

lungen des
Zolltarifs.

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Einfuhr.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten deS
Brutto¬

gewichts ) .
l. ^ 2. 3. 4. 5.

38 ei 2 5566 . — , farbig , gerändert , be-
druckt , bemalt , vergoldet , ve»
silbert.

557. Porzellan n . porzcllanarlige Waa- 38 (l 2 557.
reu in Verbindung mit anderen
Materialien , soweit sie dadurch
nicht unter dir . 20 des Zoll-
tarifs fallen.

3S. Bieh
558. Pferde. 39 -r 558.
559. Maulesel , Maulthicre , Esel. 39 u 559.
560. Füllen , welche der Mutter folgen. 39 n Amkg. 560-
561. Stiere. 39 b 561.
562. Kühe. 39 6 562.
563. Ochsen. 39 e 563.
564. Jungvieh im Alter bis zu 2 ^2 39 ä 564.

Jahren.
565- Kälber unter 6 Wochen. 39 s 565.
566. Schweine. 39 1 566.
567. Spanferkel unter 10 KZ. 39 Z 567.
568. Schaasvieh. 39 6 568.
569. Lämmer. 39 i 569.
570. Ziegen. 39 k 570.

4tt. Wachstuch, Wachsmuffelin, Wachstafft.
571. Grobes , nnbedrucktes Wachstuch I 40 a ! 571. ^

(Packtuch). !
572. Alles andere Wachstuch , Ledertnch, 40 6 572 n. Anderes Wachstuch ; auch ^

Bnchbinderleinen , Wachsinusse- Ledertuch.
lin , Wachstafft.

40 6 5726 . Bnchbinderleinen (Buch- S . Zolltarif.

binderzeugstoffe).
40 6

!

572 o. Wachsmusselin , Wachstafft . I

*) Vieh jeglicher Art ist nach Stückzahl nachzuweisen.
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Nummer.

Waarenverzeichniß
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
auf die
Abthei¬

lungen des
Zolltarifs.

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Einfuhr.

Tarasatz
(in Pro¬
zenten des

Brutto¬
gewichts) .

I. 2. 3. 4. 5.

41 . Wolle , einschließlich der anderweit nicht genannten Thierhaare,
sowie Waaren daraus.

573. Schaafwolle , roh , auch gewaschen. 41 a 573.

574. Alpaccawolle , Kaschmirwolle , Ka-
meel -, Ziegen - und Angorahaar,
roh , auch gewaschen.

41 a 574.

575. Wolle und Haar der unter Nr . 573
und 574 genannten Art , gefärbt,
gemahlen (Scheerwolle ) .

41 a 575.

3 Bll.

576. Haare (mit Ausnahme der vor¬
stehend unter Nr . 573 und 574

genannten Art , sowie der Men¬
schen- und Pfcrdehaare und der
Borsten ) , rob , gehechelt, gesotten,
gefärbt , auch in Lockenform gelegt.

41 a 576- 2 Sck.

577. Shoddy , Flockwolle, Kämmlinge. 41 a 577.

578. Gekämmte Wolle. 41 5 578.
16 Kst.

6 Bll.579. Watten.

Garn , auch mit anderen
Spinnmaterialien,  aus-
schließlich der Baumwolle,
gemischt,

41 6 1 579.

580. — , aus Rindviehhaaren , ein- und
zweifaches aller Art.

— , aus Wolle:

41 e 1 580.

581- - : einfaches , ungefärbt. 41 e 2 «

41 o 3 «

581a . — — : Genappcs - , Mo¬
hair - , Alpaccagarn , einfaches,
ungefärbt.

5815 . - - — : anderes Garn , roh,
einfach.

16Fss . u .Kft.
6 Bll.

Is. auch Zoll-

582. - : einfaches , gefärbt. 41 o 2 «

41 o 3 /

582 a . — — : Genappes -, Mo¬
hair - , Alpaccagarn , einfaches,
gefärbt.

5825 . - : anderes Garn , ge¬
bleicht oder gefärbt , einfach.

tarif.

683. - : dublirtcs , ungefärbt. 41 o 2 cr 583 a . - : Genappes - , Mo¬
hair - , Alpaccagarn , dublirtes,
ungefärbt.
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8
Waareuverzeichniß

für die

Hinweis
auf die
Abthci-

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und 2

für die
Ein fuh r.

Tarasatz
(in Pro - ^
zcnten des ^

Z
Ausfuhr und Durchfuhr. lnngen des

Zolltarifs.
Brutto¬

gewichts) .

I. 2. I 3. 4. 5-

41 o 3 583 5. - : anderes Garn , roh,
dnblirt.

584. - : dnblirtes , gefärbt. 41 6 2 584 m — — : Genappes - , Mo-
hair - , Alpaccagarn , dublirtes,
gefärbt.

41 o Z ö 5845 — - : anderes Garn , ge- 16Fsf .u.Kst.
bleicht oder gefärbt , dnblirt. 6 Bll.

585. - : drei- oder mehrfach ge- 41 o 2 /? 585n . — — : Genappes - , Mo- s. auch Zoll
zwirntes , ungefärbt oder gefärbt. hair - , Alpaccagarn , drei- oder

mehrfach gezwirntes , ungefärbt
oder gefärbt.

tarif.

41 o 3 ö 5855 . - : anderes Garn , drei-
oder mehrfach gezwirntes , roh,
gebleicht oder gefärbt.

Maaren aus Wolle (ein¬
schließlich der anderweit  nicht
gen  anntenThierhaare ), auch in
Verbindung mit Bau in wolle,
Leinen oder Metallfaden:

586- — : Tuchlcisten. 41 ä 1 586. 120 Kst.
587. — : Asphaltfilz und Dachfilz. 41 ä 2 587. j 7 Bll.
588- — : andere unbedruckte Filze und 41 ä 2 588 m — : grobe, unbedruckte, un-

20 Kst.Filzwaaren gefärbte Filze , mit Ausnahme
der unter Nr . 587 genannten.

7 Bll.
I 41 cl 4 588 5 — : andere nnbedrncktc Filze; s. auch Zoll-

unbedrnckte Filzwaaren. tarif.
589. — : Fußdecken. 41 ci 3 589 m — ; Fußdecken , welche ge-

färbte oder ungefärbte Garne
aus Rindviehhaaren enthalten.

41 ä 4 589 5. — : Fußdecken, auch be-

I

druckte, ans Wolle oder anderen
Thierhaaren , mit Ausnahme der I
Rindvieh - und Roßhaare , auch ^
in Verbindung mit vegetabilischen
Fasern und anderen Spinn - j
Materialien.

S . Zolltarif.
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Nummer.

Waarcnverzeichniß
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
auf die
Abthei¬

lungen des
Zolltarifs.

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und2

für die
E i u f u h r.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten des
Brutto¬

gewichts).

1. 2. 3- 4. 5.

590. —: uubcdruckle Strumpfwaaren. 41 ä 4
>

590-
591. —: »»bedruckte Tuch- uud Zeug-

waaren, soweit sie nicht unter
Nr. 596 und 597 gehöre».

41 ä 5 591.

592. —: bedruckte Strumpfwaaren. 41 ä 6 592-
593. —: andere bedruckte Maaren, so¬

weit sie nicht zu den Fußdecken
gehören.

41 ä 6 593.

594. —: Posamentier- uud Kuopf-
macherwaarcn; Gespinnste in
Verbindung mit Metallfäden.

41 ä 6 594. S .Zolltarif.

595. —: Plüsche. 41 ä 6 595.
596. —: Spitzen, Tülle und Stickereien. 41 ä 7 596-
597. —: gewebte Shawltücher mit drei

oder mehr Farbe».
41 ä 7

41 ä 8

597u. —: gewebte Shawltücher,
welche drei oder vier Farben
haben.

5976. —: desgl. mit fünf oder
mehr Farben.

42. Zink, auch mit Blei oder Zinn legirt , und Waaren daraus.
598. Rohes Zink, Bruchzink. 42 u 598. —

599. Gewalztes Zink. 42 5 599. (10 Kst.
600. Zinkdraht. 42 o 600. / 6 Kb.
601. Ziukwaaren. 42 e

42 cl

601u. Grobe Ziukwaaren, auch
in Verbindung mit Holz, Eisen,
Blei oder Zinn ohne Politur
und Lack.

6016 . Feine Zinkwaaren, auch
lackirte; imgleichen Zinkwaaren
in Verbindung mit anderen Ma¬
terialien, soweit sie dadurch nicht
unter Nr. 20 des Zolltarifs
fallen.

Zu Nr. 601:
15 Kst.
9 Kb.

Z.Nr.601u:
10 Kst.
6 Kb.

Z.Nr.601 in
s. Zolltarif.
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Nummer.

Waarenverzeichniß
für die

Ausfuhr und Durchfuhr.

Hinweis
auf die
Abtei¬

lungen des
Zolltarifs.

Abweichungen gegen die
Spalten 1 und2

für die
Einfuh r.

Tarasatz
(in Pro¬

zenten deS
Brutto¬

gewichts).
1. 2. i 3. 4. 5.

43 Zinn , auch mit Blei , Spietzglanz oder Zink legirt , und Waaren daraus.
602. Rohes Zinn, Bruchzinn. 43 n 602.
603. Gewalztes Zinn. 43 6 603. 110 Kst.604. Zinndraht. 43 o 604. j 6 Kb.605- Zinnwaaren. 43 o 605u. Grobe Zinnwaaren, auch

in Verbindung mit Holz, Eisen, Zn Nr. 605:
Blei oder Zink ohne Politur 15 Kst.
und Lack. 9 Kb.43 ci 6056. Feine Zinnwaaren, auch fZ.Nr.605u:
lackirtc; imgleichen Zinnwaaren ilO Kst.
in Verbindung mit anderen Ma- 5 Kb.
terialien, soweit sie dadurch nicht Z.Nr. 605b
nnter Nr. 20 des Zolltarifs s. Zolltarif.
fallen.

Gesetzes- und Verordnungs-Blatt 1880. 38
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Der Bundesrath hat dem nachstehend abgedruckten Verzeichnisse derjenigen Massengüter,
aus welche die Bestimmung in Z. II Ziffer 3 des Gesetzes vom 20 . Juli 1879 , betreffend
die Statistik des Waarenverkehrs , Anwendung findet , die Zustimmung ertheilt und zugleich
beschlossen, daß dasselbe rücksichtlich derjenigen Güter , welche nicht bereits in Z. II Ziffer 3
a . a . O . benannt sind, mit dem 1 . Juni d. I . in Wirksamkeit tritt.

Berlin,  den 26 . Mai 1880.

Der Reichskanzler,
v. Bismarck.

Verzeichnis;
derjenigen Massengüter , auf welche die Bestimmung in 11 Zister 3 des

Gesetzes vom 20 . Juli 1879 , betreffend die Statistik des Waarenverkehrs,
Anwendung findet.

Nummer
des

statisti¬
schen

Waaren-
Verzeich¬
nisses.

Waarengattnng.

Nummer
des

statisti¬
schen

Waaren-
verzeich-
nisses.

Waarengattnng.

1. Abfälle von der Eisenfabrikation (Ham- Fabrikationsmaterial geeignete Leder-
merschlag , Eiseufeilspäne ) und von absälle.

Eisenblech, verzinntem (Weißblech ) und 4. Guano , natürlicher.
verzinktem. 5. Anderer thierischcr Dünger.

2. Abfälle von Glashütten , auch Scherben 6. Sonstige Düngungsmittel , als : ausge-
von Glaswaaren. laugte Asche, Kalkäscher, Knochenschaum

3. Leimleder , auch abgenutzte alte Leder- oder Zuckcrcrde und Thierknochcn jeder
stücke und sonstige zur Verwendung als Art.
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Nummer Nummer
des des

statisti- statisch-
scheu Waarengattung. scheu Waarengattung.

Maaren- Maaren-
verzcich- verzeich-
uisses. uisses.

7. Kleie und Malzkeimc. 118. Kali , schwefelsaures und salzsanreS (Chlor-
8. Lumpen aller Art. kalium ).
9. Papicrspäue ; Makulatur , beschriebene und 120. Knochenkohle.

bedruckte. 121. Knochenmehl.
10. Alte Fischernetze, altes Tauwerk und alte 126. Mineralwasser , künstliches und natnr-

Stricke , gezupfte Charpie. licheS , einschliesslich der Flaschen und
11. Sonstige Abfälle , soweit sie nicht wie die Krüge.

Rohstoffe, von welchen sie hcrstammen, 128. Natron , schwcfelsaurcs ( Glaubersalz ) .
zu behandeln sind , als Blut von ge- 130. Palm - und Kokosnüsse und Theile von
schlachteten: Vieh , Ncisabfälle , Thier- solchen.
flcchsen, Treber n . dergl. 131. Salpeter , Chilisalpeter.

12. Baumwolle , rohe. 132. — , anderer , roh und gereinigt.
13. — , kardätschte, gekämmte, gefärbte. 133. Salpetersäure.
68. Alaun. 134. Salzsäure.
70. Chlorkalk. 136- Schwefel , roh und gereinigt.
82. Soda , kalzinirte. 137. Schwefelsäure.
83. Soda , rohe , natürliche oder künstliche; 138. Seegras.

krystallisirte Soda. 140. Supcrphvsphate.
84. Pottasche. 144 Vitriole aller Art.
85. Wasserglas. 154. Roheisen aller Art.
88. Ammoniak , kohlensanres ; Salmiak , Sal- 155. Drucheisen und Eisenabfälle , soweit nicht

miakgeist. unter Nr . 1 genannt.
89. Ammoniak , schwefelsaures. 181. Cement.

106. EiS. 182. Graphyt (NeiSblei , Wasscrblei ) .

Farbhölzer,  und zwar:
183. GypS.
184. Kalk (Kalkstein, gebrannter und gelöschter

107. Blanholz : in Blöcken, gemahlen , geras- Kalk ) .
108. Gclbholz ^ pelt oder in ähnlicher Weise 185. Kaolin (Porzellanerde ) .
109. Nothholz ! zerkleinert. 186. Kreide , rohe.
110. Galläpfel und Knoppern , auch gemahlen. 187. Kryolith.
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Nummer
des

statisti¬
schen

Waaren-
vcrzeich-
nisses.

Waarengattung.

Nummer
des

statisti¬
schen

Waaren-
verzeich-
nisses.

Waarengattung.

188. Schwerspath in Stücken. 211. Hülsenfrüchte.
189. Farbencrdcn aller Art. 212. Gerste.
190. Andere Erden und Mineralien , als Kies, 213. Mais.

Grand , Sand , Schlamm , Mergel, 214. Buchweizen.
Mörtel , Lehm , Thon , Pseifcnerde, 216- Anis.

Alannerde , Infusorienerde , Garten- 217. Fenchel.
erde, Feldspath , Flnßspath , Kalkspath, 218. Cvriandcr.

Kieserit , Carnallit , Borazit und der- 219. Kümmel.

gleiche». 220. Raps und Nübsaat.
191. Blei - und Kupfererze , auch silberhaltige. 221. Leinsaat.
192. Braunstein. 222. Sesam.
193- Eisenerze, Eisen - und Stahlstein. 223. Senf , roher (Senfsaat ) .
194. Nickelerze. 224. Erdnüsse.
195. Schwefelkies. 225. Palmkerne.
196. Zinkerze (Galmei , Zinkblende n . dergl .) . 226. Kleesaat.
197. Andere Erze , als : Zinnerze , Kobalterze, 227. GraSsaat

Antimon -, Wismutherze ; Erzschlacken, 228. Heu.
Schlackenwolle. 229. Stroh und Schilf.

203. Flachs. 230. Kartoffeln.
204. Hanf. aus 235. Baumwollensamen , Hanfsamen , Mohn-
205. Heede und Werg von Flachs und Hanf. samcn, Bucheckern, Eicheln , wilde Ka-
206. Andere vegetabilische Spinnstoffe , wie stanien.

chinesisches Gras rc. (wegen Baum- 236. Fntterkräuter.
wolle, Jute , Manillahanf und Kokos- 237. Lebende Bäume und Strauch er , auch
fasern siehe Nr . 12/13 bezw. 372/373 ) . in Kübeln , Setzlinge , Blumen und

207. Weizen. Blumenzwiebeln , auch in Töpfen und
208. Roggen. Kübeln.
209. Hafer. 238. Grünes und anderes naturfarbiges ge-
210. Andere nicht besonders genannte Getreide- meines Hohlglas (Glasgeschirre ) , weder

arten. gepreßt , noch geschliffen, noch abge-
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Nummer
des

statisti¬
schen

Waaren-

verzeich-
nisses.

^ Waarengattnng.

Nummer
des

statisti¬
schen

Maaren-

verzeich-
nisses.

Waarengattnng.

rieben , auch mit ordinärer Beflcch- Schuittwaarcn ; alle diese Gegenstände

tung von Weiden , Binsen , Stroh oder aus europäischem hartem Holz.

Rohr. 288. — aus europäischem weichem Holz.
252. Borsten . * M9. Ungeschälte Korbweiden und Reifenstäbe.
254. Rohe Bettfedern. 291. Geschälte Korbweiden.

271. Brennholz , Reisig , auch Besen von Reisig. 295. Holz in geschnittenen Fournieren und rin-

272. Holzkohlen. eingelegte Parketbodenthcile.
273. Korkholz , auch in Platten und Scheiben. 303. Hopfen.
274. Lohkuchen ( auSgelaugte Lohe als Brenn- 316. Kautschuck und Guttapercha , roh oder ge-

material ) . reinigt.

aus 282. Rohe Knochen ( als Schnitzstoff ) , Hufe 372. Zute , roh , geröstet , gebrochen oder ge-

und Klauen , Muschelschalen ( mit Aus- hechelt.

nähme der Perlmutterschaleu ) . 373. Manillahanf ( auch mexikanische Fiber)
283. Holzborke und Gerberlohe. und Kokosfasern , roh , geröstet , gebrochen
284. Bau - und Nutzholz , roh oder bloZ mit oder gehechelt.

der Art vorgearbcitct : europäisches, .425. Heringe , gesalzene.

hartes . " ) 455. Salz ( Koch -, Siede -, Stein -, Sccsalz ) , so-
285. Bau - und Nutzholz , roh oder blos mit wie alle Stoffe , aus welchen Salz ans-

der Axt vorgcarbeitet : europäisches, geschieden zu werden Pflegt.

weiches . *) 482- Feste Rückstände von der Fabrikation fetter
286. Außereuropäische Hölzer (Cedcrn -, Eben -, Oele , auch gemahlen (Oelkuchen , Palm-

Jacaranda - , Mahagoni - , Polisandcr - , kerukuchen , Kokoskuchen u . s. w .) .

Pockholz , kitsolr -xiiw - , Teakholz und 489. Halbzeug aus Lumpen , gebleicht oder nn-

dcrgl .) . gebleicht.
287. Bau - und Nutzholz , gesägt oder auf ande- 520- Steine , rohe , oder bloS behauene.

rem Wege vorgearbeitet oder zerkleinert: 521- Mühlsteine , auch mit eisernen Reifen.

Faßdauben und ähnliche Säg - oder 527. Steinkohlen.

*) Als harte Hölzer gelten insbesondere : Ahorn , Akazie , Birke , Buche , Eiche , Esche, Kern - und Stcinobstbaum , Nuß¬
baum , Ulme ; als weiche : Fichte , Kiefer , Tanne , Lärche , Erle , Linde , Pappel , Roßkastanie , Weide.
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Nummer
des

statisti¬
schen

Waaren-
verzeich-
nisses.

Waarengattung.

Nummer
des

statisti¬
schen

Waaren-
vcrzeich-
uisseö.

Waarengattung . '

528. Koaks. 573. Schaafwolle , roh , auch gewaschen.
529. Braunkohlen. 574. Alpaccawolle , Kaschmirwolle , Kameel -,
530. Torf , Torfkohlen. Ziegen - , und Angorahaar , roh , auch

aus 542. Frische Fische. gewaschen.
548. GcwöhnlicheMauersteine ; feuerfeste Steine. 576. Andere Haare (mit Ausnahme der Men-
549. Dachziegel, Thonröhren , nicht glasirt. scheu- und Pferdchaarc , sowie der
551. Glasirte Dachziegel und Mauersteine; Borsten ) .

Thonfließen ; architektonische Verzie¬
rungen , auch aus Terrakotta.

577. Shoddy , Flockwolle , Kämmlinge.

Druck und Verlag von Malsch «L Vogel in Karlsruhe.
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Gesetzes- und Verurdmmgs- Matt
f̂ür das Großhcrzogthnm Baden.

Karlsruhe , Dienstag den 6. Juli 1880.

Inhalt.
Verordnung des Ministeriums des Innern : die Ablösung der auf Privatrechtstitel beruhenden Verpflich¬

tungen zum Bau und zur Unterhaltung von Schulhäusern , sowie zur Anschaffung von Gegenständen zum Schulgebrauch
betreffend.

Verordnung.

Die Ablösung der auf PrivatrechMitcl beruhenden Verpflichtungen zum Bau und zur Unterhaltung von
Schulhäuseru , sowie zur Anschaffung von Gegenständen zum Schulgebrauch betreffend.

Zum Vollzüge des Gesetzes vom 20 . Februar 1879 , „die Ablösung der aus
Privatrechtstitel beruhenden Verpflichtungen zum Bau lind zur Unterhaltung von
Schulhäusern , sowie zur Anschaffung von Gegenständen zum Schulgebrauch betref¬
fend " — Gesetzes- und Verordnungsblatt von 1879 Nr . IX . SM 84 — wird
verordnet , was folgt:

8-
Der Alttrag auf Ablösung der auf Privatrechtstitel beruhenden Verpflich - Stellung des Antrags auf

tUNgeN: Ablösung.
a . zum Bau und zur Unterhaltung von Schulhäuseru,
5 . zur Anschaffung von Gegenständen für den Schulgebrauch

ist von den zur Autragstellung Berechtigten (Z. 2 des Gesetzes) bei den: Bezirks¬
amts einzureichen , in dessen Bezirk die Schule liegt , zu deren Gunsten die frag¬
lichen Verpflichtungen bestehen.

Der Antrag , welcher in mindestens dreifacher Fertigung einzureichen ist, muß
außer der Angabe des Pflichtigen und der lastenberechtigten Schule eilte genaue
Beschreibung des Umfanges der Verpflichtungen , welche abgelöst werden sollen,
enthalten.

8- 2.
Diese Beschreibung hat sich, sotveit es sich um die Ablösung von Bau - bezie- Beschreibung des Umfangs

hungsweise Unterhaltungslasteil handelt , über folgende Fragen zu verbreiten : der Baupflicht.
Gesetzes- und Verordnungs -Blatt 1380. Zg
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I . Ob die Baupflicht
a . auf eiu Gebäude von vorgeschriebener Größe und Beschaffenheit fixirt ist, oder
d . ob sich dieselbe darauf erstreckt , daß eiu dem jeweiligen Bedürfniß an¬

gemessenes Gebäude zu stellen ist.
II . Ob die abzulöseude Last

u . das ganze Gebäude umfaßt , oder
b . ob sie sich auf einen bestimmten Gebäudetheil beschränkt , beispielsweise,

ob dieselbe nur die Schulzimmer — und wie viele — begreift , oder

nur die Wohnungen für die Lehrer (Hauptlehrer , Schulgehilfen , und
für welche Zahl ), oder nur die Oekonomiegebäude ; ob sie nur etwa die
Umfassungsmauern , oder nur den Jnbau , oder nur das Dachwerk zum
Gegenstand hat und wie in allen diesen Fällen die Abgrenzung der

Baupflichten zwischen mehreren Baupflichtigen angenommen ist;
o. ob sie nur einen bestimmten Theil am Bauaufwand für das ganze

Gebäude oder für den bestimmten Gebäudetheil , z. B . nur ^ dieses
Aufwandes , betrifft;

6 . ob dieselbe auch die Herstellung und Unterhaltung der Einfriedigung
des Schulgartens und Schulhofes , des Hofpflasters , des Brunnens

u . s. w. zum Gegenstand hat.
III . Ob die Last

n. nur die Unterhaltung des Gebäudes oder Gebäudetheiles , ohne Ver¬

pflichtung zum Neubau , oder
d . nur den Neubau , ohne die Verpflichtung zur Unterhaltung , oder

6 . die Unterhaltung und den Neubau betrifft.

IV . Ob alle und jede für das Gebäude beziehungsweise den Gebäudetheil vor¬
kommenden Bauverwendungen von dem Pflichtigen allein bestritten werden

müssen, oder ob Dritte daran einen Beitrag zu leisten haben , insbesondere ob
n . in dem Theil des Gebäudes , welchen der Lehrer bewohnt , dieser die

Kosten für die kleineren Ausbesserungen zu bestreiten (vergleiche Z. 82

Absatz 3 des Elementarunterrichtsgesetzes ) oder einen Beitrag hierzu

zu leisten hat , und welchen;
b . ob Dritte einen Theil des Aufwandes zu übernehmen , etwa das Bau¬

holz oder andere Baumaterialien unentgeltlich , oder gegen welche Ver¬
gütung von Seiten des Pflichtigen , zu liefern verbunden sind;

o. in wiefern die Hand - und Fuhrdienste von einem Dritten unentgeltlich,
oder gegen welche von dem Baupflichtigen zu entrichtende Vergütung,
zu leisten sind.

V . Ob und inwieweit dem Baupflichtigen die Verbindlichkeit zur Zahlung der

Brandversicherungsbeiträge für das Gebäude oder den betreffenden Gebäude¬

theil obliegt.
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8- 3.
Kommt die Ablösung der Verpflichtung zur Anschaffung von Gegenständen Beschreibung des Umfanges

zum Schulgebrauch in Betracht , so ist anzugeben , ob sich die Verpflichtung auf
Leistung eines bestimmten jährlichen Geldbeitrages erstreckt und welches dieser zum Schulgebrauch.
Beitrag ist , oder ob und welche Gegenstände zum Schulgebranch in Natur zu
liefern sind ; ob dieselbe die Anschaffung und Unterhaltung aller zur Einrichtung
der Schulzimmer erforderlichen Gerätschaften , der für den Unterricht nothwendigen
Lehrmittel und der sonstigen Schulrequisiten umfaßt , oder nur auf einzelne Gegen¬
stände (Subsellien , Katheder oder Tisch nebst Stuhl , Wandtafeln u . s. w.) sich
beschränkt, sowie ob die Verpflichtung auch die Beschaffung des zur Feuerung der
Schulzimmer (Lehrerswohnung ) erforderlichen Brennmaterials begreift . In letzterem
Falle ist weiter die Sorte und Menge des von dem Pflichtigen zu stellenden
Brennmaterials (Holz , Tors , Steinkohlen ) namhaft zu machen und ferner beizu¬
fügen , ob sich die fragliche Verpflichtung allgemein auf die Heizung der Schulzimmer
oder auf eine bestimmte Zahl derselben erstreckt.

Nach Einkunft eines Antrages auf Ablösung von Baulasten erhebt das Bezirks - Beurkundung über die Zahl
amt durch Vermittelung des Kreisschulraths von der betreffenden örtlichen Schul - ^ Schulkinder,
aufsichtsbehörde eine Beurkundung über die Zahl der zur Zeit der Antragstellung
die Schule besuchenden Kinder.

Diese , gleichfalls in der nöthigen Anzahl von Fertigungen auszustellende und
durch die Kreisschulvisitatur zu bestätigende , eventuell zu berichtigende Beurkundung
hat , sofern die Ablösung von Verpflichtungen für Schulen in Betracht kommt,
welche früher nach Bekenntnissen getrennt waren , die Zahl der volksschulpflichtigen
Kinder nach den einzelnen Bekenntnissen getrennt zu enthalten.

Da , wo .es sich um die Verpflichtung zum Bau oder zur Unterhaltung von Verzeichniß der Liegen-
Oekonomiegebäulichkeiten für eine Schule handelt , ist von dem Bezirksamt eine Schuldienstes.
Abschrift der betreffenden Abtheilung des jüngsten amtlichen Schulerkenntnisses über
die zu dem betreffenden Schuldienste gehörigen Liegenschaften einschließlich der dem¬
selben zugetheilten Almende (Z. 01 des Elementarunterrichtsgesetzes ) den Ferti¬
gungen beizugeben.

8. 5.

Wird die Ablösung von einem Pflichtigen verlangt , so theilt das Bezirks - Vorverhandlungen,
amt je ein Exemplar der Doppelschriften den nach Z. 2 lit . a . und d . des Gesetzes
als berechtigt anzusehenden Behörden , d. i . dem betreffenden Gemeinderath , sowie
dem Oberschulrath mit.

Bei Stellung des Antrages auf Ablösung von Seiten der oder eines der
Berechtigten (Z. 2 des Gesetzes lit . a . und d .) erfolgt die Zustellung obiger Doppel¬
schriften an den Pflichtigen beziehungsweise den andern Berechtigten , und zwar,

39.
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Ablösung von Baulastcn.

Erste Tagstihrt.

Wahl der Schätzer.

Bestimmung der Tagfahrt
zur Abschätzung der Bau-

lasten.

Beeidigung der Schützer.

Wahl eines Obmannes.

wenn die Verpflichtungen dem Domänen - beziehungsweise Staatsärar oder einer
Orts - oder Distriktsstiftung obliegen , an diejenige Behörde , welcher die Vertretung
des Aerars beziehungsweise die obere Aufsicht über die betreffende Stiftung zusteht.

Wenn die Oberschulbehörde die Ablösung verlangt , so hat das Bezirksamt
auf dessalls bei ihm zu stellenden Antrag die unter M . 2 und 3 erwähnten
Beschreibungen über den Umfang der abzulösenden Verpflichtungen von der Gemeinde¬
behörde zu erheben.

8- 6.
Die Pflichtigen beziehungsweise die Berechtigten haben ihre Erklärung auf

den Ablösungsantrag binnen vier Wochen an das Bezirksamt abzugeben.
Nach Einkunft der Erklärung setzt das Bezirksamt , sofern es sich um eine

Ablösung von Baulasten handelt , eine Tagfahrt fest , in welcher die einschlägigen
Verhältnisse über Dasein und Umfang der Verpflichtungen erstmals zu erörtern
sind . Etwa hierbei sich ergebende Anstände wird das Bezirksamt auf gütlichem
Wege zu beseitigen suchen.

Zeigen sich die Betheiligten geneigt , die Verpflichtungen im Wege gütlichen
Uebereinkommens zur Ablösung zu bringen , so haben sie gleichzeitig Vertreter zu
bezeichnen, welche zur Anwohuung bei den weiteren Ablösungsverhandlungeu , zur
Abgabe von Erklärungen und zum Abschluß der Ablösungsverträge ermächtigt sind.

Hierauf veranlaßt das Bezirksamt die Betheiligten zur gemeinschaftlichen Wahl
eines oder dreier Bauverständigen.

Ist der Gegenstand der Schätzung ein Schulhaus mit Oekonomiegebäude , so
ist , wenn einer der Betheiligten es für wünschenswerth erachtet , der Schätzungs¬
kommission ein erfahrener Landwirth beizugeben.

8- 7.
Stehen dem Geschäfte der Baulastenabschätzung Anstände nicht entgegen oder

sind die erhobenen beseitigt , so bestimmt das Bezirksamt den Tag , au welchem
die Schätzer zur Vornahme der Abschätzung zusammen zu treten haben . Hievon
ist den Schätzern unter gleichzeitiger Zustellung der über den Gegenstand erwachsenen
amtlichen Akten , sowie den Vertretern der Betheiligten , letzteren mit der Auf¬
forderung , dem Abschützungsgeschäfte anzuwohuen , Nachricht zu geben.

Diese Benachrichtigung hat so zeitig zu erfolgen , daß die Vertreter der Parteien
die etwa noch erforderlichen Informationen einholeu können.

Die Schätzer sind , sofern sie nicht aus der Zahl derjenigen Bauverständigeil
genommen werden , welche vermöge ihrer öffentlichen Stellung bereits eidlich in
Pflichten genommen sind, für den einzelnen Abschätzungsfall eidlich zu verpflichten.

Werden von dem Betheiligten (statt eines ) drei  Schätzer gewählt , so haben
sie zugleich einen derselben zum Obmann zu bezeichnen. Können sie sich über
dessen Ernennung nicht vereinigen , so steht diese dem Bezirksamte zu, welches den
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Obmann auch für deu Fall zu erueuneu hat , daß die Schätzer wegen nicht zu
Stande gekommener Vereinigung der Beteiligten über deren Wahl von Amtswegen
ernannt werden.

Den landwirtschaftlichen Sachverständigen ernennt das Bezirksamt.

8- 8.

Nach M 4 und 5 des Gesetzes sollen zum Zwecke der Ablösung die Anschläge Allgemeine Bestimmungen
der Baulasten für Schnlhüuser auf Schätzung gegründet werden und ist durch ^ Schatzung,
letztere zu bestimmen:

1 . bei Verpflichtungen zur Unterhaltung:

a . nach wie viel Jahren das Gebäude , auf das sich die Verpflichtung bezieht,
mnthmaßlich durch ein neues ersetzt werden muß;

5 . was dasselbe bis dahin im Durchschnitt jährlich an Unterhalt kosten wird,
und

o. was das künftig neu aufgesührte Gebäude während seiner ganzen Dauer
im Durchschnitt jährlich zu unterhalten kosten wird;

2 . bei Verpflichtungen zum Neubau:

a . wie viele Jahre das Gebäude , auf das sich die Verpflichtung bezieht , muth-
maßlich noch ausdauern wird;

5 . welche Summe dann der Neubau den Pflichtigen kosten , und
a . auf wie viel Jahre die Dauer dieses neuen Gebäudes angenommen

werden kann.

8- 9.

Die Schätzer beginnen , nachdem sie sich zuvor aus den ihnen zugestellten
amtlichen Akten über Dasein und Umfang der Baupflicht insormirt haben , das
Abschützungsgeschäft mit einer eingehenden Besichtigung des Gebäudes im Beisein
der Pflichtigen und der Berechtigten beziehungsweise der von denselben bestellten
Vertreter.

Die letzteren sind befugt , ans Alles aufmerksam zu machen , was nach ihrer
Meinung zur Erlangung einer möglichst vollständigen Kenntniß des Gegenstandes
der Abschätzung dienlich zu sein scheint, und haben die Schätzer die Bemerkungen
derselben einer gründlichen Prüfung zu unterziehen.

8- 40.
Für das Verfahren bei der Schätzung sind die entsprechenden Vorschriften der

„Instruktion für die Schätzer der auf dem Zehnten haftenden Baulasten " (Regie¬
rungsblatt 1841 Seite 65 ) maßgebend.
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Von genannter Instruktion sind insbesondere die folgenden Bestimmungen zu
beachten:

H. 6 . Führung eines fortlaufenden Protokolls;
H. 7 . Selbständige Bearbeitung der Schätzung durch jeden der Schätzer;
H. 8 . Fertigung einer Planskizze;
HZ. 9— 11 . Beurtheilung lediglich nach den zur Zeit der Abschätzung bestehenden

Verhältnissen;
H. 13 . Beachtung der in der betreffenden Gegend herkömmlichen Bauweise,

Ausmittelung der Preise der Baumaterialien;
HZ. 16 , 23 , 39 , 40 , 41 , 47 , 48 . Schätzung der Dauer vorhandener Gebäude;
HZ. 55 — 58 . Schätzung der Unterhaltungskosten vorhandener Gebäude;
H. 60 . Schätzung der Kosten eines Neubaues;
H. 78 . Beachtung polizeilicher Vorschriften;
H. 79 . Schätzung der Dauer künftiger Gebäude;
H. 80 . Schätzung der Unterhaltungskosten künftiger Gebäude.

H. 11.

Bei Beurtheilung der Frage , ob ein Schulhaus nach den zur Zeit der Ablösung
bestehenden Verhältnissen seiner Bestimmung genügt oder nicht , sind Betrachtungen
über Zn - oder Abnahme des Raumbedürfnisses in Folge etwaiger künftiger Zu¬
oder Abnahme der Schülerzahl selbstverständlich auszuschließen.

Da , wo die Baupflicht nur für ein bestimmtes Bekenntniß besteht , hat ein
durch Vereinigung von mehreren , früher nach dem Bekenntniß getrennten , Volks¬
schulen etwa entstandener Mehrbedarf außer Betracht zu bleiben (H. 6 des Gesetzes),
d. h. es ist hinsichtlich des Raumbedürfnisses nur auf die dem betreffenden Bekenntniß
angehörigen , zur Zeit der Abschätzung vorhandenen Schulkinder und beziehungsweise
auf die zur Unterrichtsertheilung an dieselben erforderliche Zahl von Lehrern
(HZ. 22 und 23 des Elementarunterrichtsgesetzes ) und zwar in der Weise Rücksicht
zu nehmen , wie wenn diese Kinder auch fortan den Unterricht in einer besonderen
(Konfessions -) Schule zu empfangen hätten.

Hinsichtlich der Zahl und Beschaffenheit der Schullokale , sowie der Erfordernisse
bezüglich der Lehrerwohnungen sind im Allgemeinen die Bestimmungen in HZ. 80
und 81 des Elementarunterrichtsgesetzes und der Verordnung vom 11 . Februar 1869,
„die Schnlhausbaulichkeiten betreffend ", maßgebend . Doch soll die Ersetzung von
Schulhäusern , welche unter der Herrschaft weniger weit gehender Bestimmungen
mit Gutheißung der staatlichen Behörden von einem Baupflichtigen hergestellt
worden sind , auf einen früheren Zeitpunkt , als nach den zur Zeit der Erbauung
maßgebenden Vorschriften uöthig gewesen wäre , nur dann und nur insoweit in
Aussicht genommen werden , als gröbere , mit den Bedürfnissen des Unterrichts und
der Gesundheit unvereinbarliche Mißstände vorliegen.
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ß. 12.

Da , wo der Baupflichtige auch die Oekouomiegebäulichkeiten (Scheuer und

Stallung ) herzustellen oder zu unterhalten hat , ergibt sich aus der Beschreibung

der zum Schuldienste gehörigen Liegenschaften (Z. 4 ) , welche Räumlichkeiten zur

ordnungsmäßigen Bewirtschaftung der Güter und beziehungsweise zur Aufbewah¬

rung des Erträgnisses derselben erforderlich sind . Die Schätzung des Ertrages der

zum Schuldienste gehörigen Güter ist auch hier lediglich nach den zur Zeit der

Ablösung bestehenden Kulturverhältnissen (Wiese , Acker , Reblaud u . s. w .) zu

bemessen . Dabei ist , falls die dermaligen Inhaber der Schulstelle die Güter ver¬

pachtet haben , gleichwohl der zur Selbstbewirthschaftung derselben erforderliche Raum

vorzusehen und die Ablösung der Baulast hierauf zu gründen.

Dagegen ist der Grundbesitz , welcher einem Schuldienste in Folge der Verei¬

nigung früherer Konfessionsschulen zugefallen ist , bei der Berechnung des Raum¬

bedürfnisses auszuschließen.

8- l3.
Dem gefundenen Ablösungskapital ist jenes für den Brandversicherungsbeitrag , Brandversicherungsbeitrag,

wo dessen Leistung dem privatrechtlich Baupflichtigen obliegt , in besonders berechneter

Summe beizuschlagen.
Diese letztere besteht gemäß Z. 7 des Gesetzes in dem Fünfundzwanzigfachen

des Jahresbetrages , welcher mit Zugrundelegung der für den Zeitpunkt des Ablösungs-

antrages maßgebenden Einschätzung und nach dem Durchschnitt der in den vorher¬

gegangenen zehn Jahren in der betreffenden Gemeinde von 100 Mark Versicherungs¬

anschlag jeweils entrichteten Versicherungsbeiträge berechnet wird.

Zum Zwecke dieser Berechnung hat das Bezirksamt den Akten , welche den

Schätzern zuzustellen sind (Z. 7 ), einen Auszug aus dem Feuerversicheruugsbuch für

das betreffende Gebäude beizugeben und mit demselben zugleich eine Berechnung des

Durchschnitts aus den für die betreffende Gemeinde von 100 Mark Bersicherungs-

anschlag festgesetzten .und jeweils im Staatsanzeiger veröffentlichten Versicherungs¬

beiträgen der zehn vorhergegangenen Jahre zu liefern.

8- 14.
Nach Beendigung aller Schätzungen haben die Schätzer die Ergebnisse in der Schluß des Mschätzungs-

als Beilage augeschlossenen Uebersicht zusammenzustellen und das Ablösungskapital Geschäfts,

zu berechnen , wobei dein Pflichtigen die festgestellten Beträge , die für Veränderung ^

in der Einrichtung oder für Erweiterung des vorhandenen Gebäudes oder für den

Neubau oder endlich zur Nachholung versäumter Reparaturen an dem bestehenden

Gebäude erforderlich sind , als Bestandtheile des Ablösuugskapitals ausgerechnet

werden müssen.
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Zur Berechnung der Ablösungskapitalien haben sich dieselben der mit einer
Gebrauchsanleitung versehenen Hilfstabellen zn bedienen , welche im Verordnungsblatt
des Großherzoglichen Oberschulraths als Beilage zu vorstehender Verordnung abge¬
druckt werden.

Das berechnete Ablösungskapital ist den Betheiligten sofort zur Kenntniß zu
bringen und ihre Erklärung darüber entgegen zu nehmen . Rechnungsverstöße,
welche bei Einsichtnahme der Berechnungen durch die Betheiligten entdeckt werden,
sind sogleich zu berichtigen und Anstände anderer Art in geeigneter Weise aufzu¬
klären . Das Abschätzungsgeschäft ist alsdann abzuschließen , von allen dabei
Betheiligten zu unterzeichnen und hierauf dem Bezirksamt samint den den Schätzern
zugestellten Akten (Z. 7) vorzulegen.

8- 15.
Ablösung der Verpflichtung
zur Anschaffung lion Gegen¬
stände» zum Schnlgebrauch.

Zur Bestimmung des Ablösungskapitals für die Verpflichtung zur Anschaffung
von Gegenständen zum Schulgebrauch ist von dem Pflichtigen eine Nachweisung
über den von ihm in den Jahren 1846 — 1875 für diese Anschaffungen jährlich
bestrittenen Aufwand zu liefern.

Die Richtigkeit dieser Nachweisung ist nach vorheriger Prüfung von dem
Gemeinderathe desjenigen Ortes zu bestätigen , in welchem sich die Schule befindet,
zu deren Gunsten die fragliche Verpflichtung besteht.

Ans der Summe des Aufwandes für obige dreißig Jahre ist der durch¬
schnittliche Jahresaufwand zu ermitteln , dessen fünfundzwauzigfacher Betrag das
Ablösungskapital bildet (ß. 8 des Gesetzes).

Für die in § . 8 Absatz 2 des Gesetzes vorgesehenen Fülle , in welchen der
Preis für in Natur gelieferte Gegenstände durch Schätzung zu bestimmen ist , ist
von den Betheiligten ein Sachverständiger zu wählen , welcher , falls ein Einver-
ständniß nicht zu Stande kommt , von dem Bezirksamt ernannt wird.

Das über diese Schätzung aufzunehmende Protokoll und beziehungsweise die
oben erwähnte Nachweisung ist dem Bezirksamte vorzulegen , welches das Schluß-
ergebniß der Berechnung den Betheiligten mit der Aufforderung eröffnet , sich
hierüber binnen angemessener Frist zu erklären.

8- 16.
Gerichtliches Verfahren . Erklären sich die Betheiligten mit dem Ergebnisse der Schätzungen <M . 14 und

15) nicht einverstanden und gelingt es dem Bezirksamte nicht, in einer aus Vorlage
des Schätzungsergebnisses nöthigenfalls anzuordnenden Tagfahrt eine Vereinbarung
zu Stande zu bringen , so ist das Ablösungskapital auf gerichtlichem Wege festzn-
stellen . Für das gerichtliche Verfahren sind die allgemeinen Vorschriften über das
Verfahren in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten maßgebend (Z. 13 des Gesetzes).
Dasselbe Verfahren hat auch dann einzutreten , wenn im Laufe des Abschätzungs-
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geschäftes Anstände sich ergeben , deren Beseitigung den Schätzern durch entsprechende

Erörterung über die streitigen Punkte nicht gelingt und welche auch das Bezirks¬

amt auf Vorlage der Akten und des Gutachtens der Schätzer in einer mit den

Betheiligten zu pflegenden Verhandlung nicht zu heben vermag.

8 - 17.

Sind dagegen die Betheiligten mit dem Ergebnisse der Schätzungen einver- Abschluß des Vertrages über

standen , so veranlaßt das Bezirksamt nach Einkunft der in M . 14 und 15 er- die Ablösung,

wähnten Vorlagen dieselben , beziehungsweise deren Vertreter , auf Grund der

Schätzungen über die Ablösung einen Vertrag abzuschließen , wobei erforderlichen
Falles das Bezirksamt den Parteien durch Zufertigung geeigneter Vertragsentwürfe

au die Hand gehen wird.
In dem Vertrag sollen insbesondere auch Bestimmungen nach ß . 11 des

Gesetzes hinsichtlich der Verzinsung und Bezahlung der Ablösungskapitalien Auf¬

nahme finden.
Zur Rechtsgiltigkeit solcher über die Ablösung zu Stande gekommenen Ver¬

träge ist die Zustimmung der Gemeindeversammlung (des Bürgerausschusses ) jeder

der dabei betheiligten politischen Gemeinde (Z. 2 Absatz 2 a .) und außerdem der

Oberschulbehörde (§. 12 des Gesetzes) , sowie , wenn bei den Ablösungen das Do¬

mänen - beziehungsweise Staats -Aerar und Stiftungen betheiligt sind , die Geneh¬

migung der betreffenden oberen Aufsichtsbehörden einzuholen ; es sind hierbei den

betreffenden Behörden sämmtliche auf die Ablösung bezüglichen Akten zur Einsicht

vorzulegen.
Der Aufnahme einer öffentlichen Urkunde über den Ablösungsvertrag bedarf

es zur Rechtsbeständigkeit des letzteren nicht ; doch kann auf Wunsch der Bethei¬

ligten selbstverständlich auch eine notarielle Beurkundung der Ablösungsverträge

stattfinden.

8 - 18.

Hat eine Distrikts - oder Ortsstiftung eine Verpflichtung zum SchulhausbauAblösung der Verpflichtungen

oder zur Anschaffung voll Gegenständen zum Schulgebrauch abzulösen (Z. 9 des*" " ^rts - ûnd Distriktssuf-
Gesetzes) , so hat das Bezirksamt vor Abschluß des Ablösungsvertrages (Z. 17)

die obere Aufsichtsbehörde der betreffenden Stiftung unter Zustellung der Schätz-

ungsergebnisse zur Abgabe einer Erklärung darüber zu veranlassen , ob die Mittel

zur Leistung der sestgestellten Ablösungskapitalien bei dem betreffenden Fond ver¬

fügbar sind. Wird dies bejaht , so steht dem Abschlüsse des Ablösungsvertrages
ein Hinderniß nicht entgegen.

Wird dagegen von der oberen Aufsichtsbehörde die Unzulänglichkeit der Mittel

für alle Stiftungszwecke geltend gemacht, so hat dieselbe unter Beobachtung der in

ß . 9 des Gesetzes für die einzelnen Fälle gegebenen Vorschriften darzustellen , wie
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Kosten der Ablösungs-
Verhandlungen.

hoch sich die Mittel belaufen , welche der betreffenden Stiftung für die Bestreitung
der ihr obliegenden Schulverpflichtungen zur Verfügung stehen.

ß. 19.

Das Ergebniß dieser Darstellung beziehungsweise die zu diesem Zwecke aus¬
gestellten Berechnungen und Nachwelsungen sind von der betreffenden oberen Auf¬
sichtsbehörde in der entsprechenden Anzahl von Fertigungen dem Bezirksamte zu
übergeben . Letzteres hat die Darstellung der Betheiligten , d. h. der in Z. 2 a.
des Gesetzes bezeichnet« : Gemeinde sowohl , als der Oberschulbehörde zur Abgabe
einer binnen sechs Wochen abzugebenden Erklärung mitzutheilen.

Finden die Betheiligten gegen die Darstellung der dem betreffenden Fond zur
Bestreitung der ihm obliegenden Verpflichtungen (Z. 1 des Gesetzes) zur Verfügung
stehenden Mittel nichts zu erinnern , so sind die also bestimmten Ablösungskapitalien
in den Ablösnngsvertrag auszunehmen.

Wird dagegen der Ausspruch der oberen Aufsichtsbehörde über die verfügbaren
Mittel von dem einen oder dem anderen der Betheiligten beanstandet und kommt
eine giltige Vereinbarung nicht zu Stande , so ist die Anfechtung im Wege der
Klage beim Verwaltungsgerichtshof auszutragen . (Z. 9 Absatz 1 des Gesetzes;
Z. 11 Ziffer 2 und 4 des Stiftungengesetzes vom 5 . Mai 1870 und W . 11 , 12
der landesherrlichen Verordnung vom 18. Mai 1870 , betreffend den Vollzug des
Stiftungengesetzes .)

8- 20 .

Alle wegen Festsetzung der Ablösungskapitalien stattfindenden amtlichen und
gerichtlichen Verhandlungen — mit Ausnahme der Ausfertigungen durch den
Notar - - silld tax -, sportel - und stempelfrei (H. 14 des Gesetzes) . Die Kosten der
Schätzung tragen beide Theile hälftig.

Die Schätzer beziehungsweise Sachverständigen haben , sofern dieselben aus der
Zahl der öffentlichen Beamten und Angestellten gewählt sind, die für auswärtige
Dienstgeschäste dieser Beamten festgesetzten Vergütungen anzusprechen (vergleiche
landesherrliche Verordnung vom 5. November 1874 , Gesetzes- und Verordnungsblatt
Nr . X1AX .).

Die aus anderen Kreisen berufenen Schätzer und Sachverständigen erhalten
neben dem Ersätze der wirklich gehabten Auslagen für Fuhr - und Eisenbahntaxen
die für die Bezirks - und Ortsbauschätzer durch die Verordnung vom 6. November
18 :4 (Gesetzes - und Verordnungsblatt Nr . OIV .) bestimmten Gebühren.

Die Kostenzettel derselben sind von dem Bezirksamte - vorbehaltlich der
späteren Vertheilung der Kosten unter die Betheiligten — nach vorheriger Prüfung
dem Gemeinderath derjenigen Gemeinde zur vorschüßlichen Bezahlung zu über¬
weisen, in welcher die Schule sich befindet , zu deren Gunsten die Ablösung erfolgt.
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8. 21.
Von jedem Ablösungsvertrag ist der Oberschulbehörde eine Ausfertigung vor -Verwalt-mg der AWsungs

zulegen . Dieselbe wird in jedem einzelnen Falle nach Maßgabe der das örtliche kaMwen.

Schulvermögen betreffenden gesetzlichen Bestimmungen die gesonderte Verwaltung

der Ablösungskapitalien als örtliche Schulstiftungen anordnen 3 und 10 des

Gesetzes).

Karlsruhe,  den 26 . Juni 1880.

Großherzogliches Ministerium des Innern.
Stöjftr.

Vät . Blattner.
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Beilage zu §. 14.

Kreis Bezirksamt

Gemeinde

Ueberstcht
über

die auf Privatrechtstitel beruhenden Verpflichtungen zum Bau und zur Unterhaltung

des Schulhauses zu . . sowie deren Abschätzung und Kapitalanschlag.

Bemerkungen.

1 . In die Rubrik 2 sind nur jene Gebäude beziehungsweise Bestandtheile von Gebäuden

aufzunehmen , welche zur Zeit der Baulastenablösuug vorhanden sind und für welche der

Pflichtige ganz oder theilweise für baupflichtig erkannt ist.
Unter den Bestandtheilen der Wohn - und Oekonomiegebäude werden Waschhaus,

Scheuer und Stallung , Schweinställe , Holzschopf nur dann besonders ausgeführt , wenn sie

besondere Gebäude bilden.
2. In die Rubriken 3 und 17 ist der durch Schätzung zu bestimmende jährliche Betrag der

Kosten für die kleineren Ausbesserungen aufzunehmen , welche der Bewohner zu bestreiten

hat (vergleiche §. 82 Absatz 3 des Elementarunterrichtsgesetzes ) .

3 . Die Rubriken 7 und 13 finden nur da Anwendung , wo die Zahlung der Brandver¬

sicherungsbeiträge dem Baupflichtigen obliegt.
4 . Die Kosten für Hand - und Fuhrdienste , welche in den Rubriken 4 , tO und t6 außer

Berechnung bleiben , sind in den Rubriken 8 , 14 und 20 nur dann aufzunehmen , wenn

der Baupflichtige auch die Fuhr - und Handdienste zu leisten hat.
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3. 5. 8. 9, 10. N.

Bezeichnung
des

Gebäudes.

Dchulhaus

Bestandteile

desselben.

Schnlhaus . , .

Lehrcrwohnung- -

Waschhaus. . .

Oekonomiegebändc:
Scheuer . . .

Stallung . . -
Schwcinställe .

Holzschopf. . .

Hofnmfassung. .

Garteneinfricdiguug

Hospflaster. . .
Brunnen . . . .
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Gesetzes- und Verordnungs-Watt
für das Großherzogthum Baden.

Karlsruhe , Montag den 12. Juli 1880.
Inhalt.

Verordnungen nnd Bekanntmachung des Ministeriums des Großherzoglichen Hauses undderIustiz : die Gebühren der Gerichtsvollzieher für Zwangsvollstreckungen in gemeindegerichtlichen Sachen betreffend;des Fi n an z m inist e r i u m s : die Verwaltung der Tabaksteuer betreffend : Abänderung des Diätenreglements betreffend.

Verordnung.
Die Gebühren der Gerichtsvollzieher für Zwangsvollstreckungen in gemeindegerichtlichen Sachen betreffend.

Mit höchster Ermächtigung aus Großherzoglichem Staatsministerium vom8. Juli d. I.wird verordnet, was folgt:

Bei Zwangsvollstreckungen, welche auf Grund der W. 122 und 123 des BadischenEiuführuugsgesetzes zu den Reichsjustizgesetzen durch Gerichtsvollzieher zu bewirken sind,finden die Bestimmungen der Reichsgebührenordnung vom 24. Juni 1878 nur mit folgendenEinschränkungen Anwendung:
1. Für die Pfändung von beweglichen körperlichen Sachen, von Früchten, welche vondem Boden noch nicht getrennt sind, für die Wegnahme beweglicher Sachen einschließlich derUebergabe derselben, sowie für die Versteigerung oder den Verkauf aus freier Hand vonbeweglichen Sachen oder von Früchten, welche von dem Boden noch nicht getrennt sind, erhältder Gerichtsvollzieher eine Gebühr von 1 Mark; nimmt das Geschäft einen Zeitaufwand vonmehr als 2 Stunden in Anspruch, so erhöht sich die Gebühr für jede angefangene weitereStunde um 50 Pfennig.
Die Hälfte dieser Gebühr erhält der Gerichtsvollzieher, wenn eine versuchte Pfändungoder Wegnahme ohne Erfolg geblieben ist, weil nach Inhalt des Protokolls pfändbare Gegen¬stände nicht vorhanden waren, oder sich von der Berwerthung der pfändbaren Gegenständeein Ueberschuß über die Kosten der Zwangsvollstreckung nicht erwarten ließ, oder weil dieherauszugebenden Sachen nicht aufzufinden waren, sowie im Falle des Ausscheidens desGerichtsvollziehers, welcher die Pfändung vorgenommen hat, und für die Pfändung bereitsgepfändeter Sachen.

Gesetzes- und Berordnungs-Blatt 1880. 40
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Werden mehrere Versteigerungen von beweglichen Sachen mit einander vereinigt , so

wird die Gebühr nach Berhältniß der Zahl der Gegenstände vertheilt.
2 . Der Gerichtsvollzieher erhält für die Entsetzung aus dem Besitze unbeweglicher Sachen

oder bewohnter Schiffe und die Einweisung in denselben eine Gebühr von 1 Mark für jede

angefangene Stunde von dem Erscheinen an Ort und Stelle bis zur Beendigung seiner

Thätigkeit ; in die Dauer dieser Vollstreckungshandlungen ist auch die Zeit einzurechnen , welche

der Gerichtsvollzieher zu verwenden hat , um bewegliche Sachen , welche nicht Gegenstand der

Zwangsvollstreckung sind , wegzuschaffen , zu übergeben oder in Verwahrung zu bringen.

3 . Hat eine Vollstreckungshaudlung , nachdem der Gerichtsvollzieher sich an Ort und

Stelle begeben hatte , zufolge der Vorschrift des Z. 691 C .-P .-O . oder in Folge der Zurück¬

nahme des Auftrages nicht stattgefunden , so erhält derselbe 50 Pfennig.
Wird der Auftrag zur Zwangsvollstreckung durch Leistung an den Gerichtsvollzieher,

bevor derselbe sich an Ort und Stelle begeben hat , erledigt , so erhält er bei Zahlungen und

bei Herausgabe von Sachen 25 Pfennig ; erfolgt die Leistung an den Gerichtsvollzieher,

nachdem derselbe sich an Ort und Stelle begeben hatte , so erhält er bei Zahlungen 50 Pfennig,

bei Herausgabe von Sachen die für die Wegnahme beweglicher Sachen unter 1 . bestimmte

Gebühr.
4 . An baaren Auslagen werden dem Gerichtsvollzieher Schreibgebühren für die nach

gesetzlicher Vorschrift ertheilten Abschriften der von demselben aufgenommenen Urkunden oder

Protokolle nicht vergütet.
Muß der Gerichtsvollzieher behufs Vornahme einer Bollstreckungshandlung außerhalb

seines dienstlichen Wohnsitzes einen Weg bis zur Entfernung von mehr als 2 Kilometer

zurücklegen , so erhält er an Reisekosten für jedes angefangene Kilometer des Hinweges und

des Rückweges eine Entschädigung von 10 Pfennig , jedoch nicht unter 1 Mark . Nimmt der

Gerichtsvollzieher mehrere Geschäfte ans derselben Reise vor , so wird die Entschädigung aus

alle diese Geschäfte gleichmäßig vertheilt ; würden nach dieser Vertheilung auf das einzelne

Geschäft weniger als 10 Pfennig kommen , so wird für jedes der Betrag von 10 Pfennig
erhoben.

s - 2.

Diese Verordnung tritt vom 15 . Juli d. I . an in Kraft.

Karlsruhe,  den 10 . Juli 1880.

Ministerium des Großherzoglichen Hauses und der Justiz.
Grimm . .

Vät . Zehnter.
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Verordnung.

Die Verwaltung der Tabaksteuer betreffend.

In Folge des Reichsgesetzes , betreffend die Besteuerung des Tabaks vom 16 . Juli 1879

und der vom Bundesrathe dazu erlassenen Bollzugsbestimmungen werden auf Grund der in

der diesseitigen Verordnung vom 12 . Juli 1872 (Gesetzes - und Verordnungsblatt Nr . XXXI .)

wegen der Tabaksteuer getroffenen Stellenorganisation folgende weitere Bestimmungen getroffen:

1 . Die Obereinnehmereien (Hauptsteuerämter ) und das Hauptzollamt Mannheim (Art . 1

und 2 der obigen Verordnung ) haben für ihre Bezirke außer den durch die Dienstvorschriften,

betreffend die Besteuerung des Tabaks ( Centralblatt für das Deutsche Reich von 1880 S . 327 ) ,

den Hauptämtern übertragenen Geschäften auch diejenigen zu besorgen , welche nach diesen

Dienstvorschriften den Steuerhebestellen zugewiesen sind , insofern nicht nach Maßgabe der von

der Zolldirektion zu treffenden Anordnungen mit einzelnen dieser Geschäfte die Steuerein-

nehmereien beauftragt werden.

2 . Den vorgedachten Stellen werden , wo der Umfang der Geschäfte dies erforderlich

macht , von hier aus zu ernennende Assistenten — Tabaksteuerkontroleure — in entsprechender

Anzahl beigegeben werden , welche im Allgemeinen die in den Dienstvorschriften zum Tabak¬

steuergesetz den Oberkontroleuren zugewiesenen Geschäfte wahrzunehmen , daneben aber , soweit

es damit vereinbarlich erscheint , die den vorgedachten Stellen in ihrer Eigenschaft als Steuer¬

hebestellen zufallenden Geschäfte zu besorgen haben . Die Abgrenzung der Kontrolbezirke

solcher Beamter innerhalb der Obereinnehmereibezirke wird von der Zolldirektion bestimmt.

In Obereinnehmereibezirken , für welche wegen Geringfügigkeit der auf die Tabaksteuer

bezüglichen Geschäfte die Zutheilung eines Tabaksteuerkontroleurs nicht angängig erscheint,

haben die Obereinnehmereien (Hauptämter ) mit Wahrnehmung der sonst letzterem zufallenden

Geschäfte besonders zu bezeichnende Bedienstete ihres Personals zu betrauen.

3 . Zur Mitwirkung bei Vornahme der Revision der mit Tabak bepflanzten Grundstücke

und bei ähnlichen Geschäften können den Tabaksteuerkontroleuren nach Bedarf von der Zoll¬

direktion andere hiezu geeignete Persönlichkeiten zeitweise beigegeben werden.

4 . Zur Unterstützung der Tabaksteuerkontroleure wird ferner eine entsprechende Anzahl

besonderer Tabaksteueraufseher ausgestellt werden , deren Ernennung der Zolldirektion über¬

lassen wird.
Außer diesen haben aber auch die von der Stenerdirektion für die Landessteuern ange-

stellten Steueraufseher , soweit dies mit ihrem eigentlichen Dienste vereinbarlich ist , nach

Weisung der Vorgesetzten Obereinnehmereien — beziehungsweise im Bezirke der Obereinnehmerei

Mannheim nach Weisung des dortigen Hauptzollamts , welches sich hierwegeu mit der Ober¬

einnehmerei daselbst zu benehmen hat — sich an den Tabaksteuergeschäften zu betheiligen.

5 . Wegen der Festsetzung besonderer Abfertigungsstellen für die Versendung von unver-
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fteuertem Tabak in Gemäßheit des § . 31 Ziffer 15 der Vollzugsvorschriften vom 29 . Mai
1880 und der Regelung ihrer Kompetenzen bleibt Entschließung Vorbehalten.

Karlsruhe,  den 9. Juli 1880.

Großherzogliches Ministerium der Finanzen.
E Mütter.

Vcit . Glvck.

Bekanntmachung.

Abänderung des Diätenreglcments betreffend.

Seine Königliche Hoheit der Großherzog  haben mit Allerhöchster Staats-
ministerialentschließung vom 26 . Juni d. I . gnädigst zu genehmigen geruht , daß an Stelle
des Z. 8 Absatz 3 des Diätenreglements vom 5. November 1874 (Gesetzes- und Verordnungs¬
blatt Nr . XIXX S . 523 ) folgende Bestimmung trete:

Hat ein Beamter oder Angestellter in Geschäften seiner gewöhnlichen Dienst¬
verwaltung das Nachbarland zu betreten , so begründet dies keine höhere als die für
Geschäfte im Jnlande übliche Diätenanrechnung.

Es wird dies zur allgemeinen Kenntniß gebracht.

Karlsruhe,  den 2. Juli 1880.

Großherzogliches Ministerium der Finanzen.
EMttrr.

V3t . Glock.

Druck und Verlag von Malsch L Vogel in Karlsruhe.
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Gesetzes- und Verordnungs- Matt
für das Großherzogthum Baden.

Karlsruhe , Montag den 19 . Juli 1880.

Inhalt.
Verordnungen und Bekanntmachung des Ministeriums des Großherzoglichen Hausesund

der Justiz : die Feststellung des Begriffs „Militärbehörde " im Sinne der Reichsjustizgesetze betreffend ; des Ministeriums
desJnnern:  die Kosten der Staatsaufsicht über die Verwaltung der mit Gemeindebürgschaft versehenen Sparkassen betreffend;
des Handelsmini st eriums:  die Signalordnung für die Eisenbahnen Deutschlands betreffend.

Bekanntmachung.

Die Feststellung des Begriffs „Militärbehörde " im Sinne der Neichsjustizgesetze betreffend.

In nachstehender Zusammenstellung werden die im Einverständnisse mit dem Reichs¬
justizamte von den zuständigen Kriegsministern für den Bereich der bezüglichen deutschen
Heereskontingente , sowie von dem Chef der Kaiserlichen Admiralität für den Bereich der
Kaiserlichen Marine getroffenen Bestimmungen , betreffend die Feststellung des Begriffs
„Militärbehörde " im Sinne der bezüglichen Vorschriften der deutschen Civilprozeßordnung
und der deutschen Strafprozeßordnung — veröffentlicht in Nr . 26 , S . 480 des Centralblatts
für das Deutsche Reich von 1880 — weiterhin bekannt gegeben.

Karlsruhe,  den 3. Juli 1880.

Ministerium des Großherzoglichen Hauses und der Justiz.

Grimm.

Vät . Zehnter.

Gesetzes- und Verordnungs-Blatt 1880. 41
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Bestimmungen,
betreffend die Feststellung des Begriffs „ Militärbehörde " im Sinne der bezüglichen

Vorschriften der Civilprozeßordnnng und der Strafprozeßordnung:

Unter „ Militärbehörde " ist zu verstehen:
G c s e tz e s v o r s ch r i f t.

n . für die Armee. d . für die Kaiserliche Marine.

I.

8 - 343 der Civ .-Pr .-O ., § - 48
Abs . 2 der Str .-P .-O.

„Die Ladung einer dem
aktiven Heere oder der aktiven
Marine angehörenden Person
des Soldatenstandes  als
Zeuge erfolgt durch Ersuchen
der Militärbehörde ."

Zn I.

1 . In Ansehung derjenigen Offiziere
und im Offizicrrange stehenden
Militärärzte , welche im Verbände
eines Regiments oder selbständi¬
gen Bataillons re. stehen , der
Kommandeur dieses Regiments
bezw . selbständigen Bataillons rc. ;

2 . in Ansehung aller übrigen Offi¬
ziere und im Offizierrange stehen¬
den Militärärzte der zunächst
Vorgesetzte Militärbefehlshaber,
bezw . wenn sie einem solchen
nicht unterstellt sind , das Kriegs-
ministerinm;

3 . in Ansehung der Unteroffiziere,
der im Unterofsizierrange stehen¬
den Militärärzte und der Ge¬
meinen der Chef der zunächst
Vorgesetzten Kommandobehörde
(Chef der Kompagnie , Eskadron,
Batterie n . s. w.) ( vgl . § . 158
der C .-P .-O .) .

Zu l.

1 . In Ansehung derjenigen Offiziere
und im Offizicrrange stehenden
Personen des Soldatenstandes, *)
welche im Verbände einer Divi¬
sion , der Schiffsjungen -Abtheil-
ung oder des Seebataillons
stehen oder welche zur Besatzung
eines in Dienst gestellten Schiffes
oder Fahrzeuges gehören , der
Kommandeur des betreffenden
Marinetheils resp . der Komman¬
dant des betreffenden Schiffes
oder Fahrzeuges;

2 . in Ansehung aller übrigen Offi¬
ziere und im Offizierrange stehen¬
den Personen des Soldaten¬
standes der zunächst Vorgesetzte
Befehlshaber;

3 . inAnsehung der Unteroffiziere, **)
der im Unterofsizierrange stehen¬
den Militärärzte und der Ge¬
meinen der Befehlshaber der
zunächst Vorgesetzten Marinebe¬
hörde ( Abtheilung , Kompagnie,
Schiff oder Fahrzeug , Vorstand
der technischen Behörde u . s. w.) .

*) Mitglieder des Sanitäts -Offizier-
Korps , des Maschinen - und Torpeder-
Jngenieur -Korps.

**) einschließlich der Deckosfiziere.
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Gesetzcsvorschrift.

II.
§ . 345 letzter Absatz der C.-

P .-O . , 8 - 50 letzter Absatz der

St .-P .-O ., welche bestimmen , daß
die Vorführung einer , als Zeuge
ordnungsmäßig geladenen , aber
nicht erschienenen , dem aktiven

Heere oder der aktiven Marine
angehörenden Mili 1ärpersvn
durch Ersuchen der Militärbe¬

hörde erfolgt.

Unter „ Militärb ehö

u . für die Armee.

Zu ii.
1 . In Betreff derjenigen Offiziere,

im Offizicrrange stehenden Mili¬
tärärzte und oberen Militärbe¬
amten , welche im Verbände eines
Regiments oder selbständigen
Bataillons rc. stehen , der Kom¬

mandeur dieses Regiments bezw.
selbständigen Bataillons rc. ;

2 . in Betreff aller übrigen Offiziere,
im Offtzierrange stehenden Mili¬
tärärzte und oberen Militärbe¬
amten — von letzteren die unter
3 aufgeführten ausgenommen — ,

sowie hinsichtlich der sämmtlichen
unteren Militärbeamten der zu¬
nächst Vorgesetzte Militärbefehls¬
haber, *) bezüglich jedoch der¬

jenigen Offiziere , welche einem
MilitärbefehlShaber nicht unter¬

stellt sind , das Kriegsministerinm;
3 . in Betreff derjenigen oberen Mi-

litärbeamten , welche nur den

ihnen Vorgesetzten höheren Be¬
amten , bezw . Verwaltungsbehör¬
den untergeordnet sind , der zu¬
nächst Vorgesetzte höhere Beamte

bezw . die zunächst Vorgesetzte
Verwaltungsbehörde;

4 . in Betreff der Unteroffiziere , der
im Unteroffizierrange stehenden
Militärärzte und der Gemeinen
wie zu I . 3-

(Vorstehende Festsetzungen fin¬
den für die nach § . 104 der Kon¬
kursordnung der „ Dienstbehörde
des Gemeinschuldners " zu mach¬
ende Mittheilung , sofern jene

*) Bei den militärärztlichen Bildungs¬
anstalten der Direktor.

rde " ist zu verstehen:

d . für die Kaiserliche Marine.

Zu ii-

I . In Betreff derjenigen Offiziere,
im Offizierrange stehenden Per¬
sonen des Soldatenstandes und

Militärbeamten , welche im Ver¬
bände einer Division , der Schiffs-
juugen -Abtheilung oder des See¬

bataillons stehen , oder welche zur
Besatzung eines in Dienst ge¬
stellten Schiffes oder Fahrzeuges
gehören , der Kommandeur des
betreffenden Marinetheils bezw.
der Kommandant des betreffenden

Schiffes oder Fahrzeuges;
2 . in Betreff aller übrigen Offiziere,

im Offtzierrange stehenden Per¬
sonen des Soldatenstandes und

Militärbeamten — von letzteren
die unter 3 anfgeführten aus¬
genommen — der zunächst Vor¬
gesetzte Befehlshaber ; *)

3 . in Betreff derjenigen Militärbe¬
amten , welche nur den ihnen Vor¬

gesetzten höheren Beamten bezw.
Verwaltungsbehörden unterge¬
ordnet sind , der zunächst Vorge¬
setzte Beamte bezw . die zunächst
Vorgesetzte Verwaltungsbehörde;

4 . in Betreff der Unteroffiziere , der
im Unteroffizierrange stehenden
Militärärzte und der Gemeinen

wie zu I . 3.

(Vorstehende Festsetzungen fin¬
den für die nach 8 - 104 der Kon-
kursorbnung der „Dienstbehörde
des Gemeinschuldners " zu ma¬
chende Mittheilung , sofern jene

*) Bei den militärischen Bildungsan¬
stalten der Marine der Direktor , bei den
Werften der Ober -Werftdirektor.
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Gesetzesvorschrift.

§ . 673 der C . -P .-O.
„Gegen eine dem aktiven

Heere oder der aktiven Ma¬
rine angehörende Militärper¬
son darf die Zwangsvoll¬
streckung erst beginnen , nach¬
dem von derselben die Vor¬
gesetzte Militärbehörde An¬
zeige erhalten hat ."

„Dem Gläubiger ist auf
Verlangen der Empfang der
Anzeige von der Militär¬
behörde zu bescheinigen ."

IV.

§ . 699 Abs . 1 der C .-P .-O.
„Soll die Zwangsvoll¬

streckung gegen eine dem ak¬
tiven Heere oder der aktiven
Marine angchörende Person
des Soldatenstandes in
Kasernen und anderen
militärischen Dienstge¬
bäuden  oder auf Kriegsfahr¬
zeugen erfolgen , so hat auf
Antrag des Gläubigers das
Vollstreckungsgericht die zu¬
ständige Militärbehörde um
die Zwangsvollstreckung zu
ersuchen ."

V.

8 - 793 der C .-P .-O.
„Soll die Hast " ( wegen

Nichterscheinens zur Leistung
des Offenbarungseides oder

Unter „ Militärbehörde

n . für die Armee.

Behörde eine Militärbehörde
ist , gleichmäßig Anwendung ) .

Zu III.
Wie zu II.

Zu IV.
1 . Hinsichtlich solcher Dienstgebäude,

welche ausschließlich einem Trnp-
pentheile oder einer einem mili¬
tärischen Chef unterstellten An¬
stalt zur Benutzung überwiesen
sind , der betreffende Kommandeur
bezw . militärische Chef;

2 . hinsichtlich der übrigen Dienst-
gebändc der Gouverneur , Kom¬
mandant oder Garnisonälteste
des Garnisonvrtcs.

Zu V.
Derjenige Militärbefchlshabcr,

welchem über die betreffende Mili¬
tärperson die Gerichtsbarkeit und,
wenn die Militärperson zu den

ist zu verstehen:

6 . für die Kaiserliche Marine.

Behörde eine Militärbehörde ist,
gleichmäßig Anwendung .)

Zu III.
Wie zu II.

Zu IV.
1 . Hinsichtlich solcherDienstgebände,

welche ausschließlich einem Ma¬
rinetheil oder einer einem mili¬
tärischen Chef unterstellten An¬
stalt zur Benutzung überwiesen
sind , der betreffende Kommandeur
bezw . militärische Chef;

2 . hinsichtlich der übrigen Dienst¬
gebäude der Marine -Stations-
Chef , Kommandant oder Gar¬
nisonälteste ;

3 . hinsichtlich der in Dienst gestellten
Schiffe und Fahrzeuge der Kom¬
mandant , hinsichtlich der nicht
in Dienst gestellten der Ober-
Werftdirektor.

Zu V.
Derjenige Befehlshaber , welchem
über die betreffende Militärperson
die Gerichtsbarkeit und , wenn
die Militärperson zu den Unter-
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Ges etzesvors chrift.

unbegründeter Verweigerung
desselben ) „gegen eine dem ak¬

tiven Heere oder der aktiven
Marine angehörende Mili¬
tärperson  vollstreckt werden,

so hat das Gericht die Vor¬
gesetzte Militärbehörde um die

Vollstreckung zu ersuchen ."

VI.

8 - 98 Abs 4 , 105 Abs . 4
der Str .-P .-O.

„Beschlagnahmen und

Durchsuchungen in militä¬

rischen Dienstgebänden , zu
welchen auch Kriegsfahrzeuge

gehören , erfolgen durch Er¬
suchen der Militärbehörde und

auf Verlangen der Civilbe-

hörde (Richter , Staatsanwalt)
unter deren Mitwirkung . . ."

Unter „ Militärbehörde " ist zu verstehen:

n . für die Arme. b . für die Kaiserliche Marine.

Unteroffizieren oder Gemeinen ge¬
hört , die niedere Gerichtsbarkeit

zusteht;
in Bayern  derjenige Komman¬

dant , welcher Vorstand des gegen
die betreffende Militärperson zu¬

ständigen Militär -Untergerichts ist;
in Württemberg  derjenige

Militärbefehlshaber , welchem über

die betreffende Militärperson die

Gerichtsbarkeit zusteht.

Zu vi.
Wie zu IV.

offizieren oder Gemeinen gehört , die

niedere Gerichtsbarkeit zusteht.

Zu VI.
Wie zu IV.



276 XXVI.

Verordnung.

Die Kosten der Staatsaufsicht über die Verwaltung der mit Gemeindebürgschaft versehenen Sparkassen
betreffend.

Mit höchster Ermächtigung aus Großherzoglichem Staatsministerium vom Heutigen wird
aus Grund des §. 16  Absatz 1 und 3 des Gesetzes vom9. April d. I ., die Rechtsverhältnisse
und die Verwaltung der mit Gemeindebürgschaft versehenen Sparkassen betreffend(Gesetzes¬
und Verordnungsblatt Nr. XV., Seite 109) verordnet, was folgt:

8-
Die mit Gemeindebürgschaft versehenen Sparkassen und die mit ihnen verbundenen Neben¬

kaffen haben für die Abhör ihrer Rechnungen an die Staatskasse eine Gebühr zu entrichten,
welche der Regel nach in drei Zehnteln vom Hundert (0,3 Prozent) des Sollbetrags der
Jahreseinnahme der Kaffe zu bestehen hat.

Die Einnahmen von früheren Jahren — Kaffenvorrath und Ausstände— die dem
Vermögensstock angehörigen Einnahmen— Einlagen, Kapitalien, Liegenschaftserlöseu. s, w.
— und die blos durchlaufenden Posten bleiben hierbei außer Berechnung.

Diese Gebühr wird jeweils nach Beendigung des Abhörgeschäfts in die Sportelhebrolle
ausgenommen. Eine etwaige Rechnungsoberabhör bleibt gebührenfrei.

8- 2.
Das Ministerium des Innern kann für einzelne Sparkassen oder deren Nebenkaffen in

Berücksichtigung besonderer Verhältnisse die Abhörgebühr für ein einzelnes Jahr oder für
eine bestimmte Anzahl von Jahren oder auf unbestimmte Zeit auf einen geringeren als den
in §. 1 genannten Betrag festsetzen.

8- 3-
Jm Falle einer mündlichen Rechnungsabhör haben die Sparkassen und deren Nebenkaffen

neben Entrichtung der Abhörgebühren auch die Diäten und Reisekosten der Abhörbeamten zu
ersetzen. Bezüglich der Reisekosten kommen die Bestimmungen der Verordnung vom 17. Juni
1865 (Central-Verordnungsblatt Nr. 17) verglichen mit der Verordnung vom 6. November
1874 (Gesetzes- und Verordnungsblatt Nr. 1̂1.) , „die Reisekosten für die mündliche Abhör
von Gemeinderechnungen betreffend", in Anwendung.

Ferner haben die Sparkassen und deren Nebenkaffen die Diäten und Reisekosten der
übrigen in ihrem Interesse zu einer Dienstbesorgung außerhalb des Wohnortes veranlaßten
Aufsichtsbeamten zu tragen, wenn und soweit nicht Dritte hierfür ersatzpflichtig sind oder
besondere Gründe vorliegen, dieselben auf die Staatskasse zu übernehmen.

Karlsruhe,  den 3. Juli 1880.
Großherzogliches Ministerium des Innern.

Stöffer.
Vät. I . Roth.
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Bekanntmachung.

Die Signalordnung für die Eisenbahnen Deutschlands betreffend.

Nachstehend wird die unter dem 10. Juni d. I . vom Bundesrathe beschlossene und in
Nr. 26 des Centralblattes für das Deutsche Reich veröffentlichte Aenderung und Ergänzung
oer Bestimmungen im Abschnitt II . 6. der Signalordnung für die Eisenbahnen Deutschlands
vom 4. Januar 1875 (Centralblatt für das Deutsche Reich 1875, Seite 57 und Badisches
Gesetzes- und Verordnungsblatt 1875, Seite 97) und vom 12. Juni 1878 (Centralblatt für
das Deutsche Reich 1878, Seite 363 und Badisches Gesetzes- und Verordnungsblatt 1878,
Seite 111) nach Maßgabe der Nr. 2 der allgemeinen Bestimmungen der Signalordnung
bekannt gemacht.

Karlsruhe,  den 5. Juli 1880.
Großherzogliches Handelsministerium.

A. A. d, Pr.
Schenkel.

Vät. Ballweg.

Bekanntmachung,
betreffend

Aenderung und Ergänzung der Bestimmungen im Abschnitt II. b. der Signal¬
ordnung für die Eisenbahnen Deutschlands.

Auf Grund der Artikel 42 und 43 der Reichsverfassung hat der Bundesrath nachstehende
Aenderung und Ergänzung der Signalordnung für die Eisenbahnen Deutschlands(Bekannt¬
machungen vom 4. Januar 1875 — Centralblatt für das Deutsche Reich Seite 73 — und
vom 12. Juni 1878 — Centralblatt für das Deutsche Reich Seite 363 —) in Bezug auf

den Abschnitt II . 6. beschlossen: ^

In die Bestimmung unter Nr. 15 wird statt der Worte— „In einer Entfernung von
600 bis 1000 in" — gesetzt-- „In angemessener Entfernung—

II.

Hinter Nr. 15 wird Folgendes eingeschaltet:
Wo es für nothwendig erachtet wird, die Ablenkung der Züge vom durchgehenden Geleise

durch Signale am optischen Telegraphen kenntlich zu machen, gelten folgende Bestimmungen:
1. Die Ablenkung in ein abzweigendes Geleis ist stets an demselben Telegraphenmast

zu signalisiren, an welchem sich das Signal für das Verbleiben im durchgehenden
Geleise befindet.

gleichbezifferten
OMANS «*Blatt (Seite 277 und 278 enthaltend) Stelle derDieses
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2 . Die Anwendung von Bahnhofs -Ausfahrtssignalen ist gestattet ; in der Regel sind
dieselben vor dem zu deckenden Punkte aufzustellen . In Ausnahmefällen können die
Signalzeichen für die Ausfahrt an einem und demselben Telegraphenmaste mit den
Signalzeichen für die Einfahrt angebracht werden , sofern ihre Erkennung dem ver¬
antwortlichen Stationsbeamten direkt möglich ist , oder durch Nachahmungssignale
möglich gemacht wird.

3 . Die Signale sind , in der Richtung des fahrenden Zuges gesehen, folgende:

X . Einfahrt ist gesperrt.
Für das durchgehende und das abzweigende Geleis (Ablenkung )!

bei Tage:
Der obere  Telegraphenarm

muß nach rechts wagerecht gestellt
sein.

bei Dunkelheit:
Die obere  Signallaterne

amHTelegraphenmaste zeigt nach
Außen rothes  Licht und nach
Innen (dem Bahnhofe zugekehrt)
grünes  Licht . (Die andere Sig¬
nallaterne zeigt kein Licht .)

ö . Einfahrt ist frei.
a . Für das durchgehende Geleis (Hauptgeleis)
bei Tage:

Der obere  Telegraphenarm
muß schräg rechts nach oben
gerichtet fein (unter einem Winkel
von etwa 45 ").

bei Dunkelheit:
Die obere  Signallaterne

am Telegraphenmaste zeigt nach
Außen grünes  Licht und nach
Innen (dem Bahnhofe zugekehrt)
weißes  Licht . (Die andere Sig¬
nallaterne zeigt kein Licht .)

d . Für das abzweigende Geleis (Ablenkung)
bei Tage:

Beide Telegraphenarme müs¬
sen schräg rechts nach oben ge¬
richtet sein (unter einem Winkel
von etwa 45 °).

bei Dunkelheit:
Beide Signallaternen am Tele¬

graphenmaste zeigen nach Außen
grünes  Licht und nach Innen
(demBahnhofezugekehrt ) weißes
Licht.
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0 . Ausfahrt ist gesperrt.

Für das durchgehende und das abzweigende Geleis (Ablenkung)

bei Tage:

« «O Der obere  Telegraphenarm <

i

muß nach rechts wagerecht gestellt
sein.

>

bei Dunkelheit:

Die obere  Signallaterne am
Telegraphenmaste zeigt nach In¬
nen (dem Bahnhofe zugekehrt)
rothes  Licht und nach Außen
(der freien Bahnstrecke zugekehrt)
weißes  Licht . (Die andere
Signallaterne zeigt kein Licht .)

v . Ausfahrt ist frei.

n. Für das durchgehende Geleis (Hauptgeleis)

bei Tage:
Der obere  Telegraphenarm

muß schräg rechts nach oben ge¬
richtet sein (unter einem Winkel
von etwa 45 °).

bei Dunkelheit:
Die obere  Signallaterne am

Telegraphenmaste zeigt nach In¬
nen (dem Bahnhofe zugekehrt)
weißes  Licht und nach Außen
ist dieselbe geblendet. (Die
andere Signallaterne zeigt kein
Licht .)

5 . Für das abzweigende Geleis (Ablenkung)

bei Tage:

Beide Telegraphenarme müs¬
sen schräg rechts nach oben ge¬
richtet sein (unter einem Winkel
von etwa 45 °).

-O

-O

bei Dunkelheit:
Beide  Signallaternen am

Telegraphenmaste zeigen nach
Innen (dem Bahnhofe zugekehrt)
weißes  Licht und nach Außen
sind dieselben geblendet.

Die Herstellung hiervon abweichender Signale am Telegraphenmast für die Einfahrt
oder die Ausfahrt ist nur mit Genehmigung der zuständigen Landesbehörde unter Zustimmung
des Reichseisenbahnamtes im Einzelsalle zulässig.

Gesetzes- und Verordnungs -Blatt 1880 . 42
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III.

Die Bestimmungen unter I . und II . treten mit dem 1. Oktober 1880 in Kraft.
Insofern auf einzelnen Bahnen die Einführung der durch vorstehende Bestimmungen

angeordneten Signalvorrichtungen ohne besondere Schwierigkeiten bis zum vorgedachten Termin
nicht zu bewirken isst können für deren Ausführung von der betreffenden Landesregierung
mit Zustimmung des Reichseisenbahnamtes angemessene Fristen bewilligt werden.

Die von den Aufsichtsbehörden oder Eisenbahnverwaltungen erlassenen Ausführungs¬
bestimmungen sind dem Reichseisenbahnamt mitzutheilen.

Berlin,  den 20 . Juni 1880.

Der Reichskanzler,
v. Bismarck.

Druck und Verlag von Malsch Vogel in Karlsruhe.
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Gesetzes- und Verordnungs-Watt
für das Großherzogthum Baben.

Karlsruhe , Freitag den 23 . Juli 1880

Inhalt.
Landesherrliche Verordnung : den Einzug der Schulgelder an den Mittelschulen betreffend.
Verordnung des Finanzministeriums:  die Gebühren der Gerichtsvollzieher für Zwangsvollstreckungenwegen

öffentlich -rechtlicher Geldforderungen der Steuer -, Zoll - und Amtskassen betreffend.

Landesherrliche Verordnung.

Den Einzug der Schulgelder an den Mittelschulen betreffend.

Friedrich,  von Gottes Gnaden Großherzog von Baden,
Herzog von Zähringen.

Auf den Antrag Unseres  Ministeriums des Innern haben Wir nach Anhörung
Unseres  Staatsministeriums beschlossen und verordnen , wie folgt:

8-
Der Z. 20 Unserer  Verordnung vom 1. Oktober 1869 , die Organisation der Gelehrten¬

schulen betreffend , wird aufgehoben.
8- 2.

Unsere  Verordnung vom 19 . November 1874 , das Schulgeld an den Gelehrtenschulen,
Realgymnasien , höheren Bürgerschulen und Gewerbeschulen betreffend , erhält als vierten Absatz
des tz. 1 folgenden Zusatz:

Ebenso bestimmt das Ministerium des Innern , in welchen Theilbeträgen und auf welche
Termine das jährliche Schulgeld zu entrichten ist.

Gegeben zu Schloß Mainau,  den 17 . Juli 1880.

Stölsrr.
Friedrich.

Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl:
_ Jost.

Gesetzes- und Verordnungs -Blatt 1860. 43
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Verordnung.

Die Gebühren der Gerichtsvollzieher für Zwangsvollstreckungen wegen öffentlich -rechtlicher Geldfordernngen
der Steuer -, Zoll - und Amtskasfen betreffend.

Im Eiuverständniß mit Großherzoglichem Ministerium des Großherzoglichen Hauses und
der Justiz und Großherzoglichem Ministerium des Innern bestimmen wir , daß Z. 30 unserer
Verordnung vom 3 . November 1879 (Gesetzes- und Verordnungsblatt Nr . 13V . S . 814)
mit Wirkung vom 1 . k. M . folgende Fassung erhält:

Aus die einem Gerichtsvollzieher ausgetragenen (Z. 7 a . E . , 8 a . E . , 28 und 29)
Pfändungen und Versteigerungen findet die landesherrliche Verordnung vom 17 . und die
Dienstweisung vom 19 . Juli 1879 (Gesetzes- und Verordnungsblatt Nr . XXXII . S . 335
und 341 ) , sowie die Gebührenordnung vom 24 . Juni 1878 (Reichsgesetzblatt Nr . 22
S . 166 ) und bei 50 Mark nicht übersteigendem Betrag der Forderung , im
ordentlichen Verfahren erkannte gerichtliche Geldstrafen jedoch ausge¬
nommen , die Verordnung vom 10 . Juli  1880 , die Gebühren der Gerichts¬
vollzieher für Zwangsvollstreckungen in gemein degerichtlichen Sachen
betreffend (Gesetzes - und Verordnungsblatt  Nr . XXV . S . 267 ) Anwendung.

Karlsruhe,  den 21 . Juli 1880.

Großherzogliches Ministerium der Finanzen.
Ellstättcr.

Vät . Glock.

Druck und Verlag von Malsch L Vogel in Karlsruhe.
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Gesetzes - und Verordnungs - Matt
für das Großherzogthmn Baden.

Karlsruhe , Samstag den 31 . Juli 1880

Inhalt.
Landesherrliche Verordnung : die Vorbereitung für den höheren öffentlichen Dienst in der Justiz und der inneren

Staatsverwaltung betreffend.

Verordnung des FinanzINinistcriums:  die Branntweinsteuer betreffend.

Landesherrliche Verordnung.

Die Vorbereitung für den höheren öffentliche» Dienst in der Justiz und der inneren Staatsverwaltung
betreffend.

Friedrich,  von Gottes Gnaden Großherzog von Baden,
Herzog von Zähringen.

Im Anschlüsse an Z. 2 des Reichsgerichts -Verfassungs -Gesetzes und im Hinblicke auf
die Bedürfnisse des öffentlichen Dienstes haben Wir aus den Antrag Unseres  Ministeriums
des Großherzoglichen Hauses und der Justiz und Unseres  Ministeriums des Innern nach
Anhörung Unseres  Staatsministeriums beschlossen und verordnen mit sofortiger Wirksamkeit,
was folgt:

Artikel  1.

Die höchstlandesherrliche Verordnung vom 6 . Mai 1868 , die Vorbereitung für den
öffentlichen Dienst in der Justiz und der inneren Staatsverwaltung betreffend , Regierungs¬
blatt Nr . XXXV ., wird in nachstehender Weise geändert:

In Z. 1 erhalten Ziffer 1 und 3 folgende Fassung:
1 . nach vollendeter Gymnasialbildung die Rechtswissenschaft nach Maßgabe von Z. 2

auf einer Universität sieben Halbjahre studirt haben , wovon mindestens drei dem
Studium ans einer deutschen Universität zu widmen sind;

3 . nach Erstehung der ersten Prüfung der praktischen Vorbereitung zum öffentlichen
Dienst in der Justiz und inneren Staatsverwaltung während drei Jahren sich
widmen.

Gesetzes - und Verordnungs -Blatt 1880 . 44
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In Z. 2 Absatz I
werden bei Ziffer 7 des Verzeichnisses der Vorlesungen die Worte „und Praxis
desselben" gestrichen;

und diesem Verzeichnisse beigefügt:
15 . Polizeiwissenschaft (Verwaltungsrecht und Verwaltungslehre ),
16 . Finanzwissenschast.

Absatz  2 des Z. 2 wird dahin geändert:
Die Studirenden der Rechtswissenschaft haben außerdem die durch 15 der landes¬

herrlichen Verordnung , die Organisation der Gelehrtenschulen betreffend , vom
I. Oktober 1869 , Gesetzes- und Verordnungsblatt Nr . XXII ., vorgeschriebenen Vor¬
lesungen zu hören.

Z. 3 erhält die Fassung:
Erste Prüfungen der Rechtskandidaten werden alljährlich im Frühjahre und

im Spütjahre durch das Justizministerium unter Mitwirkung von Kommissären des
Ministeriums des Innern vorgenommen.

Die Kandidaten haben sich der Prüfung spätestens zwei Jahre nach dem Abgänge
von der Hochschule zu unterziehen.

Für die Theilnahme an der ersten Prüfung hat jeder Kandidat 40 Mark zu
entrichten.

Das Justizministerium ist ermächtigt , vermögenslosen Kandidaten Nachlaß zu
bewilligen.

tz. 4 Absatz  1 soll also lauten:
Die Anmeldungen zur Frühjahrsprüfung müssen im Laufe des Monats

Februar , die Anmeldungen zur Spätjahrsprüsung im Laufe des Monats Oktober
beim Justizministerium eingereicht werden.

Der weitere Inhalt des Paragraphen bleibt unverändert.
§ . 7 Absatz  1 wird dahin abgeändert:

Die nicht bestandenen Kandidaten können sich innerhalb der nächsten zwei Jahre
nach ihrer Zurückweisung noch einmal zur ersten juristischen Prüfung einfinden.

§ . 9 erhält die Fassung:

Während der Vorbereitungszeit sollen
1. zwanzig Monate bei den Gerichten,
2 . zwölf Monate im Dienste bei Verwaltungsbehörden,
3 . vier Monate bei einem bei Kollegialgerichten zugelassenen Rechtsanwalt

zugebracht werden.
Von der Vorbereitungszeit bei den Gerichten sind zwölf Monate bei Amtsge¬

richten , acht Monate bei Landgerichten zuzubringen ; ein Theil dieser Zeit kann zur
Beschäftigung bei der Staatsanwaltschaft verwendet werden , wodurch aber die amts-
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gerichtliche Dienstzeit nicht auf weniger als zehn , die landgerichtliche Dienstzeit
nicht auf weniger als sechs Monate herabgemindert werden soll.

Abweichungen von diesen Fristen können aus besonderen Gründen gestattet
werden , von dem Justizministerium hinsichtlich des Dienstes in der Rechtspflege,
von dem Ministerium des Innern für den Dienst bei Verwaltungsbehörden.

In Z. 11 Absatz  1
ist statt : „und zwar im Frühjahr " zu setzen:
„und zwar in der ersten Hälfte des Jahres " ;

Absatz  2 wird dahin geändert:
Die Rechtspraktikanten haben sich der zweiten Prüfung spätestens nach fünf

Jahren praktischer Vorbereitung zu unterziehen.

Z. 13 Absatz  1 lautet künftig:
Die zweite Prüfung umfaßt das gesammte Gebiet des in Baden geltenden

Rechts , nämlich : Civilrecht , Civilprozeß und freiwillige Gerichtsbarkeit , Strafrecht
und Strafverfahren , Berfassungsrecht.

In Z. 16 Absatz  2
werden die Worte : „dem Justizministerium ist die Ertheilung der dienstpolizeilichen
Heirathserlaubniß Vorbehalten " , gestrichen.

Artikel II.

Die höchstlandesherrliche Verordnung vom 24 . Juli 1865 , die Vorbereitung für den
öffentlichen Dienst in der Verwaltung der freiwilligen Gerichtsbarkeit betreffend , Regierungs¬
blatt Nr . XXXVIII ., wird aufgehoben.

Artikel  III.

Rechtskundigen , welche die Universitütsstudien vor Ostern 1881 beendet haben , wird die
Prüfung ans der Finanzwissenschaft auf ihr Verlangen erlassen.

Gegeben zu Karlsruhe,  den 10 . Juli 1880.

Friedrich.

Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl:
Jost.

44  .

Stösser . Grimm.
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Verordnung.

Die Branntweinsteuer betreffend.

Unter Aufhebung der W . II bis mit 15 der diesseitigen Verordnung vom 5 . April
1852 , den Vollzug des Branntweinsteuergesetzes vom 26 . März 1852 betreffend (Regierungs¬
blatt S . 132 ff.) und des Z. 1 der diesseitigen Verordnung vom 18 . Dezember v . I . , die
Branntweinsteuer betreffend (Gesetzes - und Verordnungsblatt S . 855 ), wird ungeordnet:

Die nach Artikel 11 des Gesetzes vom 26 . März 1852 , die Branntweinsteuer betreffend
(Regierungsblatt S . 80 ), zu erhebende Uebergangssteuer  und ebenso die gemäß Artikel
12 des genannten Gesetzes (in der Fassung des Gesetzes vom 18 . Dezember 1879 , Gesetzes¬
und Verordnungsblatt S . 853/64 ) zu gewährende Steuerrückvergütung  für den unter
den vorgeschriebenen Kontrolen über die Landesgrenze ausgehenden oder innerhalb des Groß¬
herzogthums zu gewerblichen Zwecken zur Verwendung gelangenden Branntwein wird nach
der Menge (Literzahl ) des in dem Branntwein enthaltenen Alkohols  beziehungsweise nach
Literprozenten  berechnet , wobei unter Literprozenten die Zahl verstanden ist , welche sich
durch Vervielfachung der Literzahl des Branntweinquantnms mit der Zahl der Stürkegrade
desselben (nach Dralles bei 12 /̂g Grad Reaumur ) ergibt . (Ein Hektoliter Branntwein von
50 Grad ^ 5000 Literprozente .)

2.

Für jedes Liter Alkohol oder je 100 Literprozente beträgt
die Uebergangssteuer 14 Pfennig,
die Steuerrückvergütung 9 Pfennig.

Bruchtheile eines Liters Alkohol oder Literprozente , welche die Zahl 100 oder ein Mehr¬
faches derselben nicht erreichen , bleiben außer Berechnung.

§ . 3.

Die Ermittlung des Alkoholgehaltes beziehungsweise der Literprozente erfolgt mittelst
eines amtlich geeichten Alkoholometers nach den von der Steuerdirektion zn erlassenden näheren
VoUzngsvorschriften und unter Anwendung der von dieser für maßgebend erklärten Berech-
nungstafeln.

8- 4.
Für Branntwein , dessen Alkoholgehalt weniger als 35 Prozent (nach Dralles bei 12stl>Grad

Reaumur ) betragt , wird eine Rückvergütung  der Steuer nicht gewährt , bei Erhebung
der Uebergangssteuer aber eine Stärke von 35 Prozent angenommen.
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8- 5.

Für Liköre und andere mit Zucker oder Zuckerstoffen versetzte Branntweine , deren Stärke
wegen ihrer Zusammensetzung durch das Alkoholometer nicht mit Sicherheit zu ermitteln ist
(so auch für Rum ) , beträgt , unabhängig von dem Alkoholgehalte , die Uebergangsstener
12 Pfennig , die Rückvergütung (im Falle der Ausfuhr ) ü Pfennig voin Liter.

§. 6.

Der Uebergangsstener  unterliegt aller Branntwein , welcher in das Grvßherzogthnm
eingebracht wird , sofern nicht einer der im §. 9 bezeichneten Ausnahmesülle vorliegt.

Die Entrichtung der Uebergangsstener hat , unter Gestellung des Branntweins , bei einer
zur Feststellung und Erhebung der Uebergangsstener für Branntwein zuständigen Stelle zu
geschehen.

Zuständige Stellen im Sinne des Z. 6 Absatz 2 sind diejenigen badischen Zoll - und
Stenerstellen , welchen fortan die Befngniß zur Erledigung von Uebergangsscheinen
für Branntwein  ertheilt werden wird.

Die betreffenden Stellen werden im Stenerverordnnngsblatt bekannt gegeben werden.

8- 8.
Die Einfuhr übergangssteuerpflichtigen Branntweins hat in der Regel unter Ueber¬

gänz sscheinkontrole  zu erfolgen , d. h. es muß der Transport mit einem vorschrifts¬
gemäß ausgefertigten Uebergangsscheine begleitet und unter steuerlichen Verschluß — Wagen¬
raumverschluß oder Kolloverschluß (bei Fässern Siegelanlage ) — gesetzt sein.

Findet die Einfuhr ausnahmsweise nicht unter Uebergangsscheinkontrole statt , so ist
der Transportant verpflichtet , den Branntwein dem Untererheber des ersten  badischen Ortes,
den der Transport berührt , vorzusühren und anzumelden . Erfolgt die Einfuhr mit der
Eisenbahn , so gilt der Ort , wo der Transport die Bahn verläßt , als Eintrittsoct.

Ist (bei nicht unter Uebergangsscheinkontrole erfolgenden Einfuhren ) der Untecerheber
des Eintrittsortes zur Feststellung und Erhebung der Uebergangsstener gemäß § . 0 Absatz 2
und H. 7 ermächtigt und wird nicht ausdrücklich die steuerliche Abfertigung durch eine andere
hiezu befugte Stelle vom Einführenden beantragt , so wird die Abfertigung und die Erhebung
der Uebergangsstener durch den Erheber des Eintrittsortes bewirkt . Andernfalls legt dieser
Erheber den Transport unter steuerlichen Verschluß (Fässer unter Siegel ) und fertigt einen
Transportschein  auf die Stelle ans , bei welcher die schließliche Abfertigung stattzufinden
hat . Der Transportant hat in diesem Falle ans Verlangen des Erhebers für die auf dem
eingeführten Branntwein haftende Steuer Sicherheit zu leisten . Erklärt sich derselbe übrigens
bereit , den Branntwein nach dem höchsten Satze , d. h. als vollgrädigen Branntwein (das
Liter zu 14 Pfennig ) zu versteuern , so kann die Abfertigung und Steuerentrichtung auch
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sofort beim Erheber des Eintrittsortes erfolgen , sofern der Branntwein in geeichten Gebinden
oder Gefäßen eingeht oder die Menge desselben sich in sonstiger Weise unschwer sicher fest¬
stellen läßt.

8- o.
In das Großherzogthum eingehender Branntwein ist der Uebergangssteuer nicht unter¬

worfen :
1. wenn er gegen Entrichtung des tarifmäßigen Eingangszolles  unmittelbar aus

dem Bereinsanslande oder ans einer Niederlage für unverzollte  Maaren einge¬
führt wird , mag nun die Verzollung an der Zollgrenze oder am inländischen Bestim¬
mungsort oder bei dem Niederlageamt erfolgen.

Der Transport muß in diesen Fällen , sofern er nicht mehr unter Zollkontrole
steht , von der Zollquittung begleitet sein.

2 . Wenn der Branntwein nur zur Durchfuhr  bestimmt ist.
Der Transport hat hiebei , sofern er nicht unter Zollkontrole oder mit Ueber-

gangsschein statlsindet , unter Trausportscheinkontrole zu erfolgen und muß zu diesem
Zwecke dem Untererheber des ersten badischen Orts , welchen er berührt , angemeldet
und vorgesührt werden.

Geschieht die Durchfuhr unmittelbar mit der Eisenbahn , d. h. in der Weise,
daß der Transport die Eisenbahn im Großherzogthum nicht verläßt , so findet eine
steuerliche Behandlung desselben nicht statt.

3 . Wenn Branntwein , für welchen wegen seiner Bestimmung zur Wiederausfuhr oder
zur Verwendung zu gewerblichen Zwecken nach Maßgabe der hiefür geltenden
besonderen Bestimmungen eine Kreditirnng  der Uebergangssteuer gewährt ist,
unter den vorgeschriebenen Koutrolen wiederausgeführt oder zu gewerblichen Zwecken
verwendet wird.

8- 10.
Will für außer Land gehenden  Branntwein die im Artikel 12 Absatz 1 des

Gesetzes vom 26 . Mürz 1852 (in der Fassung des Gesetzes vom 18 . Dezember 1879 ) vor¬
gesehene Steuerrückvergütung  in Anspruch genommen werden , so muß der Branntwein
einer zur Ausfertigung von lieberga ngsscheinen  für Branntwein ermächtigten
Zoll - oder Steuerstelle angemeldet und vorgeführt werden.

Auch diese  Stellen werden im Stenerverordnuugsblatt bekannt gegeben werden.
Die betreffende Stelle ermittelt die Menge und den Stärkegrad und setzt den Betrag

der hiernach sich berechnenden Steuerrückvergütung unter Ausfertigung eines Steuer-
rückvergütungsscheins fest.

Geht der Branntwein unmittelbar über die betreffende Stelle über die Landesgrenze in
das Vereinsausland , so verlässigt sich jene über die erfolgte Ausfuhr , bestätigt letztere auf
dem Rückvergütungsscheine und behündigt diesen dem Ausführenden.

Andernfalls ist der Transport unter amtlichen Verschluß zu setzen und , sofern die
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Ausfuhr nach einem anderen deutschen Staate erfolgen soll , mit einem Uebergangsscheine,
sonst mit einem Transportscheine auf die badische Ausgangsstelle zu versehen . Der Nückver-
gütungsschein wird von der Amtsstelle noch so lange znrückbehalten , bis im Falle der Ver¬
sendung mit Uebergangsschein der Erledignngsschein , im Falle der Versendung mit Transport¬
schein der mit der Ansgangsbeurkundung der badischen Ausgangsstelle versehene Transport¬
schein zurückgelangt . Hieraus wird der Rückvergütungsschein mit dem Vermerk der vollzogenen
Ausfuhr der Sendung versehen und dem Ausführenden eingehändigt.

Auf Vorlage des mit der vorgeschriebenen Beurkundung versehenen Rückvergütungsscheins
leistet sodann die Bezirkssteuerstelle (Obereinnehmerei , Hauptsteueramt ) , zu deren Bezirk die
den Schein ausfertigende Stelle gehört , die Steuerrückvergütung.

s - II-
Wegen Gewährung der im Artikel 12 Absatz 2 des Gesetzes vom 26 . März 1852 (in

der Fassung des Gesetzes vom 18 . Dezember 1879 ) vorgesehene Steuerrückvergütung für
Branntwein , welcher innerhalb des Großherzogthums zu gewerblichen Zwecken  verwendet
wird , bleiben die Bestimmungen der diesseitigen Verordnung vom 12 . April l . I . (Gesetzes¬
und Verordnungsblatt Seite 118 ff .) maßgebend.

Ebenso verbleibt es bezüglich des ohne  Anspruch auf Steuerrückvergütung ausgehenden

Branntweins bei den derzeit bestehenden Kontrolvorschriften^

8- 12.
Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1 . September l . I . mit der Maßgabe in

Kraft , daß nach derselben bezüglich allen Branntweins zu verfahren ist , welcher nach dem
31 . August l . I . der zuständigen Zoll - oder Steuerstellen zur steuerlichen Abfertigung gestellt
wird.

Die Steuerdirektion ist mit dem Vollzüge beauftragt.

Karlsruhe,  den 24 . Juli 1880.

Großherzogliches Ministerium der Finanzen.
A. A. d. Pr.

Nicolai.

Vät . Glock.

Druck und Verlag von Malsch «k Vogel in Karlsruhe.
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Gesetzes- und Verordmmgs
für das Großherzogchmn Baden.

Karlsruhe , Samstag den 7. August 1880.

Inhalt.
Bekanntmachung und Verordnung des Ministeriums des Groß herzoglichen Hauses und der

Justiz : die Vorbereitung für den höheren öffentlichen Dienst in der Justiz und inneren Verwaltung betreffend ; die
Beschäftigung der Rechtspraktikanten und der Referendare betreffend.

Berichtigung.

Bekanntmachung.

Dic Vorbereitung für den höheren öffentlichen Dienst in der Justiz und inneren Verwaltung betreffend.

Im Einverständnisse mit Großherzoglichem Ministerium des Innern werden die in
Artikel I . , II . und III . der landesherrlichen Verordnung über die Vorbereitung für den
höheren öffentlichen Dienst in der Justiz und inneren Verwaltung vom 10 . Juli 1880,
Gesetzes- und Verordnungsblatt Nr . XXVIII ., enthaltenen Bestimmungen mit den noch in
Kraft bleibenden Vorschriften der landesherrlichen Verordnung gleichen Betreffs vom 6. Mai
1868 , Regierungsblatt Nr . XXXV ., in folgender Fassung zusammengestellt:

I . Einleitung.

Wer zu einem Staatsdienste in der Justiz oder inneren Staatsverwaltung , zu dessen
Bekleidung rechtswissenschaftliche Bildung erforderlich ist, zur Anwaltschaft oder zum Notariat
gelangen will , muß

1 . nach vollendeter Gymnasialbildung die Rechtswissenschaft nach Maßgabe von Z. 2
auf einer Universität sieben Halbjahre studirt haben , wovon mindestens drei dem
Studium auf einer deutschen Universität zu widmen sind;

2 . hierauf eine erste Prüfung  nach Vorschrift der M . 6— 7 bestehen;
3 . nach Erstehung der ersten Prüfung der praktischen Vorbereitung zum öffentlichen

Dienst in der Justiz und inneren Staatsverwaltung während drei Jahren sich
widmen;

4 . endlich eine zweite Prüfung  nach Vorschrift der M 11 — 14 bestehen.
Gesetzes - und Verordnungs -Blatt 1880 . 45
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K. 2.

Die Studirenden der Rechtswissenschaft haben Vorlesungen  über folgende Fächer

zu besuchen:
^1 . Römisches Privatrecht,

-" 2. Römische Rechtsgeschichte,
3 . Deutsches Privatrecht nebst Lehenrecht,

^. 4 . Deutsche Rechtsgeschichte,
^,6 . Handels - und Wechselrecht,
^ - 6 . Französisches und Badisches Civilrecht,

^ 7 . Civilprozeß,
8 . Strafrecht,
9 . Strafverfahren,

^,10 . Gerichtliche Medizin,
II . Staatsrecht , I

^12 . Kirchenrecht,
^13 . Rechtsphilosophie,

^ 14 . Nationalökonomie,

^ 15 . Polizeiwissenschaft (Verwaltungsrecht und Verwaltungslehre ),
16 . Finanzwissenschaft.

Die Studirenden der Rechtswissenschaft haben außerdem die durch 15 der landes¬

herrlichen Verordnung , die Organisation der Gelehrtenschulen betreffend , vom I. Oktober

1869 , Gesetzes- und Verordnungsblatt Nr . XXII ., vorgeschriebenen Vorlesungen zu hören.

II . Erste Prüfung.

8- L-
Erste Prüfungen der Rechtskandidaten werden alljährlich im Frühjahre und im Spät¬

jahre durch das Justizministerium unter Mitwirkung von Kommissären des Ministeriums des

Innern vorgenommen.
Die Kandidaten haben sich der Prüfung spätestens zwei Jahre nach dem Abgänge von der

Hochschule zn unterziehen.
Für die Theilnahme an der ersten Prüfung hat jeder Kandidat 10 Mark zu entrichten.

Das Justizministerium ist ermächtigt , vermögenslosen Kandidaten Nachlaß zu bewilligen.

8- 4.
Die Anmeldungen zur Frühjahrsprüsung müssen im Laufe des Monats Februar,

die Anmeldungen zur Spätjahrsprüfung im Laufe des Monats Oktober beim Justizmini¬

sterium eingereicht werden und folgende Beilagen enthalten:
1 . ein Zeugniß über die erlangte Reife zu akademischen Studien,
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2 . Studien - und Sittenzeugnisse der besuchten Hochschulen, welche die Erfüllung der in
Z. 2 gegebenen Vorschriften darthnn,

3 . einen Nachweis über das Staatsbürgerrecht des Kandidaten.
Die Einberufung der Kandidaten zur Prüfung erfolgt durch das Justizministerium.

8- 5.

Den zur Prüfung erschienenen Kandidaten werden zunächst gemeinschaftliche Fragen aus
den in Z. 2 bezeichnten Fächern zur schriftlichen  Beantwortung vorgelegt , wobei sie sich
keiner anderen Hilfsmittel als (bei Ziffer I und 2) des Oor ^ ns Puls eiviim bedienen dürfen.

Sodann wird jeder Kandidat noch einzeln mündlich  in den unter Ziffer 1, 6, 7, 8
und 14 angeführten Fächern geprüft.

8- 6.
Nach Beendigung der Prüfung fetzt das Justizministerium auf Grund kollegialer

Berathung fest, welche Kandidaten bestanden find.
Dieselben werden nach der Reihenfolge ihrer Befähigung mit einem der Prädikate „vor¬

züglich , gut oder hinlänglich befähigt " als Rechtspraktikanten  ausgenommen und erhalten
eine Urkunde hierüber.

1

Die nicht bestandenen Kandidaten können sich innerhalb der nächsten zwei Jahre nach
ihrer Zurückweisung noch einmal zur ersten juristischen Prüfung einfinden.

Wer zum zweiten Male in der Prüfung nicht bestanden ist , wird für immer zurück¬
gewiesen.

III . Nechtspraktikanten.

8- 8.
Die Nechtspraktikanten haben ihre Praxis  bei einer Staatsbehörde binnen acht Wochen

nach erfolgter Aufnahme zu beginnen und bis zur zweiten Prüfung stetig fortzusetzeu.
Dieselben sind nach Maßgabe von Artikel 2 Ziffer 2 des Gesetzes vom 7. Juni 1848

(Regierungsblatt Nr . XXXVII .) zu beeidigen.
Von dem Beginne der Praxis , sowie von jedem Wechsel der Beschäftigung ist dem

Justizministerium Anzeige zu erstatten.

8- 9.
Während der Borbereitnngszeit sollen
1 . zwanzig Monate bei den Gerichten,
2 . zwölf Monate im Dienste bei Verwaltungsbehörden,
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3. vier Monate bei einen! bei Kollegialgerichten zugelassenen Rechtsanwalt zugebrachtwerden.

Von der Vorbereitungszeit bei den Gerichten sind zwölf Monate bei Amtsgerichten,
acht Monate bei Landgerichten zuzubringen ; ein Theil dieser Zeit kann zur Beschäftigung
bei der Staatsanwaltschaft verwendet werden , wodurch aber die amtsgerichtliche Dienstzeit
nicht auf weniger als zehn , die landgerichtliche Dienstzeit nicht auf weniger als sechs
Monate herabgemindert werden soll.

Abweichungen von diesen Fristen können aus besonderen Gründen gestattet werden,
von dem Justizministerium hinsichtlich des Dienstes in der Rechtspflege , von dem Mini¬
sterium des Innern für den Dienst bei Verwaltungsbehörden.

8- >0.
Die Wahl der einzelnen Stellen , bei welchen sie sich beschäftigen wollen , ist in der Regel

den Praktikanten selbst überlassen . Jedoch bleibt den Ministerien der Justiz und des Innern
Vorbehalten , aus besonderen Gründen Anordnungen in dieser Beziehung zu treffen.

Die Praxis bei einem Amtsgerichte oder Bezirksamte kann mit Uebernahme einer Aktuars¬
stelle verbunden sein.

IV . Zweite Prüfung.

8- 11.
Die zweite Prüfung  der Rechtspraktikanten wird von einer Kommission,  welche

das Justizministerium unter Mitwirkung des Ministeriums des Innern ernennt , jährlich
einmal , und zwar in der ersten Hälfte des Jahres , zu Karlsruhe gebührenfrei vorgenommen.

Die Rechtspraktikanten haben sich der zweiten Prüfung spätestens nach fünf Jahren
praktischer Vorbereitung zu unterziehen.

8- 12.
Die Anmeldungen zu dieser zweiten Prüfung sind im Laufe des Monats Februar bei

dem Justizministerium einzureichen , mit Angabe der Behörden , bei welchen der sich Meldende
beschäftigt war , und unter Beilegung eines Verzeichnisses der von demselben im Laufe der
Praxis selbstständig gefertigten größeren Arbeiten.

Das Justizministerium erhebt hierauf von den bezeichneten Behörden Berichte über die
dienstlichen Leistungen und das sonstige Verhalten der Praktikanten , fordert für jeden der¬
selben sechs der verzeichneten praktischen Arbeiten ein , und stellt alle diese Vorlagen der
Prüfungskommission zu , welche sodann die Praktikanten zur Vornahme der Prüfung einberuft.

8- 13-
Die zweite Prüfung umfaßt das gesammte Gebiet des in Baden geltenden Rechts,

nämlich : Civilrecht , Civilprozeß und freiwillige Gerichtsbarkeit , Strafrecht und Strafver¬
fahren , Berfassungsrecht und Verwaltungsrecht.
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Die Prüfung beginnt mit schriftlicher  Beantwortung gemeinschaftlicher Fragen aus

diesen Fächern , wobei den Praktikanten der Gebrauch der Badischen Gesetzbücher gestattet ist.

Sodann folgt eine mündliche  Prüfung jedes Einzelnen in eben diesen Fächern , wobei

derselbe auch einen Vortrag über Akten zu erstatten hat , welche ihm zu diesem Zwecke mindestens

acht Tage vor Beginn der Prüfung zuzustellen sind.

8. 14.

Auf begutachtenden Bericht der Kommission entscheidet das Justizministerium über das

Ergebniß der Prüfung.
Die in derselben bestandenen Rechtspraktikanten werden zu Referendären  ernannt

und erhalten eine Urkunde hierüber . Die zu ertheilenden Prädikate sind die gleichen, wie

bei der ersten Prüfung.
Bezüglich der Nichtbestandenen finden die Vorschriften des Z. 7 auch hier Anwendung.

V . Referendäre . Disciplin.

8- 15.

Diejenigen Referendäre , welche die erste oder doch die zweite Prüfungsnote erhalten

haben , sollen in Bezug auf Verwendung im Staatsdienste vorzugsweise berücksichtigt werden.

Auch die nicht verwendeten Referendäre haben sich übrigens bei einer Justiz - oder Ver¬

waltungsbehörde , bei einem Anwälte oder bei einem Notare praktisch zu beschäftigen und

dem Justizministerium von der Art ihrer Beschäftigung jeweils Anzeige zu erstatten.

8- 16.
Die Disziplinargewalt über Rechtspraktikanten und Referendäre steht zunächst den

Behörden , bei welchen dieselben beschäftigt sind , beziehungsweise deren Vorgesetzten Oberbe¬

behörden zu.
Das Justizministerium ist ermächtigt , Rechtspraktikanten und Referendären die durch

die Prüfung eAangte Befähigung zur Praxis und Anstellung wegen unwürdigen Verhaltens

auf bestimmte Zeit oder für immer zu entziehen.

VI . Schluß.

8- iv.

Das Justizministerium ist mit dem Vollzüge dieser Verordnung beauftragt und hat

nach Benehmen mit dem Ministerium des Innern die hiezu nöthigen Vorschriften zu erlassen.

Dasselbe ist ermächtigt , von Erfüllung einzelner Bestimmungen aus besonderen Gründen

ausnahmsweise Nachsicht zu bewilligen.
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8- 18.

Die Verordnung vom 16 . Dezember 1853 (Regierungsblatt Nr . I .), die Vorbereitung
zum öffentlichen Dienst in der Justiz und der inneren Verwaltung betreffend , nebst ihren
späteren Abänderungen (Regierungsblatt 1867 Nr . XXXII . und Regierungsblatt 1864
Nr . OVII ), sowie die höchstlandesherrliche Verordnung vom 24 . Juli 1865 , die Vorberei¬
tung für den öffentlichen Dienst in der Verwaltung der freiwilligen Gerichtsbarkeit betreffend
(Regierungsblatt Nr . XXXVIII ), sind aufgehoben.

VII . Uebergangsbestimmung.

8- 19.
Rechtskundigen , welche die Universitätsstudien vor Ostern 1881 beendet habeil , wird die

Prüfung aus der Fiuanzwisseuschaft auf ihr Verlangen erlassen.

Karlsruhe,  den 3 . August 1880.

Ministerium des Großherzoglichen Hauses und der Justiz.
Grimm.

Vät . Zehnter.

Verordnung.

Die Beschäftigung der Rechtspraktikanten und der Referendare betreffend.

Zum Vollzüge der höchsten Verordnungen über die Vorbereitung für den höheren
öffentlichen Dienst in der Justiz und der inneren Verwaltung vom 6. Mai 1868 , Regierungs¬
blatt Nr . XXXV ., und vom 10 . Juli 1880 , Gesetzes- und Verordnungsblatt Nr . XXVIII,
werden im Einverständnisse mit Großherzoglichem Ministerium des Innern , unter Aufhebung
der Verordnung gleichen Betreffs vom 8 . Mai 1868 , folgende Vorschriften mit sofortiger
Wirksamkeit erlassen.

I. Rechtspraktikanteu.

8- 1-
Alle Behörden und Personen , bei welchen Rechtspraktikauten im Vorbereitungsdienst

(§. 9 der landesherrlichen Verordnung über die Vorbereitung für den höheren öffentlichen
Dienst in der Justiz und der inneren Verwaltung ) beschäftigt find , haben sowohl von
dem Beginn als von der Beendigung der Beschäftigung eine Anzeige an das Justizministerium
zu erstatten.
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Mit der Austrittsaiizeige ist zugleich ein pflichtmäßiges eingehendes Zengniß über die
Art der Beschäftigung des Praktikanten , seine Leistungen und fein gesammtes dienstliches und
außerdienstliches Verhalten einzusenden.

Die im Vorbereitungsdienste befindlichen Rechtspraktikanten find sorgfältig zu beaufsichtigen
und in entsprechender Weife zu den Geschäften anzuleiten.

Sie haben über den Gang ihres Vorbereitungsdienstes Aufzeichnungen zu machen und
ein Berzeichniß aller von ihnen angefertigten größeren Arbeiten zu führen.

Bei den Amtsgerichten  sind die Rechtspraktikanten mit sämmtlichen Geschäften in
Civil - und Strafsachen einschließlich der freiwilligen Gerichtsbarkeit (Gerichtsnotariat)
bekannt zu machen.

Zunächst haben sie in der Gerichtsfchreiberei Dienste zu leisten und die Kanzleigeschüfte
kennen zu lernen ; später find sie zur Entwerfnng gerichtlicher Beschlüsse zu verwenden , auch
kann ihnen in Anwesenheit und unter Aufsicht eines Richters die Leitung kleiner Verhand¬
lungen übertragen werden . Die selbstständige Ausübung richterlicher Funktionen , insbesondere
die Fällung von Erkenntnissen , ferner die Abnahme von Eiden und der Vorsitz in Schöffen¬
gerichten darf ihnen nicht überlassen werden.

Aus Rechtspraktikanten , welche auf Grund von H. II des Einführungsgesetzes zu den
Reichs -Jnstizgesetzen durch das Justizministerium ausnahmsweise mit Stellvertretung oder
Aushilfeleistung bei einem Amtsgerichte beauftragt sind , finden die vorstehenden Beschränkungen
keine Anwendung.

8-
Der Rechtsanwalt  ist verpflichtet , den im Vorbereitungsdienste bei ihm beschäftigten

Rechtspraktikanten Anleitung und Gelegenheit zu praktischen Arbeiten zu geben (Z. 10 der
Rechtsanwaltsordnung ) .

Solche Rechtspraktikanten sind zur Entwerfnng von Schriftsätzen zu verwenden ; auch
kann ihnen , wenn die gesetzlichen Voraussetzungen vorhanden sind, mit Zustimmung der
Parteien die mündliche Vertretung in Civilsachen vor Amtsgerichten , sowie die Bertheidigung
in Strafsachen und die Vertretung in Verwaltungsstreitsachen vor Bezirksräthen übertragen
werden . Vor Kollegialgerichten können Rechtspraktikanten in Civilsachen als Stellvertreter
nicht auftreten , ausgenommen , wenn sie auf Grund von A 25 der Rechtsanwaltsordnung
mit Genehmigung des Justizministeriums als solche bestellt sind. Das Gleiche gilt auch für
den Verwaltungsgerichtshof.

Als Officialvertheidiger können auf Grund von Z. 114 der R .-St .-P .-O . nicht blos
die bei Rechtsanwälten beschäftigten , sondern auch andere Rechtspraktikanten ausgestellt werden.

i"
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8- 5.

Rechtspraktikanten, welche bei einer Staatsanwaltschaft  arbeiten, sind zunächst zur
Entwerfung von Schriftsätzen zu verwenden; auch kann ihnen die mündliche Vertretung von
Anklagen in Schöffengerichtssitzungenübertragen werden. Mit dem mündlichen Bortrag in
Sitzungen von Strafkammern der Landgerichte oder von Schwurgerichten dürfen sie nicht
beauftragt werden, vorbehaltlich der von dem Justizministerium auf Grund von Z. 14 de.
Einführungsgesetzes zu den Reichsjustizgesetzen zu treffenden Anordnungen.

8- 6.

Bei den Landgerichten  haben die Rechtspraktikanten zunächst in der Gerichtsschreiberei
Dienste zu leisten.

Später ist ihnen die Bearbeitung einzelner Sachen unter der Aufsicht eines
Gerichtsmitgliedeszu übertragen und zum mündlichen Vortrag bei den Berathungen das
Wort zu ertheilen. Auch bei der Verhandlung anderer Sachen soll ihnen Gelegenheit gegeben
werden, in geeigneter Weise ihre Ansicht zu äußern.

8- 7-
Bei den Bezirksämtern  sind die Rechtspraktitanten mit dem ganzen Geschäftskreise

derselben, insbesondere auch mit dem Gemeindewesen vertraut zu machen.
Neben der Besorgung von Kanzleigeschäften ist ihnen die selbstständige Anfertigung von

Arbeiten unter Aufsicht des Beamten zu übertragen.
Bei den Bezirksrathssitzungensind sie als Protokollführer zu verwenden, auch mit

Erstattung von Borträgen zu beauftragen.
Endlich ist ihnen Gelegenheit zur Theilnahme an Ortsbereisungen zu geben.

8- 8.
Werden Rechtspraktikanten bei Verwaltungskollegien  verwendet, so sind sie zunächst im

Sekretariate zu beschäftigen.
Später kann ihnen die Bearbeitung einzelner Sachen unter dem Respiciate eines

Kollegialmitgliedes übertragen und zum mündlichen Vortrag bei den Berathungen das Wort
ertheilt werden.

II . Referendäre.

8- 9.
Von der Annahme, sowie von dem Austritte eines Referendärs haben Amtsgerichte dem

Vorgesetzten Landgerichte, Landgerichte und das Oberlandesgericht dem Justizministerium,
Bezirksämter dem Landeskommissär, endlich die Verwaltungskollegien dem Ministerium des
Innern Anzeige zu erstatten.



XXIX. 299

Auch Rechtsanwälte , welche Referendare als Hilfsarbeiter aufnehmen , fallen hierüber
dem Landgerichte Mittheilung machen.

8- 40.
Referendare , welche sich dem Notariatsdienste widmen wollen , haben bei Notaren Be¬

schäftigung zu suchen.
Ihre praktischen Hebungen sind dahin zu richten , daß sie mit dem gesammten dienstlichen

Wirkungskreise des Notariats sich bekannt machen. Zunächst sollen sie als Protokollführer
bei Geschäften , welche der eigenen Handschrift des Notars nicht bedürfen , verwendet und
sodann mit Fertigung von Entwürfen einzelner Geschäfte (Verträge , Theilungen ) beauftragt
werden . Es steht den Reserendären frei , die Beamten , bei welchen sie diese Hebungen pflegen
wollen , selbst zu wählen ; dem Justizministerium ist Vorbehalten , sie auf ihr Ansuchen
bestimmten Beamten , bei welchen Gelegenheit zu ihrer Ausbildung vorhanden ist, zuzuweisen.

Notare , welche Referendäre als Hilfsarbeiter beschäftigen , sind verpflichtet , hievon dem
Landgerichte Anzeige zu machen.

8- 14-
Am Schlüsse jeden Jahres haben alle Stellen und Personen , bei welchen Referendäre

beschäftigt waren , den Vorgesetzten Behörden (Zß. 9, 10 ) eingehenden Bericht über die Art
der Beschäftigung , sowie über Befähigung , Fleiß , dienstliches und außerdienstliches Betragen
derselben zu erstatten . Erfolgt ein Dienstaustritt im Laufe des Jahres , so sind diese An¬
gaben sofort zu machen.

Die Landgerichte legen eine Zusammenstellung der im Laufe des Jahres und am Schlüsse
desselben bei ihnen eingekommenen Berichte unter Beifügung etwaiger eigener Bemerkungen
dem Justizministerium , die Landeskommissäre eine gleiche Zusammenstellung dem Ministerium
des Innern vor.

Karlsruhe,  den 3. August 1880.

Ministerium des Großherzoglichen Hauses und der Justiz.
Grimm.

Vät . Zehnter.

Berichtigung.

In der landesherrlichen Verordnung vom 10. Juli d. I . ist auf Seite 288 Zeile 15 hinter Verfassungsrecht
noch beizufügcn „und Verwaltungsrecht " .

Druck und Verlag von Malsch «4' Vogel in Karlsruhe.
Gesetzes- und Verordnungs -Blatt 1880. 45
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Ersetzt;»- und
für das Großherzogthiuu Badeu.

Karlsruhe , Donnerstag den 2. September 1880.

Inhalt.
Bekanntmachung des Handelsministeriums : die Telegraphenordnung für das Deutsche Reich betreffend.

Bekanntmachung.

Die Telegrapheiwrdmiiig für das Deutsche Reich betreffend.

Behufs Herbeiführung thunlichster Uebereinstimmimg der für den inneren Deutschen
Telegraphenverkehr bestehenden Vorschriften mit den bezüglichen Bestimmungen der am 1.
April d . I . in Kraft getretenen Londoner Ansführnngs -Uebereinkunst zum Internationalen
Telegraphenvertrage ist die Telegraphenordnung vom 21 . Juni 1872 einer Revision unterworfen
und unter dem 13 . August d. I . die nachstehend abgedruckte neue Telegraphenordnung
erlassen worden , welche am 1 . Oktober d. I . an Stelle der bis dahin gültigen Telegraphen¬
ordnung vom 21 . Juni 1872 (Reichsgesetzblatt Seite 213 ) beziehungsweise der dieselbe
abändernden und ergänzenden Verordnung vom 24 . Januar 1876 (Gesetzes- und Verordnungs¬
blatt Seite 39 ) in Kraft tritt.

Karlsruhe,  den 23 . August 1880.

Großherzogliches Handelsministerium.
Turban.

Vät . Ballweg.

Gesetzes und - Verordnungs -Blatt 1880. 47
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Telegraphenordnung für das Deutsche Reich
vom 13 . August 1880.

Auf Grund des Artikels 48 der Reichsverfassung wird nachstehende Telegraphen¬
ordnung erlassen.

8- '-I-
Benutzung des Telegraphen . I . Die Benutzung der für den öffentlichen Verkehr bestimmten Telegraphen

steht Jedermann zu . Die Verwaltung hat jedoch das Recht , ihre Linien und
Telegraphanstalten zeitweise ganz oder zum Theil für alle oder für gewisse Gattungen
von Korrespondenz zu schließen.

II . Der Absender eines Privattelegramms ist verpflichtet , aus deßfallsiges
Verlangen sich über seine Persönlichkeit auszuweisen . Es steht demselben seinerseits
frei , in sein Telegramm die Beglaubigung seiner Unterschrift aufzunehmen.

III . Privattelegramme , deren Inhalt gegen die Gesetze verstößt oder aus Rück¬
sichten des öffentlichen Wohles oder der Sittlichkeit für unzulässig erachtet wird,
werden zurückgewiesen . Die Entscheidung über die Zulässigkeit des Inhalts steht dem
Vorsteher der Ausgabeanstalt , beziehungsweise der Zwischen - oder Ankunftsanstatt
oder dessen Vertreter , in zweiter Instanz der dieser Anstalt Vorgesetzten Ober -Post¬
direktion und in letzter Instanz dem Reichspostamte zu , gegen dessen Entscheidung
eine Berufung nicht stattfindet . Bei Staatstelegrammen steht den Telegraphen¬
anstalten eine Prüfung der Zulässigkeit des Inhalts nicht zu.

2.

Bewahrung des Tele - Die Telegraphenverwaltung wird Sorge tragen , daß die Mittheilung von

grapheugeheimmsses . Telegrammen an Unbefugte verhindert , und daß das Telegraphengeheimniß auf

das Strengste gewahrt werde.
8- 3-

Dienststunden der
graphenanstalten.

>- Die Telegraphenanstalten zerfallen rücksichtlich der Zeit , während welcher sie

für den Verkehr mit dem Publikum offen zu halten sind, in vier Klaffen , nämlich:
n. Anstalten mit ununterbrochenem Dienst (Tag und Nacht ),
I>. Anstalten mit verlängertem Tagesdienst (bis Mitternacht ),
a . Anstalten mit vollem Tagesdienst (bis 9 Uhr Abends ),
ä . Anstalten mit beschränktem Tagesdienst.
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Die Dieriststuuden der Anstalten unter b . und e. beginnen in der Zeit vom 1. April
bis Ende September um 7 Uhr Morgens , in der Zeit vom l . Oktober bis Ende
März um 8 Uhr Morgens . Die Dienststunden der Anstalten unter ä werden , den
örtlichen Bedürfnissen entsprechend , für jeden Ort besonders festgestellt.

8- 4-

I . Telegramme können nach allen Orten aufgegeben werden , nach welchen die
vorhandenen Telegraphenverbindungen auf dein ganzen Wege oder auf einem Theile
desselben die Gelegenheit zur Beförderung darbieten . Ist am Bestimmungsorte eine
Telegraphenanstalt nicht vorhanden , so erfolgt die Weiterbeförderung von der
äußersten beziehungsweise der seitens des Aufgebers bezeichneten Telegraphenanstalt
entweder durch die Post , oder durch Eilboten , oder durch Post und Eilboten , oder
durch Estafette . Der Aufgeber eines Telegramms kann verlangen , daß dasselbe bis
zu einer von ihm bezeichneten Telegraphenaustalt telegraphisch und von dort bis
zum Bestimmungsorte durch die Post befördert werde . Ist keine Bestimmung über
die Art der Weiterbeförderung getroffen , dann wühlt die Anknnfts -Telegraphenanstalt
die zweckmäßigste Art derselben nach ihrem besten Ermessen . Das Gleiche findet statt,
wenn die vom Aufgeber angegebene Art der Weiterbeförderung sich als unausführ¬
bar erweist.

II . Die Ausgabe der Telegramme mit der Bezeichnung „amtslagernd " , „post¬
lagernd " oder „bahnhoflagernd " ist zulässig.

5.

I . Die Telegramme zerfallen rücksichtlich ihrer Behandlung in folgende Gattungen:
1 . Staatstelegramme,
2. Telegraphen -Diensttelegramme,

3 . n. dringende j Privattelegramme.
I>. gewöhnliche j

Bei der Beförderung genießen die Staatstelegramme , welche als solche bezeichnet
und durch Siegel oder Stempel beglaubigt sein müssen, vor den übrigen Telegrammen,
die Telegraphen -Diensttelegramme vor den Privattelegrammen und die dringenden
Privattelegramme vor den gewöhnlichen Pcivattelegrammen den Vorzug.

II . In Bezug auf die Abfassung der Telegramme sind zu unterscheiden:
1 . Telegramme in offener  Sprache,
2 . Telegramme in verabredeter  Sprache,
3 . Telegramme in chiffrirter  Sprache.

III . Die Telegramme in offener  Sprache müssen in deutscher Sprache oder
in einer derjenigen Sprachen , welche durch die Telegraphenverwaltung als sonst noch
zugelassen bekannt gemacht werden , der Art abgefaßt sein , daß der Inhalt einen

Orte , nach welchen Tele¬
gramme gerichtet werden
können.

Eintheilnng der Tele¬
gramme.
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verständlichen Sinn hat . Für Telegramme , welche streckenweise, oder ausschließlich
durch Telegraphen der innerhalb des Deutschen Reiches gelegenen Eisenbahnen zu
befördern sind, ist jedoch die Fassung in deutscher Sprache Bedingung , soweit nicht
für einzelne Bahnen und Stationen der Gebrauch fremder Sprachen ausdrücklich
nachgegeben wird.

IV . Telegrammen in verabredeter  Sprache werden aus Wörtern zusammen¬
gesetzt, welche , obwohl jedes für sich eine sprachliche Bedeutung hat , keine für die
betreffenden Dienststellen verständlichen Sätze bilden . Diese Wörter werden aus
Wörterbüchern entnommen , welche für die Korrespondenz in verabredeter Sprache
zugelaffen worden sind . Jedes Telegramm darf nur aus Wörtern bestehen , welche
einer und derselben Sprache (vergl . unter III .) angehöreu . Eigennamen dürfen bei
der Aufstellung der Wörterbücher nicht verwendet werden . Dieselben werden bei der
Abfassung der Telegramme in verabredeter Sprache nur mit ihrer Bedeutung in
offener Sprache zugelassen . Die Aufgabeanstalt kann die Vorlegung des Wörter¬
buches fordern , um die Ausführung der vorstehenden Vorschriften einer Prüfung
zu unterziehen.

V . Als Telegramme in chiffrirter  Sprache werden angesehen:
a . diejenigen Telegramme , deren Text aus Ziffern oder geheimen Buchstaben

besteht;
d . diejenigen Telegramme , welche entweder Reihen oder Gruppen von Ziffern

oder Buchstaben , deren Bedeutung der Aufgabeanstalt nicht bekannt ist,
oder Wörter , Namen oder Zusammenfügungen von Buchstaben enthalten,
welche die für die offene oder verabredete Sprache geforderten Bedingungen
nicht erfüllen.

VI . Der Text der chiffrirten  Telegramme kann entweder ganz chiffrirt,
oder zum Theil chiffrirt und zum Theil offen sein . Der chiffrirte Text muß ent¬
weder ausschließlich aus Buchstaben des Alphabets , oder ausschließlich aus arabischen
Ziffern bestehen und von dem vorhergehenden beziehungsweise nachfolgenden Text
in offener Sprache durch Klammern getrennt sein.

8- 6.

Allgemeine Erfordernisse I . Die Urschrift jedes zu befördernden Telegramms muß in solchen deutschen
der zu befördernden Tele- oder lateinischen Buchstaben beziehungsweise in solchen Zeichen , welche sich durch

den Telegraphen wiedergeben lassen , deutlich und verständlich geschrieben sein.
Einschaltungen , Randzusätze , Streichungen oder Ueberschreibungen müssen vom Auf¬
geber des Telegramms oder von feinem Beauftragten bescheinigt werden . Die
Aufschrift muß dem Texte voranstehen . Die Unterschrift kann in abgekürzter Form
geschrieben oder auch ganz weggelafsen werden . Wenn sie mit befördert werden
soll , muß sie unter den Text gesetzt werden.

II . Die Aufschrift muß alle Angaben enthalten , welche nöthig sind , um die
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Uebermittelung des Telegramms an dessen Bestimmung zu sichern , auch der Art

sein, daß die Bestellung an den Empfänger ohne Nachforschungen oder Rückfragen
erfolgen kann . Sie muß für die großen Städte die Angabe der Straße und der

Hausnummer , oder in Ermangelung dessen die Angabe der Berufsart des Empfängers
oder andere ähnliche Bezeichnungen enthalten . Selbst für kleinere Orte ist es

wünschenswerth , daß dem Namen des Empfängers eine solche ergänzende Bezeichnung

beigefügt wird , um im Falle einer Verstümmelung des Eigennamens der Bestim¬
mungsanstalt für die Ermittelung des Empfängers einen Anhalt zu gewähren.

III . Bei Telegrammen nach kleinen Orten , besonders wenn deren mehrere
gleichen Namens vorhanden sind , ist die genaue Bezeichnung der geographischen
Lage erforderlich.

IV . Die Anwendung einer abgekürzten Aufschrift ist zulässig , wenn dieselbe
vorher seitens des Empfängers mit der Telegraphenanstalt seines Wohnortes
vereinbart worden ist . Demjenigen Korrespondenten , welcher eine mit der Telegraphen¬
anstalt vereinbarte abgekürzte Aufschrift hinterlegt hat , ist gestattet , diese Aufschrift
in den für ihn bestimmten Telegrammen an Stelle des vollen Namens und

beziehungsweise der Wohnungsangabe anwenden zu lassen . Der Name der Bestim-

mungs -Telegrapheuanstalt muß außerdem angegeben werden.
V . Für die Hinterlegung beziehungsweise Anwendung einer abgekürzten Auf¬

schrift bei einer Telegraphenanstalt ist eine Gebühr von 30 Mark für das Kalender¬

jahr im Voraus zu entrichten . Diese Vergünstigung erlischt , falls die Verabredung
nicht verlängert wird , mit dem Ablauf des 31 . Dezember des Jahres , für welches
die Gebühr entrichtet worden ist.

VI . Die etwaigen Angaben bezüglich der Zustellung an den Empfänger , der

bezahlten Antworten , der Empfangsanzeigen , der Vergleichung , der Dringlichkeit,
der Nachsendnng , der Weiterbeförderung , der etwa gewünschten eigenhändigen

(nur an den Empfänger selbst zu bewirkenden ) oder offenen (unverschlossenen)
Bestellung des Telegramms , ferner des bezahlten Eilboten re. müssen zwischen

Klammern unmittelbar vor der Aufschrift , die etwaige Beglaubigung (vergl.

ß . 1 II .) muß hinter der Unterschrift stehen. Bei diesen Angaben können folgende

Abkürzungen gebraucht werden:
(v .) für „dringendes Telegramm ",
(R . ? .) für „ Antwort bezahlt ",
(N . 0 .) für „verglichenes Telegramm ",
(0 . U .) für „Empfangsanzeige " ,
(k . 8 .) für „nachzusenden ",
(k . ? .) für „Post bezahlt " ,
(X . k .) für „Eilboten bezahlt " ,
(U . 0 .) für „ offen zu bestellendes Telegramm " .

VII . Telegramme , deren Aufschrift den in vorstehenden Punkten vorgesehenen
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* 1

Anforderungen nicht entspricht , sollen zwar dennoch zur Beförderung angenommen
werden ; die Folgen ungenauer beziehungsweise unvollständiger Angaben sind jedoch
vom Absender zu tragen . Derselbe kann eine nachträgliche Vervollständigung des
Fehlenden nur gegen Aufgäbe und Bezahlung eines neuen Telegramms beanspruchen.

8- 7.
Aufgabe von Telegrammen . I . Die Aufgabe von Telegrammen kann bei jeder für den Telegraphenverkekw

eröffneten Telegraphenanstalt (allenfalls brieflich ) erfolgen.
II . Telegramme können auch bei den Bahnposten auf Eisenbahnen und zwar

in der Regel mittels der an den Bahnpostwagen befindlichen Briefeinwürfe , zur
Beförderung an die nächste Telegraphenanstalt eingeliefert , sowie den Telegraphen¬
boten und den Landbriesträgern bei der Bestellung von Telegrammen oder Post¬
sendungen zur Besorgung der Aufgabe übergeben werden.

III . An größeren Verkehrsarten können sämmtliche Postanstalten , auch wenn
mit diesen eine Telegraphenbetriebsstelle nicht verbunden ist , zur Annahme von
Telegrammen ermächtigt , auch kann die Benutzung der Briefkasten zur Auflieferug
von Telegrammen gestattet werden.

IV . Bei der Mitnahme der Telegramme durch die Telegraphenboten und die
Landbriefträger kommt eine Zuschlagsgebühr von 10 Pfennig für jedes Telegramm
zur Erhebung.

8- 8.

Wortzählung . Bei Ermittelung der Wortzahl eines Telegramms gelten die folgenden Regeln:
-l. Alles , was der Aufgeber in die Urschrift seines Telegramms zum Zwecke

der Beförderung niederschreibt , mit Ausnahme der unter I. anfgeführten
Unterscheidungszeichen , wird bei Berechnung der Gebühren gezählt.

I). Der Name der Abgangsanstalt , der Tag des Monats , die Stunde und
Minute der Ausgabe werden von Amtswegen in die dem Empfänger zuzu¬
stellende Ausfertigung eingeschrieben . Nimmt der Aufgeber diese Angaben
ganz oder theilweise in den Text seines Telegramms auf , dann werden
sie bei der Wortzählung mitgerechnet.

o. Die größte Länge eines Wortes ist ans 15 Schristzeichen nach dem (durch
die Ausführungsübereinkunft zu dem jeweilig gültigen internationalen
Telegraphenvertrage eingeführten ) Morsealphabet festgesetzt. Bei Worten
mit mehr als 15 Buchstaben wird der Ueberschuß , immer bis zu 15 Buch¬
staben , für ein weiteres Wort gezählt.

ä . Die durch einen Bindestrich verbundenen Ausdrücke zählen für so viele
Wörter , als zu ihrer Bildung dienen.

6 . Die durch einen Apostroph getrennten Wörter werden für eben so viel
einzelne Wörter gezählt.
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f. Dem Sprachgebrauch zuwiderlaufende Zusammenziehungen oder Veränder¬

ungen von Wörtern sind nicht zulässig.
Es werden jedoch die Eigennamen von Städten und Personen , die

Namen von Ortschaften , Straßen , Plätzen , Boulevards u . s. w ., die Titel,

Vornamen , Redetheilchen und Eigenschaftsbezeichnungen , ebenso wie die

ganz in Buchstaben geschriebenen Zahlen nach der Anzahl der zum Aus¬

druck derselben vom Aufgeber gebrauchten Worte gezählt.

A. Die in Ziffern geschriebenen Zahlen werden für so viel Wörter gezählt,

als sie je 6 Ziffern enthalten , nebst einem Worte mehr für den etwaigen

Ueberfchuß . Dieselbe Regel findet Anwendung auf die Zählung der Buch¬

staben in Buchstabengruppen.
In Einzeln stehende Schristzeichen , Buchstaben oder Ziffern werden für je ein

Wort gezählt ; dasselbe gilt für das Unterstreichungszeichen.

i . Die Interpunktionszeichen , Bindestriche , Apostrophe , Ausführungszeichen,

Klammern und Zeichen für den Absatz werden nicht gezählt . Jedoch werden

die zur Bildung der Zahlen benutzten Punkte und Kommata , sowie die

Bruchstriche für je eine Ziffer gezählt.

ü . Die Buchstaben , welche den Ziffern angehängt werden , um letztere als

Ordnungszahlen zu bezeichnen, werden je für eine Ziffer gerechnet.

I. In den Telegrammen , welche verabredete oder chiffrirte Sprache enthalten,

werden die offenen Worte , sowie die Worte in zulässiger verabredeter

Sprache den vorstehenden Bestimmungen unter e . bis I . entsprechend

gezählt . Die Ziffern oder Buchstabengruppen , sowie die Wörter , Namen

oder Zusammenfügungen von Buchstaben , welche in offener oder verabredeter

Sprache nicht zugelassen sind , werden den vorstehend unter bis I<.

enthaltenen Bestimmungen gemäß gezählt.

in . Die im telegraphischen Verkehr zngelaffenen , der Aufschrift voranzustellenden

kurzen Zeichen (vergl . Z. 6 VI .) werden für je ein Wort gezählt.

s - 9.

I . Für das gewöhnliche Telegramm aus alle Entfernungen wird erhoben : Gebühren für gewöhn-

eine Grundtaxe von 20 Pfennig (ohne Rücksicht auf die Wortzahl ) und Telegramme,

eine Worttaxe von 5 Pfennig für jedes Wort.

II . Für gewöhnliche Stadttelegramme , welche in solchen Städten zugelaffen

werden , innerhalb deren Weichbild mehrere unter sich durch Telegraphenleitungen

verbundene Telegraphenanstalten dem Verkehr geöffnet sind, wird erhoben:

die oben angegebene Grundtaxe von 20 Pfennig und eine Worttaxe von

2 Pfennig für jedes Wort.
III . Für jedes bei einer Eisenbahn -Telegraphenstation aufgegebene Telegramm

kann von den Eisenbahnverwaltungen ein Zuschlag von 20 Pfennig vom Aufgeber
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erhoben werden . Außerdem sind die Eisenbahn -Telegraphenstationen berechtigt , sür
jedes von ihnen bestellte Telegramm vom Empfänger ein Bestellgeld von 20 Pfennig
zu erheben . Beides zusammen darf aber für die ausschließlich mit dem Bahn¬
telegraphen beförderten Telegramme nicht erhoben werden . Für diese Telegramme
ist vielmehr nur die Erhebung der Bestellgebühr von 20 Pfennig gestattet.

IV . Die für den telegraphischen Verkehr mit dem Auslande maßgebenden
Tarife können bei den Telegraphenanstalten eingesehen werden.

V . Ein bei Berechnung der Gebühren sich ergebender , durch 5 nicht theilbarer
Pfennigbetrag ist bis zu einem solchen aufwärts abzurunden.

Z. 10.

Der Aufgeber eines Privattelegramms kann den Vorrang bei der Beförderung
vor den übrigen gewöhnlichen Privattelegrammen erlangen , wenn er das Wort
„dringend " oder abgekürzt die Bezeichnung „(I) .) " vor die Aufschrift setzt und die
dreifache Gebühr eines gewöhnlichen Telegramms von gleicher Länge erlegt . Für
dringende Telegramme beträgt demnach die Grundtaxe 60 Pfennig , die Worttaxe
15 Pfennig , beziehungsweise bei Stadttelegrammen 6 Pfennig für das Wort (vergl.
tztz. 5 I . und 9). Der im ß. 9 nnter III . angegebene Zuschlag sür die bei einer
Eisenbahnstation aufgegebenen Telegramme kommt dagegen nur einfach — wie für
gewöhnliche Telegramme — zur Erhebung.

Z. 11-
Bezahlte Antwort . I . Der Aufgeber kann die Antwort , welche er von dem Empfänger verlangt,

vorausbezahlen.
II . Für das vorauszubezahlende Antwortstelegramm wird die Gebühr eines

gewöhnlichen Telegramms von 10 Worten berechnet . Soll eine andere Wortzahl
für die Antwort vorausbezahlt werden , so ist diese im Text des Ursprungstelegramms
anzugeben.

III . Ain Bestimmungsorte übersendet die Ankunftsanstalt dem Empfänger mit
der Telegrammaussertigung ein Antwortsformular , welches demselben die Besugniß
ertheilt , in den Grenzen der vorausbezahlten Gebühr ein Telegramm an eine
beliebige Bestimmung innerhalb 6 Wochen unentgeltlich aufzugeben.

IV . Der für die Antwort gezahlte Betrag wird , wenn der Empfänger von
dem Antwortsformular keinen Gebrauch gemacht hat , aus Verlangen an den Auf¬
geber zurückgezahlt . Zu diesem Zweck muß der Empfänger vor Ablauf der unter
III . festgesetzten Frist den bezüglichen Antrag unter Beifügung des Antworts¬
formulars bei der Anstalt anbringen , welche ihm dasselbe ausgehündigt hatte . Es
wird sodann wie in Gebührenerstattungsangelegenheiten (vergl . Z. 26 ) verfahren.

V. Kann das Ursprungstelegramm bei der Ankunft nicht bestellt werden , dann
wird die im tz. 23 vorgesehene telegraphische Meldung über die Unbestellbarkeit
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an die Aufgabeanstalt sogleich erstattet . Wenn keine Berichtigung erfolgt , benach¬
richtigt die Ankunftsanstalt den Aufgeber unmittelbar von der Unbestellbarkeit durch
eine dienstliche Meldung , welche die Stelle der Antwort vertritt , sobald die zur
Auffindung des Empfängers unternommenen Nachforschungen sich als fruchtlos
erwiesen haben , spätestens nach acht Tagen . Verweigert der Empfänger ausdrücklich
die Annahme des für die Antwort bestimmten Formulars , so giebt die Ankunfts-
anstalt dem Aufgeber ebenfalls Kenntniß durch eine dienstliche Meldung , welche
gleichfalls die Stelle der Antwort vertritt.

8- 12.
I . Der Aufgeber eines jeden Telegramms hat die Befugniß , die Vergleichung

desselben zu verlangen . In diesem Falle ist das Telegramm von den verschiedenen
Anstalten , welche bei seiner Beförderung Mitwirken , vollständig zu vergleichen.

II . Die Gebühr für die Vergleichung eines Telegramms ist gleich der Hälfte
der Gebühr für ein gewöhnliches Telegramm von gleicher Länge.

8- 13.
I . Der Aufgeber eines jeden Telegramms kann verlangen , daß ihm die Zeit,

zu welcher das Telegramm dem Empfänger zugestellt worden ist, unmittelbar nach
erfolgter Bestellung telegraphisch angezeigt werde.

II . Für die Empfangsanzeige ist dieselbe Gebühr , wie für ein gewöhnliches
Telegramm von 10 Worten zu entrichten.

III . Kann das Telegramm bei der Ankunft nicht bestellt werden , dann wird
die im Z. 23 vorgesehene Unbestellbarkeitsmeldung sogleich erlassen . Die tele¬
graphische Meldung über die Empfangsanzeige wird später abgesandt , entweder
nach erfolgter Bestellung des Telegramms , wenn sie möglich geworden ist , oder
nach 24 Stunden , wenn sie nicht hat stattfinden können.

IV . Der Aufgeber kann verlangen , daß ihm die Empfangsanzeige nach einem
anderen Orte , als nach dem Aufgabeorte des Ursprungstelegramms übermittelt
werde , insofern er die dazu erforderlichen Angaben in das Ursprungstelegramm
aufnimmt.

8- 14-
I . Die Telegraphenanstalten an solchen Orten , an denen eine Postanstalt

besteht , sind ermächtigt , in Vertretung der Orts -Postanstalt Beträge auf Post¬
anweisungen , welche auf telegraphischem Wege überwiesen werden sollen , von den
Absendern entgegenzunehmen . Auf Eisenbahn -Telegraphenstationen findet diese
Bestimmung keine Anwendung.

II . Auch sind die Telegraphenanstalten , mit Ausnahme der Eisenbahn -Tele-
graphenstationen , ermächtigt , wenn bei ihnen Postanweisungen auf telegraphischem

Verglichene Telegramme.

Empfangsanzeigen.

Telegraphische Postan¬
weisungen.
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Wege eingehen , die Auszahlung an den Empfänger in Vertretung der Orts -Post-
anstalt vor geschehener Bestellung der telegraphischen Postanweisung an die Orts-
Postanstalt zu bewirken:

n. im Falle nach Inhalt des Telegramms der Absender den Wunsch ausge¬
sprochen hat , daß die Auszahlung durch die Telegraphenanstalt
geschehe, was durch den Zusatz aus der Postanweisung : „amtslagernd"
auszudrücken ist;

d . im Falle der Geldempfänger , indem er die telegraphische Postanweisung
erwartet , der Telegraphenanstalt den Wunsch ausgedrückt hat , die Zahlung
gleich nach der Ankunft der Anweisung bei der Telegraphenanstalt in
Empfang zu nehmen.

In beiden Fällen muß der Auszahlung des Betrages der vollständige Ausweis
des Empfängers , falls derselbe nicht persönlich und als verfügungsfähig bekannt ist,
vorhergehen . Die telegraphische Postanweisung ist alsdann von der Telegrapheu-
anstalt mit dem (vorzuschreibenden ) Quittuugsvermerk zu versehen , dieser vom
Empfänger zu unterschreiben und die Unterschrift durch die Telegraphenanstalt mit
dem Zusatze zu beglaubigen , daß der Empfänger bekannt sei , beziehungsweise daß
und in welcher Weise er den Ausweis geführt habe.

8- 15.

Nachsmdung von Tele- I . Der Aufgeber eines Telegramms kann der Aufschrift den Zusatz „ nachzu-

grammen. senden " oder (V . 8 .) beifügen ( vergl . Z. 6 VI .) , in welchem Falle die Bestimmungs¬

anstalt dasselbe sofort nach der vergeblich versuchten Zustellung , gemäß der ange¬
gebenen Aufschrift , weiter an den neuen , ihr in der Wohnung des Empfängers
mitgetheilten Bestimmungsort befördert.

II . Der Zusatz „nachzusenden " kann auch von mehreren hintereinander stehenden
Bestimmungsangaben begleitet sein ; das Telegramm wird dann nacheinander an
jeden der angegebenen Bestimmungsorte , nötigenfalls bis zum letzten, befördert.

III . Für die Nachsendung eines Telegramms auf telegraphischem Wege von
dem ursprünglichen an einen neuen Bestimmungsort wird die volle tarifmäßige
Gebühr berechnet und vom Empfänger erhoben (vergl . K. 21 IV . nnd V .).

8- 16.

Aervielsältigung von Tele- I . Die Telegramme können gerichtet werden an mehrere Empfänger in einem

^Emen . Orte oder an einen und denselben Empfänger nach verschiedenen Wohnungen desselben
Ortes , mit oder ohne Weiterbeförderung durch die Post beziehungsweise durch
Eilboten.

II . Soll ein Telegramm von der Ankunftsanstalt behufs Bestellung , wie unter
I . angegeben , vervielfältigt werden , so wird dasselbe bei der Taxirung nur als ein
einziges Telegramm angesehen , wobei alle Aufschriften in die Wortzahl eingerechnet
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werden ; für die zweite und jede weitere Ausfertigung wird bei Telegrammen bis

zu 100 Worten , einschließlich aller Aufschriften , eine Gebühr von je 40 Pfennig

und bei längeren Telegrammen für jede Reihe von 100 Worten oder einen Theil

derselben mehr eine Gebühr von je 40 Pfennig erhoben.

8- 17.
I . Die Weiterbeförderung von Telegrammen über die Telegraphenlinien hinaus

erfolgt nach Wunsch des Absenders entweder durch die Post oder durch Eilboten,

oder durch Post und Eilboten , oder durch Estafette.
II . Der Aufgeber hat die Art der von ihm verlangten Weiterbeförderung in

einem taxpflichtigen Zusatz vor der Aufschrift anzugeben (vergl . §. 6 VI .) .

III . Telegramme , welche mit der Post weiterbefördert , oder postlagernd nieder¬

gelegt werden sollen , werden von der Ankunftsanstalt ohne Kosten für den Auf¬

geber und für den Empfänger zur Post gegeben , und zwar die gegen Empfangs¬

bescheinigung zu bestellenden Telegramme als eingeschriebene Briefe , dagegen die

übrigen Telegramme als gewöhnliche Briefe (vergl . Z. 2l ) . Ausgenommen sind

folgende Fälle:
1. für Telegramme , welche von der inländischen Bestimmungsanstalt mit der

Post nach außereuropäischen Ländern weiterbefördert werden sollen , hat der

Aufgeber die Postgebühr zu entrichten;
2 . Telegramme , welche nach der Angabe des Aufgebers , und ohne daß eine

Unterbrechung der regelmäßigen telegraphischen Verbindung stattfindet,

einer an einer Grenze gelegenen Telegraphenanstalt zur Weiterbeförderung

mit der Post nach dem Nachbargebiete oder über dasselbe hinaus nach einem

Orte innerhalb Europas übermittelt werden sollen, werden als unfrankirte

Briefe behandelt ; das Porto fällt dem Empfänger zur Last.

IV . Die Kosten für eine andere Weiterbeförderung als durch die Post , im¬

gleichen die bei der Weiterbeförderung durch die Post entstehenden Kosten für die

Eilbestellung sowohl im Orte , als nach dem Landbestellbezirk der Postanstalten

werden in der Regel vom Empfänger erhoben . Es kann jedoch auch der Aus¬

geber die Kosten für die Zustellung von Telegrammen an Empfänger außerhalb

des Ortsbestellbezirks  der Bestimmungs -Telegraphenanftalt mittelst beson¬

derer Boten durch Entrichtung einer festen Gebühr von 80 Pfennig für jedes

Telegramm vorausbezahlen . Die Kosten für Weiterbeförderung durch Estafette sind

stets vom Aufgeber zu entrichten.
V . Für die Weiterbeförderung eines Telegramms über den Ortsbestellbezirk

einer Telegraphenanstalt hinaus sind bei Benutzung von Eilboten , wenn die Be¬

zahlung seitens des Empfängers erfolgt , sowie bei der Weiterbeförderung durch

Estafette die wirklich erwachsenden Auslagen vom Empfänger beziehungsweise Auf¬

geber einzuziehen.

Weiterbeförderung.
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8- 18.
Entrichwng der Gebühren . I . Sämmtliche bekannte Gebühren sind bei Ausgabe des Telegramms im

Voraus zu entrichten.
II . Es werden jedoch vom Empfänger am Bestimmungsorte erhoben:
n . die Ergänzungsgebühr für nachznsendende Telegramme (vergl . H. 15 ) ;
5 . eintretenden Falls die Weiterbesörderungsgebühren (vergl . Z. 17 ) ;
o. die Gebühren für die durch die See -Telegraphenanstalten vom Meere her

beförderten Telegramme (vergl . Z. 19 ).
In allen Fällen , wo eine Gebührenerhebung bei der Bestellung stattzufinden hat,
wird das Telegramm dem Empfänger nur gegen Erstattung des schuldigen Be¬
trages ausgehändigt.

III . Die Entrichtung der Gebühren kann bei den Telegraphenanstalten mittels
Freimarken oder baar — bei den Eisenbahn -Telegraphenstationen nur baar —
erfolgen . Eine Bescheinigung über die erhobenen Gebühren wird nur auf Ver¬
langen und gegen Entrichtung eines Zuschlags von 20 Pfennig ertheilt . Bei
gebührenfreien Staatstelegrammen ist auf Verlangen eine Bescheinigung über die
Auflieferung unentgeltlich zu ertheilen.

IV . Personen , welche sich des Telegraphen häufiger bedienen , kann auf ihren
Antrag gestattet werden , die Gebühren für die von ihnen bei Telegraphenanstalten
ausgegebenen Telegramme monatlich zu entrichten . Sie haben alsdann an die
betreffende Berkehrsanstalt , bei welcher sie ihre Telegramme aufgeben wollen , einen
entsprechenden Vorschuß einzuzahlen uud als besondere Vergütung für die durch
die Buchung der Gebühren entstehende Mühewaltung eine Gebühr von 50 Pfennig
für den Kalendermonat und außerdem für jedes Telegramm , dessen Gebühren ge¬
stundet werden , 2 Pfennig zu entrichten . Aus Eisenbahn -Telegraphenstationen findet
diese Bestimmung keine Anwendung.

Z. 19.

Sectelegramme . I . Telegramme , welche mit den Schiffen in See mittels der an der Küste
gelegenen Seetelegraphen gewechselt werden , müssen entweder in deutscher Sprache
oder in Zeichen des allgemeinen Handelscodex abgefaßt sein.

II . Wenn sie für in See befindliche Schiffe bestimmt sind, muß die Aufschrift
außer den gewöhnlichen Angaben den Namen , die amtliche Nummer und die Na¬
tionalität des Bestimmungsschiffes enthalten.

III . Ist das Schiff , für welches ein Seetelegramm bestimmt ist , innerhalb
28 Tagen nicht angekommen , so giebt die See -Telegraphenanstalt dem Aufgeber
hiervon am Morgen des 29 . Tages durch eine dienstliche Meldung Kenntniß . Der
Aufgeber kann gegen Bezahlung eines Landtelegramms von 10 Worten verlangen,
daß die See -Telegraphenanstalt sein Telegramm während eines weiteren Zeitraums
von 30 Tagen für die Zustellung bereit halte . Geht ein solches Verlangen nicht
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ein , so wird das Telegramm von der See -Telegraphenanstalt am 30 . Tage als
unbestellbar  zurückgelegt.

IV . Die Gebühr für Telegramme , welche durch Vermittlung einer See -Tele¬
graphenanstalt mit Schiffen in See ausgewechselt werden , betrügt 5 Pfennig für
jedes Wort . Dieselbe wird den nach den sonstigen Bestimmungen zu erhebenden
Gebühren hinzugerechnet . Die Gesammtgebühr für die an die Schiffe in See
gerichteten Telegramme wird vom Aufgeber  und für die von  den Schiffen
kommenden Telegramme vom Empfänger  erhoben.

8- 20.
I . Vor begonnener Abtelegraphirung kann jedes Telegramm vom Absender Zurückziehungm-d umer-

zurückgefordert werden . Die Gebühren werden in solchem Falle nach Abzug von
20 Pfennig erstattet . Hat die Abtelegraphirung bereits begonnen , so verbleiben
die Gebühren der Telegraphenverwaltung ; vorausbezahlte Beträge für Weiterbe¬
förderung , bezahlte Antwort , Empfangsanzeigen rc. werden jedoch dem Aufgeber
zurückgezahlt , wenn die vorausbezahlte Leistung nicht ausgeführt worden ist.

II . Das Verlangen , daß ein bereits abgegangenes Telegramm nicht bestellt
werde , muß mittels besonderen Telegramms des Aufgebers an die Bestimmungs¬
anstalt gerichtet werden ; für dieses Telegramm sind die tarifmäßigen Gebühren zu
zahlen . Von dem Erfolge wird dem Aufgeber brieflich Kenntnis ; gegeben . Ver¬
langt der Aufgeber telegraphische Auskunft , so hat er die Antwortsgebühren voraus¬
zubezahlen . Die erlegten Gebühren für das Telegramm , dessen Bestellung auf
Verlangen unterdrückt wird , werden nicht zurückgezahlt . Bei jedem derartigen
Verlangen hat der Antragsteller das Ersuchen schriftlich zu stellen und sich als
Absender oder dessen Beauftragter auszuweisen.

8- 21.

I . Die Telegramme werden bei der Aufnahme beziehungsweise gleich nach der Behandlung der Tele-

Ankunft bei der Bestimmungsanstalt , wenn die offene Bestellung nicht ausdrücklich ^ Best>m-
verlangt ist , verschlossen und erforderlichen Falls mit Empfangsscheinen versehen.

II . Empfangsscheine werden nur ausgestellt für
Staatstelegramme

und

Telegramme mit bezahlter Empsangsanzeige.
III . Die ankommenden Telegramme werden , wenn sie nach dem Orte selbst

gerichtet sind, so schleunig als möglich bestellt , wenn sie nach anderen zu dem Be¬
stellbereich der Bestimmungsanstalt gehörigen Orten bestimmt sind , der Post bezieh¬
ungsweise den Eilboten zur Weiterbeförderung mit möglichster Beschleunigung zu¬
geführt.

IV . Jedermann kann , erforderlichen Falls nach gehörigem Ausweis , (auch
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brieflich ) verlangen , daß die bei einer Telegraphenanstalt ankonunenden und in deren
Bestellbezirk ihm zuzustellenden Telegramme an eine von ihm angegebene Adresse
bestellt beziehungsweise weiter befördert werden (vergl . Z. 15 ) .

V . Wenn der Empfänger seinen Aufenthaltsort verändert hat , so werden
demselben die für ihn eingehenden Telegramme an den neuen Aufenthaltsort nach-
telegraphirt , auch ohne daß dies ausdrücklich verlangt worden ist , sofern dieser neue
Aufenthaltsort des Empfängers unzweifelhaft bekannt ist , und sich daselbst eine
Reichs -Telegraphenanstalt befindet (vergl . Z. 15 ) .

Z. 22.

Bestellung der Telegramme I . Die Bestimmungsanstalt sendet die eingegangenen Telegramme ohne Aufent-
bei der Bestimmmigsanstalt . HM nach der Wohnung des Empfängers , beziehungsweise nach dem in der Auf¬

schrift bezeichnet « : Ort , oder nach der Post.
II . Staats - , sowie Dienst - und dringende Privattelegramme werden mit Vor¬

rang vor anderen Telegrammen bestellt.
III . Zur Vollziehung des Empfangsscheines über ein an eine Behörde oder

deren Vorstand gerichtetes Staatstelegramm kann , wenn nicht eine besondere schrift¬
liche Verfügung darüber getroffen ist , nur der Vorstand der betreffenden Behörde,
oder , in dessen Abwesenheit , sein Stellvertreter als berechtigt angesehen werden.

IV . Privattelegramme , sowie dienstliche Telegramme , welche nicht an eine
Behörde oder deren Vorstand gerichtet sind , können in der Wohnung des Em¬
pfängers an diesen selbst , an ein erwachsenes Mitglied seiner Familie , an einen
Geschäftsgehülfen , einen Dienstboten , den Gast - oder Hauswirth oder den Portier
des Gasthofes beziehungsweise des Hauses abgegeben werden , insofern der Em¬
pfänger für derartige Fälle nicht einen besonderen Bevollmächtigten der Anstalt
schriftlich namhaft gemacht , oder der Aufgeber die eigenhändige Bestellung in der
Aufschrift des Telegramms nicht verlangt hat.

V . Sofern Privatbriefkasten oder Einwürfe sich an der Thür re . der Wohnung
des Empfängers befinden , können die Telegramme , für welche Empfangsscheine
nicht ausgestellt sind , in jene Briefkasten rc . gesteckt werden , Telegramme , welche
den Vermerk „ eigenhändig " tragen , sind jedoch stets an den Empfänger selbst zu
bestellen ; Telegramme , welche die Bezeichnung „ bahnhoslagernd " tragen , werden an
den Bahnhofsvorsteher oder dessen Stellvertreter abgegeben.

VI . Die an Reisende nach einem Gasthof gerichteteil Telegramme werden,
wenn der Empfänger noch nicht eingetroffen ist , an den Wirth rc . des Gasthofes
mit dem Ersuchen abgegeben , das Telegramm vorläufig in Verwahrung zu nehmen,
beziehungsweise dasselbe dem Empfänger bei seinem Eintreffen auszuhändigen . Am
Tage nach der erfolgten Uebergabe eines solchen Telegramms wird dasselbe , wenn
die Uebergabe an den Empfänger inzwischen nicht hat bewirkt werden können , durch
einen Boten gegen Hinterlassung eines Benachrichtigungszettels wieder abgeholt
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und zur Verkehrsanstalt zurückgebracht . Diese erläßt nunmehr die Unbestellbarkeits-

meldung an die Aufgabeanstalt ; im Uebrigen wird das Telegramm wie alle übrigen

unbestellbaren Telegramme behandelt.
VII . Ist weder der Empfänger noch sonst Jemand aufzufinden , der das Tele¬

gramm annimmt , so hat der Bote , wenn es sich um ein Telegramm handelt , für

welches ein Empfangsschein ausgefertigt ist , oder wenn sich für die Bestellung eines

TAegramms ohne Empfangsschein ein Privatbriefkasten oder ein anderer Weg der

Bestellung nicht darbietet , einen Benachrichtignngszettel in der Wohnung re. des

Empfängers zurückzulassen beziehungsweise an die Eingangsthür anzuheften , das

Telegramm selbst aber zur Anstalt zurückzubringeu . Mit den Telegrammen , welche

mit einem Vermerk wegen der eigenhändigen Bestellung versehen sind, ist in gleicher

Weise zu verfahren , wenn der bezeichnet Empfänger selbst nicht angetroffen wird.

VIII . Wenn der Bote bei der Bestellung von Telegrammen mit Empfangs¬

scheinen den Empfänger nicht selbst antrifft und das Telegramm einem Anderen

aushändigt , hat der letztere in dem Empfangsschein seiner eigenen Unterschrift das

Wort „für " und den Namen des Empfängers beizufügen.

IX . Dem Boten ist die Annahme von Geschenken untersagt.

8 - 23.

I . Von der Unbestellbarkeit eines Telegramms und den Gründen der Unbe-

stellbarkeit wird der Aufgabeanstalt telegraphisch Meldung gemacht . Liegt für die

Unbestellbarkeit eines Telegramms ein Grund vor , welcher nicht ohne Weiteres

aus dienstlicher Veranlassung beseitigt werden kann und muß , und ist der Absender

des unbestellbaren Telegramms aus der Unterschrift oder auf andere Weise mit

genügender Sicherheit bekannt : dann wird die Unbestellbarkeitsmeldung diesem

gegen Bezahlung einer Gebühr von 30 Pfennig übermittelt . Der Aufgeber kann

die Aufschrift des unbestellbar gemeldeten Telegramms nur durch ein bezahltes

Telegramm vervollständigen , berichtigen oder bestätigen.

II . Ein Telegramm , welches von dem abtragenden Boten als unbestellbar zur

Anstalt zurückgebracht wird , ist bei der letzteren aufzubewahren . Hat sich inner¬

halb sechs Wochen der Empfänger zur Empfangnahme des Telegramms nicht

gemeldet , so wird solches vernichtet . In gleicher Weise wird mit Telegrammen

verfahren , welche die Bezeichnung : „amts - " , „post-" oder „bahnhoflagernd " tragen.

8- 24.

I . Die Telegraphenverwaltung leistet für die richtige Ueberkunft der Tele¬

gramme oder deren Ueberkunft und Zustellung innerhalb bestimmter Frist keinerlei

Gewähr und hat Nachtheile , welche durch Verlust , Verstümmelung oder Verspätung

der Telegramme entstehen , nicht zu vertreten.
II . Die entrichtete Gebühr wird jedoch erstattet:

Unbestellbare Telegramme.

Gewährleistung.
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Berichtigungstclegramme.

n. für ein Telegramm , welches durch Schuld des Telegrapheubetriebes gar
nicht oder mit bedeutender Verzögerung in die Hände des Empfängers
gelangt ist;

6 . für ein verglichenes Telegramm , welches in Folge Verstümmelung erweislich
feinen Zweck nicht hat erfüllen können.

Die Beschwerden oder Rückforderungen sind bei der Aufgabeanstalt einzureichen.
Als Beweisstück ist beizufügen:

eine schriftliche Erklärung der Bestimmnngsanstalt oder des Empfängers,
wenn das Telegramm nicht angekommen ist,

die dem Empfänger Angestellte Ausfertigung , wenn es sich um Verstümme¬
lung oder Verzögerung handelt.

III . Bei Rückforderungen wegen Verstümmelungen muß nachgewiesen werden,
daß und durch welche Fehler das Telegramm derart verstümmelt ist , daß es seinen
Zweck nicht hat erfüllen können.

IV . Jeder Anspruch ans Erstattung der Gebühr muß bei Verlust des Anrechtes
innerhalb zweier Monate , vom Tage der Erhebung an gerechnet , anhängig gemacht
werden.

V . Die Erstattung bezieht sich lediglich auf die Gebühr einschließlich der Neden-
gebühren der Telegramme selbst, welche verzögert , verstümmelt , oder nicht an gekommen
sind, und ans die Gebühren der im Z. 25 vorgesehenen Telegramme , nicht aber auf
die Gebühren solcher Telegramme , welche etwa durch die Verzögerung , Verstümme¬
lung oder Nichtankunst jener Telegramme veranlaßt oder nutzlos gemacht worden sind.

8- 25.

I . Alle Telegramme , welche behufs Berichtigung oder Ergänzung eines
beförderten oder in der Beförderung begriffenen Telegramms zwischen dem Aufgeber
und dem Empfänger , oder von einem der beiden mit einer Telegraphenanstalt
gewechselt werden , find Privattelegramme , für welche der Aufgeber die dafür ent¬
fallenden Gebühren zu entrichten hat . Die Gebühren werden erstattet , wenn die
betreffende Mittheilung durch einen der Umstände begründet ist , welche nach den
Bestimmungen des ß. 24 Anlaß zur Rückzahlung der Gebühr geben. Handelt es
sich hierbei um Berichtigung von dienstlichen Versehen in nicht verglichenen Tele¬
grammen , dann werden nur die Gebühren desjenigen Telegramms erstattet , durch
welches die Berichtigung des Ursprungstelegramms bewirkt worden war.

II . Die Telegraphenanstalt , welche ein berichtigendes oder ergänzendes Tele¬
gramm der unter I . angegebenen Art empfängt , giebt demselben Folge und antwortet,
wenn die Antwort bezahlt ist , innerhalb der hierdurch gegebenen Grenze.

III . Die vorstehend behandelten Berichtigungstelegramme dürfen von den
Telegraphenanstalten nur dann angenommen werden , wenn der Aufgeber derselben
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sich als Aufgeber oder Empfänger des betreffenden Ursprungstelegramms oder als
Bevollmächtigter eines derselben ausgewiesen hat.

s - 26.

I . Gebühren , welche für beförderte Telegramme zu wenig erhoben sind , oder
deren Einziehung vom Empfänger nicht erfolgen konnte — sei es , daß derselbe die
Bezahlung verweigert hatte , fei es , daß er nicht aufgefunden worden war — hat
der Absender auf Verlangen nachzuzahlen . Jrrthümlich zu viel erhobene Gebühren
werden dem Aufgeber zurückgezahlt.

II . Der Betrag der vom Aufgeber zu viel verwendeten Werthzeichen wird
jedoch nur auf seinen Antrag erstattet.

tz. 27.

I . Der Aufgeber und der Empfänger , falls sie sich als solche gehörig ausweisen,
sind berechtigt , sich beglaubigte Abschriften der von ihnen aufgegebenen , beziehungs¬
weise der an sie gerichteten Telegramme ausfertigen zu lassen , wenn sie Ort und
Tag der Aufgabe genau angeben können, und die Urschriften noch vorhanden sind.
Diese Urschriften werden in der Regel 6 Monate lang aufbewahrt.

II . Für jede Abschrift eines unter Angabe der Aufgabezeit und des Aufgabe¬
ortes genau bezeichnten Telegramms sind bei Telegrammen bis zu 100 Worten
40 Pfennig , bei längeren Telegrammen 40 Pfennig mehr für jede Reihe von 100
Worten oder einen Theil derselben zu entrichten . Bei ungenau bezeichnten Tele¬
grammen find außer der Schreibgebühr die durch die Aufsuchung des Telegramms
entstehenden Kosten zu zahlen.

Z. 28.

Die Bedingungen für Telegraphen -Nebenstationen und -Nebenanlagen , sowie
für Fernsprechanlagen in größeren Städten und deren Umgebung werden vom
Reichspostamte festgesetzt.

8 - 29.

I . Die vorstehenden Bestimmungen gelten , soweit nicht Abweichungen aus¬
drücklich vorgeschrieben sind , auch für die Telegramme , welche unter Benutzung von
Eisenbahntelegraphen befördert werden.

II . In Bezug auf den telegraphischen Verkehr mit dem Auslande kommen die
Bestimmungen der bezüglichen Telegrapheuverträge zur Anwendung.

Nachzahlung und Erstat¬
tung von Gebühren.

Telegrammabschriften.

Telegraphen - Nebenstatio¬
nen und -Nebcnanlagen.
Fernsprechanlagen.

Geltungsbereich.

Gesetzes - und Verordnungs -Vlatt 1880. 48
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Zeitpunkt der Einführung-

8- 30.

Gegenwärtige Telegraphenordnung tritt am 1. Oktober 1880 in Kraft.

Berlin,  den 13 . August 1880.

Der Reichskanzler.

In Vertretung:

Fürst von Hohenlohe.

t

Druck und Verlag von Malsch «L Bogtl in Karlsruhe.
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Gesetzes- und Vmrrdmmgs- Matt
für das Großherz ogthmn Baden.

Karlsruhe , Donnerstag den 23 . September 1880.

Inhalt.
Bekanntmachungen des Ministeriums des Innern : die Wehrordnung betreffend;̂Handelsmini¬steriums : die Beseitigung von Ansteckungsstoffen bei Viehtransporten auf den Eisenbahnen betreffend.

Bekanntmachung.

Die Wehrordmmg betreffend.

Im Folgenden wird die Kaiserliche Verordnung vom 31 . v. M . , Ergänzungen undAenderungen der Wehrordnung betreffend , bekannt gemacht.

Karlsruhe,  den 13 . September 1880.

Großherzogliches Ministerium des Innern.
I . A. d. Pr.

F. Cron.

Vät . Nebe.

Auf Ihren Bericht vom 16 . d. M . will Ich den beifolgenden Ergänzungen und Aende¬rungen der Wehrordnung vom 28 . September 1875 hierdurch Meine Genehmigung ertheilen.
Schloß Babelsberg,  den 31 . August 1880.

Wilhelm.

Fürst v. Bismarck.

An den Reichskanzler.

Gesetzes- und Verordnungs -Blatt 1880. 49
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Ergänzungen und Aenderungen der Wehrordnung
vom 28. September 1875.

Erster TIM

Grfatzordnung.

Unter Abkürzungen ist am Schluß hinzuzufügen:

N . z. R . M . G . Gesetz , betreffend Ergänzungen und Aenderungen

des Reichs -Militär -Gesetzes vom 2 . Mai 1874 (vom 6 . Mai 1880 ) .

H. 11 . o . ist zu streichen und dafür zu setzen:
Die Versetzung aus der Reserve in die Landwehr erfolgt bei den nächsten

auf Erfüllung der Dienstzeit im stehenden Heere folgenden Frühjahrs -Kontrol-

versammlungeu.
Nur diejenigen Mannschaften , deren Dienstzeit im stehenden Heere in der

Periode vom 1 . April bis zum 30 . September ihr Ende erreicht , werden bei

den Herbst -Kontrolversammlungen des betreffenden Jahres zur Landwehr

versetzt.
R . M . G . Z. 62 . N . z . R . M . G . Art . I . § . 4.

tz. 12 . 4 . ist zu streichen und dafür zu setzen:
Die Entlassung aus der Landwehr erfolgt bei den nächsten auf Erfüllung

der Dienstzeit folgenden Frühjahrs -Kontrolversammlungen.

Nur diejenigen Mannschaften , deren Dienstzeit in der Periode vom 1 . April

bis zum 30 . September ihr Ende erreicht , werden bei den Herbst -Kontrolver¬

sammlungen des betreffenden Jahres aus der Landwehr entlassen.

R . M . G . Z. 62 . N . z . R . M . G . Art . I . Z. 4.

Z. 13 . 4 . ist zu streichen und dafür zu setzen:
Die Dienstpflicht in der t . Klasse dauert für diejenigen Ersatz -Reservisten,

welche zu Hebungen nicht herangezogen worden sind , 5 Jahre , von dem 1 . Oktober

des Jahres an gerechnet , in welchem die Ueberweisung zur Ersatz -Reserve erfolgt

ist . * Nach Ablauf der 5 Jahre werden diese Mannschaften in die 2 . Klasse

der Ersatz -Reserve versetzt.
Ersatz -Reservisten , welche geübt haben , verbleiben während der Gesammt-

daner ihrer Ersatz -Reserve -Pflicht in der Ersatz -Reserve 1 . Klasse.
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Z. 13. 5. ist vom2. Satz ab zu streichen und dafür zu setzen:
rc.

Derselben sind alljährlich so viele Mannschaften zu überweisen, daß unter
Anrechnung derjenigen Ersatz-Reservisten, welche in Erfüllung ihrer längeren
Ersatz-Reserve-Pflicht(H. 13.4.) älteren Jahrgängen der Ersatz-Reserve1. Klasse
angehören, mit 5 Jahrgängen der Bedarf für die Mobilmachung des Heeres
gedeckt wird.

R. M. G. Z. 24.
Dieser Bedarf ist unter Zuschlag von 25 in erster Reihe durch die in den

Ersatzbezirken(Z. 1. 1.) als übungspflichtig auszuwählenden Ersatz-Reservisten
zu decken(§. 38. 4.). Der Rest wird auf die Infanterie-Brigade- und Aus¬
hebungsbezirke nach demselben Verhältniß und von denselben Behörden wie
der Rekrutenbedarf vertheilt(Z. 62, 53 und 54).

tz. 13. 8. ist im Alinea 1 statt „zum aktiven Dienst" zu setzen:
re. „bei Mobilmachungen oder zur Bildung von Ersatz-Truppentheilen".

Z. 29. 2. ist zu setzen hinter „Waffe beträgt" :
„soweit die Aushebung(Z. 42) und der freiwillige Eintritt in Betracht kommt."

und hinter „Werft-Divisionen" :
„und die Ersatz-Reserve".

§. 38. 4. ist zu streichen, dafür zu setzen:
4. Aus den wegen hoher Loosnummer oder wegen geringer körperlicher Fehler

der Ersatz-Reserve1. Klasse zu überweisenden Mannschaften sind nach Maßgabe
des festgestellten Bedarfs die Uebnngspflichtigen anszuwählen.

Zunächst sind die Freigeloosten nach der Reihenfolge ihrer Loosnummer
heranzuziehen, sodann diejenigen Mannschaften, welche wegen geringer körper¬
licher Fehler an die Ersatz-Reserve1. Klasse überwiesen werden, nach Maßgabe
des Lebensalters und der besseren Dienstbrauchbarkeit.

5. Mannschaften, welche auf Grund der Ordination oder der Priesterweihe dem
geistlichen Stande angehören, dürfen als übungspflichtig nicht ausgewählt
werden.

N. z. R. M. G. Art. I. tz. 3. 1. und 2.
Diese Bestimmung findet auch Anwendung auf Volksschullehrer und Kandi¬

daten des Volksschulamts, welche ihre Befähigung für das Schulamt in vor¬
schriftsmäßiger Prüfung nachgewiesen haben.

6. Die Ueberweisung zur Ersatz-Reserve1. Klasse erfolgt durch Ertheilung eines
Ersatz-Reserve-ScheinsI. oder eines Ersatz-Reserve-Paffes.

Z. 49. 2. ist unter „VorstellungslisteL" zu streichen:
„e. wegen Mindermaß(unter 1 m 57 ein) (Z. 29. 2.)" ;

unter „Borstellungsliste II" hinter „o. wegen geringer körperlicher Fehler" zu setzen:
„(auch Mindermaß bei sonstiger Tauglichkeit)".
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ß . 49 . 3 . Alinea 2 ist vor „i?. ä . " einzuschalten:
„D . a.. und " .

ß . 49 . 4 . ist statt „zum Eintritt " zu setzen:
„zur Aushebung " .

Z. 50 ist hinzuzufügen:
6 . Die Zahl der als Uebungsmannschaften auszuwählenden Ersatz Reservisten

1. Klasse wird alljährlich festgesetzt.
N . z. R . M . G . Art . I . § . 3 . I.

Z. 52 ist hinzuzufügen:
5. Die Kriegsministerien vertheilen den aufzubringenden Bedarf an übungs¬

pflichtigen Ersatz -Reservisten t . Klasse auf die Ersatz -Bezirke und zwar nach
Waffengattungen getrennt unter Zugrundelegung des Mobilmachungsbedürf¬
nisses.

Z. 63 ist hinzuzufügen:
5. Die General -Kommandos *) (im Großherzogthum Hessen die Großherzoglich

hessische f25 .j Division ) vertheilen mit einem nach der Erfahrung zu bemesfenden
Zuschlag die in ihrem Bezirk aufznbringenden übungspflichtigen Ersatz -Reservisten
auf die einzelnen Jnfanterie -Brigade -Bezirke nach Maßgabe des Mobilmachungs¬
bedürfnisses.

Die in der Ersatz -Reserve t . Klasse bereits vorhandenen Uebungspflichtigen,
welche die t . Hebung noch nicht abgeleistet haben , sind , soweit dieselben sich in
regelmäßiger Kontrole befinden , bei der Vertheilung in Anrechnung zu bringen
(8- 72. D).

Weitere Anordnungen behufs vorheriger Feststellung dieser vorhandenen
Uebungspflichtigen bleiben den General -Kommandos für ihren Bereich überlassen.

Z. 54 ist hinzuzufügen:
6. Die Jnfanterie -Brigade -Kommandeure entwerfen als Grundlage für die Aus¬

wahl der im Brigade -Bezirk noch auszubringenden übungspflichtigen Ersatz-
Reservisten eine vorläufige Vertheilung nach Maßgabe der im laufenden Jahre
in jedem Aushebungsbezirk in den Vorstellungslisten v . o. enthaltenen Militär¬
pflichtigen.

Der Bedarf muß wenn erforderlich unter Heranziehung einzelner
Aushebuugsbezirke zur Deckung des Ausfalls in anderen — im Brigade -Bezirk
gedeckt werden.

Z. 62 . 8 . ist „der jüngsten Altersklasse " und „zum Diensteintritt melden " zu streichen
und für letztere Worte zu setzen:

rc. „zur Aushebung melden , ohne daß ihm hieraus ein besonderes Recht
auf die Auswahl der Waffengattung oder des Truppentheils erwächst " .

*) Für Sachsen und Württemberg vergl . die Anmerkung zu Z. 53 . 1.
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8- 63 . 2. ist im 2. Satz hinter „ Waffengattungen " einzuschalten:
„und zur Auswahl als übungspflichtige Ersatz -Reservisten " .

8 - 67 . 4 . Alinea 2 ist vor dem letzten Wort einzuschalten:
„beziehungsweise Ersatz -Reserve -Pässe " .

8- 68 . 46 . ist hinter „Rekruten -Einstellung " einzuschalten:
„und dem Beginn derjenigen Hebungen , für welche Ersatz -Reservisten I . Klasse
auszuwählen sind " .

8- 70 . 2 . Alinea 1 ist fortzusetzen:
„sowie über die Auswahl und Vertheilung der übungspflichtigen Ersatz-
Reservisten " .

8 - 72 . 4 . ist zu streichen und dafür zu setzen:
„Die Ausschließungs - , Ausmusterungs - und Ersatz -Reserve -Scheine I.

und II . werden , soweit sie vorbereitet sind , die Ersatz -Reserve -Pässe jedenfalls
im Aushebungstermine von den ständigen Mitgliedern der Ober -Ersatz -Kom-
mission unterzeichnet.

Die Aushändigung der Ersatz -Reserve -Pässe erfolgt im Aushebungs¬
termine.

Die Ersaß -Reserve -Pässe für die Ueberzähligen sind nach Anordnung der
Ober -Ersatz -Kommission so zeitig zur Vollziehung vorzulegen , daß sie den
Betreffenden bei ihrer Ueberweisung zur Ersatz -Reserve I . sofort ausgehändigt
werden können.

Aus den Ersatz -Reserve -Scheinen I . und den Ersatz -Reserve -Pässen ist der
Tag der Aushändigung zu vermerken ."

8. 72 . 7. ist in Alinea 2 das Wort „spätestens " zu streichen und hinter „übergesührt"
einzuschalten:

„Sie sind bei vorhandener Tauglichkeit zum Dienst mit der Waffe , und
wenn erforderlich , unter Vertheilung auf eine andere Waffengattung , sämmtlich
als Uebungsmannschaften auszuwählen (§. 53 . 5 .). "

§. 72  ist hinzuzufügen:
10 . Den als übungspflichtig ausgewählten Ersatz -Reservisten ist bei ihrer Ueber¬

weisung zur Ersatz -Reserve der Gestellungstag für die erste Hebung bekannt
zu machen (K. O . ß. 15 X . 4).

N . z. R . M . G . Art . I . 8- 3., 2 . und 3.
Auch ist die unmittelbare Aushändigung von Gestellungs -Ordres an

dieselben zu veranlassen oder , wenn dies nicht geschehen kann , ihnen mitzu-
theilen , daß sie Näheres über Ort und Stunde der Gestellung durch das sie
kontrolirende Landwehr -Bezirks -Kommando erfahren werden.

8- 82 . 4 . ist zu streichen und dafür zu setzen:
Wenn in einzelnen Fällen besondere nicht ausdrücklich vorgesehene Billig¬

keitsgründe vorliegen , so kann die vorzeitige Entlassung durch das zuständige
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Kriegsministerium in Gemeinschaft mit der obersten Civil -Verwaltungsbehörde
des Heimathsbezirks des Reklamirten genehmigt werden.

N . z. R . M . G . Art . II . Z. 53.
Z. 83 . I . ist zu streichen „vor Beginn des militärpflichtigen Alters " .
Z. 83 . 4 . ist zu streichen, dafür ist zu setzen:

4 . Wer bis zum 31 . März keinen Meldeschein nachgesucht oder erhalten,
beziehungsweise innerhalb der Gültigkeitsdauer eines solchen keinen Gebrauch
von demselben gemacht hat , muß — sofern er schon militärpflichtig ist , - -
bis zur Beendigung des Aushebungsgeschäfts , und sofern er überzählig bleibt,
bis zum 1. Februar n . I . zur Disposition der Ober -Ersatz -Kommission ver¬
bleiben ; es sei denn , daß diese selbst auf Antrag eines Truppen - oder Marine¬
theils die Genehmigung zur Ertheilung des Meldescheins giebt.

N . z. R . M . G . Art . II . Z. 10.
Z. 86 . 2 . ist im Alinea I hinter „ erreicht " einzuschalten:

„das zwanzigste Lebensjahr aber noch nicht vollendet " .
Z. 94 . 3. ist zuzusetzen:

Die Truppen der Feld -Artillerie und des Trains sind in Orten , wo
außerdem Truppen zu Fuß garnisoniren , zur Annahme Einjährig -Freiwilliger
nur insoweit verpflichtet , als die Zahl von vier Einjährig -Freiwilligen bei
jeder Batterie und Kompagnie nicht überschritten wird.

N . z. R . M . G . Art . II . Z. 14.

Schema 3 ist das zweite und dritte Alinea zu streichen und dafür zu setzen:
1 . Inhaber tritt mit der Aushändigung dieses Scheines in die Kontrole der

. . . . Landwehr -Kompagnie des Landwehr -Bezirks -Kommandos.
Er ist verpflichtet , sich innerhalb 8 Tagen nach erfolgter Aushändigung

dieses Scheines bei dem Landwehr -Bezirks -Feldwebel in.
anzumelden.

2 . Jede Wohnungsveränderung innerhalb des Landwehr -Kompagnie -Bezirks hat
er dem Bezirksfeldwebel innerhalb 14 Tagen anzuzeigen . Bei Verlegung des
Aufenthalts in einen andern Landwehr -Kompagnie -Bezirk muß er sich vor
dem Verziehen beim BezirksFeldwebel des bisherigen Aufenthaltsortes ab-
und spätestens nach 14 Tagen beim Bezirks -Feldwebel des neuen Aufenthalts¬
ortes anmelden.

Nach Eintritt ' einer Mobilmachung sind Veränderungen des Aufenthalts¬
ortes oder der Wohnung innerhalb 48 Stunden zu melden.
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3 . Wer ins Ausland verzieht , bleibt in der Kontrole derjenigen Landwehr-

Kompagnie , welche bei der Ueberweisung zur Ersatz -Reserve die Kontrole zu

übernehmen hatte.

4 . Jede Meldung kann mündlich oder schriftlich geschehen ; in beiden Fällen ist

dieser Schein dem Bezirks -Feldwebel vorzulegen . Wer sich schriftlich meldet,

hat auf die Adresse „ Militaria " zu schreiben und den Brief offen oder unter

dem Siegel der Orts -Polizei -Behörde einzusenden . Nur solche Briefe sind

innerhalb des Deutschen Reichs portofrei . Die portofreie Benutzung der

Stadtpost ist ausgeschlossen.

5 . Die Meldung wird auf diesem Schein vermerkt . Ist derselbe zufällig nicht

vorhanden , so hat die Meldung dennoch zu geschehen und wird dann eine

besondere Bescheinigung hierüber ertheilt . Nur wenn die Meldung auf diesem

Schein notirt oder eine besondere Bescheinigung über dieselbe vorhanden ist,

gilt sie als erfolgt.

6 . Inhaber kann ungehindert verreisen , hat jedoch geeignete Vorkehrung zu

treffen , daß ihm eine etwaige Gestellungs -Ordre jeder Zeit zugehen kann.

7 . Vor Antritt einer Wanderschaft ist dem Bezirks -Feldwebel Meldung zu

erstatten . Während der Wanderschaft finden weitere Meldungen nicht statt.

Tritt der Ersatz -Reservist jedoch in feste Arbeit an einem Ort , so hat er sich

beim Landwehr -Bezirks -Feldwebel dieses Orts , und wenn der Ort außerhalb

Deutschlands liegt , bei demjenigen Landwehr -Bezirks -Feldwebel zu melden,

in dessen Kontrole er bei seiner Ueberweisung zur Ersatz -Reserve trat.

8 . Wer sich der Kontrole entzieht , wird mit Geldstrafe bis zu sechszig Mark

oder mit Haft bis zu acht Tagen bestraft . Außerdem kann derselbe unter

Verlängerung seiner Dienstpflicht in der Ersatz -Reserve erster Klasse in den

nächst jüngeren Jahrgang versetzt werden . Dauert die Kontrol -Entziehung

zwei Jahre und darüber , so wird er entsprechend weiter zurückversetzt , jedoch

niemals über das vollendete 31 . Lebensjahr hinaus.

9 . Bei eintretender allgemeiner Mobilmachung haben sich die im Auslande

befindlichen Ersatz -Reservisten erster Klasse unverzüglich in das Inland zurück¬

zubegeben , sofern sie nicht von dieser Verpflichtung ausdrücklich befreit worden

sind . Die erfolgte Rückkehr ist dem Bezirks -Feldwebel sofort zu melden.

10 . Bei Mobilmachungen und bei beginnender Bildung von Ersatz -Truppentheilen

müssen die Ersatz -Reservisten erster Klasse der Einberufung sofort  Folge

leisten . Für den Fall der Zuwiderhandlung werden sie nach dem Militär-

Strafgesetz bestraft.

11 . Gesuche um Zurückstellung von der Einberufung für das laufende Jahr sind

vor Beginn des Ersatz -Geschäfts bei dem Vorstande des Ortes oder der

Gemeinde anzubringen.

>-

>1 ?

,7,
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12. In friedlichen Zeiten bedürfen die Ersatz-Reservisten erster Klasse keiner

militärischen Erlaubniß zur Auswanderung. Sie sind jedoch verpflichtet, vonihrer bevorstehenden Auswanderung dem Bezirks-Feldwebel Anzeige zu machen.Wer dieser Verpflichtung nicht nachkommt, wird mit Geldstrafe bis zu' 150 Mark oder mit Haft bestraft.
13. Inhaber tritt, wenn er sich nicht der Kontrole entzieht, am 1. Oktober 18 . .zur Ersatz-Reserve zweiter Klasse über und hat sich im Laufe des genanntenMonats bei dem Bezirks-Feldwebel zu melden, um auf diesem Schein dieUebersührung zur Ersatz-Reserve zweiter Klasse bescheinigen zu lassen. Solange diese Bescheinigung fehlt, gehört Inhaber zur Ersatz-Reserve erster Klasse.14. Die Ersatz-Reservisten zweiter Klasse unterliegen in Friedenszeiten keiner

militärischen Kontrole. Bei ausbrechendem Kriege können sie im Falle außer¬
ordentlichen Bedarfs zur Ergänzung des Heeres verwandt werden.16. Die Einziehung erfolgt alsdann nach Altersklassen. Die Mannschaften derzur Einziehung gelangenden Altersklassen unterliegen den für Militärpflichtigegeltenden Vorschriften. Nach Auflösung der Ersatz-Truppentheile hört diePflicht zum Diensteintritt für alle Ersatz-Reservisten zweiter Klasse, welchenicht zum aktiven Dienst einberufen, auf.

16. Ersatz-Reservisten, welche durch Konsulatsatteste Nachweisen, daß sie in einem
außereuropäischen Lande, jedoch mit Ausschluß der Küstenländer des Mittel¬
ländischen und Schwarzen Meeres, eine feste Stellung als Kaufleute, Gewerbe¬treibendeu. s. w. erworben haben, können für die Dauer ihres Aufenthaltsaußerhalb Europas von der Gestellung bei ausbrechendem Kriege befreitwerden. Bezügliche Gesuche sind von den Ersatz-Reservisten erster Klasse durch
den Bezirks-Feldwebel an das Landwehr-Bezirks-Kommando, von den Ersatz-
Reservisten zweiter Klasse an den Civil-Vorsitzenden derjenigen Ersatz-Kommissionzu richten, in deren Bezirk die Gesuchsteller sich beim Eintritt in das militär¬pflichtige Alter zur Stammrolle angemeldet haben.

17. Mit dem vollendeten 31. Lebensjahre erfolgt der Uebertritt zum Landsturm,ohne daß es einer besonderen Verfügung bedarf.
18. Dieser Schein dient Inhaber allen Militär- und Civil-Behörden gegenüberals Ausweis.

Wer denselben verliert, hat sogleich bei dem Bezirks-Feldwebel mündlichoder schriftlich die Ausstellung eures Duplikats zu beantragen und dafür50 Pf . zu vergüten.

Schema3 a. zuH. 38.
(Nach Art der Militär-Pässe in Buchform anzulegen, mit Deckel von der Farbe der Militär-Pässe(Anmerkung zu ß. 16 der Rekrutirungs-Ordnungs, jedoch mit breitem schwarzen Rücken).
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(Aufschrift ).

Ersatz -Reserve -Paß
des

übungspflichtigen Ersatz -Reservisten
(Waffengattung)

Namen

Jahrgang.

(Inhal  t).
Der (Stand und Gewerbe ) Vor - und Zunamen . geboren am . . ten.

zu (Ort , Kreis , Regierungsbezirk , Bundesstaat ) wird hiermit wegen (hoher Loosnummer,
geringer körperlicher Fehler ) der Ersatz -Reserve I . Klasse als (Waffengattung ) überwiesen
und ist der Einberufung zu Friedensübungen unterworfen . Er hat die Heranziehung zur
ersten Uebung zum . . . ten . zu gewärtigen , steht bis zum vollendeten
31 . Lebensjahre unter der Kontrole der Landwehrbehörden und tritt sodann zum Landsturm
über , ohne daß es einer besonderen Verfügung bedarf.

1 . Inhaber tritt mit der Aushändigung dieses Passes in die Kontrole der.
Landwehr -Kompagnie des Landwehr -Bezirks -Kvmmandos . Er ist verpflichtet sich
innerhalb 8 Tagen nach Aushändigung dieses Passes bei dem Landwehr -Bezirks -Feldwebel in
.zu melden.

2 . Jede Wohnungsveränderung innerhalb des Landwehr -Kompagnie -Bezirks hat er dem
Bezirks -Feldwebel innerhalb 14 Tagen anzuzeigen . Bei Verlegung des Aufenthalts in einen
anderen Landwehr -Kompagnie -Bezirk muß er sich vor dem Verziehen beim Bezirks -Feldwebel
des bisherigen Aufenthaltsortes ab - und spätestens nach 14 Tagen beim Bezirks -Feldwebel
des neuen Aufenthaltsortes anmelden . Nach Eintritt einer Mobilmachung sind Veränderungen
des Aufenthaltsortes oder der Wohnung innerhalb 48 Stunden zu melden.

3. Wer ins Ausland verzieht , bleibt in der Kontrole derjenigen Landwehr -Kompagnie,
welche bei der Überweisung zur Ersatz -Reserve die Kontrole zu übernehmen hatte.

4 . Jede Meldung kann mündlich oder schriftlich geschehen; in beiden Fällen ist dieser Paß
dem Bezirks -Feldwebel vorzulegen . Wer sich schriftlich meldet , hat auf die Adresse „Militaria"
zu schreiben und den Brief offen oder unter dem Siegel der Orts -Polizei -Behörde einzusenden.
Nur solche Briefe sind innerhalb des Deutschen Reichs portofrei . Die portofreie Benutzung
der Stadtpost ist ausgeschlossen.

5. Die Meldung wird auf diesem Paß vermerkt . Ist derselbe zufällig nicht vorhanden,
so hat die Meldung dennoch zu geschehen und wird dann eine besondere Bescheinigung hier¬
über ertheilt . Nur wenn die Meldung aus diesem Paß notirt oder eine besondere Beschei¬
nigung über dieselbe vorhanden ist, gilt sie als erfolgt.

6 . Inhaber kann ungehindert verreisen , hat jedoch geeignete Vorkehrung zu treffen , daß
ihm eine etwaige Gestellungs -Ordre jeder Zeit zugehen kann.
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7. Vor Antritt einer Wanderschaft ist dem Bezirks -Feldwebel Meldung zu erstatten.
Während der Wanderschaft finden weitere Meldungen nicht statt . Tritt der Ersatz -Reservist
jedoch in feste Arbeit an einem Ort , so hat er sich beim Landwehr -Bezirks -Feldwebel dieses
Orts , und wenn der Ort außerhalb Deutschlands liegt , bei demjenigen Landwehr -Bezirks-
Feldwebel zu melden , in dessen Kontrole er bei seiner Ueberweisung zur Ersatz -Reserve trat.

8 . Wer sich der Kontrole entzieht , wird mit Geldstrafe bis zu 60 Mark oder mit Haft
bis zu 8 Tagen bestraft.

Jeder Einberufung muß sofort Folge geleistet werden , widrigenfalls Bestrafung nach dem
Militär -Strafgesetz erfolgt.

9 . Der Ersatz -Reserve -Paß und die Gestellungs -Ordre sind bei jeder Einberufung mit
zur Stelle zu bringen.

10 . Mannschaften , welche in einem Beamten -Verhältniß stehen , haben von dem Empfange
eines Einberufungsbefehls ihrer Vorgesetzten Behörde Meldung zu machen.

11 . Inhaber ist im Frieden zur Theilnahme an 1 Uebungen verpflichtet , insofern er
nicht ausdrücklich hiervon entbunden worden ist . Ist ihm 14 Tage nach dem voreingetragenen
Gestellungstage zur ersten Uebung ein Einberufungsbefehl noch nicht zugegangen , so hat er
dies seinem Landwehr -Bezirks -Feldwebel anzuzeigen.

12 . Uebungspflichtigen Ersatz -Reservisten steht , sofern sie im Besitze des Berechtigungs¬
scheins zum einjährig -freiwilligen Dienst sind , oder die entsprechende wissenschaftliche Befähigung
durch Schulzeugnisse nachzuweisen vermögen und , wenn sie sich während ihrer Dienstzeit selbst
verpflegen , bekleiden und ausrüsten , für die erste Uebung unter denjenigen Truppentheilen die
Wahl frei , welchen für das betreffende Jahr die Ausbildung von Ersatz -Reserven übertragen
worden ist . Macht Inhaber aus diese Vergünstigung Anspruch , so hat derselbe spätestens
innerhalb 14 Tagen nach seiner Ueberweisung zur Ersatz -Reserve:

n. seinen Ersatz -Reserve -Paß,
d . ein polizeilich beglaubigtes Attest über seine eigene beziehungsweise die Bereit¬

willigkeit und Fähigkeit seines Vaters oder Vormundes zur Tragung der Kosten
für die Bekleidung , Ausrüstung und Verpflegung während der ersten Uebung,

e . ein durch die Polizei -Obrigkeit ausgestelltes Unbescholtenheits -Zeugniß,
ä . den Berechtigungsschein zum einjährig -freiwilligen Dienst beziehungsweise das den

Nachweis der wissenschaftlichen Befähigung für den einjährig -freiwilligen Dienst
führende Schulzeugniß dem Landwehr -Bezirks -Kommando seines Aufenthaltsortes
einzureichen.

13 . Die ertheilte Vergünstigung der Wahl des Truppentheils hat nur für das Kalender¬
jahr , in welchem die Ueberweisung zur Ersatz -Reserve erfolgt ist, Gültigkeit.

14 . Die Meldung beim Truppentheil hat innerhalb 8 Tagen nach Wiederaushändigung
des Ersatz -Reserve -Passes mündlich oder schriftlich stattznfinden und gilt als Gestellungstag
nunmehr der Tag , zu welchem seitens des Truppentheils die Annahme erfolgt ist.

Verspätete Anträge , sowohl um die Ertheilung der Berechtigung zur freien Wahl des
Truppentheils , als auch um Annahme bei einem solchen, werden grundsätzlich abgewiesen.
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15 . Zurückstellungen von der ersten Uebung sind grundsätzlich  unzulässig . Wer auf
Grund häuslicher , amtlicher oder gewerblicher Verhältnisse den Aufschub des Gestellungstages
zur ersten Uebung oder wer in gleicher Veranlassung die Zurückstellung von einer weiteren
Uebung auf das folgende Jahr wünscht , hat unter Vorlage einer obrigkeitlichen Bescheinigung
sein Gesuch dem Bezirks -Feldwebel vorzutragen.

Erhält er vor Anfang der Uebung keinen Bescheid, so muß er sich dennoch stellen.
16 . Gesuche um Zurückstellung von der Einberufung im Mobilmachungsfalle und bei der

Bildung von Ersatz -Truppeutheilen für das laufende Jahr sind vor Beginn des Ersatz -Geschäfts
bei dem Vorsteher des Orts oder der Gemeinde anzubringen.

17 . Uebungspflichtige Ersatz -Reservisten , welche nach außereuropäischen Ländern , jedoch
mit Ausschluß der Küstenländer des Mittelländischen und Schwarzen Meeres , gehen »vollen,
können im Frieden , sofern dieselben ihre erste Uebung schon abgeleistet haben , von der Teil¬

nahme an ferneren Hebungen auf 2 Jahre entbunden werden.
Weisen dieselben demnächst durch Konsulatsatteste nach, daß sie sich in einem der erwähnten

Länder eine feste Stellung als Kaufmann , Gewerbetreibender re. erworben haben , so kann
die Dispensation von den Hebungen unter gleichzeitiger Entbindung von der Rückkehr im
Falle einer Mobilmachung bis zur Entlassung aus der Ersatz -Reserve verlängert werden.

Bezügliche Gesuche sind durch Vermittelung der Landwehr -Bezirks -Feldwebel an das
kontrolirende Landwehr -Bezirks -Kommando zu richten.

18 . Bei eintretender allgemeiner Mobilmachung haben sich die im Auslande befindlichen
Ersatz -Reservisten unverzüglich in das Inland zurückzubegeben , sofern sie nicht von dieser
Verpflichtung ausdrücklich befreit worden sind . Die erfolgte Rückkehr ist bei dem Bezirks-
Feldwebel , in dessen Kontrole sie stehen oder bei demjenigen der nächsten Landwehr -Kompagnie

sofort zu melden.
19 . Dieser Paß dient Inhaber allen Militär - und Civilbehörden gegenüber als Ausweis.
Wer denselben verliert , hat sogleich bei dem Bezirks -Feldwebel mündlich oder schriftlich

die Ausstellung eines Duplikats zu beantragen und dafür 50 Pfennig zu vergüten.
Ort , den . . ten . 18 . .

Ober -Ersatz -Kommission im Bezirk der . . . t<m Infanterie -Brigade.
Der Militär -Vorsitzende . Der Civil -Vorsitzende.

( >- 8 .)

Kommando -Behörde , welche Zusätze einträgt.
Datum.

Zusätze zu den Personal -Notizen.

(Strafen , Uebungen und Einberufungen,
Führung re.)

Meldungen re.
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Schema7. Anmerkung2 ist hinter„Waffengattung"zu setzen„und Uebungspflichtigkeit".Schema 13. Die Anmerkung erhält folgenden Zusatz:
Die als übungspflichtig bezeichnten Ersatz-Reservisten1. Klasse sind mit

rothen Zahlen über den schwarzen Zahlen in der Rubrik 13 derart zu ver¬zeichnen, daß sie in letzteren mit enthalten sind.

Zweiter Theil.
Kontrol Ordnung.

Im 8- 5. 2. ist einzuschalten vor 0 . :
e. die zu den Friedensübungen einberufenen Ersatz-Reservisten1. Klasse von

dem Tage, zu welchem sie einberufen sind, bis zum Ablauf des Tages ihrer
Entlassung aus dem aktiven Dienst.

Vor dem letzten Alinea ist zuzusetzen:
N. z. R. M. G. Art. I. 8- 3. 8.

Im 8- 10. 5. Alinea 2 ist „erfolgtem Umzuge" zu streichen und dafür zu setzen:
„erfolgter Abmeldung".

Im §. 11. 4. ist im 1. Alinea zu streichen„in der Regel",' desgleichen das 2. Alineazu streichen und dafür zu setzen:
Zu elfteren werden die Mannschaften der Landwehr herangezogen.
Landwehr-Mannschaften, welche im Herbst zum Landsturm übergeführt

werden(E. O. 8- 12. 4.), sind behufs Beorderung zu den Herbst-Kontrol-
Versammlungen von den Frühjahrs-Kontrol-Versammlungen des betreffendenJahres entbunden.

R. M. G. Z. 62. N. z. R. M. G. Art. I. 8- 4.
ß. >2. 1. ist hinzuzusetzen:

Reservisten, welche bei den Frühjahrs-Kontrol-Versanunlungen zur Land¬
wehr versetzt werden, sind nach den Hecbst-Kontrol-Versammlungen des voran-
gegangenen Jahres zu Hebungen in der Reserve nicht mehr heranzuziehen.8- 12. 3. ist hinzuzusetzen:

Landwehr-Mannschaften, welche bei den Frühjahrs-Kontrol-Versamm-
lungen zum Landsturm übergeführt werden, sind nach der Herbst-Kontrol-
Versammlung des vorangehenden Jahres zu Hebungen nicht mehr heranzuziehen.8. 13. 7. als Alinea 4 und 5 einzuschalten:

Obige Vergünstigungen kommen nach ausgesprochener Mobilmachung
auch denjenigen in ihren Civilstellungen abkömmlichen Reichs- und Staats¬
beamten zu gute, welche sich freiwillig in das Heer aufnehmen lassen.

Die näheren Bestimmungen bleiben den einzelnen Bundesregierungenüberlassen.
R. M. G. 8- 66. N. z. R. M. G. Art. II. 8- 66.
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§. 16. 1. Alinea 3 ist hinter „Reichs-Militär-Gesetzes" zu setzen:
„und im Art. I. H. 3. 8. des Gesetzes, betreffend Ergänzungen und Aenderungen
zu demselben, vom 6. Mai 1880".

Im §. 15. 3. ist Alinea 1 zu streichen, dafür zu setzen:
Mit Aushändigung des Ersatz-Reserve-Scheins oder des Ersatz-Reserve-

Passes treten die Ersatz-Reservisten erster Klasse in die Kvntrole derjenigen
Landwehr-Kompagnie, in deren Bezirk ihr Aufenthaltsort zur Zeit der Ueber-
weisnng zur Ersatz-Reserve liegt. Sie haben sich innerhalb 8 Tage nach
erfolgter Aushändigung bei dem Landwehr-Bezirks-Feldwebel dieser Kompagnie
unter Vorlegung ihres Ersatz-Reserve-Scheins oder Ersatz-Reserve-Passes
mündlich oder schriftlich zu melden.

Hinter demZ. 15 ist als Z. 15 X ein besonderer Paragraph einzuschalten.
Z. 15 X. Hebungen der Ersatz-Reservisten1. Klasse und besondere Dienstverhältnisse dieser

Uebungspflichtigen.
1. Jeder übungspflichtige Ersatz-Reservist1. Klasse(E. O. §. 38. 4.) ist zur

Theilnahme an 4 Hebungen verpflichtet, von welchen die erste eine Dauer von
10, die zweite eine Dauer von 4 und die beiden letzten eine Dauer von je
2 Wochen nicht überschreiten sollen.

2. Jede Einberufung zum Dienst im Heere(E. O. Z. 13. 1. und 8.) zählt für
eine Uebnng, und zwar als diejenige, deren Dauer der im aktiven Heere abge¬
leisteten Dienstzeit am nächsten kommt.

3. Die Jahreszeit, in welcher die Hebungen stattfinden sollen, wird zwischen
Militär- und Civilbehörden unter Berücksichtigung der bürgerlichen Interessen
vereinbart.

Schifffahrt treibende Mannschaften sollen zu Uebungen im Sommer nicht
eingezogen werden.

N. z. R. M. G. Art. I. Z. 3. 3., 6. und 7.
4. Der Gestellungstag wird durch die Militärbehörde festgesetzt.

Soweit die erste Uebnng der Ersatz-Reservisten in Betracht kommt, muß
die Festsetzung des Gestellnngstages und die Mittheiluug desselben an die Ober-
Ersatz-Kommissioneu so zeitig erfolgt sein, daß derselbe schon den wegen hoher
Loosnummer als übnngspslichtig der Ersatz-Reserve1. Klasse überwiesenen
Mannschaften rechtzeitig(E. O. Z. 72. 4. und 10.) bekannt gegeben werden
kann.
Erfolgt die Einberufung zur 1. Uebnng zu einem späteren als dem den Ersatz-
Reservisten bei ihrer Ueberweisung zur Ersatz-Reserve bekannt gegebenen
Termin, so kommt die Zwischenzeit aus die Dauer der Uebnng in Anrechnung.

Letztere Bestimmung findet keine Anwendung, wenn die spätere Einbe¬
rufung auf Ansuchen der Uebungspflichtigen, oder wenn mit dem Einvernehmen

5.

* -1

>r.

-2
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der Civil -Verwaltung im Interesse der Uebungspflichtigen eine Verschiebung
des Termins der Einberufung erfolgt.

6 . Die Uebungspflicht erlischt , wenn die ausgewählteu Mannschaften innerhalb
vierwöchentlicher Frist nach dem ihnen bekannt gegebenen Gestellnngstage zur
I . Uebung nicht einberusen sind.

Ist der Gestellungstag auf Ansuchen des Uebungspflichtigen oder mit dem
Einvernehmen der Civilverwaltung im Interesse des Uebungspflichtigen ver¬
schoben worden , so ist für dies Erlöschen der Uebungspflicht statt des vorbe-
zeichneten Gestellungstages der verschobene Gestellungstag maßgebend.

N . z. R . M . G . Art . I . Z. 3. 3. und 5.
Letztere Bestimmung greift Platz , sofern durch Verziehen Uebungspflichtiger

in andere Kontrol -Bezirke , oder die Wahl des Trnppentheils seitens des
Uebungspflichtigen 15 ^ . 10.) die Aenderung des Gestellnngstages bedingt ist.

7 . Zurückstellungen von der ersten Uebung aus das folgende Etatsjahr sind
grundsätzlich unzulässig.

Zurückstellungen von wiederholten Hebungen ans Grund häuslicher,
gewerblicher oder amtlicher Verhältnisse , oder wenn übungspflichtige Ersatz-
Reservisten nach außereuropäischen Ländern , jedoch mit Ausschluß der Küsten¬
länder des Mittelländischen und Schwarzen Meeres gehen wollen , können durch
die Landwehr -Bezirks -Kommandos ertheilt werden.

Im übrigen vergl . Z. 15 . 6.
N . z. R . M . ' G . Art . I . tz. 3 . 6.

8 . Während ihrer Zurückstellung hinter den letzten Jahrgang der Ersatz -Reserve
sind Ersatzreservisten zu Hebungen nicht heranzuziehen.

9. Ersatz -Reservisten 1. Klasse, welche aus Grund der Ordination oder der Priester¬
weihe in den geistlichen Stand eintreten , sind aus der Kategorie der Uebungs¬
pflichtigen zu streichen.

Das gleiche Verfahren tritt ein, sobald Ersatz -Reservisten als Volksschnl-
lehrer angestellt werden , oder als Kandidaten des Volksschülamts ihre
Befähigung für das Schulamt in vorschriftsmäßiger Prüfung nachgewiesen
haben.

10 . Jungen Leuten von Bildung , welche sich während ihrer Dienstzeit selbst bekleiden,
ausrüsten und verpflegen , und welche die gewonnenen Kenntnisse in dem vor-
schristmäßigen Umfange dargelegt haben , steht für die erste Uebung unter
denjenigen Truppentheilen die Wahl frei , welchen für das betreffende (Kalender -)
Jahr die Ausbildung von Ersatz -Reserven übertragen worden ist.

N . z. R . M . G . Art . I . 8- 3. 4.
11 . Die bezüglichen Gesuche sind unter Beifügung folgender Papiere

n. des Ersatz -Reserve -Passes,
d . eines polizeilich beglaubigten Attestes über die Bereitwilligkeit und
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Fähigkeit des Ersatz -Reservisten beziehungsweise seines Vaters oder Vor¬

munds zur Tragung der Kosten für die Bekleidung , Ausrüstung und

Verpflegung während der ersten Uebung,

6 . eines durch die Polizei -Obrigkeit ausgestellten Unbescholtenheits -Zeugnisses,

spätestens 14 Tage nach der Ueberweisung zur Ersatz -Reserve dem Land-

wehr -Bezirks -Kommando einzusenden.
Auch ist die wissenschaftliche Befähigung entweder durch Vorlage eines

Berechtigungsscheins zum einjährig -freiwilligen Dienst nachzuweisen , oder durch

Vorlage eines den Nachweis der wissenschaftlichen Befähigung zum einjährig¬

freiwilligen Dienst führenden Schulzeugnisses.

12 . Die Prüfung der vorgelegten Papiere erfolgt durch den Landwehr -Bezirks-

Kommandeur nach Maßgabe der im ß. 60 der E . O . niedergelegten Grund¬

sätze, und ertheilt derselbe , sofern er kein Bedenken hat , unter Eintragung auf

den Ersatz -Reserve -Schein die nur für das Kalenderjahr der Ueberweisung

zulässige Berechtigung . Auf Beschwerden gegen den ablehnenden Bescheid des

Landwehr -Bezirks -Kommandeurs entscheidet die Ober -Ersatz -Kommission . E . O.

8 - 2 . 4.
Der Tag der Wiederaushändigung des Ersatz -Reserve -Passes ist auf

demselben zu vermerken.
13 . Uebungspflichtige Ersatz -Reservisten unterstehen in Bezug auf Auswanderuugs-

Erlaubniß , Entlassung aus der Staatsangehörigkeit , Befolgung des Ein¬

berufungsbefehls sowie als Angehörige des aktiven Heeres während einer

Uebung den für Reservisten und Wehrleute geltenden Vorschriften (§. 7.

11 und 14 ).
N . z. R . M . G . Art . I . Z. 3. 8.

Die Einberufung für die erste Uebung ist mit Aushändigung des Ersatz-

Reserve -Passes als erfolgt anzusehen , in anderen Fällen gilt dieselbe als erfolgt,

nachdem die Gestellungs -Ordre ausgehändigt , oder eine öffentliche Aufforderung

zur Gestellung ergangen ist

tz. 23 . 3 und 4 ist zu streichen und dafür zu setzen:

3. Die Zurückstellung des zum Waffendienst nicht heranzuziehenden Eisenbahn-

Personals ist im Oktober j . I . unter Uebersendung einer „Namen , Militär-

Charge , Waffengattung , Jahresklasse und Aufenthaltsort " angebenden Gesammt-

Liste und einer Bescheinigung über die Anstellung im Eisenbahn -Dienst für

jeden einzelnen nach Schema 6 . , durch die Bahnverwaltungen bei den Land-

wehr -Bezirks -Kommandos zu beantragen.
4 . Die verfügte Zurückstellung wird auf dieser Bescheinigung vermerkt , und hat

bis zum 1 . Dezember des nächsten Jahres Gültigkeit.

Die Bescheinigung geht demnächst an die Bahnverwaltung zurück.
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Bekanntmachung.

Die Beseitigung von Ansteckungssiossen bei Viehtransporten ans den Eisenbahnen betreffend.

Unter Bezug aus Z. 2 der von den Ministerien des Handels und des Innern erlassenen
Verordnung vom 30 . November 1876 (Gesetzes und Verordnungsblatt Nr . XUVIII .) wird
hiermit bekannt gegeben , daß auf Station Eppingen eine Desinfektionsanstalt errichtet
worden ist.

Karlsruhe,  den 19 . August 1880.

Großherzogliches Handelsministerium.
A . A . d. Pr.

Zittel.

Vät . Ballweg.

Druck und Verlag von Malsch L Vogel in Karlsruhe.
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Gesetzes- und Verurdiumgs- Watt
für das Großherzogtbum Baden.

Karlsruhe , Dienstag den 28 . September 1880.

Inhalt.
Verordnung des Ministeriums des Großherzoglichen Hauses und der Justiz : die Organisation

der Großherzoglichen Hofverwaltung betreffend.

Verordnung.

Die Organisation der Großherzoglichen Hvfverwaltung betreffend.

Seine Königliche Hoheit der Großherzog haben durch Allerhöchste Ent¬
schließung ä . ä . Schloß Mainau  den 26 . September l880 in Betreff der Organisation
der Hofverwaltung Folgendes gnädigst zu bestimmen geruht:

Die Hofdomänenintendanz und die Hoffinanzkammer werden aufgehoben . An ihre Stelle
tritt als Oberhofamt eine

Generalintendanz der Großherzoglichen Civillifte,
welcher , soweit nicht Aenderungen verfügt werden , der Geschäftskceis , die Befugnisse und das
Personal der genannten beiden Hofbehörden zugetheilt werden.

Der Generalintendanz liegt außerdem die Verwaltung des Privatvermögens Seiner
Königlichen Hoheit des Großherzogs , Ihrer Königlichen Hoheiten der
Großherzogin und des Erbgroßherzogs,  sowie Ihrer Großherzoglichen
Hoheiten  der Prinzessin Viktoria  und des Prinzen Ludwig Wilhelm  ob.

2.

Die Hofrechnungskontrolkammer hört als besondere Hofstelle auf . Ihre Geschäfte und
ihr Personal werden der Generalintendanz beziehungsweise dem bei derselben zu errichtenden
Kontrol - und Rechnungsrevisions - Burean  zugetheilt.

Gesetzes- und Verordnungs -Blatt 1880. 50

.hrl0'



336 XXXII.

3.

Mit der Führung der Handkasse und den Verrechnungen der Großherzoglichen Privat¬
vermögensverwaltungen werden als verantwortliche Verrechner  Beamte der General¬
intendanz betraut , welche ihre deßfallsigen Geschäfte unter Oberleitung des Vorstandes der
Generalintendanz besorgen.

4.

Die seitherigen Hofbezirksforsteien Eggenstein und Friedrichsthal werden in ein

Hossorst - und Jagd amt Karlsruhe
und in ein

Hossorst - und Jagdamt Friedrichsthal
umgewandelt.

Das Hossorst - und Jagdamt Karlsruhe erhält zugleich die Verwaltung der Fasanerie
hier und des Oekonomiegutes Scheibenhard , sowie jene des Jagdwesens in sämmtlichen
nicht zum Bezirk des Hofforst - und Jagdamtes Friedrichsthal gehörigen Jagden der Civil-
liste.

Das Hofforst - und Jagoamt Friedrichsthal hat außer der Verwaltung des Forst - und
Jagdwesens in dem Bezirk der bisherigen Hofbezirkssorstei auch jene des Oekonomiegutes
Stutensee zu besorgen.

5.

Der Generalintendanz der Großherzoglichen Civilliste beziehungsweise dem Vorstand
dieser Oberhofstelle sind hiernach künftig unmittelbar untergeben:

а.. das Hofforst - und Jagdamt Karlsruhe,
б . das Hofforst - und Jagdamt Friedrichsthal,
e . das Hofzahlamt in Karlsruhe,
ä . das Hofbauamt in Karlsruhe,
e . die Gartendirektion in Karlsruhe,
I. die Direktionen der Großherzoglichen Gemäldegallerien in Karlsruhe und Mannheim,
A. die Verrechnung der Handkasse,
II. die Verwaltungen des Privatvermögens der Großherzoglichen Familie.
Dieses wird im Allerhöchsten Auftrag unter dem weiteren Anfügen zur öffentlichen

Kenntniß gebracht , daß die vorstehenden Bestimmungen mit dem 1 . Oktober d. I . in Wirk¬
samkeit treten.

Karlsruhe,  den 28 . September 1880.

Großherzogliches Ministerium des Großherzoglichen Hauses und der Justiz.
Grimm.

Vät . Hildenbrand.
Druck und Verlag von Malsch «L Vogel in Karlsruhe.
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Gesetzes- und Verordnnngs- Matt
für das Großherzogthum Bade».

Karlsruhe , Freitag den 15 . Oktober 1880.

Inhalt.
Verordnung des Handelsministeriums : die am 1. Dezember 1880 vorzunehmende Volkszählung betreffend.

. x -

Verordnung.

Die am 1. Dezember 1880 vorzunehmende Volkszählung betreffend.

Zum Vollzug der Beschlüsse des deutschen Buudesraths in Betreff der Vornahme einer

allgemeinen deutschen Volkszählung am l . Dezember d . I . wird mit Allerhöchster Ermächtigung

aus Großherzoglichem Staatsministerium vom 7 . d . M . verordnet wie folgt:

statt.

s-

Am 1 . Dezember d . I . findet im Großherzogthnm eine allgemeine Volkszählung

8. 2.

Durch die Volkszählung  soll die anwesende Bevölkerung und deren Zusammensetzung

nach Alter , Geburtsort , Familienstand , Religion , Beruf und Staatsangehörigkeit , sowie nach

Haushaltungs - und Aufenthaltsverhältnissen ermittelt werden.

Behufs Ermittelung der Zahl der Wohnbevölkerung und der ans diese zu beziehenden

Verhältnisse sind auch die vorübergehend Abwesenden aufzuuehmen.

8- 3.

Als anwesend  haben alle Personen zu gelten , welche innerhalb des Großherzogthnms

beziehungsweise in der Gemeinde und in der Haushaltung in der Nacht vom 30 . November

auf den 1 . Dezember sich aufhalten.
Die während dieser Nacht auf Reisen oder sonst unterwegs befindlichen Personen werden

da als anwesend betrachtet , wo sie am Vormittag des 1 . Dezember anlangen.

Für in der Nacht Geborene und Gestorbene gilt die Mitternachtstunde als entscheidend.

Gesetzes - und Verordnungs -Blatt 1880 . 51

- »
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Z. 4.
Personen, welche an Bord von Schiffen sich befinden, sind in der Gemeinde als anwesend

zu zählen, wo das Schiff in der Nacht vom 30. November auf !. Dezember verweilt oder
wo dasselbe, wenn über Nacht auf der Fahrt begriffen, am Vormittag des I . Dezemberankommt.

8- 5.
Als vorübergehend abwesend  gelten diejenigen Personen, welche in der Nacht vom

30. November auf I . Dezember in ihrer Wohnung oder Schlafstelle nicht übernachten. (Es sei
denn, daß sie dort, ohne in einer anderen Wohnung übernachtet zu haben, am Vormittag des
I . Dezember wieder anlangen.)

§. 6 .
Die Volkszählung erfolgt mittelst Verzeichnung der anwesenden und vorübergehend

abwesenden Personen in Zählungs listen,  welche nach dem anliegenden Muster D einge¬
richtet sind.

8- D
Für jede Haushaltung ist eine Zählungsliste nach Maßgabe der darauf enthaltenen

Anleitung auszufüllen.
Einer Haushaltung gleich zu achten und für sich in Zählungslisten einzutrageu find

einzeln lebende selbständige Personen mit besonderer Wohnung und eigener Hauswirthschaft.

8- 8.
Die Ausfüllung der Zählungslisten liegt den Haushaltungsvorständen ob.

8- 9.
Für die richtige Ausführung der Volkszählung in den einzelnen Gemeinden haben die

Stadt- und Gemeinderäthe Sorge zu tragen.
Denselben bleibt überlassen, aus ihren Mitgliedern unter Zuzug von geeigneten Personen

besondere Zählungskommissionen zu bilden.
Die Gemeinschaft der Personen, welche dem Zählungsgeschäfte vorstehen, führt den Namen

einer Zählungskommission.
Die Bildung derselben hat spätestens bis zum 20. November zu erfolgen und ist sofort

dem betreffenden Bezirksamts anzuzeigen.

8- 10.
Die Zählung ist nach örtlich abgegrenzten Bezirken (Zählbezirken)  vorzunehmen.

Jede politische Gemeinde bildet wenigstens einen  Zählbezirk.
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Die Größe der Zählbezirke soll so bemessen sein, daß eine  Person die Einsammlung
der Zählnngslisten innerhalb eines halben Tages bewirken kann. In der Regel soll ein
Zählbezirk nicht mehr als 50 Haushaltungen enthalten.

Größere Anstalten(Kasernen, Heil-, Straf - rc. Anstalten) sind zu besonderen Zählbezirken
zu machen.

s- II-
Für jeden Zählbezirk ist ein Zähler  zu bestellen, der die Austheilung und Einsamm¬

lung der Zählungslisten besorgt.
Die Zühlungskommission ernennt die Zähler aus ihrer Mitte oder aus anderen geeigneten

Personen; sie hat für die rechtzeitige Bestellung der erforderlichen Zahl von Zählern, nach
Umständen durch Aufforderung Freiwilliger, Sorge zu tragen.

8- 12.

Die Zählungslisteil werden von Haus zu Haus und von Haushaltung zu Haushaltung
ausgetheilt. Die Austheilung soll bis Mittag des 30. November vollendet sein.

Sollte dabei eine Haushaltung übergangen sein, so hat deren Vorstand seinerseits Sorge
zu tragen, daß ihm eine Zählungsliste nachträglich zngestellt werde.

8- 13.
Die Wiedereinsammlungder Zählungslisten durch die Zähler hat nach Mittag des

1. Dezember zu beginnen und ist innerhalb dieses Tages, wenn möglich, zu beendigen.
Der Zähler hat auf die Vollständigkeit und Richtigkeit der Ausfüllung der Zählungslisten

zu achten und Ergänzung und Berichtigung der bemerkten Mängel zu veranlassen.

8- 14-
Ueber Austheilung und Einsammluug hat der Zähler ein Verzeichniß, sogenannte

Kontrolliste,  nach anliegendem MusterÜ zu führen, welches er nach beendigtem Zählungs¬
geschäft nebst den Zühlungslisten der Zählungskommission übergibt.

8- 15.
Die Zählungskommission hat die gestimmten ihr zukommenden Zählungspapiere aus Voll¬

ständigkeit und Genauigkeit zu prüfen, etwaigen Mängeln abzuhelfen, darnach die Zählbezirks¬
tabellen nach anliegendem Muster 0 und aus deren Ergebnissen die Gemeindetabelle, nach
anliegendem Muster I) , mit Anführung der einzelnen Orte und Wohnplätze, aufzustellen.

8- 16-
Die vorgenannten Tabellen nebst den sämmtlichen Zählungs- und Kontrollisten sind

sobald als thunlich und spätestens für Gemeinden mit weniger als 1000 Einwohnern bis
51.
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zum 15 . Dezember , für die übrigen Gemeinden bis zum Jahresschluß , unmittelbar demStatistischen Bureau einzusenden.

8-
Das Statistische Bureau  hat das gesammte Zählungsmaterial einer nochmaligenPrüfung zu unterziehen , etwa erforderliche Richtigstellungen zu veranlassen und darnach dieweitere Bearbeitung des Materials nach den in ß . 2 bezeichneten Richtungen vorzunehmen,

insbesondere auch die Uebersichten aufzustellen , welche den Reichsbehörden vorzulegen sind.

8- 18.
Alle vorkommenden Ergänzungen und Berichtigungen haben sich auf den Stand vom4 . Dezember zu beziehen.

8- 19-
Die für das Zählungsgeschäft erforderlichen Impressen werden den Zählungskommissionen

(Gemeindebehörden ) von dem Statistischen Burean zugesendet.

8- 20.
Die Großherzoglichen Behörden werden , erforderlichen Falls , die Ausführung der Zählungund die Bearbeitung des Zählungsmaterials thunlichst unterstützen.
Die Großherzoglichen Bezirksämter haben namentlich darüber zu Wachen, daß die Zäh¬

lungskommissionen in den einzelnen Gemeinden rechtzeitig gebildet und daß die Gemeindetabellenrechtzeitig aufgestellt und mit dem Zählungsmaterial an das Statistische Bureau abgeliefertwerden.

Karlsruhe,  den 11 . Oktober 1880.

Großherzogliches Handelsministerium.
Turban.

Vät . Ballweg.
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Muster

VlilksMilung im Großheyoglhmn Kaden
vom 1. Dezember 1880.

Gemeinde : . Straße : .

Ort oder Wohnplah : . Hans -tlr . Zählbeürk !.it.

Zählungsliste

Die Ergebnisse der Volkszählungen bilden eine unentbehrliche und wesentliche Grundlage für die Verwal¬
tung von Reich , Staat und Gemeinde , sowie für zahlreiche gemeinnützige Einrichtungen und dienen nicht minder den
Zwecken der Wissenschaft und des praktischen Lebens . Bei der Wichtigkeit des Zählungsgeschäftes wird von allen
Bethciligten erwartet , daß sie die dafür erforderlichen Angaben genau und vollständig machen und überhaupt die Aus¬
führung desselben nach Kräften unterstützen . Die Haushaltungsvorstände insbesondere werden dringend aufgefordcrt,
die gegenwärtige Zählungsliste am 1 . Dezember Morgens gewissenhaft auszufüllen und zur Rückgabe an den Zähler
von Mittag ab bereit zu halten.

»s - Die Nichtigkeit und Vollständigkeit der Angaben auf gegenwärtiger Zählungsliste bescheinigt
der Hanshaltungsvorstand.

Unterschrift : .

Anleitung.
1. Vertherlung - er Zählnngslisten.

Für jede Haushaltung wird eine besondere Zählungs¬
liste bestimmt.

Einer Haushaltung gleich zu achten und in besondere
Zählungslisten einzutragen sind die einzeln lebenden selb¬
ständigen Personen , welche eine besondere Wohnung innc
haben und eine eigene Hauswirthschaft führen . Andere allein¬
stehende Personen werden in die Liste derjenigen Haushaltung
ausgenommen , bei welcher sie wohnen , auch wenn sie in der¬
selben keine Verköstigung empfangen.

Die Haushaltungsvorstände werden sich vergewissern , daß
keine der Personen , welche sich in den von ihnen benutzten
oder weiter vermiethete » Räumlichkeiten befinden , bei der
Zählung übergangen werde . !

Die Gäste in Gasthöfen und Herbergen , sowie die In - i
sassen von Anstalten aller Art ( Kasernen , Erziehungs -,
Armen - , Kranken - , Strafanstalten , Gefängnissen u . s. w .)
sind unter einer entsprechenden Ueberschrift entweder in beson¬
deren Zählungslisten , oder zusammen mit der Haushaltung
des Gastgebers oder des Vorstehers ( Verwalters , Aufsehers
u . s. w .) der Anstalt , jedoch deutlich von dieser getrennt , zu
verzeichnen.

Reicht eine Zählungsliste für eine Haushaltung oder An¬
stalt nicht aus , so sind die dazu gehörigen Personen unter
fortlaufender Nummer in zwei oder mehr Zählnngslisten
cinzutragen.

3 . Ausfüllung und Abholung - er Zählungsliste « .

Die Zählungsliste wird am 1 . Dezember Vormittags
ans ge füllt . Die Richtigkeit und Vollständigkeit der darin

gemachten Angaben ist oben von dem Haushaltungsvorstand
durch Unterschrift  zu bescheinigen.

Zur Erlangung von Auskunft bei Zweifeln über die Art
der Eintragungen und bei nachträglich entstehende »: Bedarf an
Zählungslisten wende man sich an den Zähler oder an die
Zählungskommission.

Die Abholung der Zählnngslisten beginnt an : 1. Dezember
Mittags.

3 . Personen , welche in - ie Zählungsliste
eilyulragen sin- .

In die Zählungsliste sind cinzutragen die Ortsau-
weseudeu und die vorübergehend Abwesenden  nach
Maßgabe der folgenden Bestimmungen:

u . In das Verzeichniß der Anwesenden sind alle Per¬
sonen ohne Ausnahme einzutragen , welche von : 30 . November
auf den 1 . Dezember in den zu der Wohnung der Haushal¬
tung gehörenden Räumlichkeiten übernachtet haben , ohne
Unterschied , ob dieselben dauernd oder vorübergehend anwesend,
Inländer oder Ausländer , Militär - oder Civilpersonen sind.

Für Personen , welche sich in der Nacht von : 30 . November
auf den 1. Dezember in verschiedenen Wohnungen auf-
gehalten haben , gilt die eigene  Wohnung , oder , wenn nur
fremde Wohnungen in Frage stehen , diejenige Wohnung , in
welcher sie sich zuletzt  aufgehalten haben , als Nachtquartier.

Personen , welche in der bezeichnten Nacht in keiner
Wohnung übernachtet haben ( wie Reisende auf Eisenbahnen,
Posten u . s. w . , Eisenbahn - und Postbedienstete , die Nacht
über beschäftigte Arbeiter u . s. w .) , werden in die Zählnngs-
liste derjenigen Haushaltung eingetragen , bei welcher sie am
Vormittag des 1 . Dezember aulangen.

Siehe die Fortsetzung ans der letzten Seite
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. Verzeichnis ? aller in der Nacht vom 30 . November zum 1 . Dezember in der Wohnung des Haushaltungsvorjtandes Personen.
^ Anwesende Personen.
8 (Vergleiche die Anleitung Ziffer 3, wegen Spalte 8 auch Ziffer 4 ».)

Ge¬
schlecht

durch Ein-
Geburtstag

und
Geüurtsiabr.

Geburtsort,
auch Amtsbezirk , für außerhalb

Reli-

gianS-
br-

kennt-

Familien¬
stand. Staub , Beruf oder Erwerbszweig Staatsan¬

gehörigkeit.

Für die gewöhnlich nicht
an der Haushaltung teil¬

nehmenden Personen ist der

Für bundesangehörige
Militärpcrsonen

des Heeres n. der Marine
im aktiven Dienst ist dasZuerst ist einzutragen, sofern anwesend, der Hanshaltungsvorstandselbst,

K ' dann dessen Ehefrau , dann Kinder , dann sonstige Anverwandte , dann
^ Gewerbsgehilfen, dann Dienstboten, endlich sonstige Wohnungsgenoffen.

trag der
Zahl 1

anzugeben.

Badens Geborene das Geburtsland, ob ledig , ver-
heiralhet , ver-
wittwet , ge¬
schieden, d. h.

Für jede Person ist
der Staat,welchem Wohnort anzugeben.

bei Preußen auch Provinz,

Genaue Bezeichnung ArbeitS - oder
dieselbe gegenwärtig
als Staatsbürger

oder Unterthan an-

(Bei auswärts Wohnenden auch
Amtsbezirk , bei ausländischen

Orten Land) vgl . Anl . Ziff . 4d.
Wort „aktiv" unter Hin¬
zusetzung des Truppen-

Berwandtschast od sonst.
Stellung zum HauS-

haltungsvorstande.

K

L

niß. auf Lebenszeit
gerichtlich
getrennt.

theils rc. zu schreiben.
lBgl . die Anl . Zifs. 4 a)Z Vorname. Familienname. ZK

8"
Tag. Monat. Jahr. (vergl. Anleitung Ziffer 4 a.). desselben. Dienstverhältniß

gehört, anzugeben.
(vgl . die Anleitg . Zisf.4^.) Wohnort.

seit wann
iivie lange)

an¬
wesend ?

Cluster einer ^ N 8 f ü 11 U N K.

/ 77«»-/ MüZ/gr I4o»'sk«»?7 7 — 6. 7 « nu « »' 7227 /??s?' — SV. L/ö/s/so/ »'«?'»?«?' «s//?skä»?7rA 7/. — — —

2 7/ «?7ö 11 Me/ '»-« «
— 7 77. 27a?' 7229 7t76r'?iAe?i 79/76 ??/«?? / « </. ??r/7?. — — L. — — —

2 ^ i'rs^ rÄ 11 Ko/»r 7 — 29. 7)«s/ »-. 72S7 /-re?- — SV. ssTÄkmer- 27ö/-ö/« 7i?'s6, «»' 9s/ ?7/'s L — — —

7 üo ô/i 's 11 7 « 7'«//n — 7 2. Xovemö. 7279 /,?'«?' — SV. /e7 ?A — — s. — — —
6 7o/?«»r??a 9 »-os« Aô roreAsrm uk/s?' — 7 2. -/uerr 7296 7 ?̂'ess/?MA // »?,/«?'?? /ra//. NTikkros 7/«??/?!«???? — L. — — —
6 / /aro/tns 7/ «»-A /// «»-«k/o/s — 7 79. 9/2/ -?-. 7227 2/ -S-/«?' TbaAer-r, 7 /̂a/s /rat/. /s7. 7) ?'sn«kMa?/7 / 'ä ?- /?«??̂ /. 7r/ >sr'k 7/ar/eirr — — —

7 T'ar?/ rin 77o.?k r«. IKo/ »»?»»?// 7 — 7. Xor?em/>. 7266 IMr'skä 7k Kr'ns/srm 77s??o?r7 /«7. ,2/?606?'?-?7?-kn 7/unA 9o ?nr?rr« L. — — —
8' N9// ?6/»?r 2o/r ?/ss r'-r Kc//a/ -rk«//6 7 — 27. 7222 7-r'sAnr'kL 72'«r?s.-ie??, 2ü/7 «.?r'sn SV. ys«6/ ?'s7. 7/au, ????-o//.?/-«'n'/!«?'«? /Tr/r -r'/.a-'/e/kar 72er?««sn — — —
9 7 /̂so/ «»' sr'n^uarkre'k 7 — 7. 8e/»k. 7269 / ?'«?- — / «//. /«7. 7/ ?77ä ?- L. 7 > «r/^ ?-A? 7 74-F a/kr 'v. 772 . 7n/ '.-7/sF.

9 - 7s«7- T/to-se/ össue// 7 — 22. 7 ê/>?'. 7229 7/esse »i rsv. ve»'/. 7/0/2/ «?«/s/ 9 ««0/ ä/ '/srsr '«« ?7«?' 77ssse-r 7/a ?'??r , 7/ssse »? ?-eu,s/ en?, —
i Üumms,2s,' 7 »rrossön7s»r 6' 7 e- i- - an^ .
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7
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2
-
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5

9

7

6 1.

9

79

72
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7S

77 !
Summe der Anmesendeu i

l) . Verzeichniß der aus der Haushaltung vorübergehend «Sre>«e««»r«r^»» Personen VermuthlicherAuf-
enthnltsort und

weßhalb abwesend?

Seit
Wan»
(wie

lange)
abwcs. ?Vorübergehend abwesende Personen. Cluster einer  T ^ ust ' nilunK.
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Summe der Abwesenden
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In Betreff der Verzeichnung der in der Nacht vom 30.
November auf den 1 . Dezember Geborenen und Gestor¬
benen  ist die Mitternachtstnnde entscheidend , so daß mir die
vor 42 Uhr Geborenen und die nach 12 Uhr Gestorbenen ein¬
getragen werden.

b . In das Verzeichnis ; der Abwesenden ( untere Ab-
theilnng des Formulars ) sind die Personen cinzutragen , welche
zur Zeit der Zählung der Haushaltung als Mitglieder an¬
gehören , die jedoch zu dieser Zeit ans vorübergehendem
Anlaß , ohne Aufgabe ihrer Wohnung oder Schlafstelle , aus
der Haushaltung abwesend  sind.

Als Abwesende werden hiernach beispielsweise die auf
Reisen befindlichen HauShaltnngömitglicder eingetragen , nicht
aber die im aktiven Militärdienst , zur Ausbildung ( Studenten,
Gymnasiasten , Lehrlinge u . s. w .) , als Dienstboten , Gesellen,
Strafgefangene u . f. w . aus ihrer Familie abwesenden Per¬
sonen , da diese Personen als an ihren Aufenthaltsorten ( wo
sie in Dienst stehen , sich ihrer Ausbildung wegen aufhalten
u . s. w . ) wohnend angesehen werden.

4 . Erläuterungen zu einzelnen Spalten , und zwar:

u . Zu Spalte 1 . „ Vorname " . Für noch unbenannte ueu-
geborue Kinder ist hier „ nu benannt"  zu setzen.

d. Zn Spalte 3 - „ Verwandtschaft oder sonstige Stellung
zum Haushaltungsvorstand " . Durch die Angabe der „sonsti¬
gen Stellung zum Haushaltnngsvorstand " soll Auskunft dar¬
über gegeben werden , ob beim Haushaltnngsvorstand entweder
in Arbeit oder Dienst irgend welcher Art stehend , oder  zur
Miethe , oder als Schlafgängcr oder Schlafgängerin wohnend,
oder  in Pension oder Pflege befindlich , oder  als Gast auf
Besuch anwesend u . dgl.

o. Zu Spalte 8 . „Geburtsort " . Für die in der Zäh -
lnngsgemeiude Geborenen ist „hier"  zu schreiben . Liegt
der sonstige  Geburtsort in Baden , so ist der Amtsbezirk,
liegt derselbe außerhalb Badens , der Staat  oder das Land
(bei Preußen auch noch die Provinz , bei Bayern der Regie¬
rungsbezirk ) bciznsetzen . Für die in der österreichisch -ungarischen
Monarchie Geborenen ist außer dem Geburtsort das Kronland,
in welchem derselbe liegt , anzngeben.

3. Zn Spalte 11. „ Stand , Beruf , Erwerbszwrig " . Hier
ist für alle Haushaltungsvorstände und einzeln lebende selb¬
ständige Personen , sowie für alle diejenigen Personen , welche
einen Berns ausüben oder erwerbend thätig sind , derjenige
Beruf , Erwerb oder Nahrungszweig genau zu bezeichnen,
welcher die Haupt - BcrufS - oder Erw erbsthätigkeit
oder die Haupt - Einkommensquelle  bildet . Beispiels¬
weise ist anzngeben : bei Beamten die Art des Amts - oder
Dienstzweigs ; bei Handwerkern und Fabrikanten , Werkmei¬
stern , Gesellen , Lehrlingen und Fabrikarbeitern , Kauflenten,
Reisenden , Bnchführern , Kommis u . s. w . der spezielle Hand¬
werks - , Fabrik - oder Handelszweig ; bei Taglöhnern und
Arbeitern das Gewerbe oder Geschäft , in welchem der Be¬
treffende meistens arbeite ! , ob in der Landwirthschaft , bei
Forst - , Eisenbahn - , Chaussee - , Hafcnarbeiten oder in welcher
bestimmten Geschäftsart , oder ob in Dienstleistungen ver¬
schiedener Art;  bei Dienstboten , Knechten , Mägden , ob
vorzugsweise in der Landwirthschaft , dem Handel oder welchem
anderen Gewerbe oder ob in häuslichen oder Persönlichen
Diensten thätig . — Bcrnfsbezcichnungen , welche einer ehe¬
maligen , inzwischen aber anfgegcbenen Beschäftigung einer

Person entnommen sind , sind zu vermeiden ; in solchen Fällen
ist vielmehr stets die dermalige Einkommensquelle der betref¬
fenden Person anzugeben . Bei nicht mehr im Dienst befind¬
lichen Beamten und Offizieren ist der Zusatz „ a . D ." oder
„pens ." zu machen . Auch bei anderen Personen , welche keinen
Beruf haben , aber von ihrem Einkommen oder von Unter¬
stützung leben , ist dies beiznsctzen , mit der Bemerkung:
Rentner , Pfründner , Lcibgedinger oder von Unterstützung
lebend . — Für weibliche Familienangehörige und Kinder ist
immer dann ein Eintrag zu machen , wenn sie selbst regel¬
mäßig eine Erwerbsthätigkeit  ausübcn oder an cincrsolchen
Theil nehmen . — Einzeln lebende  Stndirende oder Schüler
sind als solche zu bezeichnen.

6. Zu Spalte 12 . „ Arbeits - oder Dienstverhältnis " . Hier
ist die Eigenschaft , in welcher die betreffende Person in ihrem
Beruf thätig ist , in folgender Weise anzugeben:

an . ob selbständig:  als Eigenthümer , Inhaber , Mit¬
inhaber oder Mitbesitzer (Compagnon ) , Pächter , Hand¬
werksmeister , Gefchäftsleiter u . s. w . ,

bb . ob in anderer  Stellung : als Verwalter , Prokurist,
Buchhalter , Nechnnngsführer ( sofern nicht Geschäfts¬
leiter ) , ferner als Handlungsreisender , Kommis , Ge¬
hilfe , Geselle , Werkführer , Aufseher , Steiger , Knappe,
Lehrling , Fabrikarbeiter , Knecht,  Magd , Kutscher
u . s. w.

ü Zu den Spalten 12 und 16 . Für alle im aktiven
Dienst stehenden bundesaiigehörigen Militärpersonen des
Heeres und der Marine , mit Einschluß von Militärbeamten und
Acrzten und der auf bestimmte Zeit Beurlaubten , ist in Spalte
16 ( außer dem Worte „ aktiv " ) der Truppentheil , die Kom¬
mandobehörde , Administration u . s. w . , in Spalte 12 die
Charge anzngeben.

8 - In Spalte 13 „ Staatsangehörigkeit " ist für jede
Person ein Eintrag zu machen ; dabei kann für Baden  einfach
ein B . gesetzt werden.

Ir. In Spalte 14 und 15 „ Wohnort " ist für diejenigen
Personen eine Angabe zu machen , welche für gewöhnlich
nicht an der Haushaltung theilnehmen, sondern darin nur
Vorübergehend sich aufhaltcn , bczw. übernachtet haben
(z . B . zum Besuch , über Nacht , als Krankenwärter , in Ein¬
quartierung rc., oder als Kranker in Krankenhäusern ) . Wohnen
solche Personen am Zählungsort selbst , so ist „hier"  nebst
Straße und Haus - Nr . oder sonstiger genauer Bezeichnung
ihrer Wohnung cinzutragen.

Zn der unteren Abtheilung der Spalten 14 und 15 ist
für die Abwesenden eine Angabe über den Aufenthalts¬
ort  zu machen , d. h. über Ort bezw . Amtsbezirk oder Land,
wo sie bekannter oder muthmaßlicher Weise zur Zeit sich befin¬
den . Wenn sie am Zählnugsort selbst vorübergehend in einer
andern Haushaltung sich anfhalten bezw . übernachtet haben,
so ist „hier " nebst der Wohnung dieser anderen Haushaltung
(Straße und Hans -Nr . oder sonst genau ) zu setzen.

Hiezu wird besonders hervorgchobcn , daß es zur Ver¬
meidung von Doppelzählungen und Auslassungen durchaus
nothwcndig ist , daß in jeder Haushaltung genau nach den
oben bei 3 . gegebenen Vorschriften verfahren und namentlich
Me vorübergehend anwesenden  Personen im Verzeich¬
nis ; u ., Me vorübergehend abwesenden  Haushaltungs-
Mitglieder im Verzeichnis ; 6 . der Zählungsliste vollständig
eingetragen  und für sie die Spalten 14 und 15 sorgfältig
auSgefüllt werden.
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Amtsbezirk

Kontrvlliste.
. Gemeinde

Muster 6.

Bezeichnung der Gebäude

nach der Lager
Straße , Platz rc.

oder
Dorf , Weiler , Zinken,

Hof , einzelnes Haus rc.

Haus-

Nr.

Art
des Gebäudes

oder der

sonstigen Auf -!
enthaltsstätte

(gewöhnliche
jWohnhäuser durch'
>V. zu bezeichnen)

Namen
der

Haushaltungs-
Vorstände,

an oder für welche die
Zählnngslisten

abgegeben wurden

Lau¬
fende
Nr.
der

Zäh-
lungs-
listen

Zahl der

an - j ab-
wesen - jwesen-

den den

Personen

Bemerkungen.

8.
8.
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^Te
ZühlbezirksI

Gemeinde

Oertlichkeit.
Straße , Platz , Gasse rc.

oder

Dorf , Weiler , Zinken , Hof , einzelnes Haus rc.

nach Namen und Art

Haus

Art der Gebäude
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bezeichnen .)
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j

§
VT
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Zählbezirke bezw . Orte uud Wohnplätze Gebäude

Sonstz
Auf»

halt-
stätta

Zählbezirke
bezw.
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der Orte und Wohnplätze
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Orte u . Wohnplätze
(ob Stadt , Dorf,

Weiler , Zinken , Hof,
Schloß , Kolonie,

einzelnes Haus rc .)

falls die Gemeinde mehrere
Gemarkungen begreift:

Gemarkung,
aus welcher die Orte und
Wohnplätze gelegen sind

Wohnhäuser
(einschl . der !

gewöhnlichen An-
Gemeinde - ! stalts-

Armenhäuser)

bewohnt! ;

sonstige

mit ! ohne

Personen
imGanzen

1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. ! 9. 1°. ^
!

!>
!

rr
r:<2

V

.Z

11.
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Tabelle.
Muster 6.

Znhlbezirk H

:e4
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Staatsangehörigkeit

nehmen für gewöhnlich
nicht an der Haushal¬
tung Theil (vorüber¬
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aktive
Militär¬
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männlichweiblichI imGanzen^

darunter
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Badener Richt¬
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auswärts
wohnend

hier am
(Zahlungsort)

wohnend

Verz. a. Spalte 13 Verz . a. Spalte 14 V. a. Sp . 16 Verz. 1>. Spalte4HV .b. Sp . 14
6. 7. 8 . ! 9. 10. 11. 12. 13.
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18. I 19.

Gemeinde
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Militär¬

personen

20.

Abwesende

Muster I) .

21.

da¬
runter

amZähl-
ungsort

22.

Bemerkungen.

28.

Druck und Verlag von Malsch «L Vogel in Karlsruhe.
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Gesetzes- und Verordnungs-Watt
für das Großherzogthum Baden.

Karlsruhe,  Donnerstag den 28 . Oktober 1880.

Inhalt.
Landesherrliche Verordnung r die Verwaltung des Salinewesens betreffend.
Bekanntmachungen des Ministeriums des Innern:  die Schätzung des Bauwerths der Gebäude behufs

der Versicherung derselben gegen Feuersgefahr betreffend ; des H a n d e l s m i n i st e r i u m s : die Eisenbahn Winterthur-
Singen -Kreuzlingen -Konstanz betreffend.

Landesherrliche Verordnung.

Die Verwaltung des Salinewesens betreffend.

Friedrich,  von Gottes Gnaden Großherzog von Baden,
Herzog von Zähringen.

Wir haben Uns bewogen gesunden zu bestimmen , daß dis obere Leitung des Saline¬
wesens aus dem Geschäftsbereich der Stenerdirektion ausgeschieden und der Domänendirektion
übertragen werde.

Das Ministerium der Finanzen wird mit dem weiteren Vollzug beauftragt.

Gegeben Schloß Baden,  den 21 . Oktober 1680.

EliMter.
Friedrich.

Aus Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl:
Jost.

Gesetzes- und Verordnungs -Blatt 1880. 52
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Bekanntmachung.

Tie Schätzung des Bauwerths der Gebäude behufs der Versicherung derselben gegen Feuersgefahr betreffend.
Unter Aufhebung der diesseitigen Verordnung vom 1 . August 1872 (Gesetzes- und

Verordnungsblatt Seite 310 ) wird Absatz 1 des H. 13 e . der Instruktion I . zum Feuer ^Versicherungsgesetz (Regierungsblatt 1852 Seite 357 ) dahin abgeändert , daß bei Einschätzungen
künftig die Länge , Tiefe und Höhe eines jeden Gebäudes nach Metern  zu bemessen und
Bruchtheile unter einem Decimeter nicht in Betracht zn ziehen sind.

Karlsruhe,  den 9 . Oktober 1880.

Großherzogliches Ministerium des Innern.
Stässcr.

Vät . Muser.

Bekanntmachung.

Die Eisenbahn Winterthnr -Singcn -Kreuzlingen-Konstanz betreffend.

Nachdem in Folge der über die Schweizerische Nationalbahn erkannten Zwangsliquidation
das Eigenthum der Ostsektion der Schweizerischen Nationalbahn auf die Schweizerische Nord¬
ostbahngesellschaft übergegangen und der letztem Gesellschaft vom Schweizerischen Bundesrath
die Konzession zum Betrieb dieser Bahn aus Schweizerischem Gebiet übertragen worden ist,
haben wir mit Höchster Ermächtigung aus Großherzoglichem Staatsministerium vom 16 . Sep¬
tember 1880 den Uebergang des Eigenthums der aus Badischem Gebiet gelegenen Strecken
der Oftsektiou der Schweizerischen Nationalbahn (Eisenbahn von Winterthur nach Singen
und Kreuzlingen -Konstanz ) auf die Schweizerische Nordostbahngesellschaft genehmigt und der
letzteren Gesellschaft die Konzession zum Betriebe der Bahn im Badischen Staatsgebiet unter
den in der Konzession vom 5 . Januar 1874 (Gesetzes- und Verordnungsblatt Nr . IV .)
enthaltenen Bedingungen ertheilt.

Karlsruhe,  den 15 . Oktober 1880.

Großherzogliches Handelsministerium.
Turban.

Vät . Panther.

Druck und Verlag von Malsch <L Vogel in Karlsruhe.
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Gesetzes- und Veruxdnungs-WM
für bas Großherzogthum Baben.

Karlsruhe , Dienstag den 2. November 1880.

Inhalt.
Landesherrliche Verordnung r die Civilversorgung und Civilanstellung der Militärpersonen betreffend.
Bekanntmachung des Finanzm i nisteriums:  die Verwaltung des Salinewesens betreffend.
Den Preis des Gesetzes- und Verordnungsblattes für das Jahr 1881 betreffend.

Landesherrliche Verordnung.

Die Civilversorgung und Civilanstellung der Militarpersonen betreffend.

Friedrich,  von Gottes Gnaden Großherzog von Baden,
Herzog von Zähringen.

Auf Antrag Unseres  Staatsministeriums haben Wir unter Aufhebung Unserer
Verordnung vom2. Dezember 1875 beschlossen und verordnen, wie folgt:

Einziger Artikel.

Der §. 6 11t. ä. Unserer  Verordnung vom 6. Dezember 1872— die Civilversorgung
und Civilanstellung der Militärpersonen betreffend— erhält nachstehende geänderte Fassung:

8- 6.

Die für Militäranwärter überhaupt oder ausschließlich bestimmten Civilstellen können
auch noch besetzt werden:

rc.
ä. mit Gendarmen, welche mindestens 12 Jahre beim Militär und in der Gendarmerie

dienten oder mit Pension verabschiedet werden.
Gendarmen mit mindestens zwölfjähriger Gesammtdienstzeit, die neun Jahre im stehenden

Heere gedient und die Unteroffizierscharge bekleidet haben, Gendarmen, welche eine kürzere
als die obenerwähnte Militärdienstzeit, aber eine Gesammtdienstzeit von fünfzehn Jahren

Gesetzes- und Verordnungs -Blatt 1880. 53
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haben , sowie pensionirte Gendarmen stehen den Inhabern von Civilversorgungsscheinen , die
übrigen den Inhabern von Civilanstellungsscheinen gleich.

Gegeben Schloß Baden,  den 30 . Oktober 1880.

Stösser.
Friedrich.

m Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl:
Jost.

Bekanntmachung.

Die Verwaltung des Salinewesens betreffend.e
Die landesherrliche Verordnung vom 21 . d. M . , die Verwaltung des Salinewesens

betreffend (Gesetzes- und Verordnungsblatt Nr . XXXIV . Seite 349 ) , tritt vom 8 . k. M.
an in Vollzug.

Karlsruhe,  den 28 . Oktober 1880.

Großherzogliches Ministerium der Finanzen.
EMttrr.

Vät . Glock.

Bekanntmachung.

Den Preis des Gesetzes - und Verordnungsblattes für das Jahr 1881 betreffend.

Für das Jahr 1881 wurde der Preis des Gesetzes - und Verordnungsblattes auf

Vier Mark dreißig Pfennig,
einschließlich der Expeditionsgcbnhr , festgesetzt.

Karlsruhe,  den 30 . Oktober 1880.

Die Redaktion des Gesetzes- und Verordnungsblattes.
Leutz.

Druck und Verlag von Maisch «L Vogel in Karlsruhe.
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Gcsches- und Versrdmmgs- Matt
für das Großherzogthnm Baden.

Karlsruhe , Mittwoch den 3. November 1880.

Inhalt.
Bekanntmachung des Handelsministeriums : Nachträge zur Deutschen Aichorduung betreffend.

Bekanntmachung.

Nachträge zur Deutschen Aichorbuuug betreffend.

Nachstehend werden die von der Kaiserlichen Normal -Aichungs -Kommission auf Grund
des Artikels 18 der Maaß - und Gewichtsordnung vom 17 . August 1868 (Bundesgesetzblatt
Seite 473 ) erlassenen , im Centralblatt für das Deutsche Reich für 1880 Nr . 43 Seite 704
bis 713 veröffentlichten Nachtragsbestimmungen zur Aichorduung vom 16 . Juli 1869 zur
allgemeinen Kenntniß gebracht.

Karlsruhe,  den 27 . Oktober 1880.

Großherzogliches Handelsministerium.
Turban.

Veit . Panther.

Elfter Nachtrag zur Aichorduung vom 16. Juli 1869.

An Stelle der HZ. 31 bis 39 und der W . 40 bis 42 der Aichorduung , sowie der
sämmtlichen zu vorstehenden Paragraphen ergangenen Nachträge — mit Ausschluß der bis
auf weiteres in Kraft bleibenden Vorschriften in der Bekanntmachung vom 17 . Juni 1875
(Centralblatt für das Deutsche Reich S . 374 ) — treten vom 1 . Januar 1881 ab die
folgenden neuen Bestimmungen:

Gesetzes - und Verordnungs -Blatt 1880 . 64
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I. Vorschriften für die Aichuug der Waagen.

X . Handelsumagen.

Zulässige Waagen.

Zulässig sind nur solche Gattungen von Waagen , welche nach der Theorie und Erfahrung
eine Bürgschaft gewähren , daß sie für diejenigen Zwecke des Verkehrs , denen sie dienen sollen,
eine dem Grade und der Dauer nach hinreichende Zuverlässigkeit besitzen.

Hiernach werden als gewöhnliche Handelswaagen nur Hebelwaagen mit Gewichtswirkung
zur Aichung zugelasseu , und zwar nur solche Gattungen derselben , deren Einrichtungen
folgenden allgemeinen Bestimmungen genügen:

1 . Die sich berührenden Theile derjenigen Einrichtungen , durch welche die Drehuugs-
bewegungen der Hebel ermöglicht werden , nämlich der Schneiden und der Pfannen,
sollen aus genügend gehärtetem Stahl hergestellt sein. Die Schneiden und Pfannen
sollen ferner so eingerichtet und an den Hebeln und Stangen so angebracht sein, daß
die Drehungen ohne bemerkliche Hemmungen erfolgen , und daß alle Längen , deren
sichere und unveränderliche Begrenzung für die Einhaltung der Richtigkeit der Waage
wesentlich ist , nur durch Schneiden , welche mit den bezüglichen Theilen fest verbunden
sind , begrenzt werden.

2. Die an einem und demselben Hebel befestigten Schneiden sollen parallel zu einander
angebracht , und zugleich soll durch die Stellung der Schneiden zu einander dafür
gesorgt sein , daß die Gleichgewichtslagen der Waage innerhalb ihrer Belastungs - und
Bewegungsgrenzen stets stabile sind.

Jede zuzulassende Waage soll also , sobald sie von einer Gleichgewichtslage ausgehend
in Schwingungen versetzt worden ist , in dieselbe Lage wieder zurückkehren.

3. Jede zuzulassende Waage soll entweder die deutliche und untrennbare Angabe der
größten Last , zu deren Abwägung sie bestimmt und ausreichend ist, enthalten , oder
sie soll die erforderlichen Einrichtungen darbieten , um vorschriftsmäßig (Z. 8) von der
Aichungsstelle mit der Angabe dieser größten zulässigen Last (größten Tragfähigkeit
auf der Lastseite ) versehen werden zu können.

4 . Jede Waage , bei welcher es nicht entweder durch ihre Aufhängung , beziehungsweise
durch die Unveränderlichkeit ihrer Aufstellung gesichert oder durch die Formen und
Dimensionen ihres Gestells und ihrer Zeigereinrichtung (Zunge oder dergl .) für die
Beobachtung mit dem bloßen Auge erkennbar ist , daß die sogenannte Einspielungs-
stellung ihres Zeigers mit ausreichender Genauigkeit stets in einer und derselben Lage
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zur Lothrichtung stattfindet , muß mit einem Loth (Pendelzeiger ) oder einer Wasser¬
waage und dergleichen versehen sein , aus deren Einspielen jedesmal erkannt werden
kann , daß die Waage sich bei der Anwendung in derselben Stellung zur Lothrichtung
befindet , in welcher die Prüfung ihrer Richtigkeit stattgefunden hat.

5 . Die Längen der Hebelarme oder die Lage des Schwerpunktes einer Waage dürfen
keinesfalls durch Vorrichtungen korrigirbar sein , welche es ermöglichen , unachtsam
oder absichtlich Veränderungen des vorschriftsmäßigen Zustandes der Waage leicht
und schnell auszuführen und ebenso wieder zu beseitigen.

8- 2.
Zulässige Konstruktionssysteme sür Han - elswaagen.

Die zur Aichuug zuzulassenden Gattungen von Handels Waagen  sind die
folgenden:

I . Gleicharmige Waagen.

» . Gleicharmige Balkenwaagen (mit Gehängen ) , d . h . solche gleicharmigen
Waagen , bei welchen sich die Belastungen hängend  unterhalb der Endachsen befinden , so
daß während der Schwingungen der Waage der Schwerpunkt der Belastung immer lothrecht
unter der bezüglichen Endachse verbleibt.

d . Gleicharmige oberschalige oder Tafelwaagen,  d . h . solche gleicharmigen
Waagen , bei denen der Schwerpunkt der abzuwägenden Last sich oberhalb der Endachsen
befindet , und bei denen daher im Gegensatz zu der Einrichtung der gleicharmigen Balken¬
waagen mit Gehängen eine Parallel -Führung der Belastungen erforderlich ist , um den
Angriffspunkt der letzteren stets in einer durch die bezügliche Endachse gehenden lothrechten
Ebene zu erhalten.

II . Ungleicharmige Waagen

und zwar mit solchen einfachen oder zusammengesetzten Verhältnissen der Hebellüttgen , daß
die Last durch den zehnten oder durch den hundertsten Theil ihres Gewichtes ausgewogen
wird (Decimal - und Centesimalwaagen ) .

n . Un gleicharmige Balkenwaagen (mit Gehängen ), d . h . solche ungleicharmigen
Waagen , bei welchen sich die Belastungen unterhalb der Endachsen des Haupthebels oder unter
der bezüglichen Achse eines Traghebels und zwar hängend  befinden , so daß während der
Schwingungen der Waage der Schwerpunkt der Belastung immer lothrecht unter der tragen¬
den Achse verbleibt.

d . Brückenwaagen,  d . h . solche ungleicharmigen Waagen , bei welchen nicht die
abzuwägende Last sich hängend  unter der tragenden Achse des betreffenden Hebels , bei
welchen sich vielmehr der Schwerpunkt der abzuwägenden Last oberhalb der betreffenden Achse
befindet , und bei denen daher eine Parallel -Führung des Lastträgers (der Brücke , des

54 .
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Tisches , der Schale u . s. w.) erforderlich ist, um den Angriffspunkt der Last stets in einer
durch die bezügliche Achse gehenden lothrechten Ebene Zu erhalten.

III . Laufgewichtswaagen,

d. h . Waagen , bei welchen auf der Lastseite ähnliche Einrichtungen , wie bei den unter I.
und II . anfgeführten Gattungen vorhanden sind, bei welchen aber die Last durch ein unver¬
änderliches Gewicht an veränderlichem Hebelarm ausgewogen und ihr Betrag an der Längen-
eintheilung (der Skale ) dieses Hebelarmes abgelesen wird.

a . Einfache Balkenwaagen mit Laufgewicht und Skale (Schnellwaagen,
römische Waagen u . s. w.) .

5 . Zusammengesetzte Balken - oder Brückenwaagen mit Laufgewicht
und Skale.

Bei den unter Z. 2 II . und III . 6 . ausgeführten Waagengattungen sind auch gemischte
Einrichtungen zulässig , bei welchen ein Theil der Last durch Gewichtsstücke, die an einem
nicht veränderlichen Hebelarm wirken , der andere Theil der Last durch eine Laufgewichts-
Einrichtung ausgewogen und ermittelt wird (siehe Z. 5 Ziff . 15 ) .

Waagen dieser Art sind bezüglich der Fehlergrenzen (Z. 6) und der Gebührenerhebung
entweder als ungleicharmige Waagen (H. 2 II .) oder als Laufgewichts -Waagen (Z. 2 III .)
zu behandeln , je nachdem derjenige Theil der größten zulässigen Last , welcher von den Lauf¬
gewichts -Skalen angegeben werden kann , kleiner oder größer ist, als der übrig bleibende Theil
der größten zulässigen Last , und sie sind demgemäß im ersteren Falle als „ungleicharmige
Waagen (ungleicharmige Balkenwaagen oder Brückenwaagen ) mit Hülss -Laufgewicht und
-Skale ", im letzteren Falle als „zusammengesetzte Balkenwaagen oder Brückenwaagen mit
Laufgewicht und Skale nebst Hülfsgewichtsschale " zu bezeichnen.

Bei denjenigen Waagen , bei welchen sich die Last hängend unterhalb der tragenden
Schneide befindet , darf die Aufhängung der Last niemals unmittelbar an der betreffenden
Pfanne erfolgen , sondern nur mittels eines Zwischengehänges mit Ringen und Haken oder
dergleichen so ausgesührt sein, daß keinesfalls Schwingungen des Lastgehänges unmittelbar
um die Schneide stattfinden können.

Jede Brückenwaage (Z. 2 II . d . und III . d .) soll mit einer Arretirvorrichtnng an dem
Haupthebel und jede fest fundamentirte Brückenwaage soll außerdem mit einer Abstellvor¬
richtung versehen sein, durch welche das Hebelsystem der Waage vor den beim Aufbringen
der Lasten stattfindenden Stößen bewahrt wird.

Gleicharmige Waagen.

1 . Die beiden Arme einer gleicharmigen Balkenwaage dieser Gattung (H. 2 I . a .) dürfen
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ersichtliche Verschiedenheiten der Gestalt nicht zeigen, und der Waagebalken soll in der
Einspielungslage für sich im Gleichgewicht sein.

2. Falls die Balken(Z. 2 I. a.) sich an den Enden bogen- oder gabelförmig verzweigen,
darf die Länge der Mittelschueide des Balkens nicht weniger betragen als 0,« des Abstandes
zwischen den von jenen Zweigen getragenen, zu einander gehörigen Theilen jeder Endachse.
Außerdem soll bei einer solchen Einrichtung des Balkens eine Schutzeinrichtung an der Auf¬
hängung der Schalen angebracht sein, welche eine Anlehnung der zu wägenden Gegenstände
an die Zweige des Waagebalkens unter allen bei der Anwendung denkbaren Umständen ver¬
hindert.

3. Alle gleicharmigen Waagen (Z. 2 I. und d.) dürfen an den Schalen mit Tarir-
vorrichtungen versehen sein, durch welche sich das unter Umständen veränderliche Gewicht der
Schalen oder Gehänge so ansgleichen läßt, daß dadurch die Waage im unbelasteten Zustande
zum Einspielen gebracht werden kann; doch sollen diese Einrichtungen in regelmäßiger und
geordneter Weise, dem Zwecke einer offenkundigen Ausgleichung entsprechend, ausgeführt sein.
An den Hebelarmen  gleicharmiger Waagen dürfen sich jedoch keinerlei derartige Aus¬
gleichungsmittel befinden.

8- 4.
Ungleicharmige Waagen.

(Decimal - und Centesimalwaagen .)

1.  Zulässig sind nur solche Decimalwaagen, welche mindestens für eine größte Last
(8- 1 Ziff- 3) von 20 Kilogramm und nur solche Centesimalwaagen, welche mindestens für
eine größte Last von 200 Kilogramm bestimmt sind.

2. Alle Centesimalwaagen sollen eine in die Augen fallende Bezeichnung als solche an
sich tragen.

3. Die ungleicharmigen Waagen dürfen nicht nur an den Schaalen mit Tarirvor-
richtungen, sondern auch an den Hebelarmen mit Regulatorvorrichtungen(Laufgewicht ohne
Skale) versehen sein, durch welche das Gewicht sümmtlicher Theile sich so ausgleichen läßt,
daß dadurch die Waage im unbelasteten Zustande zum Einspielen gebracht werden kann.

Brückenwaagen sollen unbedingt mit derartigen Regulatorvorrichtungen versehen sein.
Alle diese Einrichtungen sollen jedoch in regelmäßiger und geordneter Weise, dem Zwecke

einer offenkundigen Ausgleichung entsprechend, ausgeführt sein.

8- 5.
Lausgewichtswaagen.

I . Für die Einrichtungen auf der Lastseite einer Laufgewichtswaage(Z. 2 III .) gelten,
je nachdem dieselbe eine Balkenwaage oder eine Brückenwaage mit Laufgewicht ist, die für
Balkenwaagen(mit Gehängen) oder für Brückenwaagen getroffenen entsprechenden Bestimmungen.
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2 . Die Eintheilung der Skalen darf sich nur auf die Kilogramm -Einheit beziehen und
soll nach Decimaltheilen der letzteren ohne ersichtliche Eintheilungsfehler ausgeführt sein, wobei
der kleinste Abstand zweier benachbarten Theilungsmarken nicht unter 2 mni betragen darf.
Daß die Angaben der Skale sich auf die Kilogramm -Einheit beziehen , soll durch Beisetzung
der Bezeichnung zu einer der Zahlenangaben der Skale an einer augenfälligen Stelle
ersichtlich gemacht sein.

3 . Die zur Ablesung der Skale vorhandene Einrichtung (Ablesungsmarke ) soll so
beschaffen sein , daß die Ablesung der Gewichtsangabe nicht durch Nebenumstände , insbesondere
nicht durch eine Verschiedenheit der Stellung des Auges , beeinflußt werden kann.

4 . Bei den Laufgewichtswaagen dürfen je nach der Länge und Einrichtung der Last¬
hebelsysteme verschiedene Skalen vorhanden sein, doch dürfen verschiedene Skalen für ein und
dasselbe Laufgewicht keinesfalls unmittelbar neben- oder übereinander auf einer und derselben
Seite des Hebels angebracht sein.

5 . Die Unveränderlichkeit der Laufgewichtseinrichtung und der Massenvertheilung inner¬
halb der letzteren muß durch Form , Material und sonstige Beschaffenheit derselben genügend
verbürgt sein, doch sind bei denjenigen Waagen (5 ix ), bei welchen überhaupt mehrere Lauf¬
gewichte und Skalen zulässig sind , auch solche Laufgewichtseinrichtungen nicht ausgeschlossen,
bei welchen das Laufgewicht selbst der Träger eines kleineren Laufgewichtes mit Skale oder
blos einer beweglichen Skale und dergleichen ist , deren Verschiebung die letzte Gewichtsaus-
gleichnng und die Ablösung derselben ermöglicht . Vorhandene Klemmschrauben und dergleichen
dürfen keinesfalls abnehmbar sein.

n. Einfache Balkenwaagen mit Laufgewicht und Skale.

6 . Bei dieser Gattung von Laufgewichtswaagen befindet sich die Last in einem Gehänge
unterhalb der Endachse des Lastarmes eines Hebels , dessen anderer Arm die Skale enthält
und das Laufgewicht trägt . Bei diesen Waagen darf nur ein Laufgewicht vorhanden sein,
welches mittelst eines Gehänges auf einer Stahlschneide ruht , die auf beiden Seiten einer
entlang der Skale zu verschiebenden Hülse vorsteht . Von dieser Hülse darf das Laufgewicht
nicht abnehmbar sein. Die Stahlschneide soll in der durch die Mittelschneide der Waage
und durch die Endschneide des Lasthebels gehenden Ebene liegen.

7. Ist die Hülse selbst abnehmbar , so soll ihr Gewicht mit Einschluß des Gehänges
und des Laufgewichts nach Kilogramm unter Beisetzung von KZ auf ihr deutlich und untrenn¬
bar angegeben sein.

8 . Die Hülse darf für jede Seite des veränderlichen Hebelarmes nur eine Ablesungs¬
marke enthalten . Ist sie abnehmbar , so darf sie überhaupt nur eine  Marke enthalten.

9 . Ist eine abnehmbare Waageschale oder eine andere abnehmbare Anhängevorrichtung
für die Last vorhanden , so soll das Gewicht derselben mit Einschluß der Ketten , Oesen und
Gehänge nach Kilogramm unter Beisetzung von an geeigneter Stelle der Vorrichtung
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deutlich und untrennbar angegeben sein. Abnehmbare Vorrichtungen dieser Art dürfen nur
ans Eisen oder anderen Metallen hergestellt sein.

^10. Die Einstellbarkeit der das Laufgewicht tragenden Hülse an der Skale des Hebel¬
armes soll eine stetige sein. Kerbförmige Einschnitte des letzteren und dergleichen sind daher
bei den einfachen Balkenwaagen mit Laufgewicht nicht zulässig.

5 . Zusammengesetzte Balken - und Brückenwaagen mit Laufgewicht
und Skale.

11 . Bei dieser Gattung von Laufgewichts -Waagen befindet sich die Last entweder in
einem Gehänge unterhalb der Endachse eines Hebelarmes , welcher erst mittelbar durch eine
Hebelverbindung auf den die Laufgewichts -Einrichtungen tragenden Hebel wirkt , oder die
Last liegt auf einer Brücke mit Parallelsührnng , während die Laufgewichte und Skalen sich
an den ersichtlichsten Stellen des Hebels oder des Hebelsystems befinden , an welchem sonst
bei den gewöhnlichen Brückenwaagen die Gewichtsschale angebracht ist . Zulässig sind nur
solche Waagen beider Arten , welche mindestens für eine größte Last von 200 Kilogramm
bestimmt sind.

12 . Bei diesen Waagen sind außer den unter Nr . I erwähnten Einrichtungen zwei oder
mehrere verschiedene Skalen mit verschiedenen  Laufgewichten neben - oder übereinander
zulässig.

13 . Bei den unter Nr . 12 erwähnten Einrichtungen ist es zulässig , daß die Einstellung
des größten Laufgewichts auf die einer ganzen Anzahl von größeren Gewichtseinheiten ent¬
sprechenden Hebellängen durch kerbförmige Einschnitte und dergleichen erleichtert und gesichert
wird , doch soll jedenfalls außer diesen größeren Abstufungen der Hebeleintheilung auch eine
Skale , an welcher die jedesmalige Stellung des betreffenden Laufgewichts mittelst einer geeig¬
neten an demselben angebrachten Marke abgelesen wird , vorhanden sein.

14 . Die Laufgewichte brauchen bei zusammengesetzten Balken - und Brückenwaagen nicht
unbedingt so beschaffen zu sein, daß sie mit einer Gehänge -Einrichtung auf einer fest mit der
verschiebbaren Hülse verbundenen Schneide ruhen , vielmehr sind hier Formen und Anbring¬
ungsarten der Laufgewichte zulässig , welche ohne ersichtliche gröbere Abweichungen die
Bedingung erfüllen , daß der Schwerpunkt des Laufgewichts nahezu in einer durch die Mittel¬
schneide der Waage und die Endschneide des Lasthebels gehenden Ebene liegt.

15 . Die Vorschriften unter 2 bis 5 und unter 11 bis 14 finden entsprechende Anwen¬
dung aus Laufgewichte und Skalen , welche nur als Hülfseinrichtnngen bei anderen Waagen¬
gattungen dienen (Z. 2) . Bei Einrichtungen letzterer Art darf jedoch an der zur Ablesung
der kleinsten Gewichtstheile bestimmten Skale diejenige Aenderung der Gewichtsangabe , welche
einer Verschiebung des Laufgewichtes um einen Skalentheil entspricht , den Betrag der nach
Z. 6 bei der Prüfung der Richtigkeit und Empfindlichkeit anzuwendenden größten Gewichts¬
zulage nicht übersteigen.
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ß. 6.

Jnnezuhaltende Fehlergrenzen.

Beim Aichen einer nach den vorstehenden Bestimmungen zugelassenen Waage ist nach
den näheren Anweisungen der Instruktion zu untersuchen , ob dieselbe hinreichende Empfind¬
lichkeit besitzt, und ob ihre Hebelverhältnisse hinreichend richtig sind.

Als das Empfindlichkeitsmaß gilt das Verhältnis welches diejenige kleinste Vermehrung
oder Verminderung der Last , die noch eine deutlich erkennbare Veränderung der Gleich¬
gewichtslage der Waage (Ausschlag ) hervorbringt , zu der Last selber hat.

Zur Stempelung darf eine Waage nur dann zugelassen werden,
1. wenn nach Aufbringung der größten zulässigen Last die für letztere und für die

betreffende Waagengattung in der nachfolgenden Zusammenstellung ausgeführte Zulage
noch einen deutlichen Ausschlag bewirkt;

2 . wenn nach Aufbringung des zehnten Theils der größten zulässigen Last der fünfte
Theil der nach Nr . 1 für die größte zulässige Last berechneten Zulage noch einen
deutlichen Ausschlag der Waage bewirkt;

3 . wenn die Abweichung des Hebelverhältnisses der Waage von dem ihrem System
zukommenden Werthe , nämlich von der Gleichheit bei den gleicharmigen Waagen , von
dem Verhältniß 1 : 10  bei den Decimalwaagen , von dem Verhältniß 1 : 100 bei
den Centesimalwaagen und von der Angabe der Skale bei den Laufgewichtswaagen,
bei der Abwägung sowohl der größten Last als ihres zehnten Theiles durch einen
Gewichtsbetrag ausgeglichen werden kann , welcher nicht größer ist , als die vorstehend
unter Nr . 1 , beziehungsweise unter Nr . 2 aufgeführte , das Empfindlichkeitsmaaß
bei jeder dieser Belastungen bestimmende Gewichtszulage;

4 . wenn bei den Waagen mit Parallelsnhrung der Last (oberschaalige und Brücken¬
waagen ) , sowie bei den gleicharmigen Balkenwaagen mit Verzweigung der Hebel-
Enden die vorstehenden Bedingungen Nr . 1 bis 3 auch in den verschiedensten , bei
der Anwendung der Waage möglichen Stellungen des Schwerpunktes der Belastung
aus den Schaalen oder Brücken eingehalten werden.

Größte zulässige Gewichtsznlage bei der Prüfung der Empfindlichkeit und der Richtigkeit der Handelswaagen.

I . Gleicharmige Waagen.

r/soo oder 0,2  Gramm für je 100 Gramm der größten zulässigen Last , wenn dieselbe 200
Gramm oder weniger beträgt.

^ooo „ 1,o „ „ jedes Kilogramm der größten zulässigen Last , wenn dieselbe mehr
als 200 Gramm , aber nicht mehr als 5 Kilogramm beträgt,

b'-ooo „ 0,5 „ „ jedes Kilogramm der größten zulässigen Last , wenn dieselbe mehr
als 5 Kilogramm beträgt.
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II . Ungleicharmige Waagen.

r/ik«7 oder 0, « Gramm für jedes Kilogramm der größten zulässigen Last.

III . Laufgewichtswaagen.

i/iooo oder I,o Gramm für jedes Kilogramm der größten zulässigen Last , wenn dieselbe
200 Kilogramm oder weniger beträgt.

^/l«s7 „ O,« „ „ jedes Kilogramm der größten zulässigen Last , wenn dieselbe mehr
als 200 Kilogramin beträgt.

II. Waagen für besondere Zwecke.

8- 7.
Zulässige Konstruktionssysteme , sonstige Einrichtungen und innezuhaltende

Fehlergrenzen.

I . Präzisionswaagen.

Solche Waagen , welche nach ihrer Konstruktion und Konstruktionsausführung Wägungen
von einer noch größeren Zuverlässigkeit erwarten lassen , als für den Verkehr im allgemeinen
erforderlich ist , dürfen auch aus eine größere als die obige Genauigkeit geprüft und , wenn
sie eine solche besitzen, mit dem Präzisionsstempel versehen werden.

Die zu einer solchen Prüzisions -Aichung zuzulassenden Konstruktionen werden bis auf
weiteres ans die gleicharmigen Balkenwaagen eingeschränkt.

Von den gleicharmigen Balkenwaagen sollen auch nur solche zur Prüzisions -Aichung zu¬
gelassen werden , welche nach Material und Güte der Konstruktionsausführnng eine Zuverlässigkeit
von besonderem Grade und von besonders gesicherter Dauer erwarten lassen . Vorzugsweise
kommt hierbei die möglichst vollkommene Ausführung der Drehungseinrichtungen und die größt¬
mögliche Sicherung der Schwingungen der Waage vor allen Reibungen und Klemmungen in
Betracht.

Die Anforderungen an den Empfindlichkeits - und Richtigkeitsgrad der Präzisionswaagen
sind unter entsprechender Anwendung der oben für gewöhnliche Handelswaagen gegebenen
Vorschriften (Z. 6 Ziff . 1 bis 4) die folgenden:

Größte zulässige GewichtSznlage bei der Prüfung der Empfindlichkeit und der Richtigkeit der Präzisionswaage » .

r/soo oder 2,o Milligramm für jedes Gramm der größten zulässigen Last , wenn dieselbe
20 Gramm und weniger beträgt.

'fiooo „ 1,o „ „ jedes Gramm der größten zulässigen Last , wenn dieselbe
mehr als 20 Gramm , aber nicht mehr als 200 Gramm
beträgt.
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^/sooo oder 0,5 Milligramm für jedes Gramm der größten zulässigen Last , wenn dieselbe
mehr als 200 Gramm, aber nicht mehr als 2 Kilogramm
beträgt.

^soao „ 0,2 Gramm „ jedes Kilogramm der größten zulässigen Last, wenn dieselbe
mehr als 2 Kilogramm, aber nicht mehr als 5 Kilogramm
beträgt.

^oooo „ 0,1 „ „ jedes Kilogramm der größten zulässigen Last, wenn dieselbe
mehr als 5 Kilogramm beträgt.

II . Geringere Waagen.

». Waagen für Eisenbahnpassagier-Gepäck und Waagen für Postpäckereien ohne angegebenen
Werth.

Zum Abwägen von Eisenbahnpassagier-Gepäck und von Postpäckereien ohne angegebenen
Werth sind solche, im allgemeinen weniger genaue, aber schnelleres Arbeiten gestattende
Wägungseinrichtungen zuzulassen, bei welchen das Gewicht der Lasten nicht durch die Gegen¬
wirkung entsprechender Gewichtsstücke oder verschiebbarer Laufgewichte, unter jedesmaliger
Zurückführung der Waage in die Nähe einer und derselben Gleichgewichtslage, ermittelt wird,
sondern bei welchen die Gewichtsermittelungdurch die bloße Beobachtung des jedesmaligen
Neigungswinkels eines Hebelsystems geschieht. Die Veränderungen dieser Neigungswinkel,
welche von dem Berhältniß der jedesmaligen Last zu einem und demselben festen Gegen¬
gewichte oder zu der Elastizität einer Feder abhängig sind, werden hierbei auf Kreisbogen-
Eintheilungen oder auf Zifferblättern sofort als Angaben des Gewichts der Last abgelesen.

Waagen solcher Art sind zuzulassen, wenn sie folgenden Vorschriften genügen:
1. Sie sollen an ersichtlicher Stelle etwa in der Nähe der Ablesungseinrichtung ein

Schild tragen, auf welchem in deutlicher Schrift die Bezeichnung „Waage für
Eisenbahnpassagier - Gepäck"  beziehungsweise „Waage für Postpäcke¬
reien ohne angegebenen Werth"  enthalten ist.

2. Ihre Einrichtungen sollen den allgemeinen VorschriftenI bis 3 des H. 1 genügen
und mit einem Pendelzeiger versehen sein.

3. Die Gewichtsangaben der Ablesungseinrichtung dürfen nur in der Kilogramm-Einheit
ausgedrückt sein, was durch Beisetzung der Bezeichnung IrF zu einer der Zahleu-
angaben augenfällig erkennbar gemacht sein soll. Dasjenige Eintheilungsintervall,
welches einem Belastungsunterschiede von 1 Kilogramm entspricht, darf nicht kleiner
sein, als 5 Millimeter.

4. Es sollen geeignete Regulir- und Tarirvorrichtungen vorhanden sein, um die Gewichts¬
angaben jederzeit mittelst geaichter Gewichte richtig stellen zu können.

' 5. Die Empfindlichkeit soll eine derartige sein, daß sowohl bei der größten zulässigen
Belastung, welche von der Ablesungseinrichtung angegeben wird, als bei der Belastung
mit dem zehnten Theil dieses Betrages eine an der Ablesungseinrichtung deutlich
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erkennbare Veränderung der Gleichgewichtslage der Waage eintritt , sobald auf der

Lastseite eine Zulage gemacht wird , welche bei Waagen für Eisenbahnpassagier-
Gepäck 200 Gramm , bei Waagen für Postpäckereien ohne angegebenen Werth

100 Gramm betragen soll.
6 . Die Abweichungen der Angaben von der Richtigkeit sollen bei allen Belastungen

zwischen der größten zulässigen Last und dem zehnten Theil ihres Betrages eine

Grenze einhalten , welche bei Waagen für Eisenbahnpassagier -Gepäck nicht mehr als

200 Gramm , bei Waagen für Postpäckereien ohne angegebenen Werth nicht mehr

als 100 Gramm betragen darf.
7. Jede Waage soll mit einer Abstellvorrichturig versehen sein , durch welche ihr Hebel¬

system vor den beim Aufbringen der Lasten stattfindenden Stößen bewahrt wird.

d . Hökerwaagen.

Zum Abwägen von Gegenständen des Wochenmarktverkehrs (Gewerbe -Ordnung ß . 66)

sind gleicharmige Balkenwaagen von einer geringeren als der oben für den Handelsverkehr

überhaupt vorgeschriebenen Genauigkeit zur Aichung zuzulassen , wenn sie
1 . den in tz. 1 , sowie in Z. 3 aufgestellten Zulassungsbedingungen genügen;

2. höchstens für eine größte einseitige Belastung von 2 Kilogramm bestimmt sind;

3 . an jedem Arm einen angelötheten oder angenieteten Streifen mit der aufgeschlagenen

Bezeichnung H . V ' . tragen;
4 . wenn die Zulage , welche bei ihrer Prüfung im Zustande der größten Belastung

erforderlich ist , um die Waage entweder — bei merklicher Abweichung von der

Richtigkeit — zum Einspielen zurückzuführen oder — bei unmerklicher Abweichung
von der Richtigkeit — vom Einspielen merklich abzulenken , das Vierfache des ent¬

sprechenden Betrages nicht übersteigt , welcher in Z. 6 bei den gleicharmigen Handels¬

waagen für dieselbe größte Belastung zugelassen ist.

8- 8.
Stempelung.

4 . Alle Handelswaagen und Präzisionswaagen erhalten einen Stempel auf dem Haupt¬

hebel , Brückenwaagen , bei welchen das Traghebelsystem nicht freiliegt , außerdem auf einem

Traghebel . Bei den Laufsgewichtswaagen erfolgt die Stempelung des Haupthebels dicht

hinter dem letzten Theilstrich der Skale . Ferner ist bei diesen Waagen ein Stempel auf

der Laufsgewichtseinrichtung selbst, dicht neben der Ablesungsmarke , anzubringen.
Außerdem empfängt jede als Nebeneinrichtung bei Laufgewichtswaagen oder als Hülfs-

einrichtung bei andern Waagen vorhandene Skale mit Laufgewicht einen Stempel dicht

hinter ihrem letzten Theilstrich und dicht neben der Ablesungsmarke des Laufgewichts.

2 . Zur Aufnahme der Stempel auf dem Haupthebel soll in letzterem , wenn er aus

Stahl , Eisen oder einem andern Material von ähnlicher Härte und Oberflächenbeschaffenheit
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besteht , ein Pfropfen oder eine Platte von weichem Metall , welches zur deutlichen Aus¬
prägung des Stempels geeignet ist , angebracht und in unveränderlicher , nöthigenfalls auch
durch Stempelung zu sichernder Weise befestigt sein . Dieselbe Einrichtung soll für alle
Stempelungen aus Traghebeln vorhanden sein.

3 . Falls die Zugehörigkeit der Angabe der größten zulässigen Last zu einer Waage
nicht durch die Art der Anbringung selbst gesichert ist , muß dies durch geeignete Stempelung
bewirkt werden . Erfolgt die Ausschlagung der Angabe der größten zulässigen Last erst durch
das Aichamt , so soll hierfür , ebenso wie für die vorstehend unter Nr . 1 vorgeschriebene
Stempelung eine geeignete Fläche , unter den entsprechenden Umständen also ein untrennnbar
an der Waage angebrachter Pfropfen oder dergleichen dargeboten sein.

4 . Präzisionswaagen erhalten den Präzisionsstempel.
6 . Die Stempelung der Waagen für Eisenbahnpassagier -Gepäck und der Waagen für

Postpäckereien ohne angegebenen Werth geschieht mindestens an einer  Befestigungsstelle des¬
jenigen Schildes , welches die besondere Bezeichnung der betreffenden Waage enthält und zwar
auf den zu diesem Zwecke in geeigneten Dimensionen herzustellenden Köpfen von kupfernen
oder messingnen Schrauben nach Beseitigung des Einschnittes derselben . — Außerdem ist an
einer geeigneten Stelle des Schildes oder der Befestigung desselben , etwa aus einem Zinn¬
tropfen , eine Stempelung auszuführen , welche neben dem Aichungsstempel die Jahreszahl
der Aichung enthält . Waagen für Eisenbahnpassagier -Gepäck und für Postpäckereien ohne
angegebenen Werth sind im Verkehr nur dann als gehörig gestempelt anzusehen , wenn diese
Jahreszahl die des laufenden oder des unmittelbar vorangegangenen Kalenderjahres ist.

6 . Die Stempelung der Hökerwaagen erfolgt auf der Löthnath oder dem Nietkops,
durch welche der die Bezeichnung „II . IV . " enthaltende Blechstreifen mit dem Waagebalken
verbunden ist , oder aus dem daselbst anzubringenden Zinntropfen . Diese Stempelungen sind
jedenfalls so zu bewirken , daß die Blechstreifen ohne Verletzung des Stempels nicht entfernt
werden können.

8 - 9.

Uebergangsbestimmunger».

Bis zum 1 . Januar 1883 dürfen noch sowohl zur Wiederholung der Aichung als zur
ersten Aichung , jedoch über diesen Zeitpunkt hinaus nur zur Wiederholung der Aichung
zugelassen werden:

1 . Decimalwaagen , welche für eine größte zulässige Last von weniger als 20 bestimmt
sind , ebenso Centesimalwaagen , welche für eine größte zulässige Last von weniger als
200 ÜA bestimmt sind.

2 . Waagen , welche in den Skalen -Angaben eine der folgenden Bezeichnungen enthalten:
Otr . , S oder kü , X . und O.

3 . Lastwaagen , welche auch die Angabe der geringsten zulässigen Belastung enthalten.
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ii. Vorschriften für die Aichnng der Meßwerkzeuge zur Bestimmung des Stärke¬
grades weingeistiger Flüssigkeiten.

Alkoholometer und Thermometer,

s - 1-

Zulässige Meßwerkzeuge.

Zur Ermittelung des Alkoholgehaltes weiugeistiger Flüssigkeiten werden zugelassen:
solche Alkoholometer , welche den Alkoholgehalt in Volumen -Prozenten nach Tralles

angeben , und
solche Thermometer , welche die Temperatur in Graden nach Röanmur angeben.

Z. 2.

Material , Gestalt und sonstige Beschaffenheit.

1 . Zulässig sind nur gläserne Alkoholometer und Quecksilber -Thermometer.
2 . Das Alkoholometer und das Thermometer sollen derartig mit einander verbunden

sein , daß das Quecksilbergefäß des letzteren zugleich als die erforderliche und ausreichende
Beschwerung des Alkoholometers dient , und daß beide zusammen äußerlich ein Instrument,
das Thermo - Alkoholometer,  bilden.

3. Die äußeren Flächen sowohl des unteren Glaskörpers als der Spindel eines Thermo-
Alkoholometers sollen einen gleichmäßigen , zu der Achse des Instrumentes symmetrischen
Verlauf haben , und die Massenvertheilung innerhalb des ganzen Instruments soll so unge¬

ordnet sein , daß die Spindel beim Eintauchen in eine weingeistige Flüssigkeit sich lothrecht
einstellt.

4 . In den Glaswänden dürfen keine die Ablesung der Skalen verfälschenden oder

erschwerenden Knötchen, Schlieren und dergleichen vorhanden sein.
5 . Die Glaswände sollen so beschaffen sein, daß die in II . Z. 5 vorgesehenen Ausätzungen

in genügender Deutlichkeit ausführbar sind . Ferner soll die obere Abschlußfläche der Spindel
(Spindelkuppe ) einen gleichmäßigen , durch keine gröberen Unebenheiten unterbrochenen Verlauf
haben , welcher sie zur Aufnahme eines Aetzstempels geeignet macht ; auch darf sie von dem
anschließenden Theil der Spindel durch keinerlei solche Einbuchtungen oder Erhöhungen
geschieden sein , welche die Aufätzung eines Stempels an dieser Stelle (II . Z. 5 Zisf . 1)
verhindern würden.

Von dem Ende der Alkoholometer -Skale soll die Kuppe wenigstens 15 mm entfernt sein.

6 . Der größte äußere Durchmesser des Quecksilbergefäßes darf 13 mm , der größte äußere
Durchmesser des unteren Glaskörpers 28 min nicht übersteigen.
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7 . Die zur letzten Berichtigung eines Thermo -Alkoholometers auf der Innenseite der
Thermometer -Skale etwa angebrachten Beschwerungen (Tarirungsmittel ) sollen entsprechend
dem Zwecke einer letzten Ausgleichung in geordneter Weise derartig befestigt sein , daß sie
weder durch Einwirkungen von außen verrückbar sind, noch sich von selbst loslösen können.

8 . Die beiden auf Papier aufzutragenden Skalen eines Thermo -Alkoholometers sind an
den Glaswänden unveränderlich zu befestigen , keinesfalls also mit solchen Bindemitteln , welche
von außen , z. B . durch Erwärmung , gelöst werden können.

9. Die sämmtlichen Theilstriche der Alkoholometer - und der Thermometer -Skale sind in
Schwarz auszuführen . Die Striche der ersteren Skale sollen sich bis auf mindestens /̂s des
Umfanges der Spindel erstrecken. Die Striche der Thermometer -Skale sollen in nicht unter¬
brochenem Zuge verlaufen und zu beiden Seiten der Thermometerröhre sichtbar werden.

10 . Die Alkoholometer -Skale soll in die Erweiterung des unteren Endes der Glasspindel
hineinreichen , doch dürfen nur soweit Skalenstriche aufgetragen sein , als die Spindel noch
vollständig cylindrisch ist.

Ebenso dürfen Skalenstriche nicht mehr aus den unteren Theil der Thermometer -Skale
aufgetragen sein , sobald diese über das untere umgebogene Ende der sonst geraden Thermo-
meterröhre hinausreicht.

Der obere Theil der Thermometer -Skale darf in die Glasspindel nicht hineinreichen.
11 . Die Alkoholometer - und die Thermometer -Skale sollen ohne augenfällige Einthei-

lungsfehler ausgeführt sein , insbesondere dürfen benachbarte Intervalle der Alkoholometer-
Skale höchstens um den vierten Theil , benachbarte Intervalle der Thermometer -Skale höchstens
um den fünften Theil ihrer Länge von einander abweichen.

12 . Die Thermometer -Skale soll mindestens in ganze und darf in halbe oder Fünftel-
Grade eingetheilt sein ; sie soll von 10 Grad unter Null bis mindestens 25 Grad über Null
reichen . Die Länge des Jntervalles von 1 Grad darf nicht kleiner sein als 1 iura.

13 . Die Alkoholometer -Skale soll mindestens in halbe , und sie darf in Fünftel - oder
Zehntel -Prozente eingetheilt sein . Eine Alkoholometer -Skale in halben Prozenten darf nur
mit einer Thermometer -Skale in ganzen oder halben Graden , eine Alkoholometer -Skale in
Fünftel - oder Zehntel -Prozenten nur mit einer Thermometer -Skale in halben oder Fünftel-
Graden verbunden sein.

14 . Eine in halbe Prozente eingetheilte Alkoholometer -Skale darf nicht mehr als 60
Prozente umfassen . Die Länge des Jntervalles von I Prozent darf auf einer solchen Skale
für Angaben von mehr als 40 Prozent an keiner Stelle weniger als 1 ,z mm , für Allgaben
von weniger als 40 Prozent an keiner Stelle weniger als 3,o mm betragen.

15 . Eine in Fünftel - oder Zehntel -Prozente eingetheilte Alkoholometer -Skale darf nicht
mehr als 40 Prozent umfassen und nur Alkoholgehalte von 40 Prozent oder mehr angeben.
Die Länge des Jntervalles von 1 Prozent darf bei einer solchen Skale an keiner Stelle
weniger als 3,« mm betragen.

16 . Neben -Eintheilungen , die sich auf andere Alkoholgehalts -, beziehungsweise Temperatur-
Angaben beziehen , als in ß. 1 vorgeschrieben werden , sind auf den Skalen unzulässig.
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8- 3.

Bezeichnung.

Die Thermometer -Skale soll die deutliche Bezeichnung „Temperatur nach Maumur"
enthalten . Die Alkoholometer -Skale soll , falls dieselbe nur in halbe Prozente eingetheilt ist
— tz. 2 Nr . 14 — die Bezeichnung : „Thermo -Alkoholometer " , falls dieselbe in Fünftel¬
oder Zehntel -Prozente eingetheilt ist — tz. 2 Nr . 15 — die Bezeichnung : „Normal -Thermo-
Alkoholometer " enthalten . Außerdem soll die Alkoholometer -Skale die Angabe „ Volumen-
Prozente nach Traktes ", sowie den Namen und Wohnort des Verfertigers , die laufende
Nummer und die Jahreszahl der Anfertigung des Instruments enthalten . Die Nummerirung
der Grad - und Prozentstriche muß in deutlicher und übersichtlicher Weise ausgeführt sein;
solche Bezeichnungen der Theilstriche , welche sich auf andere Angaben als die in Z. 1 vorge¬
schriebenen beziehen , sind unzulässig.

8 - 4.

Fehlergrenze.

Die im Zuviel oder im Zuwenig zuzulassenden Fehler dürfen höchstens betragen
bei Normal - bei gewöhnlichen

Thermo -Alkoholometern Thermo -Alkoholometern

am Alkoholometer . . . . 0, ^ °/« 0,2z °/o
„ Thermometer . . . . 0 „ z° 11. 0, ., ° II.

Die Ermittelung der Fehler der Alkoholometer -Skale beziehen sich auf diejenigen Angaben
derselben , welche an der Durchschnittslinie des Flüssigkeitsspiegels mit der Eintheilungsfläche
der Spindel von einem unterhalb der Ebene des ersteren befindlichen Auge abgelesen werden.

8- 5.

Stempelung.
1 . Die Stempelung erfolgt durch Aufätzen eines Stempels auf die Spindelkuppe — Z. 2

Nr . 5 — und eines zweiten Stempels möglichst nahe an der Kuppe auf das oberhalb des
Endes der Skale liegende Spindel -Ende.

Die Normal -Thermo -Alkoholometer erhalten dabei den Präzisionsstempel.
2 . Auf die Spindel wird oberhalb des oberen Randes der Alkoholometer -Skale eine

breite Marke aufgeätzt , welche sich mindestens über die Hälfte des Spindelumsanges erstreckt,
und deren der Skale zugekehrte Grenzlinie , wenn man das Auge in die Ebene des betreffenden
Skalenrandes hält , mit dem letzteren zusammenfalleu soll

3 . Auf den Glaskörper wird die Angabe des Gewichts des Instrumentes in Milligramm
aufgeätzt.

4 . Die jedem geaichten Instrument beizugebende , von der Kaiserlichen Normal -Aichungs-
Kommission aufgestellte Reduktionstafel , welche zur Berechnung des wahren Alkoholgehalts
aus den Angaben des Thermo -Alkoholometers dienen soll, wird durch Stempelung beglaubigt.
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8 6.

Uebergangsbestirnmungen.

I . Bis zum I . Januar 1883 dürfen noch sowohl zur Wiederholung der Aichung als
zur ersten Aichung , jedoch über diesen Zeitpunkt hinaus nur zur Wiederholung der Aichung
zugelassen werden:

1 . Thermometer und Alkoholometer , welche nicht zu einem  Instrument , dem Thermy-
Alkoholometer , vereinigt sind, sondern gesondert zur Aichung kommen;

2 . Normal -Alkoholometer und Normal -Thermo -Alkoholometer , deren alkoholometrische
Skalen Angaben unter 40 °/° enthalten;

3 . Thermo -Alkoholometer und Alkoholometer , deren aus der Alkoholometer -Skale auf¬
getragene Gewichtsangabe mit ihrem derzeitigen Gewichte nicht übereinstimmt , jedoch
weniger als 10 m ^ von demselben abweicht;

4 . Thermometer , Alkoholometer und Thermo -Alkoholometer bei welchen die Größe der
einzelnen Grad - beziehungsweise Prozentintervalle zwar weniger als 1 mm , aber
an keiner Stelle weniger als 0,5 mm , beziehungsweise zwar weniger als 1,5 mm , aber
an keiner Stelle weniger als 0,7 mm , beträgt;

5 . Thermometer , Alkoholometer und Thermo -Alkoholometer , bei welchen der Durchmesser
des Qnecksilbergefäßes 28 mm übersteigt , oder bei welchen das Ende der Alkoholo¬
meter -Skale näher als 15 mm an der Kuppe liegt , oder bei welchen die Alkoholo¬
meter -Skale nicht bis in die Erweiterung der Glasspindel hineinreicht;

6 . Thermometer , Alkoholometer und Thermo -Alkoholometer , sowie Normal -Instrumente
dieser Gattung , welche Eintheilungen in ganze Prozente oder in Viertel -Prozente
beziehungsweise in Viertel -Grade enthalten , oder bei welchen Theilstriche und die
Bezeichnungen den Vorschriften unter Z. 2 Nr . 9 und >0 , sowie unter Z. 3 nicht
ganz entsprechen , jedoch hinreichend deutlich sind.

II . Nicht mehr zur ersten Aichung , jedoch zur Wiederholung der Aichung sind bis ans
weiteres znzulassen:

1 . Alkoholometer und Thermo -Alkoholometer , deren Alkoholometer -Skale mehr als 60
Prozente umfaßt , sowie Normal -Instrumente dieser Gattung , deren Alkoholometer-
Skale mehr als 40 Prozente umfaßt;

2 . Normal -Alkoholometer und Normal -Thermo -Alkoholometer , bei welchen die Größe der
Prozentintervalle zwar weniger als 3 mm , aber nirgends weniger als 2 mm beträgt.

Berlin , den 6 . September 1880.

« Kaiserliche Normal -Aichungs -Kommission.
Foerster.

Druck und Verlag von Malsch L Vogel in Karlsruhe.
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Gesetzes- im
für das Großherzogthum Baden.

Karlsruhe , Mittwoch den 10 . November 1880.

Inhalt.
Landesherrliche Verordnung : die Bildung einer ständigen Interessenvertretung bei der Eisenbahnverwaltung

betreffend.
Verordnung und Bekanntmachung des Ministeriums des Innern:  die Bestellung des Ausschusses der

Aerzte betreffend ; des Finanzministeriums:  die dienstlichen Verhältnisse der Angestellten der Civilstaatsverwaltung
betreffend.

Landesherrliche Verordnung.

Die Bildung einer ständigen Interessenvertretung bei der Eisenbahnverwaltung betreffend.

Friedrich,  von Gottes Gnaden Großherzog von Baden,
. Herzog von Zähringen.

Zum Zweck der Bildung einer ständigen Vertretung der Interessen des Handels , der
Gewerbe und der Landwirthschaft auf dem Gebiet des Eisenbahnverkehrswesens haben Wir
auf Antrag Unseres  Handelsministeriums nach Anhörung Unseres  Staatsministeriums
beschlossen und verordnen , was folgt:

8-
Zur Berathung des Handelsministeriums und der Generaldirektion der Staatseisenbahnen

in Fragen des Eisenbahnverkehrswesens wird ein Eisenbahnrath  errichtet.

8- 2.
Der Eisenbahnrath hat die Aufgabe , in wichtigen , die Interessen des Handels , der

Gewerbe und der Landwirthschaft berührenden Angelegenheiten des Eisenbahnwesens , ins¬
besondere hinsichtlich der Bestimmungen des Betriebsreglements , der Tarife und der Fahr¬
pläne gutächtliche Aeußerungen abzugeben und Wünsche und Beschwerden zur Kenntniß der
Centralbehörde zu bringen.

Gesetzes - und Verordnungs -Blatt 1880 . 55
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8. 3.

i

Der Eisenbahnrath wird zusammengesetzt aus:
1 . Vertretern des Handels und der Industrie , indem jede der aus Grund des Gesetzes

vom 11 . Dezember 1878 errichteten Handelskammern einen Vertreter ernennt,
2 . zwei Vertretern der Gewerbe , welche der Landesausschuß der Badischen Gewerbe¬

vereine und

3. zwei Vertretern der Landwirthschast , welche die Centralstelle der landwirthschaftlichen
Vereine bestimmt,

4 . den vom Handelsministerium in der Zahl von höchstens fünf zu ernennenden Mit¬
gliedern , für welche Männer von anerkanntem Ruf in Behandlung wirthschaftlicher
Jnteressenfragen des Landes gewählt werden.

Die unter Ziffer 1 bis 3 gedachten Collegien wählen gleichzeitig mit den Vertretern
die gleiche Anzahl Ersatzmänner.

8- 4-
Die Mitglieder des Eisenbahnrathes werden auf die Dauer von drei Jahren bestellt

und können nach Ablauf dieser Frist von Neuem gewählt werden.

> 8- 5.

Der Eisenbahnrath wird nach Bedürfniß , in der Regel zweimal im Jahr , und zwar
im Frühjahr und im Herbst , durch das Handelsministerium oder in dessen Auftrag durch die
Geueraldirektion der Staatseisenbahnen einberufen.

8- 6.
Der Vorsitzende des Eisenbahnrathes wird , wenn der Präsident des Handelsministeriums

nicht selbst den Vorsitz übernimmt , von diesem bezeichnet.
Zu den Sitzungen des Eisenbahnrathes werden diejenigen Mitglieder des Handelsmini¬

steriums und der Generaldirektion zugezogen , deren Betheiligung für zweckmäßig erachtet wird.

Die Einladung zu den Sitzungen des Eisenbahnrathes wird den Mitgliedern in der
Regel vier Wochen und die Tagesordnung der zur Berathung zu stellenden Gegenstände
in der Regel vierzehn Tage vor dem Tag der Sitzung mitgetheilt.

Mitglieder des Eisenbahnrathes , welche einen Gegenstand auf die Tagesordnung der
Sitzung bringen wollen , haben diesen spätestens vierzehn Tage vorher bei dem Vorsitzenden
anzumelden.

Ueber die Sitzung wird ein Protokoll ausgenommen , aus welchem der Gang der Ver¬
handlungen und die gutächtlichen Aeußerungen des Eisenbahnrathes , eintretenden Falls auch
die Anschauungen der Minderheit zu ersehen sind.
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Jedes Mitglied des Eisenbahnrathes ist berechtigt, seine Ansichten schriftlich zu Protokoll
zu geben.

. 8 .

Die Mitglieder des Eisenbahnrathes üben ihre Funktion als Ehrenamt; doch erhalten
diejenigen, welche nicht am Versammlungsort wohnen, außer Vergütung der Reisekosten eine
Diät von 12 Mark für den Tag.

Gegeben Schloß Baden,  den 4. November 1880.

Friedrich.
Turban.

Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl:
Jost.

Verordnung.

Die Bestellung des Ausschusses der Aerzte betreffend.

Unter Abänderung der Verordnung vom 7. Oktober 1864 wird verordnet wie folgt:

8- I-
Der Ausschuß der Aerzte besteht vom Jahr 1881 an aus 8 Mitgliedern, die nebst

der gleichen Anzahl von Ersatzmännern in folgenden Wahlbezirken gewählt werden:
1. Wahlbezirk Kreis Mosbach,
2.
3.
4.
5.
6.
7.
8.

„ Heidelberg,
„ Mannheim,
„ Karlsruhe,

Kreise Baden und Offenburg,
Kreis Freiburg,
Kreise Lörrach und Waldshut,

„ Konstanz und Villiugen.
Die in den Wahlbezirken wohnhaften Aerzte wählen je ein Mitglied und je einen

Ersatzmann.
Die Mitglieder und Ersatzmänner werden in einem  Wahlakte gewählt. Als Mitglied

gilt wer in einem Wahlbezirke die meisten aller abgegebenen Stimmen erhält, als Ersatzmann
wer die nächst größte Stimmenzahl auf sich vereinigt.
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8- 2.
Das Ministerium des Innern ordnet die Wahl an ; die Wähler haben die verschlossenen

und mit der Aufschrift ihres Namens und Standes versehenen Stimmzettel dem Bezirksarzte

ihres Wohnsitzes abzngeben . Die binnen der gesetzten Wahlfrist eingekommenen Stimm¬

zettel sind von dem Bezirksarzte uneröffnet dem Ministerium des Innern einzusenden , welches

unter Zuzug von zwei Mitgliedern des Ausschusses das Wahlergebniß ermitteln läßt.

8- 3.
Verliert ein Mitglied des Ausschusses diese Eigenschaft , so wird der in dem betreffenden

Wahlbezirke gewühlte Ersatzmann vom Ministerium des Innern in den Ausschuß berufen.

Karlsruhe,  den 28 . Oktober 1880.

Großherzogliches Ministerium des Innern.
Stölstr.

Vät . Krems.

Bekanntmachung.

Die dienstlichen Verhältnisse der Angestellten der Civilstaatsverwaltung betreffend.

Seine Königliche Hoheit der Großherzog  haben mit Allerhöchster Staats¬

ministerialentschließung vom 30 . v. M . gnädigst zu bestimmen geruht , daß die Steuer¬

komm iss är - Assistenten  in das der höchstlandesherrlichen Verordnung vom 7 . Juni

1876 , die dienstlichen Verhältnisse der Angestellten der Civilstaatsverwaltung betreffend , an¬

geschlossene Verzeichniß der mit Dekret anzustellenden Bediensteten , Abtheilung VI . b ., sowie
in die Anlage zu tz. 1 . der Statuten für die Wittwenkasse der Angestellten der Civilstaats¬

verwaltung und zwar in die I . Klasse — Abtheilung Ministerium der Finanzen , von der

Steuerverwaltung — aufzunehmen seien.

Karlsruhe,  den 2 . November 1880.

Großherzogliches Ministerium der Finanzen.
CllMter.

Vät . Glock.

Druck und Verlag von Malsch «L Vogel in Karlsruhe.
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Gesetzes- und Verurdnungs- Watt
für das Großherzogthum Baden.

Karlsruhe , Freitag den 3 . Dezember 1880.

Inhalt.
Verordnung und Bekanntmachungen des Ministeriums des Innern : die dienstlichenVerhältnisse der

Angestellten der Civilstaatsverwaltung betreffend ; des Handelsministeriums:  die Uebertretung wasserpolizeilicher
Bestimmungen betreffend ; den Tarif für die Beförderung von Leichen , Fahrzeugen und lebenden Thieren aus den Badischen
Bahnen betreffend.

Bekanntmachung.

Tie dienstlichen Verhältnisse der Angestellten der Civilstaatsverwaltung betreffend.

Seine Königliche Hoheit der Groß Herzog haben mit Allerhöchster Staats¬
ministerialentschließung 6 . ä . Karlsruhe , den 25 . November 1880 gnädigst zu bestimmen
geruht , daß die Sekretäre der beiden Landesuniversitäten in das der Höchstlandesherrlichen
Verordnung vom 7. Juni 1876 „ die dienstlichen Verhältnisse der Angestellten der Civilstaats¬
verwaltung betreffend " beigegebene Verzeichniß und zwar unter „IV . vom Ministerium des
Innern " aufzunehmen seien.

Karlsruhe,  den 27 . November 1880.

Großherzogliches Ministerium des Innern.
Stößer.

Vät . Hund.

Verordnung.

Die Uebertretung wasserpolizeilicher Bestimmungen betreffend.

Auf Grund des Artikels 85 des Gesetzes vom 25 . August 1876 , die Benützung und
Instandhaltung der Gewässer betreffend , und des tz. 366 n des Reichsstrafgesetzbuchs sowie

Gesetzes - und Verordnungs -Blatt 1880 . 56
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in Ergänzung der Wasserpolizeiordnung vom 24 . Dezember 1876 wird im Einverständnisse
mit Großherzoglichem Ministerium des Innern verordnet , was folgt:

Es ist untersagt , in den Altwassern des Rheins größere Eisstücke lEisschemel ) derart
abzulösen , daß sie in den Rhein abtreiben können . Sofern für die Zwecke der Fischerei die
Ablösung des Eises in den Altwassern des Rheines erforderlich wird , sind die gelösten Eis¬
massen derart in kleine Stücke zu zertheilen , daß beim Hinabtreiben in den Hauptrhein jede
Gefährdung der Userbauten und der Schiffbrücken vermieden wird.

Karlsruhe,  den 4 . November 1880.

Großherzogliches Handelsministerium.
Turban.

Vckt. Panther.

Bekanntmachung.

Den Tarif für die Beförderung von Leichen , Fahrzeugen und lebenden Thieren auf den Badischen
Bahnen .betreffend.

Seine Königliche Hoheit der Großherzog  haben mit Allerhöchster Staats¬
ministerialentschließung vom 8 . September d. I . gnädigst geruht , die Aufhebung der
dermalen bestehenden Bestimmungen und Tarifsätze für die Beförderung von Leichen, Fahrzeugen
und lebenden Thieren im internen Verkehr der Badischen Eisenbahnen und die Neuberechnung
eines Tarifes für diese Transportarten auf folgenden Grundlagen zu genehmigen:

I . Dem künftigen Tarife für die Beförderung von Leichen , Fahrzeugen und lebenden
Thieren auf den Badischen Staatseisenbahnen ist das von der Generalkonfereuz der Deutschen
Eisenbahnen vereinbarte neue Tarifsystem nebst Zusatzbestimmungen und Tarifvorschriften zu
Grunde zu legen , vorbehaltlich derjenigen Aenderungeu oder Erläuterungen , welche die Zusatz¬
bestimmungen oder Tarifvorschriften in Folge Beschlusses der vereinbarenden Verwaltungen
erfahren sollten.

II . Als Einheitstaxen sind anzunehmen:

Für Leichen:

0,40bei Beförderung in gewöhnlichen Personenzügen
bei Beförderung in Eil -(Schnell -)Zügen . . .
für das Kilometer , in beiden Fällen unter Zuschlag einer Expeditionsgebühr von 6 A . für
den Wagen.
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Für Eisenbahnfahrzeuge:

a . für Lokomotiven und Tender , welche auf eigenen Rädern lausen , 0,03 .tL. für die
Tonne und das Kilometer , unter Zuschlag einer Expeditionsgebühr von .1,00 -S , für
die Tonne;

i d . für andere auf eigenen Rädern lausende Eisenbahnfahrzeuge 0,07 S . für die Achse
und das Kilometer nebst einer Expeditionsgebühr von 2,00 -1L. für die Achse.

Für nicht auf eigenen Rädern laufende Fahrzeuge:

a . für unbeladene Fahrzeuge , welche bei der Gepäckexpedition aufgeliefert werden:
bei Beförderung in gewöhnlichen Personenzügen . 0,40 S.
in Eilpersonenzügen . 0,60 „

für das Kilometer und den verwendeten Eisenbahnwagen , in beiden Fällen unter
Zuschlag einer Expeditionsgebühr von 6 für den Eisenbahnwagen;

I). Fahrzeuge aller Art , welche bei den Güterexpeditionen aufgeliefert werden , unterliegen
der Frachtberechnung nach den Bestimmungen des Tarifs für den Güterverkehr und
zwar unbeladen nach den Sätzen des Spezialtarifs III . beziehungsweise der Klasse
X 2 , beladen nach den Sätzen der allgemeinen Wagenladungsklasfe.

Für lebende Thiere:

a . für Hunde als Begleiter von Passagieren . 0,015 -H.
für das Stück und Kilometer , im Mindestbetrag 0,10 S . für das Stück;

d . für Thiere in Stallungswagen:
für I Stück . 0,30 S.

für jedes in demselben Wagen verladene weitere Stück 0,10 S . für das Kilometer,
unter Zuschlag einer Expeditionsgebühr von 1 S für das Stück;

e . für sonstige Transporte lebender Thiere:

1 . in Wagenladungen:

für Pferde . 0,030
für sonstiges Großvieh (Rindvieh , Maulthiere , Esel rc.) . 0,025 „
für Kleinvieh (Schweine , Kälber , Schaafe , Ziegen rc.)

in gewöhnlichen Wagen . 0,020 „
in Wagen mit mehreren Böden . 0,027 „

für jedes Quadratmeter Ladefläche und Kilometer , unter Zuschlag einer Expeditions¬
gebühr , welche
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bei einer Entfernung bis zn 40 Kilometer einschließlich . 0,10 ^5.
bei Entfernungen zwischen 40 und 100 Kilometer für je 2 weitere Kilometer 0,01 „

mehr und
bei Entfernungen von 100 Kilometer und darüber . 0,40 „

für jedes Quadratmeter der Ladefläche des verwendeten Wagens beträgt;

2 . im Einzeltransport:

für Pferde . - . 0,08 .15.
für Stiere , Ochsen, Kühe , Rinder , Fohlen , Maulthiere , Esel . . . . 0,06 „
für Schweine , Kälber , Schaafe , Ziegen . 0,015 „

für jedes Stück und Kilometer , unter Erhebung einer Expeditionsgebühr von 0,20 ^5.
für Pferde und von 0,10 S . für die übrigen Thiere für das Stück.

Als Mindeftbetrag werden für eine Thiersendung erhoben:
wenn zur Beförderung ein besonderer Wagen in den Zug eingestellt werden muß,

20 H für das Kilometer mit einem Zuschlag von 1 im Gesammtbetrag nicht
weniger als 3 .15.;

wenn ein im Zug vorhandener Wagen verwendet werden kann:
bei Großvieh . 1,00 S.
bei Kleinvieh . 0,40 „

Auf diesen Grundlagen ist von der Generaldirektion der Staatseisenbahnen ein voll¬
ständiger Tarif für die Beförderung von Leichen, Fahrzeugen und lebenden Thieren berechnet
worden , welcher an Stelle der in der Bekanntmachung vom 19 . Dezember 1874 (Gesetzes¬
und Verordnungsblatt Nr . I ^XI .) , sowie in jener vom 12 . Dezember 1877 (Gesetzes- und
Verordnungsblatt Nr . XXV .) enthaltenen Bestimmungen und Tarifsätze , soweit solche die
Beförderung von Leichen, Fahrzeugen und lebenden Thieren betreffen , v o m 1 . Januar 1881
an zur Anwendung gelangt.

Durch die Generaldirektion wird eine besondere Ausgabe des Tarifes , welche auch die
einschlägigen Bestimmungen des Betriebsreglements nebst Zusatzbestimmungen enthalten wird,
veranstaltet ; dieselbe kann bei den Eisenbahnstellen und im Buchhandel bezogen werden.

Karlsruhe,  den 27 . November 1880.

Großherzogliches Handelsministerium.
Turban.

Vckt. Panther.

Druck und Verlag von Malsch Bogel in Karlsruhe.
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Gesetzes- und Verordmmgs- Watt
für das Großhcrzogthmn Baden.

Karlsruhe , Freitag den 24 . Dezember 1880.

Inhalt.
Verordnungen des Ministeriums des Großherzoglichen Hauses und der Justiz : die Aus¬

stellung von Vermögenszeugnissen und Straflisten in Strassachen betreffend ; des Ministeriums des Innern:  die
Gebühren der Sanitätsbeamten sür amtliche Verrichtungen betreffend ; des Handelsministeriums:  die Lauerordnung
für Neuenheim betreffend.

Verordnung.

Die Ausstellung von Vermögenszeugnissen und Straflisten in Strafsachen betreffend.

Unter Aufhebung der bisher geltenden Bestimmungen wird im Einverständniß mit dem
Großherzoglichen Ministerium des Innern und demjenigen der Finanzen verordnet:

8-
Die Ausstellung von Vermögenszeugnissen in Strafsachen erfolgt durch den Gemeinde¬

rath.
An Stelle des Gemeinderaths kann in den der Städteordnung unterstehenden Gemeinden

eine nach Maßgabe der Ztz. 78 -, 10 und 19 ^ des Gesetzes vom 24 . Juni 1874 über die
Verfassung und Verwaltung der Stadtgemeinden gebildete Kommission treten , welche aus
mindestens drei mit den einschlägigen Verhältnissen vertrauten Mitgliedern bestehen muß.

8- 2.
Zur Fertigung von Straflisten ist der Bürgermeister zuständig.

8 - 3.

Zur Ausstellung von Vermögenszeugnissen ist das anliegende Formular zu verwenden.
Die Strafliste muß das urtheilende Gericht , das Datum des Urtheils , die Strafthat

und die erkannte Strafe angeben.
Karlsruhe,  den 30 . November 1880.

Ministerium des Großherzoglichen Hauses und der Justiz.
Grimm.

Gesetzes- und Verordnungs -Blatt 1860. 57
Vät . Zehnter.
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Der Untersuchungsrichter
am Grotzh. Landgericht.

Nr. In der Strafsache
gegen

Dem.

wird dieser Erkundigungsbogen mit der Weisung zugestellt , die Vermögens - und Erwerbsver¬
hältnisse de . . . .
genau zu erheben , hiernach die gestellten Fragen zu beantworten und sodann diesen Bogen
unterzeichnet alsbald wieder anher einzusenden.

.den . 18 . .

Erkundigungsbugen
über.

betreffend

die Vermögens - und Erwerbsverhältnisse.

Fragen . Antworten,
t . Hat Obige . . . gegenwärtiges Vermögen?

Wie viel beträgt das Steuerkapital
a . nach dem Grundsteuerkataster?
d . nach dem Häusersteuerkataster?

2 . Besitzt d . . selbe Kapitalien oder sonstige
Forderungen und wieviel?
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- Fragen . Antworten.

Z. Wie hoch beläuft sich der Werth des üb¬

rigen Fahrnißvermögens im ungefähren
Anschlag?

Hat d selbe Schulden ? Wieviel sind auf

das liegenschaftliche Vermögen im Unter¬

pfandsbuch eingetragen ? Sind noch andere

nicht eingetragene Schulden bekannt?

5 . Ist d . . selbe arbeitsfähig ? Womit ernährt

. . . sich und . Familie?

6 . Kann d . . selbe von . jährlichen

Verdienst oder Liedlohn etwas abgeben
und wieviel?

7 . Hat d . . selbe Vermögen zu hoffen ? von

wem und wieviel beiläufig?

8 . Pflichtmäßiges Gutachten , ob und auf welche

Weise die Untersuchungskosten von de . .

Beschuldigten beigebracht werden können.

Vorstehende Fragen hat pflichtmäßig beantwortet
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Verordnung.

Die Gebühren der Sanitätsbcamten für amtliche Verrichtungen betreffend.

Mit Allerhöchster Genehmigung aus Großherzoglichem Staatsministerium ä . ä . Karlsruhe
den 16 . Dezember 1880 Nr . 664/65 wird im Einverständnisse mit Großherzoglichem Mini¬
sterium des Großherzoglichen Hauses und der Justiz bestimmt:

Z. 13 der landesherrlichen Verordnung vom 23 . Dezember 1874 erhält folgende Fassung:
Die Bersäumnißgebühr besteht in der Hälfte der Diät.
Es erhalten dieselbe:

1 . alle mit festen Bezügen vom Staate angestellten Sanitätsbeamten bei Amts¬
geschäften außerhalb des Amtsbezirkes , in welchem ihr Wohnsitz liegt;

2 . die nicht mit festen Bezügen angestellten Sanitätsbeamten bei allen amtlichen
Verrichtungen außerhalb ihres Wohnortes , sowie bei gerichtlichen Leichen¬
öffnungen . In letzterem Fall beträgt die Bersäumnißgebühr mindestens
3 Mark.

Karlsruhe,  den 20 . Dezember 1880.

Großherzogliches Ministerium des Innern.
A. A. d. Pr.

L. Cron.
Vät . Buch.

Verordnung.

Die Laucrordnung für Nmcnheim betreffend.

Auf Grund des Z. 155 des Polizeistrafgesetzbuchs wird mit Wirksamkeit vom Tage der
Verkündung verordnet , was folgt:

Das rechtseitige Neckarvorland oberhalb der neuen eisernen Brücke (Heidelberg -Neuenheim)
darf als öffentlicher Auslade - und Lagerplatz (Lauer ) für solche Güter benützt werden , welche
nicht zollpflichtig sind und nicht unter zollamtlicher Kontrole stehen.

8- 2.

Die unmittelbare technische Aufsicht über den Ausladeplatz wird durch die Großherzog¬
liche Rheinbauinspektion Mannheim geführt.
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Die anderweitige Aufsicht , insbesondere bezüglich der Handhabung der Vorschriften über

Benützung des Lauers , insofern solche nicht die Wasser - und Schifffahrtspolizei berühren , besorgt

das von der Gemeinde Neuenheim aufgestellte Personal.

Die Benützung des Lauers darf stets nur in der Weise erfolgen , daß der Leinpfad

offen gehalten und überhaupt eine Beeinträchtigung des Schifffahrt ?- und Floßverkehres ver¬

mieden wird.

s - 4-

Wer den Neuenheimer Lauer zum Ein - und Ausladen oder zum Ablagern von Gütern

benützen will , hat zuvor die Erlaubniß der Gemeindebehörde Neuenheim , beziehungsweise des

von derselben bestellten Aufsichtspersonals , einzuholen.

Letzteres bestimmt die Ein - und Ausladestellen sowie die Ablagerungsplätze nach den Anord¬

nungen der Gemeindebehörde.

8- o.

Die Schiffe haben an den ihnen angewiesenen Stellen anzulegen und sind in geeigneter

Weise zu befestigen.
Schoren zur angemessenen Fernhaltung der Schiffe von dem Ufer dürfen nur dann an

die Böschungen angelegt werden , wenn die Spitze an einem mindestens /̂s Meter langen und

^ Meter breiten Bordstücke befestigt ist.

Zur Verbindung des Schiffes mit dem Ufer darf auf die Kante des Leinpfades ein

Steg aufgelegt werden.
Das Ein - und Ausladegeschäft ist jeweils ohne Verzug nach Maßgabe der Anordnungen

des Aufsichtspersonals zu besorgen , und haben alle Schiffe den Lauer nach Beendigung des

Ein - beziehungsweise Ausladegeschäfts alsbald zu verlassen.

8- 6.

Das Betreten des Lauers ist allen Personen , welche nicht auf demselben Geschäfte haben,

untersagt.

8- 7-
Untergegangene Schiffe oder versunkene Ladungen müssen durch den Schiffsführer oder

Eigner sofort gehoben und beseitigt werden , widrigenfalls die nöthige Räumung des Fluß¬

bettes auf deren Kosten vorgenommen wird.

8- 8.
Das Ausladen von Schutt , Kehricht und sonstigem Unrath auf dem Lauer , sowie jede

Verunreinigung desselben ist untersagt.
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8- d.
Wenn Eisgänge oder sonstige Ereignisse außerordentliche Hilfe erheischen, so ist die

Mannschaft sämmtlicher am Lauer liegender Fahrzeuge verbunden, den polizeilichen Anord¬
nungen mit eigener Hand und nöthigenfalls mit Schiff und Geschirr augenblicklich Folge zuleisten.

8- 10.
Für die Entrichtung von Auslade- und Lagergebühren sind die Bestimmungen des von

Großherzoglichem Handesministerinmerlassenen Lauergeldtarifs maßgebend.
8- i -̂

Vorbehaltlich der Ersatzansprüche wegen verursachter Beschädigung unterliegen Ueber-
tretungen der Bestimmungen dieser Lauerordnung gemäßZ. 155 des Polizeistrafgesetzbucheseiner Geldstrafe bis zu 100 Mark oder einer Haftstrafe bis zu 14 Tagen.

Karlsruhe,  den 6. Dezember 1880.

Großherzogliches Handelsministerium.
Turban.

Vät. Ballweg.

Druck und Verlag von Maisch L- Vogel in Karlsruhe.
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Gesches- mld Verordlmngs- Klatt
für das Großherzogthum Baden.

Karlsruhe , Donnerstag den 30 . Dezember 1880.

Inhalt.
Bekanntmachungen des Ministeriums des Innern : die Arzneitaxe betreffend; des  Handels¬

ministeriums : Nachträge zur Deutschen Aichordnung betreffend.

Bekanntmachung.

Die Arzncitaxc betreffend.

Die Apotheker und Besitzer von Handapotheken haben vom 1. Januar k. I . an die
Preise für Arzneistoffe , Arbeiten und Gefäße nach der Preußischen Arzneitaxe vom 23 . v. M.
anzusetzen. Im klebrigen verbleibt es bei der Verordnung vom 29 . Mai l . I.

Karlsruhe,  den 24 . Dezember 1880.

Großherzogliches Ministerium des Innern.
A. A. d. Pr.
M . Frky.

Väl . Mayer.

Bekanntmachung.

Nachträge zur Deutschen Aichordnung betreffend.

Nachstehend werden die von der Kaiserlichen Normal -Aichnngskommission auf Grund der
Artikel 15 und 18 der Maaß - und Gewichtsordnung vom 17 . August 1868 (Bundesgesetz¬
blatt Seite 473 ) erlassenen , im Centralblatt für das Deutsche Reich vom Jahr 1880
Nr . 51 Seite 790 bis 794 veröffentlichten Nachtragsbestimmungen zur Aichgebühren -Taxe
vom 12 . Dezember 1869 zur allgemeinen Kenntniß gebracht.

Karlsruhe,  den 24 . Dezember 1880.

Großherzogliches Handelsministerium.
Turban.

Gesetzes- und Verordnungs -Blatt 1880.
Vät . Panther.
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-G.

!

Sechster Nachtrag zur Aichgcbtthren-Tarc
vom 12.  Dezember  1869.

(Beilage zu Nr . 40 des Bundes -Gesetzblattes .)
An Stelle

der Abschnitte VI ., VIl . und XI . der unter dem 24 . Dezember 1874 in verän¬
derter Gestalt veröffentlichten Aichgebühren -Taxe vom 12 . Dezember 1869
(Central -Blatt für das Deutsche Reich, Jahrgang 1875 S . 94 ff.) ;

der Vorschrift unter Nr . 6 des vierten Nachtrages zu derselben vom 30 . November
1875 (Central -Blatt für das Deutsche Reich, S . 813 ff.) ;

des Z. 6 des Erlasses , betreffend die Zulassung von Neigungswaagen zur Aichung
und Stempelung und zur Anwendung beim Wägen von Eisenbahn -Passagier¬
gepäck, vom 19 . August 1876 (Central -Blatt für das Deutsche Reich, S . 455 ff.) ;

der in dem letzten Absatz des Nachtrages zu diesem Erlasse vom 25 . März 1878
(Central -Blatt für das Deutsche Reich , S . 206 ) getroffenen Gebühren -Festsetz-
ungen

treten vom 1 . Januar 1881 ab die folgenden Bestimmungen:

Waagen.

X Handelswaagen.

I . n . Gleicharmige Balkenwaagen.

X

für die
Aichung

ö.

für die
Berichtigung

0.
für Prüfung

ohne
Stempelung

S. S.

Waagen für eine größte zulässige Last von 500 Z- und
weniger. —> 25 — 10 — 15

von mehr als 500 A bis zu 5 lltz- . — 50 — 20 — 30

» „ o „ „ 20 „ . —^ 75 — 30 — 60

ff „ „ „ . 1 — — 40 — 75

„ „ „ 50 „ „ „ 100 . . . . . . . 1 25 — 50 — 90

„ „ „ 100 „ für jede volle oder angefangene
Stufe von 50 kA mehr ein Mehransatz von . . . . — 25 ._ . 10 — 20
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Für die Herstellung gleichen Gewichts der etwa mit zur Aichung gebrachten Schalen sind
bei Waagen , deren größte Last 20 und weniger beträgt , 15 H
„ „ „ » „ ^0 „ übersteigt, 30 „

außer den etwaigen sonstigen Gebühren für die Berichtigung der Waage in Ansatz zu bringen.

1. 5 . Gleicharmige oberschalige oder Tafel - Waagen.

Wie unter I . rr. , jedoch mit Wegfall aichamtlicher Berichtigungen und Berichtignngs-
gebühren.

II . a . Ungleicharmige Balkenwaagen.

(Dezimal - und Centesimal-Waagen .)

. für die
Aichung

L.

für die
Berichtigung

0.
für Prüfung

ohne
Stempelung

Waagen für eine größte zulässige Last von 20 5^ bis zu

S.

50 . 80 — 40 — 50

von mehr als 50 5^ bis zu 200 KZ- . . . . 1 — — 50 — 80

„ „ „ 200 „ „ „ 500 „ . . . . 1 60 — 60 1 10

. . sag . 7ka. 2 — — 70 1 40

„ „ „ 760 „ „ „ 1000 .. 2 50 — 80 1 70

„ „ 1000 „ „ „ 1500 „ . . . . 3 — 1 2 —

„ „ „ 1500 „ „ „ 2000 „ . . . .
für jede volle oder angefangene Stufe von 1000 1<§

3 50 1 20 2 30

mehr ein Mehransatz von. 1 — — 40 — 60

Sind Laufgewichte und Skalen als Hülfseinrichtung vorhanden , so ist für jede dieser
Skalen ein Zuschlag von

75 H für Prüfung und Stempelung oder von
50 „ „ „ ohne Stempelung

in Ansatz zu bringen.

II . 5 . Brückenwaagen.

(Dezimal- und Centesimal-Waagen.)

Wie unter II . a.,
gebühren.

jedoch mit Wegfall aichamtlicher Berichtigungen und Berichtigungs-

58.
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Uebergangsbe st immun gen

zu II . nngleicharmige Balkenwaagen und II . 5 . Brückenivaagen
(vgl. Z. 9 Nr. 1 des elften Nachtrages zur Aichordnnng, vom 6. September 1880 C.-Bl. f. d. D. R. S . 704).

für die
Aichung

L.

für die
Berichtigung

0 .
für Prüfung

ohne
Stempelung

Dezimalwaagen für eine größte zulässige Last von weniger
S.

als 20 1Z. 60 30 30

(Bei Brückenwaagen fallen jedoch auch hier aichamtliche Berichtigungen und Berichtigungs¬
gebühren fort .)

III . a . Einfache Balkenwaagen mit Laufgewicht und Skale.

für die
Aichung

L.

für die
Berichtigung

6.

für Prüfung
ohne

Stempelung

Waagen für eine größte zulässige Last von 500 ^ und

S. ^5,

weniger. — 75 — 10 — 50
von mehr als 500 § bis zu 5 l<A. I — — 20 — 70

„ „ „ 5 IrA „ „ 20 „ . . . . . 1 25 — 30 — 90
„ „ . I 50 — 40 1 10
„ „ „ 50 „ „ „ 100 „ . . . . . 1 75 — 50 1 30

100 200o « » n » . 2 — 60 1 50

Bei Waagen , deren größte Last 200 IrA übersteigt , erfolgt die Gebühren -Erhebnng wie
unter III . Ii.
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III. d.  Zusammengesetzte Balken - und Brückenwaagen mit Laufgewicht
und Skale.

für die
Aichung

L.

für die
Berichtigung

6.
für Prüfung

ohne
Stempelung

WaagenfüreinegrößtezulässigeLastvon200I 'A-biszu 500 2 25 — 60 1 60
von mehr als 500 „ „ „ 750 „ 2 75 — 70 1 90

„ „ 7SV „ ,, . I00v„ 3 25 — 80 2 20
„ „ „ ^000 „ „ „ 1500,, 3 75 1 — 2 50
„ „ „ l oOO„ „ „ 2000 „ 4 25 1 20 2 80

für jede volle oder angefangene Stufe von 1000 Ir§
mehr ein Mehransatz von. 1 — — 40 — 60

Die vorstehenden Sätze in Kolumne X. und 6 . finden auf Waagen mit nicht mehr als
2 Skalen Anwendung ; für jede weitere Skale ist ein Zuschlag von 50 H für Prüfung und
Stempelung und von 30 H für Prüfung ohne Stempelung anzufetzen.

Ist bei einer der obigen Waagen als Hülfseinrichtnng eine Gewichtsschale an nicht ver¬
änderlichem Hebelarm vorhanden , so ist für die Prüfung der Richtigkeit des bezüglichen
Hebelverhältmsses eine Zuschlagsgebühr von 50 H zu erheben.

Bei Brückenwaagen mit Laufgewicht und Skale fallen jedoch aichamtliche Berichtigungen
nnd Berichtigungsgebühren fort.

L Waagen für besondere Zwecke.

I . Präzisionswaagen.

X

für die
Aichung

L.

für die
Berichtigung

0.
für Prüfung

ohne
Stempelung

S. S.
Waagen für eine größte zulässige Last von 500 § und

weniger. — 50 — 25 — 30
von mehr als 500 A bis zu 5 irg- . I - . — 50 — 60

n n ^ 20 „ . 1 50 — 75 1 —

n ,, „ 20 „ „ „ 50 „ . . . . . . 2 — 1 — 1 50
für jede volle oder angefangene Stufe von 50 mehr

ein Mehransatz von. — 50 — 25 — 50
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In Betreff der Tarirmig der beiden zu einer ÄZaage gehörigen Schalen gelten dieselben
Zuschlagsgebühren wie unter X I . rr.

II . a . Waagen für Eisend ah « Passagier - Gepäck und Waagen für
Po st Packer eien ohne angegebenen Werth.

für die
Aichung

L.

für die
Berichtigung

6.

für Prüfung
ohne

Stempelung

Waagen für eine größte zulässige Last von 250 und

FL, FL, FL

weniger. 1 — — — — 80

von mehr als 250 . 1 50 — I 10

II . b . Hökerwaagen.

L. 0

für die
Aichung

für die
Berichtigung

für Prüfung
ohne

Stempelung

FL, FL S.

Waagen für jede größte zulässige Last. — 40 — j 15
— 20

Für eine aichamtliche Anbringung der die Bezeichnung H . 'A . enthaltenden Blechstreifen
werden 20 H erhoben.

Alkoholometer und Thermometer.

L. 6. v.

für die
Aichung

für die Prüfung
je einer Stelle der

Thermometer¬
skale

für die Prüfung
je einer Stelle der

Alkoholometer-
fkale

für die
Ermittelung des

Gewichts

FL, FL. FL, FL,

Gewöhnliche Thermo -Alkoholometer . . 1 — — 5 — 10 — 10

Normal -Thermo -Alkoholometer . . . . 2 — — 10 — 25 — 10
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Die in jedem Falle zu erhebenden Gebühren berechnen sich nach Maßgabe der wirklich
ausgeführten Prüfungsarbeiten.

Für die Aichung eines Instruments , welche die Prüfung der Alkoholometer - und der
Thermometerskale an je 5 Stellen , die Ermittelung des Gewichts und die Stempelung um¬
faßt , sind lediglich die Sätze der Kolumne X zu erheben . Wenn jedoch die Prüfung auf
mehr als 5 Stellen einer Skale hat ausgedehnt werden müssen , tritt für jede zusätzliche
Prüfung eine Zuschlagsgebühr zu hinzu , welche nach Kolumne 6 . beziehungsweise 6 . zu
berechnen ist.

Sobald der Prüfung des Instrumentes eine Stempelung desselben nicht folgt , sind aus¬
schließlich die Sätze der Kolumne II ., 0 . und IX in Ansatz zu bringen.

Für Verabfolgung einer gestempelten Reduktionstabelle sind 15 H zu berechnen.

Uebergangsbestimmungen.

Bei der gesonderten Vorlage von Thermometern und Alkoholometern sind zu berechnen
für die Aichung eines ^

gewöhnlichen Alkoholometers. 0 ,7g
Thermometers für gewöhnliche Alkoholometer . . 0 ,5g „
Normal -Alkoholometers. 1,50 „
Thermometers für Normal -Alkoholometer . . . 1,oo „

Für bloße Prüfung ohne Stempelung oder zusätzliche Prüfungen , sowie für Gewichts¬
ermittelungen treten die oben in den Kolumnen 8 ., 0 ., IX enthaltenen Sätze ein.

Berlin,  den 3. Dezember 1880.

Kaiserliche Normal -Aichungs -Kommission.
Foerster.

Druck und Verlag von Malsch «L Vogel in Karlsruhe.
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